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Vorwort 



Das Buch ist, vom Titel her, vor allem an Prüflinge gerichtet. Doch wird es 
auch gerne von denen gelesen, die sich nach langer Zeit der Abstinenz wieder 
in die Materie einarbeiten wollen, für die permanentes Lernen im Beruf 
selbstverständlich ist, und von denen, die sich ganz einfach mit diesem Buch 
auf den neuesten Stand bringen wollen. 

Das Buch ist aus dem jahrelangen Unterricht in Rechtskunde und vor allem 
Fachkunde für Rechtsanwaltsfachangestellte entstanden. Mit jeder Auflage 
wurde es neu erprobt und in Teilen verändert, wann immer sich Inhalte als 
überflüssig, nicht mehr zutreffend oder veraltet herausstellten, Lücken 
entdeckt wurden oder sich Formulierungen als schwer verständlich erwiesen. 

Sie mögen kein Vorwort? Wenn Sie noch vor der Prüfung stehen, sollten Sie 
aber die nachfolgende Einleitung lesen, sie unterscheidet sich von Einleitungen 
der herkömmlichen Art. Unter anderem enthält sie auch Tipps zum Lernen. 

Dem besseren Lernen und Einprägen dienen die jedem Kapitel angehängten 
Prüfungsfragen. Hier können Sie überprüfen, ob Sie das Gelernte auch 
verstanden haben und das Wichtigste formulieren können. Bei diesen Fragen 
handelt es sich jedoch überwiegend um reine Wissensfragen, sieht man einmal 
von den gebührenrechtlichen Prüfungsfragen und anderen Kapiteln ab. Die 
Anforderungen an die Fachkraft im Büro und damit auch in der Berufsaus- 
bildung und der Prüfung sind sehr hoch. Es hat sich gezeigt, dass es nicht 
ausreichend ist, nur bestimmte Themen wissensmäßig zu erlernen, sondern 
dass man auf vielen Gebieten auch (einfache und schwerere) Aufgaben selbst 
lösen muss. Man muss Erlerntes auch anwenden, erst dann weiß man, ob man 
das Gebiet auch verstanden hat. Aus diesem Grunde ist im 
Betriebswirtschaftlichen Verlag Dr. Th. Gabler, Wiesbaden, mein Buch 
„Abschlussprüfung für Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte. Training 
Fachkunde" erschienen. Es enthält zu den Themen dieses Buches ausgewählte 
Aufgaben mit allen Schwierigkeitsgraden - von leicht bis Prüfungsniveau - und 
die dazugehörigen Musterlösungen. Auf dieses Buch, das ich kurz 
„Trainingsbuch" nenne, verweise ich zu Beginn der Kapitel folgendermaßen: 
Steht in diesem Buch der Hinweis „vgl. Trainingsbuch, Kapitel 7.1", so ist 
damit gemeint, dass Sie das betreffende Thema (Die Einigungsgebühr) in dem 
Kapitel 7.1 des Trainingsbuches üben, überprüfen und festigen können. 

Diese Auflage ist wegen weiterer Gesetzesänderungen erforderlich geworden. 
So führten das 1 . Justizmodemisierungsgesetz, das Anhörungsrügengesetz und 
das Justizkommunikationsgesetz wichtige Verfahrens- und gebührenrechtliche 
Änderungen ein. Weitere Änderungen ergeben sich aus dem RVG selbst, z. B. 
die Änderung der Rechtsgrundlage für die Geschäftsgebühr. 

Am 19.05.2006 hat der Bundestag die Anhebung der Umsatzsteuer auf 19 % 
beschlossen. Diesem Beschluss hat auch der Bundesrat zugestimmt. Aus 
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diesem Grunde geht das Buch von der beschlossenen Umsatzsteuer in Höhe 
von 19 % aus. 

Um meinen Leserinnen und Lesern eine noch größere Aktualität zu sichern, 
trage ich auf meiner Homepage (s. u.) auf der Seite Aktualisierung die 
Neuerungen zu den Themen zusammen, die in meinen Büchern behandelt 
werden. Vielleicht finden Sie auch dort den einen oder anderen Kommentar, 
der in dieser Form in meinen Büchern nicht wiederzufinden sein wird. 

Sehr angewiesen bin ich auf weiterführende Hinweise und konstruktive Kritik. 
Mailen Sie mir: 

autor@karsten-roeser.de 

Jeder verwertbare Hinweis ist ein Schritt in die richtige Richtung, nämlich das 
Buch noch besser und für Sie noch nutzbarer zu machen! 

Besuchen Sie mich auf meiner Homepage www.karsten-roeser.de, stöbern 
Sie auf der Seite Download, suchen Sie sich kostenlose Arbeits- und 
Infoblätter aus und schauen Sie auch auf der Seite Aktualisierung vorbei. 

Neuss, im Juli 2006 Karsten Roeser 




Einleitung 

Warum sind die Anforderungen gerade in Fachkunde besonders hoch? 

In Fachkunde (in einigen Lehrplänen kann das Fach auch „Recht“ heißen) 
werden noch am unmittelbarsten die Themen angesprochen, die für die 
Büropraxis wichtig sind, so die Anfertigung von Schriftsätzen, die Erstellung von 
Kostenrechnungen und die Durchführung der Zwangsvollsfreckung. 

Diesen erhöhten beruflichen Anforderungen versucht der Lehrplan durch sehr 
zahlreiche und komplexe Leminhalte gerecht zu werden. Für diejenigen, die 
„nur“ den Ausbildungsberuf „Rechtsanwaltsfachangestellte/r“ oder „Notar- 
fachangestellte/r“ anstreben, fallt nur ein geringer Teil der Leminhalte weg, 
und zwar der, der umgerechnet etwa einem halben Ausbildungsjahr entspricht. 
Berücksichtigt man, dass auch die übrigen Fächer sehr stark mit Stoff 
befrachtet sind, so wird ohne weiteres einsichtig, dass man in der Prüfung 
nicht auf allen Gebieten fit sein kann. Vielmehr ist es erforderlich, sich auf die 
prüfungsbedeutsamen wesentlichen Teilgebiete zu beschränken. 

Warum ist die Prüfung in Fachkunde besonders wichtig? 

Zwar werden Sie in den verschiedensten Fächern geprüft, doch als Ergebnis 
bekommen Sie lediglich eine Gesamtnote. Diese errechnet sich aus den 
einzelnen Prüfungsergebnissen im Rahmen der schriftlichen und mündlichen 
Prüfungen in den einzelnen Fächern. Da ist es nun wichtig zu wissen, dass 
nicht jedes Fach gleichberechtigt ist. Die Endnote errechnet sich nämlich nach 
einem komplizierten Schlüssel, in dem einzelne Fächer sehr verschieden 
gewichtet werden. 

Ablauf und Inhalt der Prüfungen richten sich nach der für Sie zuständigen 
Ausbildungsordnung vom 23. November 1987 (BGBl. I S. 2392), die im schönen 
Amtsdeutsch ReNoPatAusbV heißt sowie nach der von Ihrer örtlich zuständigen 
Kammer erlassenen Prüfungsordnung. Sie sollten wissen, dass während Ihrer 
Ausbildungszeit gleich zwei Prüfungen auf Sie warten, nämlich zunächst eine 
Zwischenprüfung nach 12 bis 18 Monaten ab Beginn der Ausbildung und die 
Abschlussprüfung. Die Zwischenprüfung ist lediglich schriftlich und dauert 
höchstens 1 80 Minuten. 

Die Abschlussprüfung findet schriftlich und mündlich statt. Der schrifiliche Teil 
besteht aus fünf Prüfungsfächern, die jedoch nicht identisch mit den Schulfächern 
sind! So ist für alle genannten vier Ausbildungsberufe das Prüfungsfach „Recht, 
Wirtschafts- und Sozialkunde“ verbindlich, das in den Unterrichtsplänen 
natürlich auf mehrere Fächer verteilt wird. Weitere Prüfungsfächer sind 
Rechnungswesen (= Rechnen und Buchführung) und Fachbezogene Informati- 
onsverarbeitung (Textbearbeitung und Textverarbeitung). Zu diesen für alle vier 
Ausbildungsberufe vorgeschriebenen Prüfungsfächern kommen für den 
Ausbildungsberuf Rechfsanwaltsfachangestellte/Rechtsanwaltsfachangestellfer 
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als weitere Prüfungsfächer Zivilprozessrecht (mit Zwangsvollstreckung) und das 
Rechtsanwaltsgebührenrecht hinzu. Für den Ausbildungsberuf Notarfachan- 
gestellte/Notarfachangestellter sind stattdessen als weitere Prüfungsfächer 
Freiwillige Gerichtsbarkeit und das Gebührenrecht vorgeschrieben. 

Diejenigen, die eine Doppelausbildung zum/zur Rechtsanwalts- und Notar- 
fachangestellten betreiben, haben demgegenüber als weitere schriftliche 
Prüfungsfächer das Zivilprozessrecht (einschließlich Zwangsvollstreckung) 
und die Freiwillige Gerichtsbarkeit sowie das Gebühren- und Kostenrecht. 

Die mündliche Prüfung gilt als weiteres Prüfungsfach, das jedoch gegenüber 
den übrigen Prüfungsfächern doppelfes Gewicht hat. ln dem Prüfungsgespräch 
soll der Prüfling zeigen, „dass er mit den für den Ausbildungsberuf wesentli- 
chen Fragen vertraut ist und praktische Fälle lösen kann.“ Hier wird der 
Schwerpunkt in der Regel wieder auf fachkundlichem Gebiet liegen, doch 
müssen Sie natürlich auch damit rechnen, dass außerdem Fragen aus dem 
Bereich der anderen Fächer gestellt werden. 

Es bleibt also festzuhalten, dass einerseits für die Abschlussprüfung mehrere 
Unterrichtsfächer zu einem Prüfungsfach zusammengefassf werden; 
andererseits wird Fachkunde gleich in zwei Prüfungsfächer aufgefeilt, nämlich 
z. B. für Rechfsanwalfsfachangesfellte in das Zivilprozessrecht einschließlich 
Zwangsvollstreckung und in das Rechtsanwaltsgebührenrecht. Demgemäß 
können Sie also davon ausgehen, dass die fachkundlichen Prüfungsleistungen 
bei weitem das größte Gewicht besitzen. 

Beachten Sie, dass bei der Errechnung der Prüfungsnote nur die Leistungen 
der schriftlichen oder mündlichen Prüfung, nicht jedoch die mündlichen oder 
schriftlichen Leistungen in der Schule herangezogen werden. Die Fachange- 
stelltenprüfung stellt ein hiervon unabhängiges Prüfungsverfahren dar! 

Wie bereiten Sie sich auf die Prüfung vor - wie arbeiten Sie mit diesem 
Buch? 

Sicherlich haben Sie inzwischen eine eigene Arbeitsmethode entwickelt, doch 
empfiehlt es sich, die nachfolgenden Ratschläge zu beachten: 

1. Arbeiten Sie in diesem Buch nur die Kapitel bzw. Themenkreise durch, die 
Sie im Unterricht bisher auch besprochen haben! 

Das Buch setzt den Unterricht in der Schule voraus, ergänzt ihn zwar, ersetzt 
ihn aber nicht. 

2. Stürzen Sie sich nicht sofort auf die Fragen und Aufgaben, sondern lesen 
Sie sich zunächst die (in der Regel kurz und zusammenfassend gehaltenen) 
Ausführungen durch, die die Problemkreise erläutern! 

Die vorgeschalteten Darstellungen bieten die wichtigen Prüfungsfragen 
systematisch und im Zusammenhang dar, denn nur dann kann man sie auch 
wirklich verstehen. Zugleich dienen die Ausführungen Ihrer Wiederholung. 

3. Ziehen Sie beim Durcharbeiten der Kapitel auch Ihre entsprechenden 
Aufzeichnungen aus der Schule hinzu! 





Das ist deshalb besonders wichtig, weil die in Ihrem Unterricht behandelten 
Leminhalte häufig auch Hinweise dafür sein können, welche Fragestellungen 
in Ihrer Prüfung auftauchen können. 

4. Sofern Sie ein Schulbuch für den Fachkundeunterricht zur Hand haben: 
Lesen Sie auch im jeweils einschlägigen Kapitel des Schulbuches nach, 
beschränken Sie sich aber auf die Gebiete, die im vorliegenden Buch oder in 
Ihren Aufzeichnungen angesprochen sind. 

Das Schulbuch soll Ihnen helfen, die Prüfungsthemen zu verstehen, nicht aber 
soll es Sie verleiten, sich den Kopf mit Dingen voll zu stopfen, die in der 
Prüfung niemand wissen will. 

5. Sparen Sie nicht mit Anmerkungen (an den Rand), mit Unterstreichungen 
oder mit Fragezeichen (wenn Sie etwas nicht verstanden haben). 

Wenn Sie schon Ihr kostbares Geld für dieses Buch ausgegeben haben, so 
können/sollen Sie auch nach Herzenslust darin herummalen, damit es Ihr 
spezielles Gepräge erhält; denn nur dann lernen Sie am besten. 

Einige Randbemerkungen finden Sie bereits vor - Sie sollen sich so bei einer 
späteren Wiederholung in dem Buch schneller zurechtfmden - mit einem Blick 
können Sie beim schnellen Blättern feststellen, worum es in diesem Absatz 
eigentlich geht. 

Die Piktogramme am Rand zeigen Ihnen auf einen Blick, was zu dem 
zugehörigen Absatz noch zu sagen ist: 



Eine Birne am Rand macht auf einen speziellen Hinweis mit einem kleinen 
Aha-Effekt aufmerksam. Bitte lesen Sie sich diesen Absatz genau durch! 



An vielen Stellen sehen Sie ein Notizbuch - wer diese Absätze nicht gelernt 
hat, ist selber schuld! Was Sie in einem solchen Absatz finden, ist wichtig und 
wird auch in der Zwischen- oder Abschlussprüfung immer wieder mal 
abgefragf. 



Dann gibf es noch Gefahren in Form von Prüfungsfallen, Aufgaben und 
Fragestellungen, die in der Prüfung vorgekommen sind (und wieder 
Vorkommen werden) usw. Hier besteht in der Prüfimgspraxis häufig die 
Gefahr, hereinzufallen und einen Fehler zu machen. Ich finde, der Blitz ist da 
ein gutes Symbol. 

6. Wenn Sie etwas in diesem Buch nicht verstanden haben: 

a) Lesen Sie die Stelle mehrmals! Schauen Sie sich insbesondere die 
Beispiele an! 

b) Schlagen Sie die entsprechenden Stellen in Ihren Aufzeichnungen, im 
Schulbuch und im Gesetz nach! 

c) Falls immer noch Verständnisschwierigkeiten bestehen: Fragen Sie 
kompetente Personen in der Schule oder in Ihrem Büro! 




d) Lassen Sie keine Fragen offen, es sei denn, Ihr Fachlehrer sagt Ihnen 
ausdrücklich, dass die Fragestellung in der Prüfung nicht abverlangt 
wird! 

7. Bereiten Sie sich, sofern möglich, nicht nur allein, sondern zusammen mit 
einer (höchstens mit drei weiteren) Leidensgenoss(inn)en auf die Prüfung vor! 

Machen Sie hierzu regelmäßige, feste Termine aus an einem Ort, an dem 
Lernen wirklich möglich ist. Trotzdem: Auch das Lernen allein ist unerläss- 
lich. 

8. Bei den kurzen Prüfungsfragen in diesem Buch decken Sie bitte mit einem 
Zettel die nachfolgenden Musterlösungen zu, notieren Sie Ihre Antwort auf 
einen Zettel oder formulieren Sie die Lösung wenigstens laut und verglei- 
chen Sie erst dann Ihre Lösung mit der im Buch. 

Haben Sie richtig geantwortet, so kennzeichnen Sie die Frage am Rand mit 
einem wenn nicht, vermerken Sie ein Jede Frage sollte mindestens 
mit drei „+“ versehen sein! Vorsicht, Betrugsgefahr - aber Sie sind der/die 
Betrogene! 

9. Die umfangreicheren Prüfungsaufgaben lösen Sie bitte ebenfalls auf 
einem Zettel, und vergleichen Sie erst dann Ihre Lösung mit der Lösung im 
Buch. 

10. Lernen Sie am Abend vor der Prüfung nicht, sondern lenken Sie sich im 
Gegenteil möglichst angenehm ab, und gehen Sie früh ins Bett. 

Was Sie bis zum Vorabend nicht gelernt haben, das brauchen Sie auch nicht in 
der letzten Sekunde zu verschlingen. Sie verdauen es womöglich nicht richtig. 
Im Übrigen würden Sie durch ein Lernen bis zur letzten Sekunde lediglich 
nervös und hektisch werden. 

11. Ein Wort zum Trost: Es ist noch kaum jemand aus der Prüfung gekom- 
men, der sie für schwer gehalten hat, sondern die meisten fragten anschlie- 
ßend: „Und dafür haben wir uns so nervös gemacht?“ 

Und noch ein Hinweis: Messen Sie sich nicht mit den Büchern, sondern 
vergleichen Sie sich vielmehr mit Ihren Klassenkameraden bzw. -kameradin- 
nen: Sind die wirklich so viel besser als Sie? Na also! 

Nun aber: viel Spaß — und viel Erfolg! 



Karsten Roeser 
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Teil 1 : Das 
Verfahrensrecht 





Aufbau und Aufgaben der Gerichtsbarkeit 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 2. 1 und 1 0) 

Kein Recht ohne Verfahrensrecht. Es reicht nicht aus, Recht zu haben, 
man muss es auch bekommen. Wer ist nun aber befugt, uns dieses Recht 
zu geben, welche staatliche Instanz ist dem Grundsatz nach zuständig, 
welche Ausnahmen und Besonderheiten gibt es? Das Rechtsstaatsprinzip 
gebietet es, dem Bürger die Möglichkeit zu geben, staatliche Maßnahmen 
von zuständigen Gerichten nach festgelegten Verfahrensregelungen 
überprüfen zu lassen. Hier sind sie, die wichtigsten Verfahrensbestimmun- 
gen: 



Übersicht 

Zur Durchsetzung von Ansprüchen des Einzelnen gewährt der Staat dem 
Bürger Rechtsschutz durch die Gerichte und stellt hierfür verschiedene 
Rechtswege zur Verfügung. Welcher Rechtsweg zuständig ist, ergibt sich aus 
dem Begehren des Bürgers. 

1.1.1 Die Staatsgerichtsbarkeit 

Die Staatsgerichtsbarkeit besteht aus den Staats- bzw. Verfassungsgerichtshö- 
fen der Länder und dem Bundesverfassungsgericht mit Sitz in Karlsruhe. Sie 
entscheiden in verfassungsrechtlichen Angelegenheiten, etwa ob ein Gesetz 
mit dem Grundgesetz oder der Landesverfassung vereinbar ist, welche 
Kompetenzen die Organe des Bundes und der Länder haben, ob ein Bürger 
durch staatliche Gewalt in seinen Grundrechten verletzt wurde, ob eine Wahl 
gültig ist usw. 





Staatsgerichtsbarke it 




Staats- bzw. 

Ve rfa ssungsgerichte 
der Länder 


1 


Bu ndes verfas s ungsgericht 
(Karls ruhe) 



Abbildung 1 : Die Staatsgerichtsbarkeit 
1.1.2 Die ordentliche Gerichtsbarkeit 

Die ordentliche Gerichtsbarkeit unterteilt sich in die Zivilgerichtsbarkeit und 
die Strafgerichtsbarkeit. Im Rahmen der Strafgerichtsbarkeit werden Straftäter 
abgeurteilt, die Straftaten begangen haben (z. B. Mord, Betrug, Diebstahl). Der 
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streitige und 

freiwillige 

Gerichtsbarkeit 



Begriff „ordentliche Gerichtsbarkeit“ hat historische Gründe. Als er mit dem 
GVG von 1877 entstand, waren nur diese Gerichte im Sinne der Gewaltentei- 
lung unabhängig. Die Verwaltungs- und Finanzgerichte gehörten zu dieser Zeit 
noch zur Verwaltung. Heute sind alle in § 95 GG genannten Gerichtszweige 
unabhängig, der Begriff „ordentliche Gerichte wurde jedoch gleichwohl 
beibehalten. 

Die Zivilgerichtsbarkeit gliedert sich in die streitige und die freiwillige 
Gerichtsbarkeit (siehe Abbildung 3). In der streitigen Gerichtsbarkeit streiten 
sich Parteien vor dem Richter über die Berechtigung bürgerlich-rechtlicher 
Ansprüche, wie das etwa bei Kaufpreis- und Mietforderungen, aber auch bei 
Schadensersatzansprüchen und Familiensachen der Fall ist. Die verfahrens- 
rechtliche Grundlage hierfür bietet neben dem Gerichtsverfassungsgesetz 
(GVG) insbesondere die Zivilprozessordnung (ZPO). 




Abbildung 2: Die Gerichtsbarkeit (allgemein) 

Aufgaben der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind insbesondere im „Gesetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ (FGG) geregelt. 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind z. B. Nachlass- und Teilungs- 
sachen, Registersachen (Handelsregister, Vereinsregister, Güterrechtsregister), 
außerdem Vormundschaftssachen und, nach dem Betreuungsgesetz, 
Betreuungssachen. 




Abbildung 3: Ordentliche Gerichtsbarkeit 
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Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit sind das Amtsgericht, das Landge- 
richt, das Oberlandesgericht und der Bundesgerichtshof mit Sitz in Karlsruhe. 




Abbildung 4: Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
1.1.3 Die besonderen Gerichte 

Der Aufbau der besonderen Gerichte ergibt sich aus Abbildung 5. Es zählen 
hierzu die Gerichte der Arbeitsgerichtsbarkeit, der Verwaltungsgerichtsbar- 
keit, der Finanzgerichtsbarkeit, der Sozialgerichtsbarkeit und der Patentge- 
richtsbarkeit. 

1. Die Arbeitsgerichte sind zuständig für Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitsgerichte 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, soweit sie mit dem Arbeitsverhältnis im 
Zusammenhang stehen, und für Streitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien. 

BEISPIELE: 

Kündigung von Dienstverträgen, Kiagen auf Zeugniserteiiung, Streitigkeiten bei 
Streik und Aussperrung. 

2. Die allgemeinen Verwaltungsgerichte sind zuständig für Rechtsstreitigkei- Verwaltungs- 
ten auf öffentlich-rechtlichem Gebiet und richten sich gegen Maßnahmen von gerichte 
Behörden. 

BEISPIELE: 

Anfechtung einer Ausweisungsverfügung, Verpflichtungskiage auf Baugeneh- 
migung, Anfechtung einer Nichtversetzung. 

3. Die Finanzgerichte entscheiden in Rechtsstreitigkeiten mit Finanzbehörden Finanzgerichte 
in Abgabeangelegenheiten (Steuern, Zölle). 
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Sozialgerichte 

Patentgerichts- 

barkeit 

§ 1 PatG 
§ 1 Abs. 1 GbmG 

§§ 1 ff. MarkenG 



BEISPIEL: 

Klage gegen Steuerbescheide. 

4. Sozialgerichte sind zuständig für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten auf den 
Gebieten der Sozialversicherung (Invaliden-, Angestellten-, Kranken-, 
Berufsunfallversicherung), der Arbeitslosenversicherung, der Kriegsopferver- 
sorgung und auf anderen sozialrechtlichen Gebieten. 

BEISPIELE: 

Anerkennung von Erwerbsunfähigkeit, bestimmte Rentenansprüche. 

5. ln Patent-, Gebrauchsmuster- und Warenzeichenstreitigkeiten ist in der 
Regel ein Landgericht eines Bundeslandes zuständig. Die Patentgerichtsbar- 
keit ist zuständig für Beschwerden gegen Beschlüsse des Patentamtes sowie 
für Klagen wegen Nichtigkeit oder Zurücknahme von Patenten. 

Patente werden für Erfindungen erteilt, die neu sind, auf einer erfinderischen 
Tätigkeit beruhen und gewerbiich anwendbar sind. 

Bei Gebrauchsmustern werden geringere Anforderungen an die erfinderische 
Tätigkeit gestellt, doch auch sie müssen neu sein, auf einem erfinderischen 
Schritt beruhen und gewerblich anwendbar sein. 

Eine Marke (Handelsmarke) kann jedes Zeichen sein (Wort, Zahl, Bild, 
Hörzeichen, dreidimensionale Gestaltung einschließlich Form einer Ware oder 
ihrer Verpackung sowie sonstige Aufmachung einschließlich Farbe und 
Farbzusammenstellung), wenn dieses von einem Hersteller oder Händler 
verwendet wird, um seine eigenen Waren zu kennzeichnen und sie von den 
Waren oder Dienstleistungen anderer Unternehmen zu unterscheiden. Der 
frühere Begriff Warenzeichen wurde nach Ersetzung des Warenzeichengeset- 
zes durch das MarkenG abgeschafft. Der Schutz der Marke wird insbesondere 
durch Eintragung in das vom Patentamt geführte Register erlangt. Nach dem 
MarkenG werden Marken, geschäftliche Bezeichnungen und geografische 
Herkunftsangaben geschützt. 
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Die besonderen Gerichte (Fachgerichte) 
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Abbildung 5: Die besonderen Gerichte (Fachgerichte) 



1 .2 Die sachliche un(d funktionelle Zustäncdigkeit 

Da es für die Prüfung vor allem wichtig ist, sich bei der streitigen Zivilge- 
richtsbarkeit auszukennen, beschränkt sich dieses Buch in Bezug auf das 
Verfahrensrecht, Gebührenrecht und Zwangsvollstreckungsrecht auf dieses 
Gebiet. Vergewissern Sie sich aber bei Ihrem Fachlehrer, ob in Ihrem Bezirk 
ebenfalls von solch einer Beschränkung ausgegangen werden kann! 

Bei der Einreichung der Klage oder beim Einleiten des Mahnverfahrens muss 
das angerufene Gericht sowohl sachlich als auch örtlich zuständig sein. 

Mit der sachlichen Zuständigkeit bezeichnet man die Zuständigkeit des sachliche und 
erstinstanzlichen Gerichts im Instanzenaufbau, z. B. ob eine Klage beim örtliche 
Amtsgericht oder beim Landgericht erhoben werden soll. Unter der örtlichen Zuständigkeit 
Zuständigkeit versteht man die Zuständigkeit des Gerichtsbezirkes, z. B. ob die 
Klage beim Amtsgericht A-Stadt oder beim Amtsgericht B-Stadt eingereicht 
werden muss. 

Mit der funktionellen Zuständigkeit meint man die Zuständigkeit des Gerichts funktionelle 
im Anschluss an die erste Instanz (z. B.: Welches Gericht ist für die Berufung Zuständigkeit 
gegen ein erstinstanzliches Urteil zuständig?). Aber auch die Frage, ob für eine 
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Klage, die beim LG eingereicht werden soll, die Zivilkammer oder die 
Kammer für Handelssachen zuständig ist, gehört zur funktionellen Zuständig- 
keit. 



1.2.1 Einigungsversuch vor Gütestelie 



§ 15 a 1 EGZPO Die Länder können in Gesetzen bestimmen, dass in Bagatellstreitigkeiten die 
Erhebung der Klage erst zulässig ist, nachdem von einer Gütestelle versucht 
worden ist, die Streitigkeit einvemehmlich beizulegen (obligatorische 
Streitschlichtung). Diese Rechtswegbeschränkung gilt bei folgenden 
Streitigkeiten: 




• in vermögensrechtlichen Streitigkeiten über Ansprüche bis 750 € 

• in nachbarrechtllchen Streitigkeiten (§§ 906, 910, 91 1 , 923 BGB und 
nach landesgesetziichen Vorschriften), sofern es sich nicht um Einwir- 
kungen von einem gewerblichen Betrieb handelt 

• in Streitigkeiten wegen Ehrverletzungen, sofern sie nicht in Presse 
oder Rundfunk begangen worden sind. 



§ 15a 1 3 EGZPO Haben die Länder solche Gütestellen eingerichtet, so hat der Kläger mit der 
Klage in den genannten Fällen eine Bescheinigung über den erfolglosen 
Einigungsversuch der Gütestelle einzureichen. Die Bescheinigung ist dem 
Kläger auf Antrag auch auszustellen, wenn binnen drei Monaten das von ihm 
beantragte Einigungsverfahren nicht durchgeführt worden ist. 

§ 15a 11 EGZPO Eine Bescheinigung über den erfolglosen Einigungsversuch ist u. a. nicht 
erforderlich 



Eiiiigungsversuch 

entbehrlich! 



bei Streitigkeiten in Familiensachen, 

bei Wiederaufnahmeverfahren, 

bei Ansprüchen im Urkunden- und Wechselprozess, 

bei der Durchführung des streitigen Verfahrens über Ansprüche, die im 

Mahnverfahren geltend gemacht worden sind, 

hei Klagen wegen vollstreckungsrechtlicher Maßnahmen. 



1.2.2 Das Amtsgericht 



Beim Amtsgericht entscheidet ein Einzelrichter (§ 22 I GVG). 




Das Amtsgericht ist gemäß §§ 23 bis 23b GVG sachiich zuständig für 
foigende bürgeriiche Rechtsstreitigkeiten: 

1 . über Ansprüche bei einem Streitwert bis 5.000 € sowie 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes: 

2. aus einem Mietverhäitnis über Wohnraum 

3. zwischen Reisenden und Wirten 

4. wegen Wiidschadens 

5. in Aufgebotsverfahren (§§ 946 ff. ZPO), z. B. zum Ausschluss von 
Nachlassgläubigern und zur Kraftloserklärung von Urkunden 
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6. in Kindschafts-, Unterhaits- und Ehesachen (§§ 606 ff. ZPO) einschiieß- 
lich Lebenspartnerschaftssachen (§§ 661 ff. ZPO) und 

7. in Mahnverfahren (§§ 688 ff. ZPO). 



Bei den Amtsgerichten bestehen Abteilungen für Familiensachen {Familien- 
gerichte). Familiensachen sind insbesondere Ehesachen (z. B. Ehescheidung), 
Verfahren über die Regelung der elterlichen Sorge über ein Kind, eheliche und 
verwandtschaftliche Unterhaltsansprüche, Kindschaftssachen sowie Lebens- 
partnerschaftssachen. 

Zur Bewältigung zahlreicher Aufgaben sind beim Amtsgericht verschiedene 
Abteilungen eingerichtet. 

BEISPIELE FÜR ABTEILUNGEN BEIM AMTSGERICHT: 

das Grundbuchamt, die Voiistreckungsabteiiung, die Abteiiung für Zwangsver- 
steigerung und Zwangsverwaitung bei immobiiien, die insoivenzabteiiung, die 
Nachiassabteiiung, das Handelsregister, das Güterrechtsregister und das 
Vereinsregister 

Vormundschafts- und Betreuungssachen gehören übrigens zur freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und sind nicht Teil des Familiengerichts. 

1.2.3 Das Landgericht 

Beim Landgericht sind Strafkammern und Zivilkammern eingerichtet, in den 
meisten Bundesländern auch Kammern für Handelssachen. Die Zivilkammer 
ist mit drei Berufsrichtem besetzt. 

Grundsätzlich entscheidet die Zivilkammer durch eines ihrer Mitglieder als 
Einzelrichter {originärer Einzelrichter, zu den Ausnahmeregelungen vgl. 
§ 348 I S. 2 ZPO). 

Der Einzelrichter des Landgerichts legt den Rechtsstreit der Zivilkammer zur 
Entscheidung vor, wenn 

1 . die Sache besondere Schwierigkeiten tatsächiicher oder rechtiicher Art 
aufweist, 

2. die Rechtssache grundsätziiche Bedeutung hat oder 

3. die Parteien dies übereinstimmend beantragen. 

Liegt eine originäre Einzelrichterzuständigkeit wegen der in § 348 1 S. 2 ZPO 
genannten Ausnahmen nicht vor, so kann umgekehrt die Kammer einem ihrer 
Mitglieder die Sache zur Entscheidung vorlegen, wenn die Sache keine 
besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist, die 
Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat und nicht bereits im 
Haupttermin vor der Zivilkammer zur Hauptsache verhandelt worden ist 
(obligatorischer Einzelrichter). 



F amiliensachen, 
§ 23 b GVG 



Kammern, 

§§ 60, 93, 75 
GVG 

originärer 

Einzelrichter 



Übertragung auf 
die Zivilkammer, 
§ 348 III ZPO 



obligatorischer 

Einzelrichter, 

§ 348 a ZPO 
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Das Landgericht ist erstinstanzlich sachlich zuständig 

1 . bei Streitigkeiten, soweit keine Familiensachen, über 5.000,00 €, 

2. bei Klagen gegen den Fiskus (= Staatskasse) auf Grund von Beamten- 
gesetzen und 

3. für Ansprüche gegen Richter und Beamte, vgl. § 71 GVG. 

Als zweite Instanz: 

4. über Berufungen gegen Urteile sowie über Beschwerden gegen 
Beschlüsse des Amtsgerichts, § 72 GVG, wenn nicht die Zuständigkeit 
des OLG begründet ist (s. u.). 



Kammer für Die Kammer für Handelssachen (Besonderheit!) besteht aus einem 

Handelssachen, Berufsrichter als Vorsitzenden und zwei ehrenamtlichen Laienrichtern 

§ 105 I GVG (= Handelsrichtern). Die Übertragung auf einen Einzelrichter ist nur bei der 

Zivilkammer erster Instanz möglich! 

Zuständigkeit der 
KfH, § 95 GVG 
Umfangreiche 
Aufzählung in 
§ 95 GVG! 



Die Kammer für Handelssachen ist insbesondere zuständig 

1 . für Klagen zwischen Kaufleuten, in 

2. Wechsel- und Schecksachen und 

3. in Wettbewerbssachen, 

soweit die Landgerichte im Übrigen zuständig sind (Gegenstandswert!). 



BEISPIELE: 



Kaufmann klagt gegen Kaufmann 4.000 € ein. Sachlich zuständig ist das 
Amtsgericht! - Privatmann klagt gegen Privatmann Scheckforderung über 
16.000 € ein. Zuständig ist die Kammer für Handelssachen beim Landgericht! 



1.2.4 Das Oberlandesgericht 



Es entscheidet in Senaten mit drei Berufsrichtern und ist funktionell zuständig 
nur in zweiter Instanz in nachfolgenden Rechtsstreitigkeiten, § 1 19 GVG: 




1. bei der Berufung und der Beschwerde gegen Entscheidungen des 
Amtsgerichts in Familiensachen, 

2. bei der Berufung und der Beschwerde gegen Entscheidungen des 
Landgerichts 

3. und in Streitigkeiten, in denen das AG ausländisches Recht angewendet 
hat und dies in den Entscheidungsgründen ausdrücklich festgestellt hat. 






1 Aufbau und Aufgaben der Gerichtsbarkeit 
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Die Zuständigkeiten des OLG bei Entscheidungen des Amtsgericht (s. o. Nr. 1 
und 2) stellen natürlich Ausnahmen dar, denn grundsätzlich gehören ja 
Entscheidungen des Amtsgerichts in zweiter Instanz zu den Landgerichten! ^ 



1.2.5 Der Bundesgerichtshof 



Er entscheidet in Senaten, die mit fünf Berufsrichtern besetzt sind. Er ist § 133 GVG 
funktionell nur als Revisionsinstanz zuständig, und zwar in Zivilsachen: 



1 . für die Rechtsmittel der Revision gegen zweitinstanzliche Urteile des LG 
oder OLG, 

2. der Sprungrevision gegen erstinstanzliche Urteile des LG und 

3. der Rechtsbeschwerde. 




1 .3 Die Örtliche Zuständigkeit 

1 . Das Gericht, bei dem eine Person ihren allgemeinen Gerichtsstand hat, ist allgemeiner 
für alle gegen sie zu erhebenden Klagen zuständig. Dies ist bei natürlichen Gerichtsstand, 
Personen der Wohnsitz bzw. bei juristischen Personen der Sitz. Hat der §§ 12 ff- ZPO 
Beklagte überhaupt keinen Wohnsitz, so wird der allgemeine Gerichtsstand 
durch den derzeitigen Aufenthaltsort oder, wenn dieser unbekannt ist, durch § 'ZPO 
den letzten Wohnsitz bestimmt. 



2. Besondere Gerichtsstände sind u. a. die 

1. des Aufenthaltsortes (Beschäftigung), §20 ZPO (bei Studierenden, 
Hausgehilfen usw.) 

2. der Niederlassung, § 21 ZPO (bei Gewerbetreibenden ist das der Ort 
der selbstständigen Handelsniederlassung, i. d. R. genügt der Ort der 
Zweigniederlassung) 

3. der Mitgliedschaft, § 22 ZPO (für Klagen der parteifähigen Personen- 
gesamtheit gegen ihre Mitglieder als solche oder bei Klagen der Mitglie- 
der untereinander, z. B. bei OHG, KG. Für AG, GmbH und Genossen- 
schaft gelten Sonderregelungen) 

4. für Unterhaltssachen, § 23 a ZPO (für Klagen in Unterhaltssachen 
gegen eine Person, die im Inland keinen Gerichtsstand hat, ist örtlich das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Kläger seinen Wohnsitz hat) 

5. der Erbschaft, § 27 ZPO (bei Klagen der Erben oder Vermächtnisneh- 
mer: der Wohnsitz des Erblassers) 




' Landesgesetze können übrigens bis zum 01.01.2008 bestimmen, dass die OLG für 
alle Bemfimgen und Beschwerden gegen amtsgerichtliche Entscheidungen zuständig 
sind(§ 119 III GVG). 
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wahlweiser 
Gerichtsstand, 
§ 35 ZPO 



vereinbarter 
Gerichtsstand, 
§ 38 ZPO 



ausschließlicher 

Gerichtsstand, 

§ 40 II ZPO 



6. des Erfüllungsortes, § 29 ZPO (Für Streitigkeiten aus einem Vertrags- 
verhäitnis und über dessen Bestehen ist das Gericht des Ortes zustän- 
dig, an dem vereinbarungsgemäß erfüiit werden musste. Die Regeiung 
giit insbesondere nur für Kaufleute und juristische Personen des öffentii- 
chen Rechts, aber auch für Kiagen aufgrund eines Anwaitsvertrages) 

7. für Haustürgeschäfte, § 29 c ZPO (Wohnsitz oder Aufenthaitsort des 
Verbrauchers) 

8. der unerlaubten Handlung, § 32 ZPO (Tatort. Die Regeiung giit für den 
Täter, Mittäter, Anstifter, Gehilfen, haftenden Dritten) 

9. der Widerklage, § 33 ZPO (wenn das Gericht auch für den Gegenan- 
spruch örtiich zuständig ist und der Anspruch mit dem in der Klage 
geltend gemachten Anspruch aufgerechnet werden kann) 

10. des Hauptprozesses, § 34 ZPO (bei Gebühren des Rechtsanwalts: das 
Gericht des Hauptprozesses, sofern sie eingeklagt werden können, 
unabhängig von der Höhe des Gegenstandswertes) 



3. Ein wahlweiser Gerichtsstand bedeutet, dass unter mehreren zuständigen 
Gerichten der Kläger die Wahl hat, etwa wenn verschiedene Gerichte eines 
allgemeinen und besonderen Gerichtsstandes zuständig sind und der besondere 
nicht zugleich auch ein ausschließlicher ist. 

BEISPIELE: 

Mandant M wird in A-Stadt von B aus B-Stadt verletzt. - M hat die Wahl 
zwischen dem allgemeinen Gerichtsstand des Beklagten (§ 13 ZPO, also dem 
Gericht in B-Stadt) und dem besonderen Gerichtsstand der unerlaubten 
Handlung (§ 32 ZPO, also A-Stadt). 

Mandant M hat vom Vermieter V in München eine Wohnung gemietet. Der 
Vermieter wohnt in Hamburg. - Mietstreitigkeiten können nur bei dem 
ausschließlich zuständigen Gericht in München (§ 29 a ZPO) geführt werden. 

4. Der vereinbarte Gerichtsstand: Ein an sich örtlich nicht zuständiges Gericht 
kann durch Vereinbarung zuständig werden. Dies ist jedoch nur der Fall: 

1. unter Kaufleuten oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
sogar mündlich oder stillschweigend, sonst aber nur schriftlich 

2. wenn mindestens eine der Vertragsparteien keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat oder im Übrigen, wenn die Gerichts- 
standsvereinbarung 

3. nach Entstehen der Streitigkeit getroffen wurde (es genügt, wenn die 
Parteien unterschiedliche Auffassungen über die Rechtsfolgen aus dem 
betreffenden Rechtsgeschäft austauschen) oder 

4. wenn sie für den Fall der Verlegung des Wohnsitzes bzw. des 
Aufenthaltsortes oder für den Fall getroffen wurde, dass der gewöhnliche 
Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt ist. 



5. Eine Gerichtsstandsvereinbarung ist bei einem ausschließlichen Gerichts- 
stand nicht möglich. Ausschließliche Gerichtsstände sind im Gesetz als solche 
bezeichnet. 
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Ausschließliche Gerichtsstände sind insbesondere 

1. der dingliche Gerichtsstand, § 24 ZPO (z. B. für Klagen, durch die das 
Eigentum oder eine dingliche Beiastung geltend gemacht werden) 

2. in Miet- oder Pachtsachen über Räume, § 29 a ZPO (Ort der Miet- 
oder Pachtsache) 

3. für Mahnverfahren, § 689 li ZPO (Gerichtsbezirk des Antragsteliers) 

4. für Ehesachen, § 606 ZPO (das Famiiiengericht, in dessen Bezirk die 
Ehegatten ihren gemeinsamen gewöhniichen Aufenthait haben). 



6. Jeder OLG-Bezirk besteht aus mehreren LG-Bezirken, jeder LG-Bezirk aus 
mehreren AG-Bezirken. 

Notieren Sie hier bitte die Landgerichte Ihres OLG-Bezirks. 



Notieren Sie hier die Amtsgerichte Ihres LG-Bezirks: 



1 .4 Prüfungsfragen 

1. Nennen Sie die Gerichte des Bundes und ihren Sitz! 

das Bundesverfassungsgericht und der Bundesgerichtshof je in Karlsruhe; 
das Bundesarbeitsgericht in Erfurt, das Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig, das Bundessozialgericht in Kassel, das Bundespatentgericht und 
der Bundesfinanzhof je in München 

2. Nennen Sie die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit! 

Amtsgericht, Landgericht, Oberlandesgericht, Bundesgerichtshof 

3. Nennen Sie die „besonderen Gerichte“! 

die Arbeitsgerichte, Sozialgerichte, Verwaltungsgerichte, Finanzgerichte 
und die Patentgerichte 

4. Nennen Sie die Gerichte der Arbeitsgerichtsbarkeit! 

das Arbeitsgericht, das Landesarbeitsgericht und das Bundesarbeitsgericht 

5. Für welche Rechtsstreitigkeiten ist das Bundesverfassungsgericht 
zuständig? 

für die Verletzung von Grundrechten oder anderer verfassungsrechtlicher 
Bestimmungen für die im Grundgesetz bestimmten Rechtsstreitigkeiten 

6. Mit wie viel Richtern und in welchen Spruchkörpern entscheiden 

a) das Amtsgericht 

b) das Landgericht 

c) das Oberlandesgericht 

d) der Bundesgerichtshof? 

a) 1, b) 1 (Einzelrichter) oder 3 (Kammern), c) 3 (Senate), d) 5 (Senate) 

7. Für welche Rechtsstreitigkeiten sind die Amtsgerichte sachlich 
zuständig? 





14 



Teil 1: Das Verfahrensrecht 



a) für Streitigkeiten über Ansprüche bei einem Streitwert bis 5.000 €, im 
Übrigen ohne Rücksicht auf den Wert: 

b) bei Mietstreitigkeiten über Wohnraum 

c) für Streitigkeiten zwischen Reisenden und Wirten 

d) wegen Wildschäden 

e) in Aufgebotsverfahren 

f) in Kindschafts-, Unterhalts- und Ehesachen einschließlich Lebens- 
partnerschaftssachen 

g) in Mahnverfahren 

8. Kann in allen Bagatellstreitigkeiten das Amtsgericht angerufen 
werden? 

Nein, die Länder können bestimmen, dass in Bagatellstreitigkeiten die 
Erhebung der Klage erst zulässig ist, nachdem von einer Gütestelle ver- 
sucht worden ist, die Streitigkeit einvemehmlich beizulegen. 

9. Kann in diesen Streitigkeiten keine Klage mehr eingereicht werden? 

Doch, haben aber die Länder die Gütestellen eingerichtet, so hat der 
Kläger mit der Klage in den genannten Fällen eine Bescheinigung über 
den erfolglosen Einigungsversuch der Gütestelle einzureichen. 

10. Welche Ahteilungen der Amtsgerichte kennen Sie? 

Grundbuchamt, Vollstreckungsabteilung, Zwangsversteigerung, Zwangs- 
verwaltung, Insolvenzabteilung, Nachlassabteilung, Handelsregister, 
Güterrechtsregister, Vereinsregister 

11. Für welche Rechtsstreitigkeiten ist das Landgericht erstinstanzlich 
sachlich zuständig? 

a) bei Streitigkeiten über 5.000,00 €, 

b) bei Klagen gegen den Fiskus auf Grund von Beamtengesetzen und 

c) bei Ansprüchen gegen Richter und Beamte 

12. Entscheiden beim Landgericht grundsätzlich die Kammern oder der 
Einzelrichter? 

Grundsätzlich entscheidet die Zivilkammer durch eines ihrer Mitglieder 
als Einzelrichter (originärer Einzelrichter oder obligatorischer Einzelrich- 
ter). 

13. Wann legt der Einzelrichter des Landgerichts den Rechtsstreit der 
Zivilkammer zur Entscheidung vor? 

wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher 
Art aufweist, die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder die 
Parteien dies übereinstimmend beantragen. 

14. Für welche Rechtsstreitigkeiten ist das Landgericht in zweiter Instanz 
zuständig? 

für Berufungen gegen Urteile sowie über Beschwerden gegen Beschlüsse 
des Amtsgerichts, soweit nicht die Zuständigkeit des OLG begründet ist 

15. Wofür ist die Kammer für Handelssachen zuständig? 




1 Aufbau und Aufgaben der Gerichtsbarkeit 



15 



für Klagen zwischen Kaufleuten, in Wechsel- und Schecksachen und in 
Wettbewerbssachen, soweit in diesen Fällen die Landgerichte im Übrigen 
zuständig sind (Streitwert) 

16. Wie ist die Kammer für Handelssachen besetzt? 

Die KfH besteht aus einem Berufsrichter als Vorsitzenden und zwei 
ehrenamtlichen Richtern. 

17. Für welche Rechtsstreitigkeiten ist das Oberlandesgericht zuständig? 

a) bei Berufungen und Beschwerden gegen Entscheidungen des Landge- 
richts, 

b) in Berufungen und Beschwerden gegen Entscheidungen des Amtsge- 
richts in Familiensachen sowie 

c) in Streitigkeiten, in denen das AG ausländisches Recht angewendet 
und dies in den Entscheidungsgründen ausdrücklich festgestellt hat 

18. Für welche Rechtsstreitigkeiten ist der Bundesgerichtshof zuständig? 

Der BGH ist in Zivilsachen zuständig 

a) für die Rechtsmittel der Revision, 

b) der Sprungrevision 

c) und der Rechtsbeschwerde 

19. Was ist ein allgemeiner Gerichtsstand? 

der Wohnort (bei natürlichen Personen) bzw. der Sitz (bei juristischen 
Personen) der Beklagten und, bei wohnsitzlosen Personen, der des Auf- 
enthaltsortes bzw. der letzte Wohnsitz 

20. Welche besonderen Gerichtsstände kennen Sie? 

die Gerichtsstände des Aufenthaltsortes, der Niederlassung, der Mitglied- 
schaft, für Unterhaltssachen, der Erbschaft, des Erfüllungsortes, für Haus- 
türgeschäfte, für unerlaubte Handlungen, der Widerklage und des Haupt- 
prozesses 

21. Was ist ein wahlweiser Gerichtsstand? 

wenn der Kläger unter mehreren örtlich zuständigen Gerichten die Wahl 
hat 

22. Was ist ein vereinbarter Gerichtsstand? 

Bei einem vereinbarten Gerichtsstand wird ein an sich örtlich nicht zu- 
ständiges Gericht durch Vereinbarung zuständig. 

23. Wann ist die Vereinbarung eines Gerichtsstandes nur möglich? 

a) unter Kaufleuten oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
auch mündlich bzw. stillschweigend oder 

b) (bei Privatleuten): schriftlich, wenn mindestens eine der Vertragspar- 
teien keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat oder im Übri- 
gen, wenn die Gerichtsstandsvereinbarung 

c) nach Entstehen der Streitigkeit getroffen wurde oder 

d) wenn sie für den Fall der Verlegung des Wohnsitzes bzw. des Auf- 
enthaltsortes oder für den Fall getroffen wurde, dass der gewöhnliche 
Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt ist 




Teil 1: Das Verfahrensrecht 



24. Was bedeutet es, wenn ein Gerichtsstand ein „ausschließiicher“ ist? 

Bei einem ausschließlichen Gerichtsstand sind weder eine Gerichtsstands- 
vereinbarung noch ein wahlweiser Gerichtsstand möglich. 

25. Nennen Sie drei Beispiele für einen ausschließlichen Gerichtsstand! 

der dingliche Gerichtsstand, für Miet- oder Pachtsachen über Räume, für 
Mahnverfahren und für Ehesachen. 

26. Welche LG-Bezirke hat Ihr zuständiger OLG-Bezirk? 

(Bitte hier eintragen!): 



27. Welche AG-Bezirke hat Ihr zuständiger LG-Bezirk? 

(Bitte hier eintragen!): 



28. Wo ist die Übertragung des Rechtsstreits auf den Einzelrichter zur 
Entscheidung nur möglich? 

bei der (Zivil-)Kammer des LG erster Instanz 




Die Zustellung 



Bei Gericht muss alles Wichtige nachweisbar sein, die Parteien würden 
sonst einfach abstreiten, ein Urteil, eine Ladung, einen Beschluss oder 
dergleichen erhalten zu haben, wenn es für sie vorteilhaft wäre. Um das zu 
verhindern, gibt es die Zustellung. 



2.1 Allgemeines 

Die Zustellung ist die Bekanntgabe eines Schriftstückes an eine Person in der Begriff und 
gesetzlich vorgeschriebenen Form. Sie dient als Nachweis dafür, wann, an Bedeutung 
wen, durch wen und auf welche Weise das zuzustellende Schriftstück § 166 ZPO 
übergeben wurde. Dadurch kann der Beginn einer Frist nachgewiesen werden, 
auch ist sie von großer Bedeutung bei der Zwangsvollstreckung. 



Zustellung 




Abbildung 6: Zustellungsarten 

Wird ein zuzustellendes Schriftstück ausgehändigt, so erhält der Adressat Vgl. auch 
übrigens nie die Urschrift, sondern stets entweder seine Ausfertigung (die der § 169 ZPO 
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Urschrift gleichsteht) oder eine Fotokopie mit einem Beglaubigungsvermerk 
der Geschäftsstelle, dass Urschrift und Abschrift übereinstimmen. 



2.2 Zustellungen von Amts wegen 



Diese Zustellungsart ist die Regel. 




Von Amts wegen werden insbesondere zugestellt: 

• Klageschriften 

• Urteile (nicht aber Urteile in abgekürzter Form und Beschiüsse ais 
Voraussetzung der Zwangsvolistreckung) 

• Beschlüsse 

• Ladungen. 



Grundsätzlich führt die Zustellung von Amts wegen die Geschäftsstelle aus. 



2.2.1 Gesetzliche Möglichkeiten 

Das Gesetz sieht verschiedene Möglichkeiten vor, von denen der sicherste und 
kostengünstigste Weg zu wählen ist: 

§§ 168 1, 169 ZPO 1. Die Zustellung durch die Geschäftsstelle. Der Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelle kann einen Justizbediensteten (Justizwachtmeister oder 
anderen geeigneten Angehörigen des Gerichts) oder auf dem entsprechenden 
Vordruck die Post mit der Zustellung beauftragen. Die Geschäftsstelle 
bescheinigt auf Antrag den Zeitpunkt der Zustellung. 

§ 168 II ZPO 2. Die Zustellung durch Gerichtsvollzieher oder eine andere Behörde. Der 

Vorsitzende des Prozessgerichts kann einen Gerichtsvollzieher oder eine 
andere Behörde mit der Zustellung beauftragen, wenn die zuvor unter (1) 
genannte Zustellung keinen Erfolg verspricht. 

§ 173 ZPO 3. Aushändigung des Schriftstückes an der Amtsstelle des Gerichts. Bei 

dieser Form der Zustellung ist auf dem Schriftstück und in den Akten 
besonders zu vermerken, wann es zum Zwecke der Zustellung ausgehändigt 
wurde. Bei der Aushändigung an den Vertreter ist auch dies mit dem Zusatz zu 
vermerken, an wen das Schriftstück ausgehändigt wurde und dass die 
Vollmacht nach § 171 S. 2 ZPO vorgelegt wurde. 

4. Zustellung an Vertreter. Bei nicht prozessfähigen Personen ist an die 
gesetzlichen Vertreter zuzustellen. Bei nicht natürlichen Personen (AG, 
GmbH, OHG, KG) genügt die Zustellung an den Leiter. Bei mehreren 
gesetzlichen Vertretern (z. B. Eltern) oder Leitern genügt die Zustellung an 
einen von ihnen. 

§ 171 ZPO 5. Zustellung an Znstellnngsbevollmächtigte. Die Zustellung kann auch an 

einen lediglich hierfür Bevollmächtigten (z. B. Freund, Nachbarn) erfolgen. 

§ 900 I ZPO Die Ladung zu einem E.-V. -Termin ist dem Schuldner selbst zuzustellen, und 

zwar auch dann, wenn dieser anwaltlich vertreten ist. 

§§ 172, 174 ZPO 6 . Zustellung an Prozessbevollmächtigte. In Verfahren hat die Zustellung an 
den für den Rechtszug bestellten Prozessbevollmächtigten zu erfolgen, wenn 
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ein solcher bestellt wurde, andernfalls an die Partei selbst. Das Vollstre- 
ckung sverfahren gehört zur ersten Instanz. Bei der Zustellung an einen 
Rechtsanwalt ist ein schriftliches Empfangsbekenntnis ausreichend. 

7. Zustellung an Empfangsbekenntnisberechtigte. Der Kreis derjenigen, an 
die mit EB zugestellt werden kann, wurde auf folgenden Personenkreis 
erweitert: 

• Rechtsanwälte und Notare 

• Gerichtsvollzieher 

• Steuerberater 

• sonstige Personen, bei denen man nach pflichtgemäßem Ermessen 
der Geschäftsstelle aufgrund ihres Berufes von einer erhöhten Zuver- 
lässigkeit ausgehen kann 

• Behörden, Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 

Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit Datum und Unterschrift des 
Adressaten versehene EB, dessen Rücksendung verpflichtend und auch per 
Fax oder E-Mail möglich ist. An diesen besonderen Personenkreis kann auch 
zugestellt werden . . . 

• durch Aushändigung des Schriftstücks an der Amtsstelle (§ 1 73 ZPO), 

• durch Telekopie (= Fax, § 174 II ZPO) 

• und durch elektronisches Dokument (E-Mail) (Übermittlung einer 
Kopie des Schriftstückes als geschützte, d. h. mit einer elektronischen 
Signatur versehene Datei). 

Auch anderen Verfahrensbeteiligten, die nicht EB-Berechtigte sind, können 
elektronische Dokumente zugestellt werden, wenn sie ausdrücklich zuge- 
stimmt haben (§174 111 ZPO). 

8. Zustellung durch Einschreiben mit Rückschein. Bei dieser neuen 
Zustellungsform über die Post genügt zum Nachweis der Zustellung das 
ausgefüllte, unterschriebene Original des Rückscheins. 

Wird der Post, einem Justizbediensteten, einem Gerichtsvollzieher oder einer 
anderen Behörde ein Zustellungsauftrag erteilt, so übergibt die Geschäftsstelle 
das zuzustellende Schriftstück in einem verschlossenen Umschlag und mit 
einem vorbereiteten Zustellungsvordruck. 

2.2.2 Ersatzzustellung 

Eine Ersatzzustellung findet statt, wenn der Zustellungsadressat nicht 
angetroffen wird. 

Eine Ersatzzustellung ist möglich: 

1. in der Wohnung an erwachsene Familienangehörige, an eine in der 
Familie beschäftigte Person oder an einen erwachsenen ständigen 
Mitbewohner 

2. in Geschäftsräumen an eine dort beschäftigte Person 

3. in Gemeinschaftseinrichtungen an den Leiter der Einrichtung oder 
einen dazu ermächtigten Vertreter (§ 178 ZPO) 



§ 174 I ZPO 




§ 175 ZPO 



Zustellungsauf- 
trag, § 176 ZPO 
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verbotene 

Ersatzzustellung 

Ersatzzustellung 
durch Niederle- 
gung, § 181 ZPO 




Heilung, 

§ 189 ZPO 



§ 179 ZPO 



§ 183 ZPO 



§ 184 ZPO 



4. durch Einlegen in einen sicheren Briefkasten (§ 180 ZPO) 

An eine solche Person ist eine Ersatzzustellung unwirksam, wenn sie in dem 
Rechtsstreit als Gegner beteiligt ist (verbotene Ersatzzustellung, § 178 II 
ZPO). 

Ist eine solche Ersatzzustellung nicht möglich, so kann sie durch Niederlegung 

• bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt oder 

• am Ort der Zustellung oder am Ort des Amtsgerichts bei einer von der 
Post dafür bestimmten Stelle bewirkt werden. 

Der Empfänger ist von der Niederlegung schriftlich zu benachrichtigen. 

Außerhalb der Wohnung oder des Geschäflslokals kann eine Ersatzzustellung 
nicht vorgenommen werden, dem Zustellungsempfänger selbst jedoch an 
jedem Ort, § 177 ZPO. 

Heilung von Zustellungsmängeln: Wird eine Formvorschrift bei der 
Zustellung verletzt, so gilt die Zustellung als in dem Zeitpunkt bewirkt, in dem 
das Schriftstück dem Empfänger zugegangen ist. 

BEISPIEL: 

Der erwachsenen Tochter T des Zustellungsempfängers E wird das zuzustel- 
lende Schriftstück am 10. Mai auf der Straße ausgehändigt. T übergibt das 
Schriftstück dem E erst am 15. Mai. Trotz dieses Formverstoßes gilt das 
Schriftstück mit Datum vom 15. Mai als zugestellt. 

2.2.3 Die Zustellung bei verweigerter Annahme 

Wird die Annahme des zuzustellenden Schriftstücks unberechtigt verweigert, 
so ist das Schriftstück in der Wohnung oder in dem Geschäftsraum zurückzu- 
lassen. ln Ermanglung solcher Räume ist das Schriftstück zurückzusenden. 
Das Schriftstück gilt mit der Annahmeverweigerung als zugestellt. 

2.2.4 Zustellung im Ausland 

Eine Zustellung im Ausland erfolgt 

1. durch Einschreiben mit Rückschein, wenn völkerrechtliche Vereinbarun- 
gen dies zulassen, 

2. auf Ersuchen des Vorsitzenden des Prozessgerichts durch die Behörden 
des fremden Staates oder durch die diplomatische oder konsularische 
Vertretung des Bundes, die in diesem Staat residiert und 

3. auf Ersuchen des Vorsitzenden des Prozessgerichts durch das Auswärtige 
Amt an einen Deutschen, der das Recht der Immunität genießt und zu 
einer Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland gehört 
(z. B. Botschaftsangehörige). 

In den letzten beiden Fällen kann das Gericht anordnen, dass die Partei binnen 
einer angemessenen Frist einen Zustellungsbevollmächtigten benennt, der im 
Inland wohnt oder dort einen Geschäftsraum hat, falls nicht ohnehin ein 
Prozessbevollmächtigter bestellt wurde. Wird kein Zustellungsbevollmächtig- 
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ter benannt, so kann die Zustellung durch Aufgabe zur Post bewirkt werden. 
In diesem Falle gilt das Schriftstück zwei Wochen nach Aufgabe zur Post als 
zugestellt, sofern das Gericht keine längere Frist bestimmt hat. 

2.2.5 Die öffentliche Zustellung 

Die öffentliche Zustellung findet statt, wenn 

1. der Aufenthalt der Person, der das Schriftstück zugestellt werden soll, 
unbekannt und die Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll- 
mächtigten nicht möglich ist, 

2. eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder keinen Erfolg 
verspricht oder 

3. der Ort der Zustellung die Wohnung einer Person ist, die der deutschen 
Gerichtsbarkeit nicht unterliegt, weil Exterritorialität bzw. Immunität 
(z. B. bei Botschaftsangehörigen) besteht. 

Die öffentliche Zustellung muss vom Prozessgericht bewilligt werden. Sie 
erfolgt durch Anheftung einer Benachrichtigung an der Gerichtstafel mit 
folgenden Informationen: 

1. die Person, für die zugestellt wird (den Zustellungsabsender), 

2. den Zustellungsempfänger, 

3. das Datum, das Aktenzeichen und die Bezeichnung des Prozessgegen- 
standes sowie 

4. die Stelle, wo das Schriftstück eingesehen werden kann. 

Die Nachricht muss weiter den Hinweis enthalten, dass das Schriftstück 
öffentlich zugestellt wird und Fristen in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Bei der Zustellung einer Ladung 
muss die Benachrichtigung den Hinweis enthalten, dass das Schriftstück eine 
Ladung zu einem Termin enthält, dessen Versäumung Rechtsnachteile zur 
Folge haben kann. 

Das Gericht kann zusätzlich die einmalige oder mehrmalige Veröffentlichung 
im Bundesanzeiger oder in anderen Blättern anordnen. 

Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Aushang der Benachrichti- 
gung ein Monat vergangen ist, sofern das Prozessgericht nicht eine längere 
Frist bestimmt hat. 

2.3 Zustellungen auf Betreiben der Parteien 

Hier wird die Zustellung durch die Parteien veranlasst. Sie erfolgt grundsätz- 
lich durch den Gerichtsvollzieher, der entweder selbst mit Zustellungsurkunde 
zustellt oder die Post um Zustellung ersucht. Im Übrigen gelten die bisher 
besprochenen Regelungen entsprechend. 

Sind beide Parteien durch Anwälte vertreten, so kann die Zustellung auch von 
Anwalt zu Anwalt mit Empfangsbekenntnis erfolgen. 



§ 185 ZPO 



§ 186 ZPO 



§ 187 ZPO 
§ 188 ZPO 

§§ 192 f. ZPO 
§ 195 ZPO 
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Im Parteibetrieb werden insbesondere zugestellt: 

• Vollstreckungsbescheide (falls beantragt, § 699 IV ZPO) 

• Prozess- und Anwaltsvergleiche 

• Arreste und einstweilige Verfügungen in Beschlussform an den 
Antragsgegner (§§ 922 II, 936 ZPO) 

• die so genannte „Verpfandung“ gern. § 845 ZPO und 

• der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss 



Prüfungsfragen 

1. Was ist die Zustellung? 

Die Zustellung ist die Bekanntgabe eines Schriftstückes an eine Person in 
der gesetzlich vorgeschriebenen Form. 

2. Weshalb ist die Zustellung von besonderer Bedeutung? 

Sie dient als Nachweis dafür, auf welche Weise zugestellt wurde, auch ist 
sie von großer Bedeutung für den Beginn einer Frist und bei der Zwangs- 
vollstreckung. 

3. Welche Arten von Znstellungen kennt das Gesetz? 

die Zustellung von Amts wegen als Regelfall und die Zustellung durch die 
Parteien 

4. Welche Schriftstücke werden von Amts wegen zugestellt? 
insbesondere Klageschriften, Urteile, Beschlüsse und Ladungen 

5. Wie wird in der Regel von Amts wegen zugestellt? 

Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle kann einen Justizbediensteten 
oder auf dem entsprechenden Vordruck die Post mit der Zustellung beauf- 
tragen. 

6. Wen kann der Richter mit der Zustellung beauftragen? 
einen Gerichtsvollzieher oder eine Behörde 

7. Wie kann außerdem noch von Amts wegen zngestellt werden? 
durch Aushändigung des Schriftstückes an der Amtsstelle des Gerichts 

8. Was ist bei dieser Zustellungsart zn beachten? 

Auf dem Schriftstück und in den Akten ist besonders zu vermerken, wann 
es zum Zwecke der Zustellung ausgehändigt wurde. 

9. Wie wird an nicht prozessfähige Personen zugestellt? 

an die gesetzlichen Vertreter, gibt es mehrere, genügt die Zustellung an 
einen von ihnen 

10. Wie wird an nicht natürliche Personen zugestellt? 

Es genügt die Zustellung an den Leiter. 

11. Wie erfolgt die Zustellung an einen Prozessbevollmächtigten? 
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an den Rechtsanwalt mit Empfangsbekenntnis 

12. Wann wird aber nicht an einen Prozessbevollmächtigten zugestellt? 
die Ladung des Schuldners zu einem e.-V. -Termin 

13. Kann die Zustellung auch an Nachbarn erfolgen? 
ja, wenn sie Zustellungsbevollmächtigte sind 

14. An welchen Personenkreis kann mit EB zugestellt werden? 

an Rechtsanwälte und Notare, Gerichtsvollzieher, Steuerberater und 
sonstige Personen, bei denen man von einer erhöhten Zuverlässigkeit 
ausgehen kann; außerdem an Behörden, Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts 

15. Wie kann an diese (juristischen oder natürlichen) Personen zugestellt 
werden? 

durch Aushändigung des Schriftstücks, durch Telekopie (= Fax) und durch 
eine mit Signatur geschützte E-Mail (elektronisches Dokument) 

16. Kann auch an nicht EB-Berechtigte per E-Mail zugestellt werden? 

Ja, wenn sie ausdrücklich zugestimmt haben. 

17. Welche Zustellungsform über die Post kennen Sie? 
die Zustellung durch Einschreiben mit Rückschein 

18. Wann findet eine Ersatzzustellung statt? 

wenn der Zustellungsadressat nicht angetroffen wird 

19. An welchen Orten ist eine Ersatzzustellung möglich? 

in der Wohnung, in Geschäftsräumen und in Gemeinschaftseinrichtungen 

20. An wen ist eine Ersatzzustellung in der Wohnung möglich? 

an erwachsene Familienangehörige, an eine in der Familie beschäftigte 
Person oder an einen erwachsenen ständigen Mitbewohner 

21. An wen ist eine Ersatzzustellung in Geschäftsräumen möglich? 

an eine dort beschäftigte Person 

22. An wen ist eine Ersatzzustellung in Gemeinschaftseinrichtungen 
möglich? 

an den Leiter der Einrichtung oder einen dazu ermächtigten Vertreter 

23. Welche weitere Form der Ersatzzustellung kennen Sie? 
durch Einlegen in einen sicheren Briefkasten 

24. Wie wird zugestellt, wenn eine Ersatzzustellung nicht möglich ist? 

durch Niederlegung bei dem Amtsgericht, am Ort der Zustellung oder am 
Ort des Amtsgerichts bei einer von der Post dafür bestimmten Stelle 

25. Wie erfährt der Empfänger von der Niederlegung? 

durch schriftliche Benachrichtigung 
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26. Wann darf an Ersatzzustellnngsberechtigte nicht zugestellt werden? 

wenn sie in dem Rechtsstreit als Gegner beteiligt sind („verbotene Ersatz- 
zustellung“) 

27. Kann die Ersatzzustellung auch außerhalb der Wohnung oder des 
Geschäftslokals erfolgen? 

Nein, das ist nicht zulässig. 

28. Gilt das auch für den Zustellnngsempfänger? 
nein, ihm kann an jedem anderen Ort zugestellt werden 

29. Was verstehen Sie unter einer Heilung von Zustellungsmängeln? 

Wurden bei der Zustellung Formvorschriflen verletzt, gilt die Zustellung 
trotzdem als bewirkt, wenn das zuzustellende Schriftstück dem Empfänger 
zugegangen ist. 

30. Wie wird bei verweigerter Annahme zngestellt? 

Das Schriftstück ist in der Wohnung oder in dem Geschäftsraum zurück- 
zulassen. In Ermanglung solcher Räume ist das Schriftstück zurückzusen- 
den. 

31. Wann kann eine öffentliche Zustellung beantragt werden? 

• wenn der Aufenthalt des Zustellungsemptängers unbekannt und die 
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht 
möglich ist, 

• wenn eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder keinen 
Erfolg verspricht oder 

• wenn wegen Immunität nicht zugestellt werden kann 

32. Was muss im Falle unbekannten Aufenthalts dem Antrag beigefügt 
werden? 

die Bescheinigung der Behörde, dass der Zustellungsempfänger nicht 
gemeldet ist bzw. unbekannt verzogen ist 

33. Wer veranlasst die öffentliche Znstellnng? 

das Prozessgericht 

34. Wie erfolgt die öffentliche Zustellung? 

Sie erfolgt durch Anheftung einer Benachrichtigung an der Gerichtstafel. 

35. Welche Informationen muss die Benachrichtigung enthalten? 

• Die Benachrichtigung muss den Zustellungsabsender und Zustel- 
lungsempfänger enthalten, 

• das Datum, das Aktenzeichen und die Bezeichnung des Prozessge- 
genstandes sowie 

• die Stelle, wo das Schriftstück eingesehen werden karm. 

• Die Nachricht muss weiter den Hinweis enthalten, dass das Schrift- 
stück öffentlich zugestellt wird und Fristen in Gang gesetzt werden 
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
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36. Was muss bei der Zustellung einer Ladung berücksichtigt werden? 

Sie muss den Hinweis enthalten, dass das Schriftstück eine Ladung zu 
einem Termin enthält, dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge 
haben kann. 

37. Ist eine Veröffentlichung im Bundesanzeiger erforderlich? 

Nein, aber das Gericht kann zusätzlich die einmalige oder mehrmalige 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger oder in anderen Blättern anordnen. 

38. Nach welcher Frist wird die öffentliche Zustellung wirksam? 
einen Monat nach Aushang der Benachrichtigung 

39. Wie erfolgt die Zustellung im Parteibetrieb? 

durch Beauftragung eines Gerichtsvollziehers, der entweder selbst mit 
Zustellungsurkunde zustellt oder die Post um Zustellung ersucht 

40. Welche Schriftstücke werden in der Regel im Parteibetrieb zugestellt: 

Vollstreckungsbescheide (falls beantragt), Vergleiche, Arreste und einst- 
weilige Verfügungen in Beschlussform an den Antragsgegner, die Vor- 
pfandung und der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss 

41. Wie kann die Zustellung erfolgen, wenn beide Parteien durch 
Rechtsanwälte vertreten sind? 

von Anwalt zu Anwalt 




Das anwaltliche Aufforderungsschreiben 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 1) 

Heißt das Schreiben nun freundlich „Erinnerung“, unwirsch „Zahlungsauf- 
forderung“, juristisch trocken „Mahnung“ oder ähnlich - in all diesen Fällen 
handelt es sich um eine Aufforderung, die den Adressaten bewegen soll, 
endlich seine Schuld zu begleichen, d. h. in der Regel zu zahlen. Formuliert 
ein Rechtsanwalt ein solches Schreiben, so spricht man von einem 
„anwaltlichen Aufforderungsschreiben“. 

Das anwaltliche Auffordemngsschreiben bezweckt eine schnelle außergericht- 
liche Erledigung, vor allem aber die Herbeiführung des Verzuges. 

3.1 Eintritt des Verzuges 

Der Schuldner kommt unter folgenden Voraussetzungen in Verzug 

(§§ 280, 286 BGB): 

1 . Fälligkeit der Leistung, 

2. Zugang einer Mahnung, soweit sie nicht entbehrlich ist, s. u. 

3. oder unabhängig von einer Mahnung 30 Tage nach Zugang einer 
Rechnung oder einer gleichwertigen Zahlungsaufforderung und bei 

4. Verschulden an der Leistungsverspätung (§ 286 IV BGB) 

Schauen wir uns diese Voraussetzungen im Einzelnen einmal an: 

3.1.1 Fälligkeit 

Eine Leistung ist fällig, wenn der Gläubiger berechtigt ist, die Leistung zu 
verlangen. Das ergibt sich häufig aus der Vereinbarung der Parteien. Ist nichts 
vereinbart, sind die Leistungen sofort fällig. Gesetzliche Sonderregelungen 
gelten jedoch z. B. für den Mietvertrag (Fälligkeit zu Beginn der Mietzeit, 
§ 556 b BGB), für den Dienstvertrag (Fälligkeit tritt erst nach Leistung der 
Dienste ein, § 614 BGB) und beim Werkvertrag (hier ist die Vergütung erst bei 
Abnahme des Werkes fällig, § 641 BGB). Weitere Sonderregelungen können 
aber auch vertraglich vereinbart werden. 

BEISPIELE: 

In einem Mietvertrag werden Mietvorauszahlungen oder Abschlagszahlungen 
vereinbart. - Ein Vertrag enthält die Formulierung „Kasse gegen Faktura“ (der 
Zahlungsanspruch wird bereits gegen Zusendung der Rechnung fällig, ohne 
dass die Ware auch bereits geliefert werden muss). 




§ 271 BGB 
Sonderregelungen 
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Mahnung: 

Begriff, 

§ 286 1 1 BGB 



Zustellungs- 

nachweis 



Gleichstellung mit 
Mahnung, 

§ 286 I 2 BGB 

Enthehrlichkeit 
bei Kalendertag, 

§ 286 II I BGB 



Entbehrlichkeit 
bei Ereignis, 

§ 286 II 2 BGB 



Entbehrlichkeit 
bei Verweigerung, 
§ 286 II 3 BGB 



Entbehrlichkeit 
nach § 286 II 4 



3.1.2 Mahnung und Entbehrlichkeit 

Grundsätzlich muss der Schuldner nachweisbar eine Mahnung erhalten haben. 
Eine Mahnung von Geldansprüchen ist eine eindeutige Zahlungsaufforderung 
des Gläubigers, die sich auf einen bestimmten Geldbetrag bezieht und 
erkennen lässt, dass eine Nichtleistung Folgen haben wird. Sie sollte 
zweckmäßigerweise auch als „Mahnung“ ausdrücklich bezeichnet werden. 

Auch sollte unbedingt an den Nachweis für den Zugang der Mahnung gedacht 
werden für den Fall, dass der Schuldner bestreitet, eine Zahlungsaufforderung 
überhaupt erhalten zu haben. 

BEISPIELE: 

Zeugenbeweis eines Boten oder, als sicherstes Beweismittel, die formelle 
Zustellung, z. B. mit Einschreiben-Rückschein. 

Die Zustellungen einer Leistungsklage oder eines Mahnbescheids stehen 
übrigens der Mahnung gleich: Spätestens ab diesem Zeitpunkt können also die 
Verzugsfolgen geltend gemacht werden. 

1. Eine Mahnung ist nicht erforderlich, wenn die Leistung an einem 
bestimmten Kalendertag fällig ist, z. B. durch vertragliche Vereinbarung oder 
kraft gesetzlicher Bestimmung. Bei Zeiträumen wie „Anfang“, „Mitte“ oder 
„Ende“ eines Monats wird der erste, der 15. bzw. der letzte Tag des Monats 
verstanden (§192 BGB). 

2. Eine Mahnung ist auch dann nicht erforderlich, wenn der Leistung ein 
Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für die Leistung in 
der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem Kalender 
berechnen lässt. Ein solches Ereignis kann eine Kündigung sein, aber auch 
jedes andere Ereignis, von dem an ein Kalenderdatum berechnet werden kann. 

BEISPIELE: 

So können Formulierungen wie „14 Tage nach Lieferung“ oder „2 Wochen nach 
Lieferung“ ohne weitere Mahnung den Verzug herbeiführen. 

3. Eine Mahnung ist weiterhin entbehrlich, wenn der Schuldner die Leistung 
endgültig und ernsthaft verweigert. In diesem Fall wäre eine Mahnung sinnlos 
und lediglich eine leere Förmelei. Der Schuldner befindet sich automatisch im 
Verzug, wenn er die Leistung verweigert. 

4. Weiter ist eine Mahnung nicht erforderlich, wenn besondere Gründe unter 
Abwägung der beiderseitigen Interessen den sofortigen Eintritt des Verzuges 
rechtfertigen. 

BEISPIELE: 

Der Schuldner selbst kündigt seine Leistung zu einem bestimmten Termin an 
(sog. „Selbstmahnun^ ). - Der Schuldner entzieht sich der Mahnung. 
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3.1.3 Die 30-Tage-Regelung des § 286 III BGB 

Unabhängig von einer Mahnung kommt der Schuldner auch 30 Tage nach 
Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder einer gleichwertigen Zahlungs- 
aufforderung in Verzug. 

BEISPIELE FÜR DIE BERECHNUNG DER 30-TAGE-FRIST: 

Eine Rechnung geht am 1. März zu. Die 30-Tage-Frist des § 286 III BGB ist 
eine Tagesfrist. Der Tag des Zugangs zählt nicht mit, weil es sich um eine 
Ereignisfrist (§187 1 BGB) handelt, s. u. Kap. 8.2. Damit läuft die Frist am 31 . 
März ab. Der Schuldner befindet sich also ab dem 1. April im Verzug. 

Eine Rechnung geht am 15. Februar zu (kein Schaltjahr). Bei der Fristbe- 
rechnung ist jeder Monat mit der Anzahl seiner Tage zu berücksichtigen. Erster 
Tag der Fristberechnung ist der 16. Februar, Fristende mit Ablauf des 17. März, 
Verzug ab 18. März. 

Die 30-Tage-Regelung gilt nur für Entgeltforderungen. Das sind Forderun- 
gen, die als Entgelt für erbrachte Leistungen vereinbart wurden. In der Regel 
werden das Geldforderungen sein. Bei Schadensersatzansprüchen liegt zwar 
eine Geldforderung, aber keine Entgeltforderung vor. 

Für Verbraucher gilt die 30-Tage-Regelung nur, wenn sie auf diese Folgen in 
der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders hingewiesen worden sind. 
Verbraucher sind alle natürlichen Personen, die ein Rechtsgeschäft für einen 
Zweck abschließen, der weder ihren gewerblichen noch ihren selbstständigen 
beruflichen Tätigkeiten zugerechnet werden kann (insbes. Privatpersonen oder 
Kaufleute, die als Verbraucher auftreten, z. B. eine Urlaubsreise buchen). 

Soweit oben bei den Verzugsvoraussetzungen auch ein Verschulden verlangt 
wird, geht man bei Geldforderungen in der Regel stets von einem Verschul- 
den aus. 

3.2 Verzugsfolgen 

Befindet sich der Schuldner im Verzug, so hat er dem Gläubiger den durch den 
Verzug entstandenen Schaden zu ersetzen {einfachen Schadensersatz oder 
Verzögerungsschaden = Verspätungsschaden). 

Daneben sind aber auch noch - je nach Sachlage - Ansprüche auf Leistung 
(Erfüllung) und ein Rücktritt denkbar. 

Bei Geldforderungen gehören zum Verzugsschaden auch die durch den Verzug 
entstandenen Zinsen. Folgende Verzugszinsen können verlangt werden: 



Entgeltforde- 

rungen, 

§ 286 III BGB 

Verbraucher, 
§ 13 BGB 



Verschulden, 
§ 286 IV BGB 



Schadensersatz, 
§§ 280 II, 286 
BGB 



Verzugszinsen 



30 



Teil 1: Das Verfahrensrecht 




1. bei beteiiigten Verbrauchern ohne Schadensnachweis als Verzugszinsen 

5 Prozentpunkte über dem Jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB 

(§§ 247, 288 I BGB)2; 

2. bei Unternehmergeschäften, wenn aiso ein Verbraucher nicht beteiligt 
ist, 8 Prozentpunkte über dem Jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 
BGB (§§ 247, 288 il BGB); 

3. bei Wechsel- und Scheckforderungen: 2 Prozentpunkte über dem 
jeweiiigen Basiszinssatz, mindestens aber 6 % (Art. 48 i 2 WG, Art. 45 
Nr. 2 ScheckG); 

4. höhere Zinsen können nur veriangt werden, wenn sie vertraglich 
vereinbart smd (§ 288 lli BGB) oder 

5. wenn sie ais Schadensersatzforderung geltend gemacht werden {mit 
Schadensnachweis). Der im Verzug befindiiche Schuidner ist nämiich 
dem Giäubiger gegenüber zum Ersatz des durch den Verzug entstande- 
nen Schadens (Verzugsschaden) verpflichtet. Hierzu zähien bei Geidfor- 
derungen u. a. Zinsverluste des Gläubigers infoige von Bankkrediten, 
aber auch entgangene Aniagezinsen. 



Zeitpunkt der Der Zinsanspruch entsteht 

Entstehung • mit Eintritt des Verzuges, 

• spätestens mit Rechtshängigkeit (Prozesszinsen, § 291 BGB). 

Die Zinsen errechnen sich eigentlich nach dem BGB, in der Praxis (und der 
Prüfung) jedoch nach der folgenden Formel. Es wird mit 360 Zinstagen im 
Jahr und 30 Tagen im Monat gerechnet: 



Zinsen = 



Kapital • Zeit{Tage) • Zinssatz 
360 »100 



3.3 Zweck und Inhalt 

Das anwaltliche Aufforderungsschreiben bezweckt die schnellere und billigere 
außergerichtliche Erledigung, die Herbeiführung des Verzuges und will die 
Gefahr des § 93 ZPO vermeiden. Würde nämlich der Kläger bei Gericht eine 
Klage gegen den Beklagten einreichen, ohne diesen zuvor in Verzug gesetzt zu 
haben, so könnte der Beklagte die Klageforderung sofort anerkennen und 
dadurch erreichen, dass dem Kläger die Kosten des Rechtsstreits auferlegt 
würden. 

Stil Das Aufforderungsschreiben soll korrekt, höflich, sachlich, kurz und 

verständlich formuliert sein. 



^ Der Basiszinssatz des Bürgerliehen Gesetzbuchs (§ 247 BGB) wird jährlich zum 
1 . Januar und 1 . Juli neu festgelegt. Die aktuelle Höhe kann unter 
http://www.bundesbank.de unter „Aktuelle Zinssätze“ nachgesehen werden. 
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Das anwaltliche Aufforderungsschreiben soll enthalten: die Bezeichnung des 
Schuldners (Empfängers) und des Gläubigers (Mandanten), die Bestellung 
(„zum Vertreter des...“), die Schilderung des Sachverhalts, die Bezeichnung 
des Anspruchs (z. B. Geldforderung und Zinsen), die Zahlungsaufforderung 
mit einer korrekten Fristsetzung (genauer Zahlungstermin!), die Aufforderung, 
auch die Kosten zu zahlen, die Androhung gerichtlicher Geltendmachung bzw. 
die Empfehlung, nach fruchtlosem Fristablauf Klage zu erheben und die 
Kostenrechnung mit der Unterschrift. 

3.4 Arten des Aufforderungsschreibens 

Ausnahmsweise soll bereits an dieser Stelle auf die Kosten eingegangen 
werden. Zu unterscheiden ist nämlich das anwaltliche Aufforderungsschreiben 
mit Klageauftrag von dem Aufforderungsschreiben ohne Klageauftrag. 

Da bei einem Aufforderungsschreiben ohne Klageauftrag noch kein 
Klageauftrag vorliegt, kann der Anwalt auch noch nicht mit Klageerhebung 
drohen, also lautet seine Formulierung etwa: 

„Nach fruchtlosem Ablauf der Frist werde ich meinem Mandanten empfeh- 
len, unverzüglich Klage zu erheben.“ 

Bei einem Aufforderungsschreiben mit Klageauftrag liegt bereits Prozess- 
vollmacht vor, also lautet hier die Formulierung: 

„Nach fruchtlosem Frlstablauf werde ich unverzüglich Klage einreichen.“ 

Wegen der unterschiedlichen Kostenrechnungen beider Aufforderungsschrei- 
ben siehe unten S. 151. 



3.5 Prüfungsfragen 

1. Wann kommt ein Schuldner in Verzug? 

• Ein Schuldner kommt in Verzug bei Fälligkeit, 

• Zugang einer Mahnung, soweit sie nicht entbehrlich ist, 

• bei einer Entgeltforderung 30 Tage nach Zugang einer Rechnung oder 
gleichwertigen Zahlungsaufforderung 

• und bei Verschulden an der Leistungsverspätung. 

2. Muss auch bei Geldforderungen ein Verschulden gegeben sein? 

Nein, grundsätzlich wird bei Geldforderungen ein Verschulden angenom- 
men. 

3. Wann ist eine Forderung „fällig“? 

wenn der Gläubiger berechtigt ist, die Leistung zu verlangen 



Inhalt 



ohne 

Klageauftrag 



mit 

Klageauftrag 
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4. Welche Gleichstellungen mit einer Mahnung, von denen an die 
Verzugsfolgen anch ohne Mahnung geltend gemacht werden können, 
kennen Sie? 

die Zustellungen einer Leistungsklage oder eines Mahnbescheids 

5. Wann ist eine Mahnung nicht erforderlich? 

• wenn die Leistung durch vertragliche Vereinbarung oder kraft gesetzli- 
cher Bestimmung an einem bestimmten Kalendertag fällig ist; 

• bei Wechsel, Scheck, Miete, Pacht und Unterhalt; 

• wenn sich die Leistung nach dem Kalender berechnen lässt (z. B. bei 
einer Formulierung wie „14 Tage nach Lieferung“). 

6. Tritt in den nachfolgenden Fällen Verzng ein nnd ggf. ab wann? Nach 
Vereinbarnng ist die Leistnng fällig ab a) „Anfang“, b) „Mitte“ nnd 
c) „Ende“ eines Monats: 

a) der erste, b) der 15. und c) der letzte Tag des Monats 

7. Muss der Schuldner noch gemahnt werden, wenn er die Leistung 
verweigert? 

Nein, wenn der Schuldner die Leistung endgültig und ernsthaft verweigert, 
befindet sich der Schuldner automatisch im Verzug. 

8. Was ist eine „Selbstmahnnng“ nnd welche Wirkung hat sie? 

Bei einer Selbstmahnung kündigt der Schuldner selbst seine Leistung zu 
einem bestimmten Termin an. Eine Mahnung durch den Gläubiger ist 
dann nicht erforderlich. 

9. Gilt die 30-Tage-Regelnng für Entgeltforderungen auch für 
Schadensersatzansprüche? 

Nein, bei ihnen handelt es sich um Geldansprüche, nicht um Entgeltforde- 
rungen als Gegenleistung für erbrachte Leistungen. 

10. Welche Besonderheit gibt es bei der 30-Tage-Regelung für Verbrau- 
cher? 

Diese müssen auf die Verzugsfolge in der Rechnung besonders hingewie- 
sen worden sein. 

11. Wann befindet sich der Schuldner nach der 30-Tage-Regelung in den 
nachfolgenden Fällen im Verzug? Die Rechnung geht zu . . . 

a) am 12. Januar, b) 20. Februar und c) 15. April 

Der Verzug tritt ein a) ab 12. Februar, b) ab 23. März, c) ab 16. Mai 

12. Was ist insbesondere Folge bei Eintritt des Verzuges? 

die Verpflichtung, Schadensersatz zu leisten, wozu auch Zinsen gehören 

13. ln welcher Höhe können Verzugszinsen geltend gemacht werden? 

• bei beteiligten Verbrauchern 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen 
Basiszinssatz nach § 247 BGB; 

• bei Untemehmergeschäften 8 Prozentpunkte über dem jeweiligen 
Basiszinssatz nach § 247 BGB; 
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• in Wechsel- und Schecksachen 2 Prozentpunkte über dem jeweiligen 
Basiszinssatz, mindestens aber 6 %; 

• höhere Zinsen können verlangt werden, wenn sie vertraglich verein- 
bart sind 

• oder wenn sie als Schadensersatzforderung wegen Inanspruchnahme 
eines Bankkredits geltend gemacht werden. 

14 Was bezweckt ein anwaltliches Anfforderungsschreiben? 

die außergerichtliche Erledigung, die Herbeiführung des Verzuges und die 
Vermeidung der Gefahr des § 93 ZPO 

15; Ab wann entstehen Prozesszinsen? 

ab Rechtshängigkeit 

16; Welche verschiedenen Arten des anwaltlichen Auffordernngsschrei- 
bens gibt es? 

das Aufforderungsschreiben mit und ohne Klageauftrag 

17. Wie unterscheiden sich die Arten bezüglich der Formulierung? 

ln dem Aufforderungsschreiben ohne Klageauftrag lautet es etwa: „Nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist werde ich meinem Mandanten empfehlen, 
unverzüglich Klage zu erheben.“ 

Beim Aufforderungsschreiben mit Klageauftrag heißt es sinngemäß: 
„Nach fruchtlosem Fristablauf werde ich unverzüglich Klage einreichen.“ 




Das gerichtliche Mahnverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 4) 

Der größte Teil der gerichtlich geltend gemachten Ansprüche wird nicht im 
Klagewege, sondern im gerichtlichen Mahnverfahren erledigt. Dieses 
Verfahren bietet Vorteile für den Antragsteller, aber auch für den Gegner 
und sogar für das Gericht, weil es den Richter entlastet. 



4.1 Wesen 

Das gerichtliche Mahnverfahren ist ein in der ZPO besonders geregeltes 

Verfahren. Es ist im Gegensatz zur Klage 

• einfacher, weil es formularmäßig durchgeführt werden kann, 

• schneller, weil es ohne mündliche Verhandlung durchgeführt werden 
kann und 

• billiger in den Gerichtskosten; es entsteht nur eine halbe Verfahrensge- 
bühr. Das Mahnverfahren empfiehlt sich, wenn mit Einwendungen des 
Antragsgegners, z. B. dass die Forderung zu Unrecht geltend gemacht 
werde, nicht zu rechnen ist. 

4.2 Zulässigkeit 

Grundsatz'. 

Das Mahnverfahren findet nur statt bei Geldforderungen in Euro. 



4.2.1 Ausschluss des Mahnverfahrens 

Das Mahnverfahren ist ausgeschlossen'. 

a) für Zinsansprüche des Unternehmers i. S. d. §§ 491 bis 504 BGB gegen 
einen Verbraucher, wenn der nach den §§ 492, 502 BGB anzugebende 
effektive Jahreszins den bei Vertragsabschluss geltenden Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB (siehe Fußnote 2, Seite 30) um mehr als 12 Prozentpunkte 
übersteigt. 

Die in den o. g. §§ 491 bis 504 BGB enthaltenen Regelungen über Verbrau- 
cherdarlehensverfräge gelten für Verträge zwischen gewerblichen und 
beruflichen Kreditgebern (z. B. Banken, Händlern, aber auch zwischen 
Freiberuflern und damit sogar zwischen Rechtsanwälten, die das Honorar 
stunden) und privaten Verbrauchern (natürlichen Personen, soweit kein 
gewerblicher/beruflicher Zusammenhang besteht). Nach geltender Rechtspre- 
chung beginnt etwa bei einem Zinssatz, der den Basiszinssatz um 
12 Prozentpunkte übersteigt, die Sittenwidrigkeit und damit Nichtigkeit des 
Darlehens/Zahlungsaufschubs. Würde man in solchen Fällen das Mahnverfah- 
ren zulassen, so käme es zu zahlreichen richterlich ungeprüften Vollstre- 



§ 688 I ZPO 



§ 688 II ZPO 
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§ 688 II 3 ZPO 
§ 688 III ZPO 



V ordruckzwang, 
§ 703 c II ZPO 



ckungstiteln sittenwidriger Forderungen. Der Giäubiger wird in soichen Fäiien 
auf das Kiageverfahren verwiesen, in dem zugieich der Richter die Frage 
prüfen kann, ob die geitend gemachten Zinsen noch zulässig oder schon 
sittenwidrig sind. - Das Mahnverfahren findet weiterhin nicht statt, 

b) wenn die Geltendmachung des Anspruchs von einer Gegenleistung, die 
noch nicht erbracht wurde, abhängig ist (§ 688 II 2 ZPO). 

BEISPIEL: 

Wili der Verkäufer V im Mahnverfahren gegen den Käufer K seinen Kaufpreis- 
anspruch durchsetzen, so muss V vorher seine (Gegen-)Leistung erbracht 
haben, d. h. er muss bereits die Kaufsache geiiefert haben. - Nicht abhängig 
von einer Gegenieistung sind z. B. Unterhaitsleistungen und Schadensersatz- 
ansprüche. 

Schließlich ist das Mahnverfahren ausgeschlossen, 

c) wenn der Mahnbescheid durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen 
müsste (d. h. wenn der Aufenthaltsort des Antragsgegners unbekannt ist). 

d) Müsste der Mahnbescheid im Ausland zugestellt werden, findet das 
Mahnverfahren nur statt, soweit das Anerkennungs- und Vollstreckungsaus- 
führungsgesetz (AVAG)) dies vorsieht. 

4.2.2 Zum automatisierten gerichtlichen Mahnverfahren 

Die früher üblichen und noch heute gelegentlich anzutreffenden Anträge 
wurden immer mehr verdrängt. Seit dem 1. Oktober 1982 wurde schrihweise 
aufgrund von Landesverordnungen, die § 703 c 111 ZPO vorsah, die nach 
§ 690 III ZPO zulässige maschinelle Bearbeitung im gerichtlichen Mahnver- 
fahren vor zentralen Mahngerichten eingeführt. Sie setzte sich zunehmend mit 
den maschinenlesbaren Antragsformularen durch. 

In dem Antrag ist zugleich das Gericht zu bezeichnen, das für ein streitiges 
Verfahren zuständig ist. Darüber hinaus können die Anträge auch im Wege des 
elektronischen Datenaustausches gestellt werden. Heutige Anwaltssoftware 
ist in der Regel auf eine solche papierlose Übermihlung an das Mahngericht 
eingestellt. Die Gerichte versprechen sich hiervon nicht nur eine weiter 
gehende Beschleunigung, sondern auch eine fehlerfreiere Übermittlung der 
Daten. 

Es besteht eine Pflicht der Parteien, die bei den Gerichten eingeführten 
Formulare zu benutzen. Der Antragsteller (oder sein Prozessbevollmächtigter) 
hat das MB-Formular selbst zu besorgen. Wird das für den Antrag vorge- 
schriebene Formular nicht verwendet (z. B. stattdessen der bisherige 
Vordrucksatz, oder wenn der Antrag per Fax oder Kopie/ Durchschrift gestellt 
wird), so muss der Antrag nach §§ 691 1, 703 c II ZPO zurückgewiesen 
werden. Weitere Folgeanträge, für deren Benutzung Vordruckzwang besteht 
(z. B. den Antrag auf Erlass eines Vollstreckungsbescheids), werden den 
Parteien vom Gericht übersandt. 
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4.3 Zuständigkeit 

Die gesetzlichen Regelungen über die Zuständigkeit beim Mahnverfahren sind 
für die Parteien bindend und können nicht abweichend vereinbart werden. 

4.3.1 Sachliche Zuständigkeit 

Ohne Rücksicht auf den Streitwert ist das Amtsgericht sachlich zuständig. Das § 689 I ZPO, 
Verfahren wird hier vom Rechtspfleger bearbeitet. § 20 Nr. 1 RPflG 

4.3.2 Örtliche Zuständigkeit 

a) Örtlich ist ausschließlich zuständig das Amtsgericht, in dessen Bezirk der § 689 II ZPO 
Antragsteller (!) seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, also an seinem 
Wohnsitz bzw. bei einer juristischen Person an ihrem Sitz. Damit sind beim 
Mahnverfahren zwei Prüfungsfallen aufgebaut: 

• die eine bei der sachlichen Zuständigkeit, weil etwa auch bei einem 
Mahnbescheid in Höhe von 1 Million Euro das Amtsgericht sachlich 
zuständig ist, und bei der 

• örtlichen Zuständigkeit, weil nicht, wie bei der Klage, das Gericht des 
Beklagten, sondern das des Antragstellers örtlich zuständig ist. 

Wurden für das automatisierte gerichtliche Mahnverfahren zentrale 
Mahnahteilungen gebildet, ist örtlich zuständig das zentrale Mahngericht des 
Antragstellers, insofern gilt für die örtliche Zuständigkeit nichts Besonderes. 

BEISPIEL: 

Die Antragstellerin, eine GmbH, hat ihren Sitz in A-Stadt, der Antragsgegner 
seinen Wohnsitz in B-Stadt. - Zuständig für den Antrag auf Erlass eines 
Mahnbescheids ist das Amtsgericht in A-Stadt. Gilt bei diesem AG-Bezirk für 
das automatisierte Mahnverfahren zentral das Amtsgericht in C-Stadt, so muss 
dort der Mahnbescheid auf dem entsprechenden Vordruck beantragt werden. 

b) Hat der Antragsteller im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand, so ist § 689 II ZPO 
ausschließlich das Amtsgericht Schöneberg in Berlin zuständig. 

c) Hat der Antragsgegner im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand, jedoch § 703 d ZPO 
einen besonderen Gerichtsstand im Inland, so gilt dieser, siehe den indirekten 

Verweis von § 703 d II ZPO z. B. auf die §§ 20 ff. ZPO. 

d) Über den MB-Antrag entscheidet der Rechtspfleger des Amtsgerichts. Erst § 20 Nr. 1 RPflG 
wenn das Mahnverfahren in ein streitiges Verfahren übergeht (s. u.), ist der 

Richter zuständig. 

e) Im arbeitsgerichtlichen Mahnverfahren ist das Gericht zuständig, das auch § 46 a II ArbGG 
für eine Klage zuständig sein würde. 

f) Muss ein Mahnbescheid im Ausland zugestellt werden, so ist ein 
maschinenlesbarer Mahnbescheid nicht zulässig. Der Mahnbescheid ist dann 
auf dem herkömmlichen Formularsatz zu beantragen. 
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4.4 Weiterer Verfahrensgang 

Monierungs- Mit Eingang des MB-Antrags bei Gericht prüft dieses, soweit möglich, die 
schreiben Vollständigkeit, Zulässigkeit und Richtigkeit des Antrags. Bestehen insoweit 

Bedenken, so schickt das Gericht im automatisierten Mahnverfahren ein sog. 
Monierungsschreiben an den Antragsteller. 

BEISPIELE: 

Der Mahnbescheid wurde unvoiiständig ausgefüilt, aus ihm ergibt sich die 
Unzuständigkeit des angerufenen Gerichts, es wird Geid in ausländischer 
Währung geitend gemacht, die Zinsforderung übersteigt den bei Vertragsab- 
schiuss geitenden Basiszinssatz um 12 Prozentpunkte usw. 

Das Mahnverfahren geht erst weiter, wenn das Monierungsschreiben 
vollständig beantwortet wurde. 

kein Gerichtskos- Beim bisherigen Vordrucksatz „Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids“ 
tenvorschuss (fünffacher Durchschreibesatz) musste mit Einreichung dieses Antrags auch 

eine halbe Gerichtsgebühr eingezahlt werden. Beim automatisierten 
Mahnverfahren ist eine solche vorschussweise Zahlung nicht mehr 
erforderlich. Das Gericht übersendet dem Antragsteller von sich aus eine 
Kostenrechnung über die Gerichtskosten mit einem vorbereiteten Zahlungs- 
vordruck. 

Wurden bzw. werden noch auf den herkömmlichen Durchschreibesätzen die 
Gebühren des Rechtsanwalts eingetragen, so entfällt dies bei den maschinen- 
lesbaren Formularen. Hier werden sowohl die Gerichts- als auch die 
Rechtsanwaltskosten maschinell berechnet. Mit Zustellung des MB von Amts 
wegen an den Gegner erhält der Antragsteller eine Kostenrechnung über die 
Gebühren und Auslagen des Gerichts und des Rechtsanwalts. 

4.5 Widerspruch gegen den Mahnbescheid 

4.5.1 Rechtsbehelf gegen den Mahnbescheid 

Gegen den Mahnbescheid kann binnen einer Frist von zwei Wochen 
Widerspruch eingelegt werden (vgl. § 692, 1 3 ZPO: Die Frist ist im Mahnbe- 
scheid erwähnt). Aber: Nach § 694 I ZPO ist der Widerspruch so lange 
möglich, wie der Vollstreckungsbescheid (VB) noch nicht verfügt ist, d. h. 
vom Rechtspfleger noch nicht unterschrieben und in den Geschäftsgang 
gegeben ist. Die Zweiwochenfrist ist also eine Mindestfrist. Geht der 
Widerspruch bei Gericht ein, nachdem der VB bereits verfügt wurde, wird er 
als Einspruch gegen den Vollstreckungsbescheid behandelt (§ 694 11 ZPO). 

Beim automatisierten gerichtlichen Mahnverfahren wird dem Gegner ein 
amtlicher Vordruck übersandt, mit dem er Widerspruch einlegen kann. 
Hierüber erhält der Antragsteller ggf. eine Widerspruchsnachricht. Für den 
Widerspruch besteht jedoch kein Vordruckzwang, das Formblatt dient 



Widerspruch 
u. U. noch nach 
Fristablauf 
möglich! 



kein Vordruck- 
zwang, aber 
empfehlens- 
wert, § § 692 I 
Nr. 5 ZPO 



automatische 

Kostenberech- 

nung 
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lediglich einer rascheren Bearbeitung, so dass schon aus diesem Grunde das 
Formblatt verwendet werden sollte. 

4.5.2 Verfahren nach erhobenem Widerspruch 

Hat der Antragsgegner rechtzeitig Widerspruch erhoben und die Durchführung 
des streitigen Verfahrens beantragt, so gibt das Gericht, das den Mahnbescheid 
erlassen hat, den Rechtsstreit von Amts wegen an das Gericht ab, das in dem 
Mahnbescheid als das für das streitige Verfahren zuständige Gericht 
bezeichnet worden ist. Beim herkömmlichen, nicht automatisierten 
Mahnverfahren geschieht dies jedoch in der Regel erst nach Zahlung weiterer 
zweieinhalb Verfahrensgebühren. 

Beim maschinenlesbaren Mahnverfahren fordert das Gericht mit der 
Widerspruchsnachricht von sich aus die weiteren Gebühren mit vorbereiteten 
Zahlungsvordrucken an. Erst mit Einzahlung des angeforderten Betrages gibt 
das Gericht den Rechtsstreit an das für den weiteren Rechtsstreit zuständige 
Gericht ab. 

Verlangen die Parteien übereinstimmend die Abgabe an ein anderes Gericht, § 696 1 ZPO 
so gibt das Gericht die Sache an dieses ab. Das dadurch zuständig gewordene 
Gericht hat dem Antragsteller unverzüglich aufzugeben, seinen Anspruch 
binnen zwei Wochen in einer der Klageschrift entsprechenden Form zu 
begründen. 

Mit Eingang der Anspruchsbegründung geht die Sache in das Klageverfahren §§ 331 lll, 307, 
über, d. h. im schriftlichen Vorverfahren kann nach Belehrung auch ein 276 ZPO 
Versäumnis- oder Anerkenntnisurteil ergehen. Die Erhebung des Wider- 
spruchs alleine wird nicht als Anzeige der Verteidigungsabsicht angesehen. 

Zum schriftlichen Vorverfahren s. u. S. 47. 

4.6 Vollstreckungsbescheid 

Der Vollstreckungsbescheid ergeht auf Antrag, wenn innerhalb der Zweiwo- § 699 ZPO 
chenfrist kein Widerspruch erhoben wurde. 

Beim maschinenlesbaren Mahnverfahren übersendet das Gericht dem 
Antragsteller mit der Zustellungsnachricht einen bereits mit dem Aktenzeichen 
versehenen zwingend vorgeschriebenen Vordruck für den Antrag auf Erlass 
des Vollstreckungsbescheids. 

Der Antrag kann frühestens nach Ablauf von zwei Wochen und muss §§ 699 1 2, 
spätestens vor Ablauf von sechs Monaten eingereicht worden sein, gerechnet 701 ZPO 
ab Zustellung des Mahnbescheids. Danach wird der Mahnbescheid unwirksam 
und muss gegebenenfalls neu beantragt werden. Die Zustellung des Vollstre- 
ckungsbescheids erfolgt von Amts wegen, wenn nichts anderes auf dem VB- 
Antrag vermerkt wurde, sonst durch die Parteien. Der Vollstreckungsbescheid 
kann bereits vor Rechtskraft vollsfreckt werden. 
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4.7 Einspruch gegen den Vollstreckungsbescheid 

Frist Der Gegner kann gegen den Vollstreckungsbescheid Einspruch einlegen 

§§ 339 1, 700 ZPO binnen einer Notfrist von zwei Wochen, gerechnet ab Zustellung des VB. 

Wie beim Widerspruch gegen den Mahnbescheid bedeutet der Einspruch, dass 
das Verfahren in das streitige Verfahren übergeht. Nach Einzahlung der 
restlichen zweieinhalb Gerichtskosten durch den Kläger im herkömmlichen 
bzw. Zahlung der Kostenrechnung des Gerichts im automatisierten Mahnver- 
fahren gibt das Gericht, wie bereits beim Verfahren nach Einlegung des 
Widerspruchs beschrieben, den Rechtsstreit von Amts wegen an das Gericht 
ab, das in dem Mahnbescheid als für das streitige Verfahren zuständige 
Gericht bezeichnet worden ist. 

Abgabenachricht, Hierüber erhalten die Parteien eine Abgabenachricht. Da das maschinelle 
Aktenausdruck gerichtliche Verfahren ein aktenloses Verfahren ist, erstellt das abgebende 
§ 696 II ZPO Gericht einen Aktenausdruck über alle elektronisch gespeicherten Daten. 

Verlangen die Parteien übereinstimmend die Abgabe an ein anderes Gericht, 
wird die Sache an dieses abgegeben. Das nun zuständige Gericht setzt dem 
Antragsteller eine Frist zur Anspruchsbegründung. 

§ 700 III, I i. V. Nach Eingang der Begründung wird bei fristgemäßem Einspruch wie nach 
m. § 345 ZPO Klageeinreichung weiterverfahren, allerdings kann im Gegensatz zum 
Verfahrensablauf nach Einlegung des Widerspruchs kein Versäumnisurteil im 
schriftlichen Vorverfahren ergehen. Stattdessen setzt der Vorsitzende dem 
Beklagten eine Frist zur Erwiderung auf die Anspruchsbegründung und 
bestimmt unverzüglich einen Termin, in dem gegebenenfalls der Einspruch 
durch ein zweites (!) Versäumnisurteil verworfen werden kann. 

Verschaffen Sie sich nochmals einen Überblick über das Mahnverfahren 
anhand der Abbildung 7. 



streitiges 

Verfahren 
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Abbildung 7: Das Mahnverfahren 



4.8 Prüfungsfragen 

1. Wann empfiehlt sich das Mahnverfahren? 

wenn mit Einwendungen des Antragsgegners nicht zu rechnen ist 

2. Welches sind die Vorteile des Mahnverfahrens im Gegensatz zum 
Klageverfahren? 

Das Mahnverfahren ist 

• einfacher (formularmäßige Durchführung) 

• schneller (ohne mündliche Verhandlung) und 

• billiger (in den Gerichtskosten) 

3. Wann ist das Mahnverfahren, auch wenn es sich um eine Geldforde- 
rnng handeit, ausgeschlossen? 

a) für Zinsansprüche des Unternehmers gegen einen Verbraucher, wenn 
der nach dem BGB anzugebende effektive Jahreszins den bei Ver- 
tragsabschluss geltenden Basiszinssatz nach § 247 BGB um mehr als 
12 Prozentpunkte übersteigt; 
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b) wenn die Geltendmachung des Anspruchs von einer Gegenleistung 
abhängig ist, die noch nicht erbracht wurde; 

c) wenn der Mahnbescheid öffentlich zugestellt werden müsste; 

d) wenn das AVAG im Ausland keine Zustellung vorsieht bzw. das 
Land kein Vertragsstaat ist. 

4. Welches Gericht ist sachlich für das Mahnverfahren zuständig? 

das Amtsgericht 

5. Welches Gericht ist örtlich für das Mahnverfahren zuständig? 

ausschließlich der allgemeine Gerichtsstand des Antragstellers 

6. Welches Gericht ist örtlich im automatisierten gerichtlichen 
Mahnverfahren zuständig? 

das zentrale Mahngericht des Antragstellers 

7. Welches Gericht ist örtlich für das Mahnverfahren zuständig, wenn 
der Antragsteller im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand hat? 

das Amtsgericht Schöneberg in Berlin 

8. Welches Gericht ist örtlich für das Mahnverfahren zuständig, wenn 
der Antragsgegner im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand, wohl 
aber einen besonderen im Inland hat? 

der besondere Gerichtsstand des Antragsgegners 

9. Welches Gericht ist im arbeitsgerichtlichen Mahnverfahren zustän- 
dig? 

das Gericht, das auch für eine Klage zuständig sein würde 

10. Wie wird der Mahnbescheid zugestellt? 

von Amts wegen 

9. Wie wird der Vollstreckungsbescheid zugestellt? 

a) im Parteibetrieb oder 

b) von Amts wegen, wenn es entsprechend beantragt wurde 

10. Welchen Rechtsbehelf gibt es gegen den Mahnbescheid? 

den Widerspruch 

11. Welchen Rechtsbehelf gibt es gegen den Vollstreckungsbescheid? 

den Einspruch 

12 Innerhalb welcher Frist muss der Widerspruch eingelegt werden? 

innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
13. Innerhalb welcher Frist muss der Einspruch eingelegt werden? 

ebenfalls innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
14 Ist eine der Fristen eine Notfrist? Welche? 
die Einspruchsfrist 
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1& Ist bei dem anderen Rechtsbehelf die Einlegung auch dann noch 
möglich, wenn die Frist abgelanfen ist? 

ja, solange der Vollstreckungsbescheid noch nicht verfugt ist 

16l Wie wird der Widerspruch behandelt, wenn er bei Gericht eingeht, 
nachdem der Vollstrecknngsbescheid verfügt wnrde? 

Der Widerspruch wird dann als Einspruch gedeutet. 

17. Innerhalb welcher Frist mnss der Antrag auf Erlass des Vollstre- 
ckungsbescheids gestellt werden? Wann beginnt diese Frist? 

Die Frist beträgt sechs Monate und beginnt mit Zustellung des MB. 

1& Wie geht das Verfahren nach erhobenen Rechtsbehelfen bei Gericht 
weiter? 

Nach Einzahlung der weiteren Gerichtskosten gibt das Gericht den 
Rechtsstreit von Amts wegen an das in dem Mahnbescheid bezeichnete 
Gericht ab. 

19. An welches Gericht wird die Sache abgegeben, wenn die Parteien 
übereinstimmend die Abgabe an ein anderes Gericht verlangen? 

Das Gericht gibt die Sache an dieses ab. 

20. Was geschieht, wenn der Antrag auf Erlass des Vollstreckungsbe- 
scheids nach Ablauf der Frist gestellt wird? 

Der Vollstreckungsbescheid wird nicht mehr erlassen, das Verfahren ist 
beendet. Der Mahnbescheid wird unwirksam. 

21. Ist dann die Fordernng nicht mehr durchsetzbar? 

Doch, aber es muss ein neuer Mahnbescheid beantragt oder Klage erhoben 
werden. 

22. Worauf sollte bei Beantragung eines Urkunden-, Wechsel- oder 
Scheckmahnbescheides geachtet werden? 

a) Er muss als solcher bezeichnet sein. 

b) Die Urkunden sollen im Antrag bezeichnet sein; Beifügung ist nicht 
nötig. 







Das Klageverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 2) 

Sind anwaltliche Aufforderungsschreiben erfolglos geblieben und Ist die 
Einleitung des gerichtlichen Mahnverfahrens nicht zulässig (z. B. weil es 
nicht um eine Geldforderung geht) oder ratsam (z. B. well schon jetzt mit 
Einwendungen der Gegenseite gerechnet werden muss), so bleibt nur 
noch die Erhebung der Klage und damit die Einleitung des Erkenntnisver- 
fahrens. Dieses Verfahren wird in der Regel mit einem Urteil enden, das 
mit staatlichem Zwang vollstreckbar ist. 

5.1 Der Zivilprozess bis zum Urteil 

5.1.1 Klageerhebung 

Ist ein Mahnverfahren nicht zulässig oder ratsam, so wird der Rechtsanwalt 
unter Umständen Klage einreichen. Mit Einreichen der Klageschrift bei 
Gericht wird die Sache anhängig. Die Klageschrift ist von Amts wegen 
unverzüglich zuzustellen. Mit dieser Zustellung gilt die Klage erst als erhoben. 
Hierdurch wird die Klage rechtshängig. 

Die Klageschrift und alle Anträge und Erklärungen einer Partei, die zugestellt 
werden sollen, sind schriftlich bei Gericht mit den erforderlichen Kopien 
einzureichen, andernfalls fertigt das Gericht die notwendigen Kopien an. Die 
Klageschrift und die weiteren vorbereitenden Schriftsätze können auch durch 
elektronisches Dokument mit qualifizierter elektronischer Signatur nach dem 
SigG bei Gericht eingereicht werden. 

Die Klageschriften müssen, wie auch die sonstigen vorbereitenden Schriftsät- 
ze, eigenhändig unterschrieben sein. Faxe entsprechen der verlangten 
Schriftform, wenn sie von einem separaten, eigenhändig unterschriebenen 
Blatt Papier stammen und nicht unmittelbar aus dem Computer heraus 
gesendet werden. Der Originalschriftsatz braucht grundsätzlich auch nicht 
nachträglich bei Gericht eingereicht zu werden. Weiterhin ist nunmehr 
grundsätzlich auch die Versendung als elektronisches Dokument (E-Mail) 
möglich, § 130a I ZPO. 

Um Verwechslungen zu vermelden sei darauf hingewiesen, dass im materiellen 
Recht (nach § 126 BGB) die Anforderungen an die Schriftform strenger sind. 
Hier bezeichnet man als „schriftlich“ ein eigenhändig unterschriebenes Original. 
Ein Fax Ist aber insoweit kein Original und entspricht nach dem BGB lediglich 
der Textform (§ 126 b BGB). 



Anhängigkeit nnd 
Rechtshängigkeit 
§§ 271 1, 253 I, 

261 ZPO 



Schriftform 
§ 253 V ZPO oder 
elektron. Form, 

§ 130a I ZPO 



§§ 253 IV, 129, 
130 Nr. 6 ZPO 
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5.1.2 Klagearten 



Nach dem Ziel der Klage kann man unterscheiden folgende 




Klagearten: 

• die Leistungskiage, 

• die Feststeilungskiage und 

• die Gestaitungsklage 

Die Leistungsklage ist auf die Verurteilung zu einer Leistung gerichtet. Diese 
kann in einem Tun, Dulden oder Unterlassen bestehen. 



BEISPIELE: 



Eine Zahiungskiage bezweckt ein Tun, nämiich die Zahiung eines Betrages, die 
Geitendmachung eines Wegerechts wird ein Duiden und die Kiage gegen eine 
Wettbewerbsverietzung wird ein Unterlassen fordern. 

§ 254 ZPO Bei der Sonderform der Stufenklage wird z. B. zunächst eine Auskunft oder 

Rechnungslegung begehrt (erste Stufe) und anschließend auf dieser Basis die 
daraus resultierende Forderung (zweite Stufe). 

BEISPIEL: 



Das erbberechtigte Kind veriangt gegen die (Stief-)Mutter ein Verzeichnis der 
Erbschaft, um daraus die eigenen Erbansprüche abzuieiten. 

§ 256 ZPO Die Feststellungsklage ist gerichtet auf die gerichtliche Feststellung, ob ein 

Rechtsverhältnis besteht oder nicht besteht. Hierunter fallt auch die Anerken- 
nung einer Urkunde oder Feststellung ihrer Unechtheit. 

BEISPIELE: 



Kiage auf Feststeilung, dass das Arbeitsverhältnis noch besteht, dass eine 
Urkunde nicht von der Klägerin unterschrieben wurde. 

Mit der Gestaltungsklage will man die Begründung, Änderung oder 
Aufhebung eines Rechts erreichen. Die häufigsten Fälle findet man im 
Familienrecht und Handelsrecht. 

BEISPIELE: 



Anfechtung der Vaterschaft; die Auflösungsklage einer OHG oder KG. 



§§ 261 1, 253 1 
ZPO 



§ 261 III Nr. 1 
ZPO 



5.1.3 Wirkungen der Rechtshängigkeit 

Rechtshängigkeit tritt erst mit Erhebung der Klage, also mit Zustellung der 
Klage an den Beklagten ein und endet mit Rechtskraft des Urteils. Die 
wichtigsten mit Rechtshängigkeit eintretenden Rechtsfolgen sind: 

1. Die Einrede der Rechtshängigkeit 

Wegen derselben Sache braucht sich der Gegner nur vor einem Gericht 
einzulassen, die Klage darf von keiner Partei anderweitig anhängig gemacht 
werden. 
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BEISPIEL: 

Wenn die Klägerin Ahrens gegen den Bertram vor dem Amtsgericht in A-Stadt 
Klage erhebt und anschließend wegen derselben Sache gegen ihn noch einmal 
in B-Stadt, so kann sich Bertram in dem Rechtsstreit in B-Stadt mit der Einrede 
der Rechtshängigkeit wehren. Er wird verbringen, dass dieselbe Streitsache 
bereits vor dem Amtsgericht in A-Stadt rechtshängig ist. Die Klage in B-Stadt 
würde wegen dieser prozesshindernden Einrede durch Prozessurteil 
abgewiesen werden, siehe auch S. 59. 

2. Das Gericht bleibt zuständig 

Wurde Klage bei dem allgemeinen Gerichtsstand des Beklagten in A-Stadt 
eingereicht und zieht der Beklagte während des Prozesses nach B-Stadt, so 
bleibt weiterhin das Gericht in A-Stadt zuständig. 

3. Hemmung der Verjährung 

... tritt ein mit Klageerhebung, die Verjährungsfristen laufen nicht weiter. Die 
Hemmung dauert solange fort, wie der Rechtsstreit dauert. Diese hemmende 
Wirkung der Klage tritt bereits rückwirkend mit ihrem Eingang bei Gericht 
ein, sofern die Zustellung demnächst erfolgt. 

4. Entstehung von Prozesszinsen 

Geldschulden werden ab Rechtshängigkeit des Anspruchs verzinst, falls eine 
Zinsverpflichtung nicht bereits vorher wegen Verzuges bestand. Ist die 
Geldschuld erst später fällig, so ist sie ab Fälligkeit zu verzinsen. Zur Zinshöhe 
siehe S. 29. 

5.1.4 Das Verfahren bis zum Haupttermin 

Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers ist der Rechtsstreit in der Regel in 
einem umfassend vorbereiteten Termin zur mündlichen Verhandlung 
(Haupttermin) zu erledigen. 

Nach Zustellung der Klageschrift hat das Gericht zwei Möglichkeiten, den 
ersten Termin zur mündlichen Verhandlung vorzubereiten: 

1 . Es kann einen so genannten frühen ersten Termin zur mündlichen 
Verhandlung anberaumen, verbunden mit einer Frist an den Beklagten zur 
schriftlichen Klageerwiderung. Auch in diesem Fall hat das Gericht die 
Einlassungsfrist von mindestens zwei Wochen zwischen der Zustellung der 
Klageschrift und dem Haupttermin zu wahren (§ 274 III ZPO). 

2. Oder es entscheidet sich für das schriftliche Vorverfahren gemäß § 276 
ZPO. In diesem Falle erlässt der Einzelrichter bzw. der Vorsitzende folgende 
Verfügungen: 

a) Aufforderung zur Verteidigungsanzeige: 

Er stellt die Klage an den Beklagten zu mit der Aufforderung, binnen einer 
Notfrist von zwei Wochen ab Zustellung schriftlich anzuzeigen, ob er sich 
gegen die Klage verteidigen wolle. 

Bei Versäumung der Frist kann auf Antrag, der in der Regel in der Klage- 
schrift gestellt sein wird, ein Versäumnisurteil ergehen. Obwohl diese Frist 



§ 261 III Nr. 2 
ZPO 



Hemmung § 204 I 
Nr. I BGB, 
Rückwirkung 
§ 167 ZPO 



§§ 262 ZPO, 
291 BGB 



Hanpttermin, 
§ 272 I ZPO 



§ 275 ZPO 



§ 276 1 1 ZPO 
Notfrist! 



VU § 331 III 
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AU § 307 ZPO 



§ 253 III ZPO 



§ 276 I 2 ZPO 
Mindestfrist! 



§ 276 III ZPO 
Mindestfrist! 



V oranssetzungen, 
§ 128 ZPO 

§ 307 ZPO 
§ 331 III ZPO 

§ 278 III, II ZPO 



eine Notfrist ist, wird jedoch das Versäumnisurteil gegenstandslos, wenn die 
Anzeige des Beklagten zwar verspätet, aber noch vor Zustellung des 
Versäumnisurteils an den Beklagten eingeht. Der Beklagte ist allerdings über 
die Folgen einer Fristversäumnis zu belehren und im Anwaltsprozess auf die 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt hinzuweisen. 

Erklärt der Beklagte, er wolle die Forderung anerkennen und sich nicht gegen 
den Klageanspruch verteidigen, ergeht ein Anerkenntnisurteil, und zwar auch 
dann, wenn der Kläger zwar einen Sachantrag auf Verurteilung, aber keinen 
Antrag auf Erlass eines Anerkenntnisurteils gestellt hat. 

b) Erklärung zur Besetzung des Gerichts (nnr beim LG): 

Neben dem Gegenstandswert soll in der Klageschrift eine Erklärung 
dahingehend erfolgen, ob Gründe bestehen, die einer Entscheidung der Sache 
durch einen Einzelrichter entgegenstehen. Der Vorsitzende fordert gegebenen- 
falls auch den Beklagten zu einer entsprechenden Erklärung auf 

c) Aufforderung zur Klageerwiderung: 

Er setzt eine Klageerwiderungsfrist von mindestens weiteren zwei Wochen 
(keine Notfrist). Das Klageerwiderungsschreiben enthält das zur Zeit mögliche 
Verteidigungsvorbringen. Wird die Frist versäumt, kann das weitere 
Vorbringen als „verspätetes Vorbringen“ ausgeschlossen werden. 

d) Stellungnahme auf die Klageerwiderung: 

Es ergeht die Aufforderung an den Kläger, zur Klageerwiderung innerhalb 
einer weiteren Frist von mindestens zwei Wochen schriftlich Stellung zu 
nehmen 

5.1.5 Das schriftliche Verfahren 

Das Gericht wird in der Regel nach einem mündlichen Verhandlungstermin 
durch Urteil entscheiden. In folgenden Fällen ist jedoch ausnahmsweise eine 
Entscheidung ohne mündliche Verhandlung zulässig (= schriftliches 
Verfahren): 

1 . mit Zustimmung der Parteien; 

2. wenn nur noch über die Kosten zu entscheiden ist; 

3. bei Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile sind. 

4. bei einem Anerkenntnisurteil, wenn statt der Verteidigungsanzeige ein 
(Teil -) Anerkenntnis der Klageforderung erfolgt; 

5. bei einem Versäumnisurteil, wenn der Beklagte innerhalb der Notfrist 
von zwei Wochen nicht erklärt, ob er sich gegen die Klageforderung 
verteidigen wolle und wenn ein entsprechendes Versäumnisurteil für das 
schriftliche Vorverfahren beantragt wurde. 

5.1.6 Der Gütetermin 

Der mündlichen Verhandlung (s. u.) geht zur gütlichen Beilegung des 
Rechtsstreits zunächst ein Gütetermin voraus, zu dem das persönliche 
Erscheinen der Parteien angeordnet werden soll. Das Gericht hat in der 
Güteverhandlung den Sach- und Streitstand mit den Parteien zu erörtern und 
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auf eine Einigung hinzuwirken. Auf den Gütetermin kann verzichtet werden, 
wenn bereits ein erfolgloser Einigungsversuch vor einer außergerichtlichen 
Gütestelle stattgefunden hat oder die Güteverhandlung erkennbar aussichtslos 
erscheint. 

Unabhängig von dem Gütetermin soll das Gericht in jeder Lage des Verfahrens 
auf eine gütliche Beilegung des Rechtsstreits oder einzelner Streitpunkte 
bedacht sein. Im Gütetermin kann kein Versäumnisurteil ergehen, doch soll 
sich dann oder wenn die Güteverhandlung erfolglos ist, die mündliche 
Verhandlung unmittelbar anschließen. Dort kann dann das Versäumnisurteil 
beantragt werden. Erscheinen jedoch beide Parteien in der Güteverhandlung 
nicht, so wird das Gericht das Ruhen des Verfahrens anordnen. 

5.1.7 Der Haupttermin 

Erscheint eine Partei in der Güteverhandlung nicht oder ist die Güteverhand- 
lung erfolglos, soll sich die mündliche Verhandlung (früher erster Termin 
oder Haupttermin) unmittelbar anschließen oder unverzüglich Termin zur 
mündlichen Verhandlung bestimmt werden. 

Im Haupttermin (Termin zur mündlichen Verhandlung) wird in der Regel die 
Sach- und Rechtslage erörtert werden. Die erschienenen Parteien sollen hierzu 
persönlich gehört werden. Es gilt nicht der schriftsätzlich angekündigte 
Antrag, sondern der Antrag, der in der mündlichen Verhandlung gestellt wird. 
Die Verhandlung ist in der Regel öffentlich. 

Im Einverständnis mit den Parteien kann das Gericht den Parteien sowie ihren 
Bevollmächtigten auf Antrag gestatten, sich während der Verhandlung an 
einem anderen Ort aufzuhalten und dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen 
(z. B. Anträge zu stellen). Die Verhandlung wird zeitgleich in Bild und Ton an 
den eigentlichen Ort der Verhandlung übertragen („ Videokonferenz“). 

Es gelten für den Termin zur mündlichen Verhandlung die Grundsätze 

• der Verhandlung 

• der Mündlichkeit und 

• der Öffentlichkeit. 

Die Frist zwischen der Zustellung der Klage und dem Terminstag nennt man 
Einlassungsfrist. Sie beträgt mindestens zwei Wochen. Die Frist zwischen der 
Zustellung der Ladung und dem Terminstag nennt man Ladungsfrist. Sie 
beträgt in Anwaltsprozessen (Landgericht) mindestens eine Woche, in anderen 
Prozessen (Amtsgericht) mindestens drei Tage. Zu den Ladungsfristen im 
Urkundenprozess siehe § 604 11 ZPO. 

5.1.8 Beweisaufnahme 

In der ersten Instanz soll der streitigen Verhandlung die Beweisaufnahme 
unmittelbar folgen. Hier werden die rechtserheblichen Tatsachen festgestellt. 
In der zweiten Instanz wird in der Regel eine Beweisaufnahme nicht 
stattfinden, weil das Berufungsgericht grundsätzlich die in der ersten Instanz 



§ 278 I, IV ZPO 
§ 279 I ZPO 



§ 279 ZPO 



§ 278 ZPO 



§ 128a I ZPO 
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§§ 377, 402, 411 f„ 
414 ZPO 

§§ 414 ff. ZPO 
§§ 445 ff. ZPO 

§ 128a II ZPO 



§ 300 ZPO 



festgestellten Tatsachen seiner Entscheidung zugrunde zu legen hat. Folgende 
Beweismittel sind bei Anfertigung einer Klageschrift zugelassen: 

1. Augenschein. Bei diesem Beweis wird der in Augenschein zu nehmende 
Gegenstand angetreten. Bei einem elektronischen Dokument wird der 
Beweis durch Vorlegung oder Übermittlung der Datei angetreten (§ 371 
ZPO). 

Beispiele: Ortsbesichtigung, Tatwaffe, E-Mail 

2. Zeugenbeweis, § 373 ZPO. Denken Sie hier an die ladungsfähige 
Anschrift! 

3. Sachverständigen(gntachten) 

Das Gericht kann auch die schriftliche Beantwortung von Beweisfragen 
oder eine schriftliche Auskunft durch Zeugen oder Sachverständige anord- 
nen. Die schriftliche Begutachtung kann durch die Verwertung eines 
gerichtlich eingeholten Sachverständigengutachtens aus einem anderen 
Verfahren ersetzt werden. 

4. Urkundenbeweis 

Es gilt der weite Urkundenbegriff, also gehört hierzu z. B. auch ein Ver- 
tragsformular. 

5. Eidliche Parteivernehmung 

Dies ist immer nur bei der gegnerischen Partei zulässig. 

Im Einverständnis mit den Parteien kann das Gericht gestatten, dass sich ein 
Zeuge, ein Sachverständiger oder eine Partei während der Vernehmung an 
einem anderen Ort aufhält. Die Vernehmung wird zeitgleich in Bild und Ton in 
das Sitzungszimmer übertragen („Videokonferenz“). Die Übertragung wird 
nicht aufgezeichnet. 

Im Anschluss an die Beweisaufnahme hat das Gericht erneut den Sach- und 
Streitstand und das Ergebnis der Beweisaufnahme mit den Parteien zu erörtern. 
Der Beweistermin dient als Fortsetzung der mündlichen Verhandlung. 

5.1.9 Urteil 

Nach einer gegebenenfalls durchgeführten Beweisaufnahme und der letzten 
mündlichen Verhandlung wird das Gericht in der Regel seine Entscheidung 
durch Urteil „Im Namen des Volkes“ verkünden, wenn der Rechtsstreit zur 
Endentscheidung reif ist. 
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5.2 Die Erledigung des Rechtsstreits ohne Urteil 

Ein Rechtsstreit muss jedoch nicht nur durch Urteil beendet werden. Folgende 
weitere Möglichkeiten sind zu nennen: 

5.2.1 Klagerücknahme 

Mit der Klagerücknahme erklärt die klagende Partei, sie wolle den Anspruch 
nicht mehr gerichtlich weiterverfolgen. Sie erfolgt durch 

• Schriftsatz oder durch 

• Erklärung bis zum Beginn der mündlichen Verhandlung. 

Rechtswirkung: 

• Der Rechtsstreit gilt als nicht anhängig geworden (neue Klage möglich!). 

• Die Kosten trägt der Kläger. 

Das Gericht hat die Kostenlast auf Antrag des Beklagten durch Beschluss 
auszusprechen. Hiergegen ist das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde 
statthaft binnen einer Notfrist von zwei Wochen, wenn der Beschwerdewert 
200 € überschreitet. 

5.2.2 Prozessvergleich 

Der Prozessvergleich ist ein Titel im Rahmen der Zwangsvollstreckung. Die 
Zustellung erfolgt nicht von Amts wegen, sondern im Parteibetrieb. 

Kosten: 

Falls im Vergleich nichts Besonderes geregelt ist, werden die Kosten 
gegeneinander aufgehoben, d. h. jede Partei trägt die eigenen außergerichtli- 
chen Kosten selbst und die Hälfte der Gerichtskosten. 

5.2.3 Erledigung der Hauptsache 

Jede Partei kann die Erledigung der Hauptsache in der mündlichen Verhand- 
lung, durch Einreichung eines Schriftsatzes oder zu Protokoll der Geschäfts- 
stelle erklären, wenn sich der Rechtsstreit erledigt hat (z. B. durch Zahlung). 

Sind sich beide Parteien über die Erledigung einig (= übereinstimmende 
Erledigungserklärung), entscheidet das Gericht nur über die Prozesskosten 
durch Beschluss (Kostenbeschluss). Hat nur der Kläger die Sache für erledigt 
erklärt, gilt die Zustimmungserklärung des Beklagten als abgegeben, wenn er 
der Erledigungserklärung des Klägers nicht innerhalb einer Notfrist von zwei 
Wochen seit Zustellung des Schriftsatzes widerspricht und er auf die Folgen 
der Fristversäumnis hingewiesen worden ist. Die Kosten werden nach billigem 
Ermessen verteilt. Maßstab ist der voraussichtliche Ausgang des Prozesses. 

Rechtsmittel gegen den Kostenbeschluss: 

Zulässig ist die sofortige Beschwerde binnen einer Notfrist von zwei Wochen. 
Allerdings muss der Gegenstandswert der Hauptsache 600 € und der 
Beschwerdewert 200 € überschreiten. 
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5.3 Die Klageschrift 

Häufig gehört die Anfertigung einer Klageschrift zur zentralen verfahrens- 
rechtlichen Aufgabenstellung. Nehmen wir deshalb einmal als Ausgangsfall 
eine typische Prüfungsaufgabe, in der eine Klage angefertigt werden sollte. 

5.3.1 Ausgangsfall mit Lösung 

Aufgabe: Fertigen Sie eine Klageschrift zu nachfolgendem Fall: 

In Ihrer Kanzlei erscheint der Geschäftsführer und persönlich haftende 
Gesellschafter der „Rasche KG“, Kaufmann Karl Rasche, 40213 Düsseldorf, 
Altstadt 23, und übergibt folgende Unterlagen: 

1. Bestellschein und Lieferungsauftrag vom 10. Februar 20... des Kaufmanns 
Manfred Meier, 47839 Krefeld, Grabenstr. 12. 

Lieferumfang: 8 Computer „Pentium High Memory Cache“. 

2. Kopie der Auftragsbestätigung Ihrer Mandantin vom 19. Februar 20... 
unter Zugrundelegung von beigefügten Zahlungs- und Lieferungsbedin- 
gungen der „Rasche KG“, die als Gerichtsstandsvereinbarung Düsseldorf 
enthalten. 

3. Kopie des Lieferscheins vom 2. März 20... 

4. Kopie der Rechnung Nr. 4249 über einen Betrag incl. USt. in Höhe von 
16.000,00 € vom gleichen Tage. Die Rechnung wurde dem Kaufmann 
Manfred Meier gleichzeitig mit dem Lieferschein am 2. März 20... ausge- 
händigt. 

5. Kopie der Mahnung vom 20. April 20..., in dem Manfred Maier 
aufgefordert wurde, „zur Abwendung eines Rechtsstreits“ mit Fristsetzung 
zum 15. Mai 20... den Kaufpreis zu zahlen; 

6. Bestätigung der Deutschen Bank AG Düsseldorf vom 12. Juni 20... über 
die Inanspruchnahme eines Geschäftskredits durch die „Rasche KG“, für 
den derzeit Zinsen in Höhe von 12 % gezahlt werden müssen. 

Nach der mündlichen Information des Geschäftsführers Ihrer Mandantin 
wurde nicht gezahlt. Geben Sie auch die Höhe der bei Gericht einzuzahlenden 
Gebühren an! 
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Hier ist die Klageschrift zum Ausgangsfall: 

(Name und Anschrift des Rechtsanwalts) (Datum) 

Landgericht Düsseldorf 
Kammer für Handelssachen 
Neubrückstr. 3 

40213 Düsseldorf 

Klage 

der Rasche KG, Altstadt 23, 40213 Düsseldorf, vertreten durch den persönlich 
haftenden Gesellschafter Karl Rasche, ebenda, 

Klägerin, 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt R, (Anschrift), 

gegen 

den eingetragenen Kaufmann Manfred Meier, Grabenstr. 12, 47839 Krefeld, 

Beklagten, 

wegen Kaufpreisforderung, 

Gegenstandswert: 16.000,00 €. 

Namens und in Vollmacht der Klägerin erhebe ich Klage gegen den Beklagten 
mit den Anträgen: 

1. den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin 16.000,00 € nebst 12% 
Zinsen seit dem 2. April 20... zu zahlen; 

2. dem Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen; 

3. das Urteil gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, 
unwiderrufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländi- 
schen Kreditinstituts erbracht werden kann, für vorläufig vollstreckbar zu 
erklären; 

4. hilfsweise, der Klägerin nachzulassen, die Zwangsvollstreckung ihrerseits 
gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, unwiderrufliche, 
unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländischen Kreditinstituts 
erbracht werden kann, abzuwenden; 

5. für den Fall des schriftlichen Vorverfahrens gegebenenfalls Anerkenntnis- 
urteil oder Versäumnisurteil zu erlassen. 

Gründe: 

Mit Schreiben vom 10. Februar 20... bestellte der Beklagte bei der Klägerin 
acht Computer „Pentium High Memory“ zu insgesamt 16.000,00 €. 

Beweis: Vorlage des Bestellscheins und Lieferungsauftrags des Beklagten 

vom 10. Februar 20..., Kopie anbei 

Die Klägerin nahm den Kaufantrag mit Schreiben vom 19. Februar 20... an 
und fügte ihre Zahlungs- und Lieferungsbedingungen bei, die als Gerichts- 
standsvereinbarung Düsseldorf enthalten. 
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Beweis: Vorlage der Auftragsbestätigung der Klägerin vom 19. Februar 

20...., Kopie anbei 

Am 2. März 20... lieferte die Klägerin die Ware ordnungsgemäß an den 
Beklagten aus. 

Beweis: Vorlage des Lieferscheins vom 2. März 20..., Kopie anbei 

Mit Rechnung Nr. 4249 vom 2. März 20... berechnete die Klägerin incl. 
Umsatzsteuer 16.000,00 €. Die Rechnung ging dem Beklagten mit dem 
Lieferschein am 2. März 20... zu. 

Beweis: Rechnung Nr. 4249 vom 2. März 20..., Kopie anbei 

Da der Beklagte nicht zahlte, setzte ihm die Klägerin mit Zahlungsaufforde- 
rung vom 20. April 20... zur Abwendung eines Rechtsstreits eine Frist zum 15. 
Mai 20... Da der Beklagte auch daraufhin nicht zahlte, ist Klage geboten. 

Beweis: Vorlage der Zahlungsaufforderung 20. April 20... 

Die Zinsforderung rechtfertigt sich unter dem Gesichtspunkt des Verzuges. 
Die Klägerin nimmt in Höhe des geltend gemachten Betrages bei der 
Deutschen Bank AG Düsseldorf einen Bankkredit in Anspruch, für den sie 
12 % Zinsen zahlen muss. 

Beweis: Vorlage der Bankbestätigung der Deutschen Bank AG Düsseldorf 

vom 12. Juni 20... 

(Unterschrift) 

Rechtsanwalt 

Gerichtskosten in Höhe von 726,00 € sind eingezahlt. 

Hinweise zur Klageschrift: 

Die Schwierigkeiten bestehen hier bei der Zuständigkeit des Gerichts 
(Landgericht der Klägerin wegen der Gerichtsstandsvereinbarung, Kammer für 
Handelssachen), weiter beim Bankkredit, vor allem aber bei dem Zinsdatum 
gemäß § 286 III BGB (30-Tage-Frist), s. o. S. 29. Die Zahlungsaufforderung 
(Mahnung) führt nicht zu einem anderen Verzugszeitpunkt, weil die 
Formulierung „zur Abwendung eines Rechtsstreits“ nicht den Verzicht auf den 
bereits ab dem 2. April eingetretenen Verzug bedeutet. Mahnungen müssen 
vorsichtig formuliert sein, damit sie keinen Verzicht auf die bereits entstande- 
nen Verzugsrechte enthalten! 

5.3.2 Bestandteile einer Klageschrift 

Vergleichen Sie nun mit unserem Ausgangsfall die Bestandteile einer 
Klageschrift. 

1 . Bezeichnung des Gerichts. 

Gegebenenfalls an die Kammer für Handelssachen denken! 

2. Rubrum: Der Kläger und Beklagte müssen mit folgenden Angaben 
bezeichnet werden: Beruf, Vor- und Nachname, Wohnort, Straße mit 
Hausnummer, gegebenenfalls gesetzlicher Vertreter. 
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Gesetzlicher Vertreter einer 

AG ist der Vorstand, §§ 76 ff. AktG 

GmbH ist der Geschäftsführer, § 6 GmbHG 

KG ist der Komplementär (pers. haft. Gesellschafter), § 164 HGB 

OHG jeder Gesellschafter, § 125 HGB 
e. V. ist der Vorstand, § 26 BGB 




Nach der Entscheidung des BGH vom 29. Jan. 2001 kann nunmehr eine GbR Rechts- und 
unmittelbar klagen und verklagt werden, werm sie als solche nach außen hin Parteifähigkeit 
tätig ist (z. B. wie eine Firma mit Gesamtnamen auftritt) und eigene einer GhR 
vertragliche Rechte und Pflichten begründet. Zuvor wurde die Rechts- und 
Parteifahigkeit abgelehnt, so dass eine Durchsetzung von Ansprüchen gegen 
die GbR in der Praxis recht mühsam war. 



3. Klagegrund 

z. B. „wegen Herausgabe...“ „wegen Kautpreisforderung“, unrichtig, weil 
nichts sagend: „wegen Forderung“. 

Die Angabe des Klagegrundes soll gerichtsintern der Geschäftsstelle die 
Zuordnung der Klage zum zuständigen Richter erleichtern. 



4. Streitwert (nicht zwingend). Die Angabe ist vor allem dann wichtig, § 253 III ZPO 
wenn hiervon die Zuständigkeit des Gerichts abhängt und der Streitge- 
genstand nicht in einer bestimmten Geldsumme besteht. 

5. Die Bestellung zum Prozessbevollmächtigten. Die Prozessvollmacht 
muss nicht beigefügt sein. 



6. Klageanträge: 

z. B.: „Es wird beantragt, 

1. den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin 10.000,00 € nebst 
Zinsen In Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszins- 
satz seit dem 15. Dezember 20... zu zahlen, 

2. dem Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen, 

(Der Antrag Ist entbehrlich, da das Gericht von Amts wegen über die 
Kosten entscheidet. Er ist aber üblich.) 

3. das Urteil gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, 
unwiderrufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländi- 
schen Kreditinstituts erbracht werden kann, für vorläufig vollstreckbar 
zu erklären; 

4. hilfsweise, dem Kläger nachzulassen, seinerseits die Zwangsvollstre- 
ckung gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, unwider- 
rufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländischen 
Kreditinstituts erbracht werden kann, abzuwenden. 

5. Für den Fall des schriftlichen Vorverfahrens beantrage ich, gegebe- 
nenfalls Anerkenntnisurtell gemäß § 307 ZPO oder Versäumnisurtell 
gemäß § 331 III ZPO zu erlassen.“ (Die Angabe der Paragraphen ist 
entbehriich). 

(Hier ist eigentlich auch der Antrag auf Erlass eines Anerkenntnisur- 
teils entbehrlich, da das Gericht bei einem Anerkenntnis auch ohne 
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§§ 253 III, 277 I 2 
ZPO 



§§ 6, 12 GKG, Nr. 
1210 KV GKG 



einen seichen Antrag gemäß § 307 ZPO ein Anerkenntnisurteil erlas- 
sen wird. Er ist aber üblich. Der Antrag auf Erlass eines Versäumnisur- 
teil muss auf jeden Fall gestellt werden.) 

Der 4. Klageantrag bezweckt Folgendes: Der Kläger könnte ja seinen 
Prozess in der ersten Instanz verlieren. Daraufhin könnte der Beklagte aus 
dem Urteil heraus wegen der entstandenen Kosten unter Umständen noch 
vor Rechtskraft vollstrecken. Das möchte der Kläger gegen Sicherheits- 
leistung abwenden. 

Der 5. Klageantrag meint den Fall, dass der Beklagte im schriftlichen 
Vorverfahren entweder innerhalb der Notfrist von zwei Wochen, die er für 
die Verteidigungsanzeige eingeräumt bekommen hat, den Klageanspruch 
anerkennt oder dass er diese Frist verstreichen lässt. 

7. Die Klagebegründung, dazu gehören 

• der Sachverhalt und 

• die Angabe der Beweismittel. 

8. Die Erklärung zur Besetzung des Gerichts: Bestehen Bedenken gegen 
eine Entscheidung der Sache durch einen Einzelrichter? Eine solche 
Erklärung ist nur bei der Zivilkammer erster Instanz des Landgerichts 
sinnvoll. Auch der Beklagte muss sich unaufgefordert in seiner Klageer- 
widerungsschrift zur Übertragung auf den Einzelrichter äußern. 

BEISPIEL: 

„Gegen eine Entscheidung der Sache durch einen Einzelrichter bestehen keine 
Bedenken.“ 

9. Unterschrift (Die Klage gilt sonst als nicht erhoben!) 

10. Drei volle Gerichtsgebühren (ohne Zustellkosten), z. B. in Kostenmar- 
ken, da Klagen im Zivilprozess erst nach Zahlung des Vorschusses zuge- 
stellt werden sollen. 

Ablichtungen bzw. Ausdrucke: 

Es gehen drei Exemplare an das Gericht, nämlich ein Original für das Gericht 
selbst, eine beglaubigte und eine nicht beglaubigte Abschrift für den Gegner 
und dessen Prozessbevollmächtigten, eine Durchschrift für die eigenen Akten 
und eine für den Mandanten zur Kenntnisnahme (= insgesamt 1 Original mit 4 
Durchschriften). 

Die Zustellung der Klageschrift erfolgt von Amts wegen unverzüglich, § 271 1 
ZPO. Im Anwaltsprozess ist der Beklagte zugleich aufzufordern, einen 
Rechtsanwalt zu bestellen, wenn er eine Verteidigung gegen die Klage 
beabsichtigt. 

Hier die Anträge des Beklagten: 

Es wird beantragt, 

1 . die Klage abzuweisen; 

2. dem Kläger die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen; 
(entbehrlich, s. o.) 
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3. hilfsweise, dem Beklagten nachzulassen, die Zwangsvollstreckung 
seinerseits gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, unwi- 
derrufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländischen 
Kreditinstituts erbracht werden kann, abzuwenden. 



Besonderheiten bei einer Klage gegen eine OHG nnd eine KG: 

In einem solchen Fall ist die Klage sowohl gegen die Gesellschaft als auch 
gesamtschuldnerisch gegen die persönlich haftenden Gesellschafter zu richten. 
Das sind bei der 

• OHG: alle Gesellschafter, bei der 

• KG: der Komplementär (= persönlich haftender Gesellschafter). Das wirkt 
sich bei einer Klage gegen die KG im Einzelnen wie folgt aus: 

1 . Die Klage ist zu richten 

a) gegen die KG und 

b) den persönlich haftenden Gesellschafter. 

2. Die Klageanträge zu 1. und 2. richten sich auf gesamtschuldnerische 
Verurteilung. („Die Beklagten gesamtschuldnerisch zu verurteilen...“) 

3. In der Klagebegründung tritt die Beklagte zu 1. (also die KG) als 
Handelnde auf („Die Beklagte zu 1 . bestellte bei der Klägerin mit Schrei- 
ben vom...“). 

4. Zusatz in der Klageschrift: „Der Beklagte zu 2. haftet als Komplementär 
(oder auch: als persönlich haftender Gesellschafter) für die Verbindlich- 
keiten der Beklagten zu 1 .“ 

5.4 Aktenzeichen 

5.4.1 Allgemeines 

Jede Sache erhält mit Eingang bei Gericht ein eigenes Aktenzeichen, das stets 
im Schriftverkehr anzugeben ist. Aktenzeichen lassen bereits im Groben 
erkennen, worum es bei der Sache geht, und sind wie folgt aufgebaut: 



BEISPIEL: 



4 


0 


290 


107 


Abteilung oder 
(hier:) Kammer 
des Gerichts 


Registerzeichen: 
Art der 

Angelegenheit 


laufende Nr. der 
Sache 


Jahrgang 



Es handelt sich in unserem Beispiel also um eine Bürgerliche Rechtsstreitig- 
keit erster Instanz vor der vierten Kammer des Landgerichts, die als laufende 
Nr. 290 im Jahre 2007 eingegangen ist. 
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5.4.2 Die wichtigsten Registerzeichen 
1. Amtsgerichte 

a) In Zivilsachen und der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

B Mahnverfahren (Formularsatz) 

C Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten einschließlich der Urkun- 

denprozesse, Arreste und einstweiligen Verfügungen 
DR Aufträge an Gerichtsvollzieher 

F Familiensachen 

N Gesamtvollstreckung 

K Zwangsversteigerungssachen 

L Zwangsverwaltungssachen 

M Allgemeine Vollstreckungssachen 

HRA Handelsregister für Kaufleute und Personengesellschaften 

HRB HR für Kapitalgesellschaften 

b) Strafsachen 

Bs Privatklagen 

Cs Strafbefehle 

Ds Strafsachen nach Anklageerhebung vor dem Einzelrichter 
Owi Ordnungswidrigkeiten (Bußgeldverfahren) 

1 Landgerichte 

a) Zivilsachen 

O Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 1 . Instanz 

S Berufungen in Zivilsachen 

T Beschwerden in Zivilsachen 

b) Strafsachen 

aa) Gericht 

StE Verfahren in erstinstanzlichen Strafsachen beim BGH 

StR Revision in Strafsachen 

Ns Berufungssachen vor der kleinen Strafkammer 

Qs Beschwerden in Straf- und Bußgeldsachen 

bb) Staatsanwaltschaft 

Js Ermittlungsverfahren in Strafsachen 

VRs Strafvollstreckungssachen 

3. Oberlandesgerichte 

U Berufungen in Zivilsachen 

UF Berufungen und Beschwerden gegen Entscheidungen der 

F amiliengerichte 

W Beschwerden in Zivilsachen 

WF Beschwerden in Familiensachen 

4. Bundesgerichtshof 

ZR Revision in Zivilsachen und Berufungen in Patentsachen 
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5.5 Prozessvoraussetzungen 

Bevor das Gericht auf den Klageanspmch eingeht (z. B. ob die Kaufpreisforde- 
rung berechtigt ist), hat es von Amts wegen die Prozessvoraussetzungen zu 
prüfen, d. h. die Frage, ob die Klage überhaupt zulässig ist. Fehlt eine der 
Prozessvoraussetzungen, so ist die Klage durch Prozessurteil als unzulässig 
abzuweisen. In diesem Falle kann die Klage neu erhoben werden, wenn die 
Zulässigkeit gegeben ist. 

Frist: Der Beklagte kann die Unzulässigkeit der Klage rügen: 

• wenn Klageerwiderungsfrist gesetzt war: innerhalb der Frist, 

• sonst im Termin vor Stellung der Anträge zur Hauptsache (§ 282 III ZPO). 

Folgende prozesshindernde Einreden könnte der Beklagte vor allem 
geltend machen: 

• die sachliche und örtliche Unzuständigkeit des Gerichts, 

• die Einreden der mangelnden Parteifähigkeit, Prozessfähigkeit und der 
nicht ordnungsgemäßen gesetzlichen Vertretung, 

• die Einreden der Rechtshängigkeit und der Rechtskraft. 



5.6 Prüfungsfragen 

1. Wie wird Klage erhoben? 

durch Einreichung der Klageschrift bei Gericht und Zustellung der Klage- 
schrift 

1 In welcher Form muss eine Klage erhoben werden? 

in schriftlicher oder elektronischer Form 
3. Genügt zur Fristwahrung der Klage auch ein Fax? 

Ja, wenn es von einem separaten, eigenhändig unterschriebenen Blatt 
stammt und nicht unmittelbar aus dem Computer heraus gesendet wurde. 

4 Welche weitere Übersendungsform lässt das Gesetz noch zu? 

die Versendung als elektronisches Dokument 

5. Gilt der prozessuale Begriff über die Schriftform auch für das 
materielle Recht (§ 126 BGB)? 

Nein, hier bedeutet „Schriftform“ die eigenhändige Unterschrift unter ein 
Original; ein Fax ist kein Original, sondern eine Kopie. 

6. Wie wird die Klage zugestellt? 

unverzüglich von Amts wegen 

7. Welche Klagearten kennen Sie? 

die Leistungsklage, Feststellungsklage und die Gestaltungsklage 
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8. Nennen Sie für jede Klageart je ein Beispiel! 

• Leistungsklage: Zahlungsklage 

• Feststellungsklage: arbeitsgerichtliche Feststellung, dass das Arbeits- 
verhältnis noch besteht 

• Gestaltungsklage: Klage auf Ehescheidung 

9. Nennen Sie ein Beispiel für eine Stnfenklage! 

Klage eines Erben gegen den Besitzer der Erbschaft 1. auf Erstellung 
eines Verzeichnisses der Erbschaft und 2. auf Herausgabe bzw. Auszah- 
lung des zustehenden Erbteils. 

10. Welche Rechtsfolge tritt durch Klageerhebung ein? 

Die Klage wird rechtshängig. 

11. Nennen Sie die Wirkungen der Rechtshängigkeit! 

1 . Die Einrede der Rechtshängigkeit 

2. Das Gericht bleibt zuständig 

3. Die Hemmung der Verjährung 

4. Die Entstehung von Prozesszinsen, falls eine Zinsverpflichtung nicht 
bereits vorher wegen Verzuges bestand 

12 Welche Arten, den Hanpttermin vorzubereiten, gibt es? 

1 . den frühen ersten Termin oder 

2. das schriftliche Vorverfahren. 

13. Welche Prozesshandlungen wird der Richter vom Kläger anfordern? 
Binnen welcher Frist? 

binnen einer Frist von mindestens zwei Wochen die Stellungnahme zur 
Klageerwiderung 

13. Schildern Sie das schriftliche Vorverfahren! 

Der Einzelrichter bzw. der Vorsitzende erlässt folgende Verfügungen: 

1. Die Aufforderung zur Verteidigungsanzeige. Binnen einer Aorffist 
von zwei Wochen hat der Beklagte zu erklären, ob er sich gegen die 
Klage verteidigen wolle. 

a) bei Säumnis kann auf Antrag ein Versäumnisurteil, 

b) bei Anerkenntnis ein Anerkenntnisurteil ergehen. 

2. Eine Erklärung zur Besetzung des Gerichts (nur beim LG); 

3. Die Aufforderung an den Beklagten zur Klageerwiderung binnen 
einer Mindestfrist von zwei Wochen; 

4. Die Aufforderung an den Kläger zur Stellungnahme auf die Klageer- 
widerung ebenfalls binnen einer Mindestfrist von zwei Wochen; 

14. Was schließt sich grundsätzlich dem schriftlichen Vorverfahren an? 

der Gütetermin (die Güteverhandlung) 

15. Welchen Zweck hat dieser Termin? 

Der Gütetermin dient zur gütlichen Beilegung des Rechtsstreits. 




5 Das Klageverfahren 



61 



16. Wann wird dieser Termin nicht stattfinden? 

• wenn bereits ein erfolgloser Einigungsversuch vor einer außergericht- 
lichen Gütestelle stattgefunden hat 

• oder die Güteverhandlung erkennbar aussichtslos erscheint 

17. Kann im Gütetermin ein Versäumnisurteil ergehen. 

Nein, es soll sich dann aber die mündliche Verhandlung unmittelhar 
anschließen. Dort kann man dann ein Versäumnisurteil beantragen. 

1& Welche Grundsätze in Bezug auf den Haupttermin kennen Sie? 

die Grundsätze der Verhandlung, der Mündlichkeit und der Öffentlichkeit 

19. Welche Beweismittel sind zulässig? 

Augenschein, Zeugen, Sachverständigengutachten, Urkunden; eidliche 
Parteivemehmung (der gegnerischen Partei) und die amtliche Auskunft 
oder Beiziehung von Akten 

20. Nehmen Sie an, ein Beklagter wird von einem sachlich oder örtlich 
nicht zuständigen Gericht verklagt. Was kann er unternehmen? 

die Einrede des sachlich oder örtlich nicht zuständigen Gerichts erheben 

21. Wie nennt man diese Einrede? 
prozesshindemde Einrede 

21 Welche solcher Einreden kennen Sie noch? 

die Einrede der mangelnden Prozess- und Parteifähigkeit, der nicht ord- 
nungsgemäßen gesetzlichen Vertretung und der Rechtshängigkeit und 
Rechtskraft 

23. Auf welche Weise kann ein Rechtsstreit auch ohne Urteil erledigt 
werden? 

durch Klagerücknahme, durch Prozessvergleich und durch Erledigung der 
Hauptsache 

24 Wie erfolgt eine Klagerücknahme? 

schriftsätzlich oder durch Erklärung in der mündlichen Verhandlung 

25; Welche Rechtsfolge tritt bei einer Klagerücknahme ein? 

1 . Der Rechtsstreit gilt als nicht anhängig gewesen, und 

2. die Kosten trägt der Kläger. 

26; Welches Rechtsmittel ist gegen einen hierauf vom Gericht erlassenen 
Beschluss zulässig? 

die sofortige Beschwerde 
27. Binnen welcher Erist? 

binnen einer Notfrist von zwei Wochen 

2& Welche Bedeutung hat ein Prozessvergleich bei der Zwangsvollstre- 
ckung? 

Er ist ein vollstreckungsfähiger Titel. 
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29. Wie wird ein Prozessvergleich zugestellt? 

im Parteibetrieb 

30. Wie verhält es sich mit den Kosten, wenn sie im Vergleich nicht 
besonders geregelt worden sind? 

Sie werden gegeneinander aufgehoben. 

31. Wie wird über die Kosten entschieden, wenn die Parteien überein- 
stimmende Erledigungserklärungen abgeben? 

Das Gericht entscheidet durch Kostenbeschluss nach hilligem Ermessen. 

31 Welches Rechtsmittel gibt es gegen diesen Kostenbeschluss und 
binnen welcher Frist? 

die sofortige Beschwerde binnen einer Notfrist von zwei Wochen 

33. Wer ist gesetzlicher Vertreter: 

a) bei einer OHG? 
jeder Gesellschafter 

b) bei einer KG? 

der Geschäftsführer als persönl. haftender Gesellschafter (Komplementär) 

c) bei einer AG? 
der Vorstand 

d) bei einer GmbH? 
der Geschäftsführer 

e) bei einem e. V.? 
der Vorstand 

34 Ein Kaufmann will gegen eine KG in Höhe von 10.000 € Klage 
erheben. Gegen wen ist die Klage zu richten? Wie sieht demgemäß 
das Rubrum auf der Beklagtenseite aus? 

Die Klage ist sowohl gegen die Gesellschaft als auch gegen den persönlich 
haftenden Gesellschafter (Komplementär) zu richten. Die Klage müsste 
also beispielsweise in Bezug auf die Beklagten lauten: 

gegen 

1 . die XY-KG (volle Anschrift der KG), vertreten durch den Komplementär 
(Vor- und Zuname), ebenda; 

2. den Kaufmann (Vor- und Zuname), volle Anschrift, 



Beklagten 
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35. Wie müssen bei einer solchen Klage die entsprechenden Sach- und 
Kostenanträge lauten? Es sind die gesetzlichen Zinsen anzusetzen. 

„In der mündlichen Verhandlung werde ich beantragen: 

1. die Beklagten gesamtschuldnerisch zu verurteilen, an den Kläger 
10.000 € nebst Zinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem jeweili- 
gen Basiszinssatz seit dem ... zu zahlen; 

2. den Beklagten gesamtschuldnerisch die Kosten des Rechtsstreits 
aufzuerlegen; 

3. das Urteil gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, 
unwiderrufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländi- 
schen Kreditinstituts erbracht werden kann, für vorläufig vollstreckbar zu 
erklären; 

4. hilfsweise der Klägerin nachzulassen, die Zwangsvollstreckung ihrerseits 
gegen Sicherheitsleistung, die auch durch schriftliche, unwiderrufliche, 
unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines inländischen Kreditinstituts 
erbracht werden kann, abzuwenden.“ 



36l Entwerfen Sie eine Klageschrift zu nachfolgendem Fall: 

ln Ihrer Kanzlei erscheint der Geschäftsführer der Modewaren GmbH, 
Kaufmann Heinz Hartung, Neustr. 13, (PLZ) A-Stadt, und übergibt fol- 
gende Unterlagen: 

1. Bestellschein und Lieferungsauftrag vom 10. Januar 20... der Textil 
GmbH, Geschäftsführer Fritz Czech, in (PLZ) B-Stadt, Hafenstr. 7. 

2. Lieferumfang: 400 Kleider, Modell „Frühlingswind“ 

3. Auftragsbestätigung Ihrer Mandantin vom 16. Januar 20... 

4. Lieferschein und Rechnung vom 30. Januar 20... Nr. 1234 über einen 
Betrag inklusive Umsatzsteuer in Höhe von 20.000,00 €. Die Rech- 
nung ging mit der Lieferung zu. 

5. Zahlungsaufforderung vom 10. April 20... mit Fristsetzung zum 25. 
April 20.... Es wurde bisher noch nicht gezahlt. In A-Stadt und in B- 
Stadt befinden sich je ein Amtsgericht und ein Landgericht. 

Name, Anschrift des Rechtsanwalts (Datum) 

Landgericht B-Stadt 
Kammer für Handelssachen 
(Straße) 

(PLZ) B-Stadt 

Klage 

der Modewaren GmbH, Neustr. 13, (PLZ) A-Stadt, vertreten durch den 
Geschäftsführer, Kaufmann Heinz Hartung, ebenda, 

Klägerin, 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt..., (volle Anschrift) 
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gegen 

die Textil GmbH, Hafenstr. 7, (PLZ) B-Stadt, vertreten durch den Geschäfts- 
führer, Kaufmann Fritz Czech, ebenda, 

Beklagte, 

wegen: Kaufpreisforderung, 

Gegenstandswert: 20.000,00 €. 

Namens und in Voilmacht der Kiägerin erhebe ich Kiage gegen die Bekiagte 

mit den Anträgen: 

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Kiägerin 20.000,00 € nebst Zinsen in 
Höhe von 8 Prozentpunkten über dem jeweiiigen Basiszinssatz seit dem 

2. März 20... zu zahien; 

2. der Bekiagten die Kosten des Rechtsstreits aufzueriegen; 

3. das Urteii gegen Sicherheitsieistung, die auch durch schriftiiche, 
unwiderrufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines iniändi- 
schen Kreditinstituts erbracht werden kann, für voriäufig voiistreckbar zu 
erkiären, 

4. hiifsweise, der Kiägerin nachzuiassen, die Zwangsvoiistreckung 
ihrerseits gegen Sicherheitsieistung, die auch durch schriftiiche, unwider- 
rufliche, unbedingte und unbefristete Bürgschaft eines iniändischen 
Kreditinstituts erbracht werden kann, abzuwenden. 

5. Für den Faii des schriftiichen Vorverfahrens beantrage ich, gegebenen- 
faiis Anerkenntnisurteil oder Versäumnisurteil zu erlassen. 



Begründung: 

Mit Schreiben vom 10. Januar 20... bestellte die Beklagte bei der Klägerin 
400 Kleider, Modell „Frühlingswind“, zu insgesamt 20.000,00 €. Die Klägerin 
bestätigte die Bestellung unter dem 16. Januar 20.... 

Beweis: Bestellschein und Lieferauftrag vom 10. Januar 20... 

Auftragsbestätigung vom 16. Januar 20... 

Die Ware wurde ordnungsgemäß geliefert. 

Beweis: Lieferschein vom 30. Januar 20... 

Mit Rechnung Nr. 1234 vom 30. Januar 20... berechnete die Klägerin 
inklusive Umsatzsteuer 20.000,00 €. Die Rechnung ging bei der Beklagten 
am gleichen Tage mit der Lieferung zu. 

Beweis: Rechnung Nr. 1234 vom 30. Januar 20... 

Da die Beklagte nicht zahlte, setzte ihr die Klägerin mit Zahlungsaufforde- 
rung vom 10. April 20... eine Frist zum 25. April 20... 

Beweis: Zahlungsaufforderung vom 10. April 20... 
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Die Zinsen rechtfertigen sich aus dem Gesichtspunkt des Verzuges. 
Da die Beklagte immer noch nicht gezahlt hat, ist Klage geboten. 
(Unterschrift) 

Rechtsanwalt 

Anlagen 

Kopien der genannten Schriftstücke, Ablichtungen, 

Kostenmarken: 864,00 € 



Anmerkung: 

Folgende Klippen sollen Sie u. a. bei dieser Prüfungsaufgabe meistern: 
Sachlich zuständiges Gericht ist das LG, Kammer für Handelssachen. 

Die Vertretungsverhältnisse der Klägerin und der Beklagten sind zu 
nennen. 

Höhere Zinsen sind weder vertraglich vereinbart, noch ist es ersichtlich, 
dass die Klägerin insoweit Zinsen als Schadensersatzansprüche geltend 
machen kann. Nach § 288 11 BGB sind demgemäß Zinsen in Höhe von 
8 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB 
(siehe Fußnote 2, Seite 30) einzufordem. 

Wichtig: Die Beklagte befand sich bereits mit Ablauf der 30-Tage-Frist 
des § 286 III BGB im Verzug, also ab 2. März 20... Die weitere Zahlungs- 
aufforderung vom 10. April 20... hebt den bereits eingetretenen Verzug 
mit seinen Rechtsfolgen nicht auf, da in einer solchen (hier entbehrlichen) 
Mahnung kein Verzicht auf vorhandene Rechte aus dem Verzug zu sehen 
ist. 

Da die Sache an die Kammer für Handelssachen geht, erfolgt keine Stel- 
lungnahme dahingehend, ob Bedenken gegen die Übertragung des Rechts- 
streits auf einen Einzelrichter zur Entscheidung bestehen. 

37. Nennen Sie die Fälle, in denen ein Urteil im schriftlichen Verfahren 
ergehen kann! 

Ein Urteil im schriftlichen Verfahren kann ergehen: 

1 . mit Zustimmung der Parteien, 

2. wenn nur noch über die Kosten zu entscheiden ist; 

3. bei Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile sind; 

4. bei einem Anerkenntnisurteil, wenn statt der Verteidigungsanzeige 
ein (Teil -) Anerkenntnis der Klageforderung erfolgt; 

5. bei einem Versäumnisurteil, wenn der Beklagte innerhalb der Notfrist 
von zwei Wochen nicht erklärt, ob er sich gegen die Klageforderung 
verteidigen wolle und wenn ein entsprechendes Versäumnisurteil für 
das schriftliche Vorverfahren beantragt wurde. 

3& Wie lautet die Frist zwischen der Zustellung der Klage und dem 
Terminstag? 

Einlassungsfrist 
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39. Wie lautet die Frist zwischen der Zustellung der Ladung und dem 
Terminstag? 

Ladungsfrist 




Das Säumnisverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 6) 

Es ist vorstellbar, dass eine Partei nicht willens ist, sich „vor die Gerichts- 
schranken zerren zu lassen“ oder dass sie beabsichtigt, bewusst das 
Verfahren hinauszuzögern, z. B. weil sie zur Zeit nicht liquide ist. Zur 
Gewährleistung eines ordentlichen Prozessablaufs bestehen deshalb u. a. 
Verfahrensregelungen für den Fall, dass eine oder gar beide Parteien die 
erforderliche Teilnahme an einer mündlichen Verhandlung versäumen 
(§§ 330 f. ZPO). 

6.1 Die Säumnis beider Parteien 



Zunächst einmal: Wann ist eine Partei überhaupt säumig? 

Eine Säumnis liegt vor, wenn 

5. entweder die Partei sich nicht fristgerecht gemäß § 276 1 ZPO im 
schriftlichen Vorverfahren geäußert hat oder 

6. gemäß §§ 330, 331 und 333 ZPO in der mündlichen Verhandlung säumig 
ist. Eine Partei ist säumig, wenn sie 

• schuldhaft abwesend ist; hat das Gericht davon Kenntnis, dass die 
Partei ohne ihr Verschulden am Erscheinen verhindert ist, wird es die 
Verhandlung von Amts wegen vertagen; 

• wenn sie nicht postulationsfähig ist und im Anwaltsprozess zwar 
erscheint, aber nicht durch einen zugelassenen Rechtsanwalt vertre- 
ten wird oder 

• wenn sie nicht verhandelt (d. h. keine Anträge stellt). 

Übrigens: Was bedeutet eigentlich verhandeln! Gebührenrechtlich liegt eine 
„Verhandlung“ nicht vor, wenn die Parteien den Prozessgegenstand 
besprechen (dann „erörtern“ sie den Streitstoff), sondern wenn sie im 
Haupttermin Anträge zur Hauptsache stellen (in der Regel Klageantrag und 
Klageabweisungsantrag) ! 

Prozesslage: Im Termin sind beide Parteien sänmig. ln diesem Fall kann 
der Richter 

1 . einen neuen Termin anberaumen 

2. das Ruhen des Verfahrens anordnen oder 

3. eine Entscheidung nach Lage der Akten treffen, wenn im vorherigen 
Termin schon einmal verhandelt worden ist. 




§ 337 ZPO 



§ 333 ZPO 
Begriff 

„V erhandlung“, 
§ 137 I ZPO 



§§ 227, 

251 a ZPO 
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6.2 Die Säumnis einer Partei 



6.2.1 Entscheidungen 



§ 331 1, II ZPO 



§ 330 ZPO 
§ 331 a ZPO 



Ist in der mündlichen Verhandlung nur eine Partei säumig, so kann 

1. auf Antrag der erschienenen Partei ein Versäumnisurteil ergehen. Stellt 
der Kläger den Antrag, so ist dessen tatsächliches mündliches Vorbringen 
als zugestanden anzunehmen, ln der Regel wird dann entsprechend den 
Klageanträgen entschieden werden, sofern die weiteren Voraussetzungen 
(Prozessvoraussetzungen, Schlüssigkeit des Klagevorbringens) gegeben 
sind. 

Erscheint im Termin zur mündlichen Verhandlung der Kläger nicht, so ist 
dieser auf Antrag des Beklagten mit seiner Klage abzuweisen. 

2. Erscheint der Sachverhalt hinreichend geklärt, so kann die erschienene 
Partei auch statt eines Versäumnisurteils eine Entscheidung nach Lage 
der Akten beantragen, wenn zuvor in dieser Sache einmal verhandelt 
worden ist. Eine solche Entscheidung kann z. B. ein Beweis- oder Verwei- 
sungsbeschluss sein, doch kann es sich dabei auch um ein Urteil handeln. 
Ergeht ein solches Urteil nach Aktenlage, ist der Prozess in der Instanz 
beendet! Hiergegen ist nur noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig. 



Eine Partei Zusammenfassung: Erscheint im Termin nur eine Partei, so kann diese 

erscheint 1 , ein Versäumnisurteil beantragen oder 

2. eine Entscheidung nach Lage der Akten, wenn schon einmal 
verhandelt wurde. 




Abbildung 8: Prozesslage bei Säumnis (Übersicht) 
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Zurückweisung des Antrages: 

Der Antrag auf Erlass eines Versäumnisurteils oder einer Entscheidung nach 

Lage der Akten ist zurückzuweisen: 

1. wenn die erschienene Partei die vom Gericht wegen eines von Amts 
wegen zu berücksichtigenden Umstandes erforderte Nachweisung nicht zu 
beschaffen vermag; also bei behebbaren Verfahrensmängeln. 

Beispiele: Mangel der Vollmacht, §88 II ZPO, fehlender Nachweis von 
Zuständigkeitsvereinbarungen, § 331 I 2 ZPO. 

2. wenn die nicht erschienene Partei nicht ordnungsmäßig, insbesondere 
nicht rechtzeitig geladen war; 

3. wenn der nicht erschienenen Partei ein tatsächliches mündliches 
Vorbringen oder ein Antrag nicht rechtzeitig mittels Schriftsatzes mitge- 
teilt war. 

Das gilt nur bei Säumnis des (Rechtsmittel-)Beklagten, denn nur Angriffs- 
mittel müssen rechtzeitig eingereicht werden. 

4. wenn im schriftlichen Vorverfahren (§ 331 III ZPO) dem Beklagten die 
Frist zur Abgabe der Verteidigungsanzeige (§ 276 1 1 ZPO) nicht mitge- 
teilt oder er nicht über die Folgen der Fristversäumnis belehrt worden ist. 

6.2.2 Rechtsbehelf gegen das erste Versäumnisurteil 

Ist gegen eine Partei ein Versäumnisurteil erlassen, so steht ihr hiergegen der 

Einspruch zu. Der Einspruch ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen ab 

Zustellung bei dem Prozessgericht, welches das Versäumnisurteil erlassen hat, 

einzulegen. 

Form des Einspruchs: 

Ein Einspruch gegen ein Versäumnisurteil braucht lediglich zu enthalten 

• die Bezeichnung des Urteils (einschließlich des Zustellungsdatums) 

• die Erklärung, dass „Einspruch“ eingelegt werde und, falls nicht schon 
bereits vorher geschehen, 

• die Benennung der Angriffs- und Verteidigungsmittel (§ 341 ZPO) zur 
Hauptsache (Klageforderung). Es braucht nicht begründet zu werden, 
warum der Rechtsanwalt säumig war. 



BEISPIEL: 



„In Sachen Meyer./. Müller 

lege ich gegen das Versäumnisurteil des Amtsgerichts A-Stadt 
vom..., zugestellt am..., 

Einspruch ein. 

(Unterschrift) 

Das Gericht prüft von Amts wegen, ob der Einspruch statthaft ist und form- 
und fristgerecht eingelegt wurde. Fehlt es an einem dieser Erfordernisse, so ist 



§ 335 ZPO 



§§ 338 f. ZPO 



§ 340 II ZPO 



§ 341 ZPO 
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§ 341 a ZPO 



§ 345 ZPO 



der Einspruch mit oder ohne mündliche Verhandlung als unzulässig zu 
verwerfen. 

Bei einem zulässigen Einspruch ist ein Termin zur mündlichen Verhandlung 
über den Einspruch und die Hauptsache zu bestimmen. 

6.2.3 Das zweite Versäumnisurteil 

Ist eine Partei unmittelbar nach dem Termin, in dem sie bereits einmal säumig 
war und in dem antragsgemäß ein Versäumnisurteil ergangen ist, im folgenden 
Termin noch einmal säumig, so kann die erschienene Partei ein zweites 
Versäumnisurteil beantragen. Der Urteilstenor wird lauten: „Der Einspruch 
gegen das Versäumnisurteil... wird verworfen. “ 

Hiergegen ist nur noch das Rechtsmittel der Berufung zulässig, §§ 514 II, 345 
ZPO. Sie kann nur darauf gestützt werden, dass der Fall der schuldhaften 
Säumnis nicht Vorgelegen habe! Dies ist nur selten der Fall! 

BEISPIELE: 

Die Einlassungs- oder Ladungsfrist ist zu kurz bemessen oder die Partei hat 
ohne ihr Verschuiden den Termin versäumt. 

Eine Begründung der Berufung ist unbedingt erforderlich. Die erste Instanz ist 
mit Erlass des zweiten Versäumnisurteils beendet. 

Versäumnisurteil 




Berufung | 



Abbildung 9: Die Prozesslage bei nur einem Versäumnisurteil 
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Abbildung 10: Das Säumnisverfahren mit zweitem Versäumnisurteil 



6.3 Prüfungsfragen 

1. Wann kann eine Partei säumig sein? 

im schriftlichen Vorverfahren oder in der mündlichen Verhandlung 

2. Wann liegt Säumnis einer Partei in der mündlichen Verhandlung 
vor? 

• wenn sie schuldhaft nicht erschienen ist 

• wenn sie nicht durch einen zugelassenen Rechtsanwalt vertreten ist 
oder 

• wenn sie keine Sachanträge stellt 

5. Was bedeutet „verhandeln“? 

Die Parteien verhandeln, wenn sie im Haupttermin Anträge zur Hauptsa- 
che stellen. 

6. Was heißt „streitig“ verhandeln? Nennen Sie ein Beispiel! 

Wenn Parteien streitig verhandeln, stellen sie widersprechende Anträge, 
z. B. einen Klageantrag und einen Klageabweisungsantrag. 

7. Welche Entscheidung wird der Richter treffen, wenn ihm bekannt ist, 
dass eine Partei ohne ihr Verschulden abwesend ist oder die von dem 
Vorsitzenden bestimmte Einlassungs- oder Ladungsfrist zu kurz 
bemessen war? 

Er wird die Verhandlung von Amts wegen vertagen. 
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8. Welche Möglichkeiten hat der Richter, wenn nach Aufruf der Sache 
im Termin beide Parteien säumig sind? 

• Der Richter kann einen neuen Termins anberaumen, 

• ein Ruhen des Verfahrens anordnen oder 

• eine Entscheidung nach Lage der Akten erlassen, wenn im vorherigen 
Termin schon einmal verhandelt worden ist 

9. Welche Anträge kann der Rechtsanwalt stellen, wenn in der 
mündlichen Verhandlung der Gegner säumig ist? 

• den Antrag auf Erlass eines Versäumnisurteil oder 

• den Antrag auf Erlass einer Entscheidung nach Lage der Akten, falls 
schon vorher verhandelt worden ist 

10. Welcher Rechtsbehelf ist gegen das erste Versäumnisurteil zulässig 
und binnen welcher Frist? 

der Einspruch binnen einer Notfrist von zwei Wochen 

11. Wo ist dieser Rechtsbehelf einzulegen? 

bei dem Prozessgericht, welches das Versäumnisurteil erlassen hat 

12. Wie wird ein solcher Rechtsbehelf etwa lauten? 

„ln Sachen Meier gegen Müller, Aktenzeichen XY, lege ich gegen das 
Urteil des Amtsgerichts A-Stadt vom..., zugestellt am..., Einspruch ein.“ 
(Es folgen dann ggf Ausführungen zur Sache, falls noch nicht geschehen.) 

13. Welches Rechtsmittel ist gegen ein zweites Versäumnisurteil zulässig? 

die Berufung 

14. Welche Besonderheit besteht hier? 

Sie kann nur darauf gestützt werden, dass ein Fall der schuldhaften Säum- 
nis nicht Vorgelegen habe. 

15. Wann ist dies (= Antwort der Frage 10) der Fall? 

wenn die säumige Partei nicht fristgerecht geladen war oder ohne ihr 
Verschulden den Termin versäumte 

16. Wie lautet der Urteilstenor des zweiten Versäumnisurteil? 

„Der Einspruch gegen das Versäumnisurteil... wird verworfen.“ 





Der Instanzenzug im Zivilprozess 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 10) 

Das Rechtsstaatsprinzip verlangt, dass grundsätzlich jede staatliche 
Maßnahme, sei es einer Behörde oder eines Gerichts, überprüft werden 
kann. Hier behandeln wir ausschließlich die Überprüfungsmöglichkeiten 
von gerichtlichen Entscheidungen im Zivilprozess. 



7.1 Allgemeines 

Die ZPO kennt Rechtsmittel und Rechtsbehelfe. Rechtsbehelfe werden in 
derselben Instanz eingelegt und nachgeprüft. Der Richter oder Rechtspfleger 
kann seine angefochtene Entscheidung selbst noch einmal überdenken. 

Rechtsbehelfe sind 

• der Widerspruch (gegen einen Mahnbescheid, s. o. S. 38), 

• der Einspruch (gegen einen Vollstreckungsbescheid, s. o. S. 40 oder 
gegen ein Versäumnisurteil, siehe S. 69), 

• die Erinnerung (gegen einen Kostenfestsetzungsbeschluss, siehe 
S. 110 oder gegen die Art und Weise der Zwangsvollstreckung, § 766 I 
ZPO) und 

• die Rüge wegen Verletzung des rechtlichen Gehörs (Anhörungsrüge). 




Bei Rechtsmitteln prüft die höhere Instanz die angefochtene Entscheidung, 
hier ist das Rechtsmittel auch einzulegen. Die sofortige Beschwerde kann man 
allerdings auch beim Prozessgericht einreichen. 

Der Zivilprozess kennt folgende Rechtsmittel: 

1. Die Berufung: Sie leitet den Prozess in die zweite Instanz über, richtet 
sich also gegen das erstinstanzliche Urteil. 

2. Die Revision: Im Zivilprozess findet hier nur (beim BGH) eine Überprü- 
fung der Rechtsiage statt. Mit der Revision wird das zweitinstanzliche 
Urteil angefochten. 

3. Die Beschwerde (sofortige Beschwerde und Rechtsbeschwerde): 

Dieses Rechtsmittel richtet sich nicht gegen ein Urteil, sondern gegen einen 
Beschiuss des Gerichts. 

Rechtsmittel führen zur Überprüfung der Entscheidung in der nächsthöheren 
Instanz. 
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§ 529 I ZPO 

§ 511 ZPO 

Zulassung der 
Berufung 




§ 519 II ZPO 



7.2 Die Berufung 

In der Berufungsinstanz wird die Sach- und Rechtslage überprüft. Grundsätz- 
lich hat das Berufungsgericht allerdings die in der ersten Instanz festgestellten 
Tatsachen seiner Entscheidung zugrunde zu legen. 

7.2.1 Beschwer 

Zur Zuständigkeit der Gerichte im Einzelnen vergleiche S. 7. Gegen Endurteile 
erster Instanz ist die Berufung dann zulässig, wenn 

• der Beschwerdewert 600,00 € übersteigt oder 

• das erstinstanzliche Gericht die Berufung zugelassen hat. 

Das erstinstanzliche Gericht wird die Berufung dann zulassen, wenn 

• die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

• die Fortbildung des Rechts 

• oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 
Entscheidung des Berufungsgerichts erfordert 

• und die Beschwer nicht mehr als 600 € beträgt. 



7.2.2 Berufungsfrist 

Die Berufung muss eingelegt werden gemäß § 5 17 ZPO 

• binnen einer Notfrist von einem Monat, gerechnet ab Zustellung des in 
vollständiger Form abgefassten Urteils oder, 

• wenn eine Zustellung nicht erfolgt, hinnen einer Frist von fünf Monaten 
ab Verkündung des Urteils zuzüglich der genannten Monatsfrist, d. h. 
also insgesamt binnen sechs Monaten. 

BEISPIEL: 

Ein Urteil wird am 17. Januar verkündet, wegen Vergleichsverhandlungen aber 
noch nicht zugestellt. Der letzte Tag, an dem noch Berufung eingelegt werden 
könnte, ist der 17. Juli (am 17. Juni beginnt die Monatsfrist für die Einlegung 
der Berufung)! 

7.2.3 Berufungs- und Berufungsbegründungsschrift 
1. Die Berufungsschrift 

Sie wird beim nächsthöheren Gericht (Berufungsgericht) eingelegt (§519 
ZPO). 

Bestandteile: Die Berufungsschrift muss mindestens enthalten: 

• die Bezeichnung des angefochtenen Urteils einschließlich Zustellungs- 
datum, 

• die Bezeichnung der Parteien, 
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• die Erkiärung, dass Berufung eingeiegt werde 

• und die Unterschrift. 



2. Die Berufungsbegründungsschrift 

Frist: Die Frist für die Begründung der Berufung beträgt zwei Monate. Sie § 520 II ZPO 
beginnt ab Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, 
spätestens aber fünf Monate nach der Verkündung. Diese Frist ist keine 
Notfrist. Die Frist kann das Gericht auf Antrag verlängern, wenn der Gegner 
einwilligt oder ohne Einwilligung, wenn der Rechtsstreit durch die Verlänge- 
rung nicht verzögert wird oder wenn der Berufungskläger erhebliche Gründe 
darlegt. 

7.2.4 Anschlussberufung 

Geht eine Partei in die Berufung, ist zugleich aber auch die andere Partei durch § 524 ZPO 
das Urteil erster Instanz beschwert, so kann sich diese Partei der Berufung des 
Gegners durch Einreichung einer eigenen Berufungsschrift anschließen. Dies 
ist auch dann möglich, wenn der Berufungsbeklagte auf die Berufung 
verzichtet hat oder die Berufungsfrist verstrichen ist. 

BEISPIELE: 

1. Klage auf Zahlung von 1 0.000 €, Klageabweisung von 9.500 €. - Da der 
Kläger in Höhe von 9.500 € beschwert ist, kann er in die Berufung gehen. Der 
Beklagte hat die Beschwerdesumme nicht erreicht, eine Berufung ist für ihn 
nicht möglich. Nur wenn der Kläger auch wirklich in die Berufung geht, ist für 
den Beklagten über die restlichen 500 € die Anschlussberufung zulässig. 

2. Klage über 1 0.000 €, Klageabweisung von 9.000 €. - Hier können sowohl 
Kläger (Beschwerdewert 9.000 €) als auch Beklagter (Beschwerdewert 
1.000 €) eigenständig in die Berufung gehen. Ein Fall der Anschlussberufung 
liegt nicht vor. Für den Gesetzgeber besteht in diesem Fall kein Regelungsbe- 
darf. 

Die Anschließung ist binnen der dem Berufungsbeklagten gesetzten Frist zur 
Berufungserwiderung zu erklären. 

Die Anschließung verliert jedoch ihre Wirkung, wenn die Hauptberufung Abhängigkeit 
zurückgenommen, verworfen oder durch Beschluss zurückgewiesen wird. 



7.3 Die Revision 

7.3.1 Zulässigkeit 

Die Revision findet gegen die in der Berufungsinstanz erlassenen Endurteile § 542 ZPO 
statt. Revisionsinstanz ist der BGH. Es gilt der Grundsatz der Zulassungsrevi- 
sion: 
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Die Revision findet nur statt, wenn sie 

1 . das Berufungsgericht in dem Urteil oder 

2. das Revisionsgericht nach einer Nichtzuiassungsbeschwerde (§ 544 
ZPO) zugelassen hat. 

Die Revision ist zuzuiassen (§ 543 ZPO), wenn 

1 . die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

2. die Fortbildung des Rechts oder 

3. die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entschei- 
dung des Revisionsgerichts erfordert. 



§§ 545 f. ZPO Mit der Revision werden nicht mehr die Tatsachen überprüft. Die Revision 
kann nur darauf gestützt werden, dass die Entscheidung auf der Verletzung des 
Bundesrechts oder einer Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über 
den Bezirk eines OLG hinaus erstreckt. Im Übrigen kann eine Revision nur 
durch einen beim BGH zugelassenen Rechtsanwalt eingelegt werden. 

Die Revision dient demgemäß zwei Anliegen: dem rechtsstaatlichen einerseits 
auf Wahrung der Rechtseinheit und Fortbildung des Rechts, andererseits aber 
auch dem Interesse der Parteien an der Beseitigung von Fehlurteilen. 

§ 542 II ZPO Das angefochtene Urteil muss im Übrigen revisibel sein. Nicht revisibel sind 
Urteile im Arrest- und einstweiligen Verfügungsverfahren. 



7.3.2 Fristen 

Für die Einlegung der Revision gilt eine Revisionsfrist von einem Monat ab 
Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Berufungsurteils, spätestens 
aber mit dem Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung. Diese Frist ist 
eine Notfrist. 

§ 551 II ZPO Wie bei der Berufungsbegründung (s. o. S. 74) gilt auch für die Begründung 
der Revision eine Revisionsbegründungsfrist von zwei Monaten ab 
Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, spätestens aber von 
fünf Monaten nach der Verkündung. Eine Verlängerung dieser Frist ist 
möglich. 



7.3.3 Sprungrevision 



Die Sprungrevision {§ 566 ZPO) ist gegen Urteile erster Instanz möglich, mit 
ihr wird die Berufungsinstanz umgangen. 




Voraussetzungen der Sprungrevision (§ 566 ZPO): 

1 . Das erstinstanzliche Urteil muss revisibel sein, 

2. der Beschwerdewert muss 600 € überschreiten, 

3. der Gegner muss schriftlich sein Einverständnis erklärt haben (in der 
Revisionsschrift beifügen!) 

4. und der BGH muss die Revision zugelassen haben. 



§ 569 ZPO 



Der BGH wird die Revision nur zulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli- 
che Bedeutung hat oder die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer 
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einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts 
erfordert, d. h. wenn die soeben im Kapitel 7.3.2 besprochenen Zulassungsvo- 
raussetzungen gegeben sind. Die Sprungrevision kann jedoch nicht auf einen 
Mangel des Verfahrens gestützt werden. 

7.3.4 Anschlussrevision 

Ähnlich wie bei der Anschlussberufung (siehe oben S. 75) kann sich auch der § 554 n ZPO 
Revisionsbeklagte der Revision anschließen, wenn in dieser Sache eine zulässige 
Revision eingelegt wurde. Die Anschlussrevision ist selbst dann statthaft, 
wenn der Revisionsbeklagte zuvor auf die Revision verzichtet hat, die 
Revisionsfrist für ihn bereits verstrichen ist oder die Revision für ihn weder 
vom Berufungsgericht noch vom Revisionsgericht im Verfahren über die 
Nichtzulassungsbeschwerde zugelassen worden ist. 

Die Anschließung ist bis zum Ablauf eines Monats nach Zustellung der 
Revisionsbegründung zu erklären. Allerdings verliert die Anschließung ihre 
Wirkung, wenn die (Haupt-)Revision zurückgenommen, verworfen oder durch 
Beschluss zurückgewiesen wurde. Die Anschlussrevision ist also prozessual 
abhängig vom Schicksal der Hauptrevision. 

7.4 Die Beschwerde 



7.4.1 Die sofortige Beschwerde 

Die sofortige Beschwerde ist gegen erstinstanzliche Entscheidungen der § 567 ZPO 
Amtsgerichte und Landgerichte zulässig, 

• wenn sie im Gesetz ausdrücklich bestimmt wurde 

(Beispiel: sofortige Beschwerde gegen eine Kostenfestsetzung, §104 III 
ZPO) oder 

• wenn ein das Verfahren betreffendes Gesuch ohne mündliche Verhand- 
lung zurückgewiesen worden ist 

(Beispiel: sofortige Beschwerde gegen die Beiordnung eines Notanwalts 
gern. §§ 78c 111, 78 b ZPO). 

• Gegen Entscheidungen über die Kosten ist die sofortige Beschwerde nur 
zulässig, wenn der Beschwerdewert über 200 € beträgt. 

Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen beim Frist, 
Prozessgericht oder beim Beschwerdegericht einzureichen. Die Notfrist § 569 ZPO 
beginnt mit Zustellung der Entscheidung oder mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung des Beschlusses. 




Gibt es gegen Urteile die Rechtsmittel der Berufung und Revision, so richten 
sich Beschwerden gegen Beschlüsse oder Verfügungen des Gerichts. 

Zwei Arten der Beschwerde sind zu unterscheiden: 

• die sofortige Beschwerde gemäß §§ 567 ff. ZPO und 

• die Rechtsbeschwerde gemäß § 574 ff. ZPO. 
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Abhilfe, 

§ 572 ZPO 

Anschluss- 

beschwerde 



§ 574 ZPO 



Zulassungsgründe 

§ 575 ZPO 
§ 133 GVG 

§ 576 ZPO 

§ 574 IV ZPO 

§ 577 IV und V 
ZPO 



Das Ausgangsgericht (Prozessgericht) kann der sofortigen Beschwerde 
abhelfen, wenn es die Beschwerde für begründet hält, andernfalls ist sie 
unverzüglich dem Beschwerdegericht vorzulegen. 

Einer sofortigen Beschwerde kann sich der Gegner anschließen {Anschlussbe- 
schwerde, § 567 ZPO). Wird die Hauptbeschwerde zurückgenommen oder als 
unzulässig verworfen, so verliert auch die Anschlussbeschwerde ihre Wirkung. 

7.4.2 Die Rechtsbeschwerde 

Die in die ZPO neu eingeführte Rechtsbeschwerde ist revisionsähnlich 
gestaltet und auf eine Rechtsprüfung beschränkt. Sie ersetzt die bisherige 
„weitere Beschwerde“ und ermöglicht, dass auch in Beschwerdesachen 
grundsätzliche Fragen höchstrichterlich durch den BGH zur Vereinheitlichung 
der Rechtspflege geklärt werden können. 

Eine Rechtsbeschwerde ist gegen einen Beschluss nur dann statthaft, 

1 . wenn dies im Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist 

2. oder das Beschwerdegericht, das Berufungsgericht oder das OLG im 
ersten Rechtszug^ sie in dem Beschluss zugelassen hat. 

Eine Rechtsbeschwerde ist zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 
Bedeutung hat oder die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdege- 
richts erfordert. Sie keimen diese Formulierung bereits von der Zulassung der 
Berufung, der Revision und der sofortigen Beschwerde. 

Auch die Rechtsbeschwerde ist binnen einer Notfrist von einem Monat nach 
Zustellung des Beschlusses einzureichen. Zuständiges Gericht ist hier jedoch 
ausschließlich der BGH. Eine Abhilfemöglichkeit der Vorinstanz besteht hier 
nicht. 

Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestützt werden, dass die Entscheidung 
auf einer Verletzung des Bundesrechts oder einer (landesrechtlichen) 
Vorschrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk eines OLG 
hinaus erstreckt. Neue Tatsachen können nicht mehr vorgetragen werden. 

Wie bei der sofortigen Beschwerde besteht auch bei der Rechtsbeschwerde die 
Möglichkeit, binnen einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung der 
Begründung der Rechtsbeschwerde eine Anschlussbeschwerde einzureichen. 

Das Beschwerdegericht hebt eine begründete Rechtsbeschwerde auf und 
verweist die Sache zur erneuten Entscheidung zurück. Es entscheidet jedoch in 
der Sache selbst, wenn die Entscheidung nur wegen einer Rechtsverletzung 
erfolgt und die Sache zur Endentscheidung reif ist. 



^ Zum Beispiel in Verfahren nach § 1062 ZPO. 
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7.4.3 Die Erinnerung, § 573 ZPO 

Die Erinnerung ist ein Rechtsbehelf gegen Entscheidungen des beauftragten Frist und 
oder ersuchten Richters oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. Sie ist Zuständigkeit 
binnen einer Notfrist von zwei Wochen schriftlich oder zu Protokoll der 
Geschäftsstelle einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung, spätestens 
aber fünf Monate nach Verkündung der Entscheidung. Die Erinnerung führt 
zur Überprüfung einer Entscheidung in demselben Rechtszug durch dasselbe 
Gericht. Beim beauftragten oder ersuchten Richter ist das beauftragende oder 
ersuchende Gericht zuständig und bei einer Entscheidung des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle das Gericht, dem er angehört. 

Die beauftragten oder ersuchten Richter bzw. der Urkundsbeamte der §§ 573 1 3, 572 
Geschäftsstelle können der Erinnerung abhelfen, andernfalls ist sie unverzüg- ZPO 
lieh dem nächsthöheren Gericht vorzulegen, das durch Beschluss entscheidet. 

Gegen Erinnerungsentscheidungen erster Instanz ist die sofortige Beschwerde 
zulässig (§ 573 II ZPO), gegen eine zweitinstanzliche Entscheidung ist, wenn 
die weiteren Voraussetzungen vorliegen (s. o.), die Rechtsbeschwerde (§ 574 
ZPO) denkbar. Zur Erinnerung im Kostenfestsetzungsverfahren s. S. 1 10 f. 



7.5 Die Anhörungsrüge 

Die Anhörungsrüge richtet sich gegen die Verletzung des Anspruchs auf 
Gewährung des rechtlichen Gehörs. Der Rechtsbehelf ist in mehreren Gesetzen 
geregelt, die dem § 321 a ZPO entsprechen (vgl. § 12a RVG, 33a StPO). 

Um einem Missbrauch vorzubeugen, ist der Rechtsbehelf an strenge Fristen Frist 
gebunden. Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der 
Verletzung des rechtlichen Gehörs zu erheben und der Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung glaubhaft zu machen. Nach Ablauf eines Jahres seit 
Bekanntmachung der angegriffenen Entscheidung kann die Rüge nicht mehr 
erhoben werden. Formlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem dritten 
Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Verfahren im Zusammenhang mit der Anhörungsrüge gelten als Tätigkeiten, § 19 1 Nr. 5 RVG 
die mit dem Verfahren Zusammenhängen und lösen also keine zusätzliche Gebührenfreiheit 
Vergütung aus, es sei denn, der Rechtsanwalt wurde ausschließlich mit der 
Anhörungsrüge beauftragt. In diesem Fall entsteht für ihn eine 0,5 Verfahrens- 
gebühr nach Nr. 3330 VV RVG. 

7.6 Prüfungsfragen 

1 . Worin unterscheiden sich Rechtsmittel von Rechtsbehelfen? 

Rechtsbehelfe werden in derselben Instanz, Rechtsmittel in der höheren 
Instanz eingelegt und nachgeprüft. 

2. Welche Rechtsmittel kennen Sie? 

die Berufung, die Revision und die Beschwerde 
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3. Welche Arten der Beschwerde gibt es? 

die sofortige Beschwerde und die Rechtsbeschwerde 

4. Welche Rechtshehelfe kennen Sie? 

den Widerspruch, den Einspruch, die Erinnerung und die Anhörungsrüge 

5. Was wird hei Rechtsmitteln überprüft ... 

a) in der ersten Instanz? 
die Sach- und Rechtslage 

b) in der Berufungsinstanz? 

grundsätzlich nur die Rechtslage, ausnahmsweise auch die Sachlage 

c) in der Revisionsinstanz? 

nur die Rechtslage 

6. Innerhalb welcher Frist muss eine Berufung eingelegt werden? 
binnen einer Notfrist von einem Monat 

7. Wann beginnt diese Frist zu laufen? 

a) ab Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils oder 

b) fünf Monate nach Verkündung 

8. Wo wird die Berufung eingelegt? 

beim nächsthöheren Gericht 

9. Binnen welcher Frist muss die Berufung begründet werden? 

binnen zwei Monaten ab Zustellung des in vollständiger Form abgefassten 
Urteils, spätestens fünf Monate ab Verkündung 

10. Ist die Berufungsbegründungsfrist eine Notfrist? 

Nein, sie kann auch auf Antrag verlängert werden. 

11. In einem Rechtsstreit ergeht ein Urteil, durch das beide Parteien 
beschwert werden. Wer kann in die Berufung gehen, wenn 

a) bei beiden Parteien 

b) bei nur einer Partei der Beschwerdewert überschritten wird? 

a) Beide Parteien können in die (selbstständige, voneinander unabhängi- 
ge) Berufung gehen und müssen ihre Rechtsmittel frist- und formge- 
recht einlegen. 

b) Die Partei mit der zu geringen Beschwer kann in die Anschlussberu- 
fung gehen, wenn die andere Partei Berufung eingelegt hat. 

12. Innerhalb welcher Frist muss die Anschließung erfolgen? 

binnen der dem Berufungsbeklagten gesetzten Frist zur Berufungserwide- 
rung 

13. Was geschieht mit der Anschlussberufung, wenn die Hauptberufung 
zurückgenommen, verworfen oder durch Beschluss zurückgewiesen 
wird? 

Die Anschließung verliert ihre Wirkung. 
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14. Welche weiteren Anschlussrechtsmittel kennen Sie? 
die Anschlussrevision und die Anschlussbeschwerde 

15. Wann ist die Einlegung der Berufung zulässig? 

a) bei einem Beschwerdewert von über 600,00 € oder 

b) wenn sie zugelassen wurde 

16. Wann wird das erstinstanzliche Gericht die Berufung zulassen? 

a) wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

b) zur Fortbildung des Rechts 

c) oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 

d) und die Beschwer nicht mehr als 600 € beträgt 

17. Wann findet eine Revision gegen Urteile nur statt? 

a) wenn sie das Berufungsgericht in dem Urteil oder 

b) das Revisionsgericht nach einer Nichtzulassungsbeschwerde zugelas- 
sen hat. 

18. Wann ist die Revision zuzulassen? 

a) wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

b) zur Fortbildung des Rechts 

c) oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 

19. Welche Urteile sind nicht revisibel? 

Urteile im Arrest- und einstweiligen Verfügungsverfahren 

20. Wie lange beträgt die Revisionsfrist, und wann beginnt sie? 

Die Revision ist einen Monat ab Zustellung des in vollständiger Form 
abgefassten Berufungsurteils einzulegen. Ohne Zustellung beginnt diese 
Monatsfrist fünf Monate nach Verkündung. 

21. Wie lange ist die Revisionsbegründungsfrist, und wann beginnt sie? 

Die Revisionsbegründungsfrist beträgt zwei Monate und beginnt ab 
Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils oder fünf Monate 
ab Verkündung. 

22. Kann die Revisionsfrist verlängert werden? Begründung? 

Nein, sie ist eine Notfrist. 

23. Kann die Revisionsbegründungsfrist verlängert werden? Begrün- 
dung? 

Ja, sie ist keine Notfrist. 

24. Durch wen kann eine Revision nur eingelegt werden? 

durch einen beim BGH zugelassenen Rechtsanwalt 

25. Gegen welche Urteile und unter welchen Voraussetzungen ist die 
Sprungrevision zulässig? 

Die Sprungrevision ist zulässig gegen Urteile erster Instanz. 
Voraussetzungen: 

• das Urteil muss revisibel sein. 
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• der Beschwerdewert muss 600 € überschreiten, 

• der Gegner muss schriftlich sein Einverständnis erklärt haben, das der 
Revisionsschrift beigefiigt werden muss 

• und der BGH muss die Revision zugelassen haben. 

26. Wann ist eine sofortige Beschwerde statthaft? 

• wenn sie im Gesetz ausdrücklich zugelassen wurde 

• wenn ein das Verfahren betreffendes Gesuch ohne mündliche Ver- 
handlung zurückgewiesen worden ist 

• gegen Entscheidungen über Kosten 

27. Wie hoch muss die Beschwer sein bei einer sofortigen Beschwerde 
über die Kosten? 

über 200 € 

28. Wann ist eine Rechtsbeschwerde statthaft? 

• wenn dies im Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist 

• oder wenn sie das Beschwerdegericht, das Berufungsgericht oder das 
OLG im ersten Rechtszug in dem Beschluss zugelassen hat. 

29. Wann ist eine Rechtsbeschwerde zuzulassen? 

a) wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 

b) zur Fortbildung des Rechts 

c) oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 

30. Innerhalb welcher Frist muss die sofortige Beschwerde eingereicht 
werden? 

binnen einer Notfrist von zwei Wochen ab Zustellung oder mit Ablauf von 
fünf Monaten nach Verkündung des Beschlusses 

31. Innerhalb welcher Frist muss die Rechtsbeschwerde eingereicht 
werden? 

binnen einer Notfrist von einem Monat ab Zustellung des Beschlusses 

32. Bei welcher Art von Beschwerde kann das Gericht seinen Beschluss 
selbst abändern? 

Eine Abhilfe ist nur bei der sofortigen Beschwerde möglich. 

33. Wo muss eingelegt werden: 

a) die sofortige Beschwerde? 

beim Prozessgericht oder beim Beschwerdegericht 

b) die Rechtsbeschwerde? 
beim BGH 

34. Bei welcher Beschwerde kann man sich der Beschwerde des Gegners 
anschließen? 

Die Anschlussbeschwerde ist bei beiden Beschwerdearten möglich. 
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35. Was ist eine Erinnerung? 

Die Erinnerung ist ein Rechtsbehelf gegen Entscheidungen des beauftrag- 
ten oder ersuchten Richters oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. 

36. Binnen welcher Frist ist die Erinnerung einzulegen? 

binnen einer Notfrist von zwei Wochen ab Zustellung, spätestens aber 
fünf Monate nach Verkündung der Entscheidung 

37. ln welcher Form ist die Erinnerung einzulegen? 

Sie ist schriftlich einzureichen oder zu Protokoll der Geschäftsstelle zu 
erklären. 

38. Bei wem ist die Erinnerung einzulegen? 

bei dem Gericht, dessen Entscheidung angefochten wird 

39. Können die Richter der Erinnerung abhelfen? 

Ja, es besteht eine Abhilfemöglichkeit. 

40. Wogegen richtet sich die Anhörungsrüge? 

gegen die Verletzung des Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs 

41. Welche Fristen kennen Sie bei der Anhörungsrüge? 

Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verlet- 
zung des rechtlichen Gehörs zu erheben. Nach Ablauf eines Jahres ist sie 
nicht mehr zulässig. 




Fristen im Zivilprozess 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 10) 

Der ganze Prozess kann vergebens sein, wenn Fristen nicht eingehalten 
werden... Wehe, wenn der Termin im Fristenkalender falsch eingetragen 
wurde! Regressansprüche drohen. 



8.1 Arten 

1. Fristen sind Zeiträume, Termine sind Zeitpunkte zur Vornahme von Fristen und 
Prozesshandlungen. Richterliche Fristen bestimmt das Gericht (z. B. die Frist Termine 
zur Klageerwiderung und zur Stellungnahme auf die Klageerwiderung), 
gesetzliche Fristen werden vom Gesetz bestimmt (z. B. Rechtsmittelfristen). 

Wichtig ist vor allem aber der Begriff der Notfristen. 

Notfristen sind gesetzliche Fristen, die im Gesetz als solche bezeichnet §2241 ZPO 
sind und weder verlängert noch verkürzt werden können. 



Hier sind die wichtigsten Beispiele für Notfristen: 

• die Frist zur Verteidigungsanzeige, § 276 I ZPO (Notfrist von zwei 
Wochen ab Klagezustellung), 

• für den Einspruch gegen ein Versäumnisurteil (§ 339 ZPO) und 
einen Vollstreckungsbescheid (§ 700 ZPO), 

• für die sofortige Beschwerde (§ 569 ZPO: zwei Wochen ab Zustellung 
der Entscheidung bzw. fünf Monate nach Verkündung), 

• für die Erinnerung (Notfrist von zwei Wochen ab Zustellung, (§§ 573 I 
ZPO) 

• und insbesondere die Monatsfristen für die Einlegung der Berufung 
(§ 517 ZPO), der Revision (§ 548 ZPO) und der Rechtsbeschwerde 
(§ 575 ZPO) - je Notfristen von einem Monat ab Zustellung des Urteils 
bzw. fünf Monate nach Verkündung. 




Folgende weiteren gesetzlichen Fristen, die keine Notfristen sind, sollten 
Sie unbedingt kennen: 

• die Mindestfrist von zwei Wochen für die Klageerwiderung (§ 276 I 
ZPO), 

• die Beruf ungs- (§ 520 II ZPO) und Revisionsbegründungsfrist 
(§ 551 II ZPO) - je zwei Monate ab Zustellung des in vollständiger 
Form abgefassten Urteils bzw. fünf Monate nach Verkündung, 

• die Einlassungsfrist zwischen der Zustellung der Klageschrift und 
dem Termin zur mündlichen Verhandlung (Mindestfrist von zwei Wo- 
chen, § 274 III ZPO), 
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grundsätzlich 

Ereignisfristen! 



Tagesfrist 



Woehenfrist 



Monatsfrist 



• die Ladungsfristen (Mindestfrist von einer Woche in Anwaltsprozes- 
sen, in AG-Prozessen ohne Anwaltszwang drei Tage, § 217 ZPO), 

• die Zweiwochenfrist bzw. Monatsfrist für die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand (ab Behebung des Hindernisses, d. h. vor aiiem ab 
Kenntnis von der Fristversäumnis, § 234 i ZPO) und 

• die Jahresfrist im Zusammenhang mit der Wiedereinsetzung (nach 
einem Jahr ist ein Wiedereinsetzungsantrag nicht mehr zuiässig, 
§234 Ml ZPO). 



8.2 Die Berechnung 

Grundlagen sind die §§186 ff. BGB und §§221 ff. ZPO. Für die Berechnung 
ist wichtig, ob der Lauf der Frist von einem Ereignis abhängt (§ 187 1 BGB; 
z. B. für die Einlegung der Berufung die Zustellung des Urteils), oder ob es 
sich um eine Frist handelt, für die der Beginn eines Tages der für den Anfang 
der Frist maßgebliche Zeitpunkt ist (§ 187 11 BGB = Kalenderfrist). Bei einer 
Ereignisfrist wird der erste Tag einer Frist nicht mitgerechnet, bei einer 
Kalenderfrist zählt der erste Kalendertag mit. Im Zivilprozess kommen in der 
Regel Ereignisfristen in Betracht, deren Lauf etwa von der Zustellung eines 
Urteils oder Beschlusses, der Einlegung eines Rechtsmittels usw. abhängt. Aus 
diesem Grunde wird hier auf die Ereignisfristen eingegangen. Bei der 
Berechnung einer Ereignisfrist wird der Tag der Zustellung nicht mitgerechnet. 

1. Eine nach Tagen berechnete Frist endet mit Abiauf des letzten Tages 
der Frist. 

BEISPIEL: 

Frist: 3 Tage, Zusteilung am 11. April, Fristende: mit Ablauf des 14. April um 
24:00 Uhr. 

2. Wochenfristen enden mit Ablauf des entsprechenden Wochentages. 



BEISPIEL: 



Frist: 2 Wochen, Zustellung am Dienstag, Fristende: mit Ablauf des Dienstags 
in 2 Wochen um 24:00 Uhr 

3. Monats- und längere Fristen enden mit Ablauf des entsprechenden 
Monatsdatums. Fehlt der maßgebliche Tag im Monat, so endet die Frist 
mit Ablauf des letzten Monatstages. 



BEISPIELE: 



Zustellung des Urteils: 12. Juni, Berufungsfrist endet am 12. Juli (24:00 Uhr); 
aber: Zustellung des Urteils: 31. Januar; die Berufungsfrist endet am 28. 
Februar (24:00 Uhr). 
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4. Fäilt der Fristabiauf auf einen Samstag, Sonntag oder gesetziichen 
Feiertag, so endet die Frist am nächsten Werktag um 24:00 Uhr. 



8.3 Der Anspruch auf Terminsverlegung 

Nach Abschaffung der Gerichtsferien gelten für die Fristenberechnung in 
diesem Zeitraum keine Besonderheiten mehr. Stattdessen wurde für den 
Zeitraum vom 1. Juli bis 31. August eines jeden Jahres ein Anspruch auf 
Terminsverlegung eingeführt, außer für Verkündüngstermine. Dem Antrag 
muss entsprochen werden, und er bedarf keiner Begründung. Dem Verle- 
gungsantrag ist nur dann nicht zu entsprechen, soweit das Verfahren einer 
besonderen Beschleunigung bedarf. Ein Antrag auf Terminsverlegung muss 
innerhalb einer Woche nach Zugang der Ladung oder Terminsbestimmung 
gestellt werden. 

Bei diesem Antrag auf Terminsverlegung handelt es sich nicht um einen 
Vertagungsantrag, weil der Antrag auf Vertagung im Termin zur mündlichen 
Verhandlung zu entscheiden wäre, während über den Antrag auf Terminsver- 
legung der Vorsitzende ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden hat. 

Kein Anspruch auf Terminsverlegung besteht insbesondere in 
folgenden Fällen: 

• in Arrest- und Einstweiligen Verfügungsverfahren 

• bei Mietstreitigkeiten 

• in Kindschafts- und Familiensachen 

• in Wechsel- und Scheckprozessen 

• in Zwangsvollstreckungsverfahren. 



8.4 Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

8.4.1 Allgemeines 

Die Folgen einer Fristversäumnis, etwa die einer Rechtsmittelfrist, können sehr 
schwerwiegend sein. Regressansprüche drohen! 

Gegen die Versäumung einer Notfrist oder einer Rechtsmittelbegründungsfrist 
gibt es die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 233 ZPO. 

BEISPIELE: 

Versäumung der Berufungsfrist, Berufungsbegründungsfrist, Revisionsfrist, 
Revisionsbegründungsfrist, der sofortigen Beschwerde und der Rechtsbe- 
schwerde, des Einspruchs und der Erinnerung gegen den Kostenfestsetzungs- 
beschluss 

Voraussetzung ist, dass ein Wiedereinsetzungsgrund gegeben ist. 




§ 227 III ZPO 



§ 227 IV ZPO 
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§ 233 ZPO 



Faxe 



§234 ZPO 



8.4.2 Wiedereinsetzungsgrund 

Eine Wiedereinsetzung ist nur zulässig, wenn eine Partei ohne ihr Verschul- 
den (auch ohne jede Fahrlässigkeit) an der Einhaltung der Frist verhindert war. 

BEISPIELE: 

Unfall, plötzliche schwere Erkrankung, Briefverlust durch die Post 

Grundsätzlich entsprechen Faxe dem prozessualen Begriff der Schriftform. 
Wird jedoch eine Klage zur Fristwahrung, etwa um eine Unterbrechung der 
Verjährung zu erreichen, rechtzeitig an das Gericht gefaxt und kommt es dabei 
zur Verzögerung des Empfangs, weil das Gerät des Gerichts defekt ist, so darf 
dies dem Bürger nicht angelastet werden. Ein Wiedereinsetzungsgrund ist 
gegeben. 

Anders liegt der Fall, wenn das Fax wenige Minuten vor Fristablauf verschickt 
wird und deshalb verspätet bei Gericht ankommt, weil das Empfangsgerät 
wegen einer anderen eingehenden Telefaxsendung belegt war. Hier wird ein 
Verschulden bei der Verspätung angenommen, weil der Absender mit einer 
besetzten Leitung immer rechnen muss. Ein Wiedereinsetzungsgrund liegt 
dann also nicht vor. 

8.4.3 Frist und Form 

Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand muss binnen einer Frist von zwei 
Wochen ab Behebung des Hindernisses (= Kenntnis von der Fristversäumung) 
beantragt werden. Die Frist ist keine Notfrist. Nach einem Jahr kann die 
Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden. 

Mit dem Wiedereinsetzungsantrag muss die versäumte Rechtshandlung 
nachgeholt werden nach den Vorschriften, die für die versäumte Prozesshand- 
lung gelten (z. B. die Berufungsschrift). 

8.4.4 Inhalt 

Die Gründe der Fristversäumung müssen genau geschildert und glaubhaft 
gemacht werden, etwa durch eidesstattliche Versicherung, Bezugnahme auf 
Gerichtsakten, Vorlage von Urkunden. 

8.4.5 Zuständiges Gericht 

Zuständig für den Antrag ist das Gericht, bei dem die versäumte Prozesshand- 
lung hätte erfolgen müssen. 
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8.5 Prüfungsfragen 

1. Wann enden Fristen, wenn sie berechnet sind: 

a) nach Tagen? 

mit Ablauf des letzten Tages der Frist 

b) nach Wochen? 

mit Ablauf des entsprechenden Wochentages 

c) nach Monaten? 

mit Ablauf des entsprechenden Monatsdatums 

2. Welcher Tag wird bei der Fristberechnung nicht mitgezählt? 

der Tag der Zustellung 

3. Wann endet eine Frist, die an einem Samstag, Sonntag oder an einem 
gesetzlichen Feiertag enden würde? 

am nächsten Werktag, 24:00 Uhr 

4. Statt der früher vorhandenen Gerichtsferien hat der Gesetzgeber 
einen Anspruch auf Terminsverlegung eingeführt. In welcher Zeit 
besteht ein solcher Anspruch? 

in der Zeit vom 1 . Juli bis 3 1 . August 

5. Innerhalb welcher Frist muss dieser Antrag gestellt werden? 
innerhalb einer Woche nach Zugang der Ladung oder Terminsbestimmung 

6. Bedarf dieser Antrag einer Begründung? 

Nein, eine fristgemäße Antragstellung reicht aus. 

7. Wann wird einem solchen Antrag aber nicht stattgegeben? 
wenn das Verfahren einer besonderen Beschleunigung bedarf 

8. Ein Urteil wird am 31. März zugestellt: Wann läuft die Berufungsfrist 
ab? 

am 30. April 

9. Wogegen ist die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zulässig? 

gegen die Versäumung von Notfristen und Rechtsmittelbegründungsfris- 
ten 

10. Nennen Sie Beispiele für Fristen, bei deren Versäumung die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich wäre! 

• die Berufungsfrist, Berufungsbegründungsfrist, 

• Revisionsfrist, Revisionsbegründungsfrist, 

• sofortige Beschwerde, 

• Einspruch und Erinnerung gegen den Kostenfestsetzungsbeschluss 
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11. Innerhalb welcher Frist muss der Antrag auf Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gestellt werden? 

binnen einer Frist von zwei Wochen seit Behebung des Hindernisses, d. h. 
ab Kenntnis von der Versäumung der Prozesshandlung 

12. Wann ist ein solcher Antrag gleichwohl nicht mehr zulässig? 

nach einem Jahr 

13. Bei welchem Gericht muss der Antrag gestellt werden? 

bei dem Gericht, bei dem die versäumte Prozesshandlung hätte erfolgen 
müssen 

14. Was muss mit dem Wiedereinsetzungsantrag nachgeholt werden? 

die versäumte Prozesshandlung 

15. Wie wird der Wiedereinsetzungsgrund glaubhaft gemacht? 

durch 

• eidesstattliche Versicherung 

• Bezugnahme auf die Gerichtsakten und durch 

• Vorlage von Urkunden 

16. Fall: Eine sofortige Beschwerde geht per Fax verspätet ein, weil das 
Empfangsgerät bei Gericht defekt ist. Liegt ein Wiedereinsetzungs- 
grund vor? 

Ja, eine Störung des Empfangsgeräts bei Gericht darf dem Bürger nicht 
zum Nachteil gereichen. 

17. Fall: Eine wenige Minuten vor Fristablauf gefaxte sofortige 
Beschwerde geht deshalb verspätet bei Gericht ein, weil das Emp- 
fangsgerät durch andere eingehende Telefaxsendungen blockiert ist. 
Liegt ein Wiedereinsetzungsgrund vor? 

Nein, mit einer besetzten Leitung muss immer gerechnet werden 

18. Was sind Notfristen? 

Notfristen sind Fristen, die im Gesetz als solche bezeichnet sind und 
weder verlängert noch verkürzt werden können. 

19. Nennen Sie Beispiele für Notfristen! 

• die Zweiwochenfrist für die Verteidigungsanzeige, 

• für den Einspruch gegen ein Versäumnisurteil und einen Vollstre- 
ckungsbescheid, 

• für die Erinnerung und sofortige Beschwerde, 

• sowie die Monatsfristen für die Berufung und die Revision. 
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20. Nennen Sie Beispiele für wichtige gesetzliche Fristen, die keine 
Notfristen sind! 

• die Mindestfrist von zwei Wochen für die Klageerwiderung, 

• die zweimonatige Berufungs- und Revisionsbegründungsfrist, 

• die Einlassungsfrist (Mindestfrist von zwei Wochen), 

• die Ladungsfristen (Mindestfrist von einer Woche in Anwaltsprozes- 
sen, in AG-Prozessen ohne Anwaltszwang drei Tage) 

• Zweiwochenfrist für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

• und die Jahresfrist im Zusammenhang mit der Wiedereinsetzung. 




Das Urkundenverfahren 



9 

(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 13) 

Der Urkundenprozess ist ein Verfahren, in dem auf schnellem Wege ein 
Titel erwirkt werden kann. Besondere Formen des Urkundenprozesses sind 
der Wechsel- und Scheckprozess, der in den §§ 592 bis 605 a ZPO 
geregelt ist. Wegen der Gebühren siehe S. 205. 

9.1 Zuständigkeit 

9.1.1 Örtliche Zuständigkeit 

Es gilt der allgemeine Gerichtsstand des Beklagten, in Wechsel- und Art. 1 Nr. 5, 2 111 
Scheckprozessen auch das Gericht des Zahlungsortes. Wechsel und Scheck WG, Art. 1 Nr. 4, 
können auch bei einem Dritten oder an einem anderen Ort zahlbar gestellt 8 ScheckG 
werden, bei einem Scheck nur, sofern der Dritte Bankier ist. 

9.1.2 Sachliche Zuständigkeit 

Maßgeblich ist die Höhe des Gegenstandswertes. Ist das Landgericht 
zuständig, so wird der Prozess 

a) bei Wechsel- und Scheckklagen vor der Kammer für Handelssachen § 95 GVG 
geführt. 

b) im gewöhnlichen Urkundenprozess (d. h. wenn andere Urkundenansprü- 
che, z. B. aus einem Schuldanerkenntnis, eingeklagt werden sollen) vor der 
Zivilkammer geführt. Nur wenn beide Parteien Kaufleute sind, ist die 
Kammer für Handelssachen zuständig. 

9.2 Besonderheiten 

• Der Kläger muss in der Klage erklären, dass er im Urkundenprozess klagt § 593 ZPO 
(„Wechselklage“, „Scheckklage“, „Klage im Urkundenprozess“). 

• Der Anspruch muss sich auf eine bestimmte Geldsumme oder die § 592 ZPO 
Leistung vertretbarer Sachen oder Wertpapiere beziehen. 

• Der Kläger muss seinen Anspruch durch Urkunden beweisen können und §§ 592, 593 II 
diese im Original oder Kopie der Klage oder einem Schriftsatz beifügen. ZPO 
Reicht der Kläger Ablichtungen oder Ausdrucke ein, so muss er die 

Originale im Termin bereithalten. Deren Vorlage gilt nicht als Beweisauf- 
nahme. 
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§§ 595, 598 ZPO 

§ 595 I ZPO 
§ 604 II ZPO 



Bei allen anderen Tatsachen (Einreden des Klägers, Erwiderungen auf 
Einreden des Beklagten, die Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde) sind 
nur Urkunden und eidliche Parteivernehmung als Beweismittel zulässig. 

Eine Widerklage ist im Urkundenprozess nicht statthaft. 

Im Wechsel- und Scheckprozess gelten kürzere Ladungsfristen. 



Die Beweismittel sind eingeschränkt, da es sich um ein beschleunigtes 



Verfahren handelt. 




Besonderheiten geiten auch für die Anträge einer Wechsel- oder 
Scheckklage. Sie müssen foigende Ansprüche enthaiten (Art. 48 WG, Art. 
45 ScheckG): 

1 . die Wechsel- bzw. Schecksumme ais Hauptforderung; 

2. die Zinsen. Hier giit foigende Besonderheit: Ein Wechsei ist zahibar ab 
Verfailtag (Zahlbarkeitsdatum), ein Scheck ab Voriage. Von diesem 
Termin an (einschiießiich) sind auch die Zinsen zu zahien bzw. zu bean- 
tragen. Zur Höhe der Zinsen s. o. S. 29. 

3. die Kosten für den Protest und die Auslagen, 

4. 1/3 % Wechsel- bzw. Scheckprovision von der Hauptforderung. 



BEISPIEL: 

Ein Scheck über 6.000 € wurde am 10. September vorgeiegt und ging am 12. 
September zu Protest. Im Klageantrag können zusätzlich zur Hauptforderung 
von 6.000 € noch 2 % Zinsen über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 
BGB, mindestens aber 6% seit dem 10. September, sowie Protestkosten, 
Bankspesen und 20 € Scheckprovision verlangt werden. 

§ 15 a II S. 1 Nr. 4 Übrigens ist auch ein Einigungsversuch vor einer Gütestelle (s. o. Seite 8) im 
EGZPO Urkundenverfahren nicht erforderlich. 

9.3 Vorbehaltsurteil 

Wenn der Kläger im Prozess gewonnen hat, der Beklagte aber dem Anspruch 
widersprochen hat, ergeht ein Vorbehaltsurteil. In ihm wird der Beklagte zur 
Zahlung verurteilt, doch ist ihm die Ausführung seiner Rechte im Nachverfah- 
ren Vorbehalten. Das Vorbehaltsurteil ist ohne Sicherheitsleistung vollstreck- 
bar (bei der Formulierung der Klage beachten!). 

9.4 Nachverfahren 

§ 600 I ZPO Ist eine der Parteien mit dem Vorbehaltsurteil nicht einverstanden, so leitet sie 

durch (fristlosen) Antrag das Nachverfahren ein; dies bedeutet die Fortsetzung 
des Prozesses im ordentlichen Verfahren. Das Nachverfahren bleibt in 
derselben Instanz. 

Abstandnahme, Der Kläger kann auch, ohne dass es der Einwilligung des Beklagten bedarf, bis 
§ 596 ZPO zum Schluss der mündlichen Verhandlung von dem Urkundenprozess 

abstehen. Der Rechtsstreit bleibt in diesem Fall wie beim Nachverfahren im 
ordentlichen Verfahren anhängig. 



§§ 599, 708 Nr. 4 
ZPO 




9 Das Urkundenverfahren 



Der Kläger beantragt, das Vorbehaltsurteil für vorbehaltlos zu erklären und 
dem Beklagten die weiteren Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. Der 
Beklagte beantragt, das Vorbehaltsurteil aufzuheben und die Klage abzuwei- 
sen. 



9.5 Die Klage im Urkundenverfahren 

Wie eine Klage im Urkundenverfahren aussieht, sehen Sie auch hier am besten 
wieder an einem Beispiel. Überlegen Sie sich die Klage zu folgendem 

PRÜFUNGSFALL: 



In der Kanzlei von Rechtsanwalt Dr. Rasche in Y-Stadt erscheint als 
Mandant der Textilhändler Anton Adams, Düsselstr. 13, (PLZ) Y-Stadt, und 
überreicht: 

1. einen Originalwechsel über 12.000 €, ausgestellt in (PLZ) Y-Stadt am 15. 
Januar 20..., fällig am 15. April 20..., zahlbar bei der Deutschen Bank AG 
in (PLZ) Z-Stadt mit Protesturkunde vom 16. April 20..., 

2. den Originalbeleg der Stadtsparkasse (PLZ) Y-Stadt, wonach der 
Mandant wegen der Nichteinlösung des Wechsels mit Protestkosten und 
Bankspesen in Höhe von 48,60 € belastet worden ist. 

Der Mandant ist Aussteller und Inhaber des Wechsels. Bezogene ist die 
„Bertold Bartsch & Co KG“, Schorlemer Str. 152, (PLZ) A-Stadt, persönlich 
haftender Gesellschafter Bertold Bartsch, ebenda. 

Aufgabe: Fertigen Sie eine Wechselklage! In allen genannten Städten 

befindet sich ein Landgericht. 



Bereitet Ihnen die Aufgabe Schwierigkeiten? Denken Sie insbesondere an 

• die örtliche Zuständigkeit, 

• Nebenforderungen (s. unten Antrag zu 1 .), 

• vorläufige Vollstreckbarkeit (Urkunden im Urkundenprozess sind auch 
ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar! S. Klageantrag zu 3.), 

• Beschränkung der Beweismittel 

LÖSUNG: 

Rechtsanwalt Dr. Rasche 

(Anschrift) Y-Stadt, (Datum) 

Landgericht A-Stadt 
Kammer für Handelssachen 
(PLZ) A-Stadt 

Wechselklage 

des Textilhändlers Anton Adams, Düsseistraße 13, (PLZ) Y-Stadt , 

Klägers, 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Rasche, (Anschrift), 





96 



Teil 1: Das Verfahrensrecht 



gegen 

1. die Bertold Bartsch & Co KG, Schorlemer Straße 152, (PLZ) A-Stadt, 
gesetzlich vertreten durch den persöniich haftenden Geseilschafter 
Bertold Bartsch, ebenda, 

2. den persönlich haftenden Gesellschafter Berthold Bartsch, Schorlemer 
Str. 152, (PLZ) A-Stadt, 

Beklagten, 

wegen Wechselforderung, 

Gegenstandswert: 12.000 €. 

Namens und in Vollmacht des Klägers erhebe ich Klage gegen die 
Beklagten. Im Termin werde ich beantragen: 

1. die Beklagten gesamtschuldnerisch zu verurteilen, an den Kläger 
12.000 € nebst 2 % Zinsen über dem jeweiligen Basiszinssatz, min- 
destens aber 6 % Zinsen seit dem 15. April 20... sowie Protestkosten 
und Bankspesen in Höhe von 48,60 € und 40 € Wechselprovision zu 
zahlen; 

2. den Beklagten gesamtschuldnerisch die Kosten des Rechtsstreits 
aufzuerlegen; 

3. das Urteil für vorläufig vollstreckbar zu erklären. 

Begründung: 

Der Kläger ist Aussteller und Inhaber, die Beklagte zu 1. Bezogene des in 
Fotokopie beigefügten Wechsels vom 15. Januar 20... über 12.000 €. Der 
am 15. April 20... fällige Wechsel war zahlbar bei der Deutschen Bank AG in 
(PLZ) Z-Stadt, wo er am 16. April 20... zu Protest ging. 

Beweis: Vorlage des Wechsels vom 15. Januar 20... mit Protesturkunde 

vom 16. April 20..., als Anlage in Fotokopie beigefügt 

Wegen der Nichteinlösung des Wechsels wurde der Kläger von der 
Stadtsparkasse (PLZ) Y-Stadt mit Protestkosten und Bankspesen in Höhe 
von 48,60 € belastet. 

Beweis: Vorlage des Belegs der Stadtsparkasse (PLZ) Y- Stadt, als 

Anlage in Fotokopie beigefügt 

Der Beklagte zu 2. haftet als persönlich haftender Gesellschafter für die 
Verbindlichkeiten der Beklagten zu 1. Die Zinsen rechtfertigen sich unter 
dem Gesichtspunkt des Verzuges. 

Gerichtskosten in Höhe von 657,00 € sind eingezahlt. 

(Unterschrift) 

Rechtsanwalt 



Anmerkung: Zuständig wäre auch das Landgericht in Z-Stadt gewesen 
(Gericht des Zahlungsortes). 
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9.6 Prüfungsfragen 

1. Wozu dient das Urkundenverfahren? 

um auf schnellem Wege zu einem Titel zu gelangen 

2. Nennen Sie die besonderen Formen des Urknndenprozesses! 

der Wechsel- und Scheckprozess 

3. Welches Gericht ist im Urkundenverfahren örtlich zuständig? 

der allgemeine Gerichtsstand des Beklagten, in Wechsel- und Scheckpro- 
zessen auch das Gericht des Zahlungsortes 

4. Welche besonderen Voraussetzungen gelten in Bezug auf den 
U rkundenprozess? 

• Der Kläger muss erklären, dass er im Urkundenprozess klagt. 

• Der Anspruch muss sich auf eine bestimmte Geldsumme oder die 
Leistung vertretbarer Sachen oder Wertpapiere beziehen. 

• Der Kläger muss seinen Anspruch durch Urkunden beweisen können 
und diese im Original oder Kopie der Klage oder einem Schriftsatz 
beifügen. Reicht er Ablichtungen oder Ausdrucke ein, so muss er die 
Originale im Termin bereithalten. 

5. Welche Beweismittel stehen den Parteien zur Verfügung? 

Für die anspruchsbegründenden Tatsachen sind nur Urkunden, bei allen 
anderen Tatsachen nur Urkunden und die eidliche Parteivemehmung des 
Gegners als Beweismittel zulässig. 

6. Welche weiteren Regelungen gelten im Wechsel- und Scheckprozess, 
um eine Beschlennigung des Verfahrens zu ermöglichen? 

• Es gelten kürzere Ladungs- und Einlassungsfristen. 

• Eine Widerklage ist ausgeschlossen. 

• Auch ein Einigungsversuch vor einer Gütestelle ist nicht erforderlich. 

7. Welches Urteil ergeht im Urkundenverfahren? 

ein Vorbehaltsurteil, werm der Beklagte dem Anspruch widersprochen hat 

8. Wie kann der Beklagte seine Rechte geltend machen? 
durch Überleitung in das Nachverfahren mit fristlosem Antrag 

9. Welchen Antrag stellt der Kläger im Nachverfahren? 

das Vorbehaltsurteil für vorbehaltlos zu erklären und dem Beklagten die 
weiteren Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

10. Findet das Nachverfahren in der höheren Instanz statt? 

Nein, der Urkundenprozess wird lediglich fortgesetzt, das Verfahren bleibt 
in derselben Instanz. 
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11. Formulieren Sie den 1. Antrag einer Scheckklage! 



Im Termin werde ich beantragen, 

den Beklagten zu verurteilen, ... € nebst 2 % Zinsen über dem jeweiligen 
Basiszinssatz, mindestens aber 6 % seit dem . . ., sowie ... € Protestkosten 
und Bankspesen und ... € Scheckprovision zu zahlen. 






Das selbstständige Beweisverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 15) 

Erleidet jemand z. B. mit einem PKW einen Verkehrsunfall, so kann er nicht 
mit der Reparatur warten, bis rechtskräftig entschieden ist, wer den 
Schaden zu tragen hat. Bringt der Geschädigte jedoch den Wagen in die 
Werkstatt, so läuft er Gefahr, dass der Gegner den geltend gemachten 
Schaden bestreitet, so dass der Geschädigte in Beweisschwierigkeiten 
wäre. Lässt er deshalb den Wagen nicht reparieren und nimmt er 
stattdessen bis zur Entscheidung einen Mietwagen, so verstößt er bei 
diesem teuren Unterfangen gegen seine „Schadensminderungspflicht“. 
Eine echte Zwickmühle. Aus diesem Grund finden sich in den §§ 485 ff. 
ZPO die Regelungen über das selbstständige Beweisverfahren. 

Dieses Verfahren ist nicht mehr auf die eigentliche Beweissicherung 
beschränkt, sondern kann auch mit dem Ziel durchgeführt werden, einen 
Rechtsstreit zu vermeiden. So kann das Gericht die Parteien zur mündlichen 
Erörterung laden, wenn eine Einigung zu erwarten ist, und einen Vergleich 
protokollieren. 

10.1 Zulässigkeit 



Das Gericht kann in diesen Fällen die Augenscheinseinnahme, die Verneh- 
mung von Zeugen oder die Begutachtung durch einen Sachverständigen 
anordnen. 

Ist ein Rechtsstreit noch nicht anhängig, kann eine Partei ein Sachverständi- § 485 II ZPO 
gengutachten beantragen, wenn sie ein rechtliches Interesse daran hat, dass: 

1 . der Zustand einer Person oder der Zustand oder fVert einer Sache, 

2. die Ursache eines Personenschadens, Sachschadens oder Sachmangels 
oder 

3. der Aufwand für die Beseitigung eines Personenschadens, Sachschadens 
oder Sachmangels 

festgestellt wird. Ein rechtliches Interesse ist anzunehmen, wenn mit der 
Beweiserhebung ein Rechtsstreit vermieden werden kann. Im Gegensatz zum 
früheren Recht muss der Verlust des Beweismittels also nicht drohen! 




Das selbstständige Beweisverfahren während oder außerhalb eines 
Streitverfahrens ist zulässig, wenn 

1 . der Gegner zustimmt oder 

2. zu befürchten ist, dass das Beweismittel verloren geht oder 

3. dessen Benutzung erschwert wird (§ 485 I ZPO). 
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§ 486 I ZPO 



§ 486 II ZPO 



§ 486 III ZPO 



§ 487 ZPO 



10.2 Zuständigkeit 

Zuständig für den Antrag auf ein Beweisverfahren ist 

1 . das Prozessgericht, wenn der Rechtsstreit bereits anhängig ist. 

BEISPIEL: 

A klagt gegen B vor dem LG in C-Stadt. Nach Einreichung der Klage überlegt 
er, welches Gericht für ein selbstständiges Beweisverfahren zuständig ist. Dies 
ist das LG in C-Stadt. 

2. Falls noch kein Rechtsstreit anhängig ist: 

das Gericht, das nach dem Vortrag des Antragstellers zur Entscheidung 
in der Hauptsache zuständig ist. In dem nachfolgenden Streitverfahren 
kann sich dann jedoch der Antragsteller nicht mehr auf die Unzuständig- 
keit des Gerichts berufen, wohl aber der Antragsgegner. 

3 . In Fällen dringender Gefahr kann der Antrag auch bei dem Amtsgericht 
gestellt werden, in dessen Bezirk sich die zu vernehmende oder zu begut- 
achtende Person aufhält oder sich die beweiserhebliche Sache befindet. 

BEISPIEL: 

V hat an K verderbliche Waren (Fisch) geliefert. K macht vertragliche 
Mängelhaftungsansprüche vor dem LG in A-Stadt geltend. Außerdem will er 
das selbstständige Beweisverfahren einleiten, damit noch rechtzeitig die 
Mangelhaftigkeit des gelieferten Fisches festgestellt werden kann. Der Fisch 
lagert in B-Stadt. - Der Antrag kann beim AG in B-Stadt gestellt werden. 

10.3 Form und Inhalt des Antrags 

Der Antrag kann vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt werden (§ 486 
ZPO), er unterliegt also keinem Anwaltszwang. 

Der Antrag muss enthalten: 

1 . die Bezeichnung des Gegners, 

2. die Tatsachen, über die Beweis erhoben werden soll, 

3. die Angabe der Beweismittel, 

4. die Glaubhaftmachung der Tatsachen, nach denen das selbstständige 
Beweisverfahren zulässig und das angerufene Gericht zuständig sein 
sollen. 



Entgegen dem früheren Recht müssen die Sachverständigen nicht mehr vom 
Antragsteller benannt werden, sie werden nach §§ 492, 404 ZPO vom Gericht 
ausgewählt und ernannt. Zweck: Die indirekte Einflussnahme auf das Ergebnis 
der Begutachtung durch die Auswahl des Sachverständigen soll vermieden 
werden und zugleich die Ablehnungsanträge der gegnerischen Partei wegen 
Besorgnisses der Befangenheit reduziert werden. 




10 Das selbstständige Beweisverfahren 



101 



10.4 Verfahren 

über den Antrag entscheidet das angemfene Gericht durch unanfechtbaren §§ 490, 492 III 
Beschluss. Das Gericht kann auch zur mündlichen Erörterung laden und einen ZPO 
Vergleich protokollieren, der einen Vollstreckungstitel i. S. v. § 794 I Nr. 1 
ZPO darstellt. 

Der stattgebende Beschluss hat den Inhalt eines Beweisbeschlusses, der die Beweisbeschluss 
Tatsachen, über die Beweis erhoben werden soll, und die Beweismittel 
einschließlich Zeugen und Sachverständigen enthält. Er ist unanfechtbar. Wird 
der Antrag zurückgewiesen, kann der Antragsteller Beschwerde einlegen. 

Ist ein Rechtsstreit bei Einleitung des selbstständigen Beweisverfahrens nicht Frist zur 
anhängig, hat das Gericht nach der Beweisaufnahme auf Antrag anzuordnen, Klageerhebung, 
dass der Antragsteller binnen einer bestimmten Frist Klage zu erheben hat. § 494 a ZPO 
Kommt er dieser Anordnung nicht nach, werden ihm die dem Gegner 
entstandenen Kosten auferlegt. 

Die Beweiserhebung im Rahmen des selbstständigen Beweisverfahrens steht Beweisaufnahme, 
einer Beweisaufnahme im Prozessgericht gleich, d. h. das Beweisergebnis § 493 ZPO 
wird i. d. R. vom Prozessgericht verwertet werden. 

Geht es in dem selbstständigen Beweisverfahren und in dem nachfolgenden 
Rechtsstreit um denselben Streitgegenstand, gehören die Kosten des 
Beweisverfahrens zu den Kosten des nachfolgenden Rechtsstreits. 

10.5 Prüfungsfragen 

1. Wann ist das selbstständige Beweisverfahren zulässig? 

• wenn der Gegner zustimmt; 

• wenn zu befürchten ist, dass das Beweismittel verloren geht oder 

• seine Benutzung erschwert wird. 

• Bei einem nicht anhängigen Rechtsstreit kann ein Sachverständigen- 
gutachten auch bei einem rechtlichen Interesse beantragt werden. 

2. Wann liegt ein solches rechtliches Interesse insbesondere vor? 
wenn auf diese Weise ein Rechtsstreit vermieden werden kann 

3. Welches Gericht ist für den Antrag zuständig? 

• das Prozessgericht, wenn der Rechtsstreit bereits anhängig ist, 

• falls noch kein Rechtsstreit anhängig ist, das Gericht, das nach dem 
Vortrag des Antragstellers zur Entscheidung in der Hauptsache beru- 
fen wäre; 

• in Fällen dringender Gefahr auch das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
sich die zu vernehmende Person aufhält oder sich die beweiserhebli- 
che Sache befindet. 

4. Was muss der Antrag auf Einleitung des selbstständigen Beweisver- 
fahrens enthalten? 

Der Antrag muss enthalten 
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• die Bezeichnung des Gegners, 

• die Angabe der Tatsachen, über die Beweis erhoben werden soll 

• und der Beweismittel sowie 

• die Glaubhaftmachung der Tatsachen, nach denen das selbstständige 
Beweisverfahren und das angerufene Gericht zulässig sein sollen. 

5. Wie wird im selbstständigen Beweisverfahren entschieden? 

durch Beschluss 

6. Welchen Inhalt hat ein stattgebender Beschluss? 

den Inhalt eines Beweisbeschlusses 

7. Ist der stattgebende Beschluss anfechtbar? 

Nein, er ist nicht anfechtbar. 

8. Ist ein den Antrag zurückweisender Beschluss anfechtbar? 

ja, durch Beschwerde 





Das Arbeitsgerichtsverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 14) 

So wie der Zivilprozess in der ZPO geregelt ist, so ist der Arbeitsgerichts- 
prozess im Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) geregelt. Dieses Verfahren 
enthält besondere Bestimmungen, die vor allem auf einen schnelleren 
Verlauf und auf eine geänderte, kompetente und dem sozialpolitischen 
Willen entsprechende Besetzung der Gerichte hinauslaufen. 

11.1 Die Arbeitsgerichtsbarkeit 

Die Gerichte der aus drei Instanzen bestehenden Arbeitsgerichtsbarkeit sind 
wie folgt besetzt: 

1. Das Arbeitsgericht entscheidet durch Kammern. Sie bestehen aus einem Aufbau 
Berufsrichter als Vorsitzenden und zwei ehrenamtlichen Richtern, und 

zwar je einem Vertreter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

2. Die Landesarbeitsgerichte, die ebenfalls durch Kammern entscheiden, 
sind wie die Arbeitsgerichte zusammengesetzt. 

3. Das Bundesarbeitsgericht mit dem Sitz in Erfurt entscheidet durch 
Senate. Sie sind besetzt mit drei Berufsrichtem (Bundesrichter) und je 
einem ehrenamtlichen Richter aus Kreisen der Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber. 

In der ersten Instanz können die Parteien den Prozess selbst fuhren oder sich § 12 a ArbGG 
vertreten lassen, ln letzterem Falle werden die Anwaltsgebühren nicht erstattet 
(vorherige Belehrung des Mandanten erforderlich!). 

Grundsätzlich müssen sich die Parteien vor den Landesarbeitsgerichten und § ll ArbGG 
dem Bundesarbeitsgericht vertreten lassen. Vertreter der Arbeitgeber- oder der 
Arbeitnehmerverbände können die Prozessvertretung nur in der ersten und 
zweiten Instanz übernehmen, beim BAG besteht ganz allgemein Anwalts- 
zwang. 

Zusammlnfassung: Die Postulationsfähigkeit im Arbeitsgerichtsverfahren 



Gericht 


Postulationsfahigkeit 


AG 


1 . ohne Prozessvertretung möglich 

2. Vertretung durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 

3. durch einen Rechtsanwalt (Keine Erstattung der Kosten! Hinweis- 
pflicht!) 


LAG 


1 . Vertretung durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 

2. durch einen Rechtsanwalt (Kostenerstattung möglich!) 


BAG 


nur durch einen bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt 
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1 

§ 2 a ArbGG 
§§ 101 ff. ArbGG 

§ 111 II ArbGG 
§ 2 ArbGG 



1 

§ 46 II ArbGG 



1.2 Verfahren 

Folgende Verfahren sind in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten zu 
unterscheiden: 

• das Urteilsverfahren (§2 ArbGG); es wird durch eine Klage oder einen 
Mahnbescheid eingeleitet. Hierauf werden wir uns beschränken. 

• Daneben gibt es aber noch das Beschlussverfahren', es wird durch einen 
Antrag eingeleitet und mit einem gerichtlichen Beschluss beendet. 

• Besteht zwischen den Tarifvertragsparteien ein Schiedsvertrag, in dem ein 
Schiedsgericht vereinbart wurde, kann über das Bestehen oder Nichtbeste- 
hen von Tarifverträgen ein Schiedsverfahren in Gang gesetzt werden. 

• Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubil- 
denden können die zuständigen Kammern Ausschüsse i. S. d. BBiG 
einrichten, in dem die Parteien mündlich zu hören sind. Erst nach dem 
Spruch des Ausschusses darf dann das Arbeitsgericht angerufen werden. 

Die Arbeitsgerichte sind ausschließlich zuständig für Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, und zwar: 

1. bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis 
einschließlich des Bestehens oder Nichtbestehens eines Arbeitsverhält- 
nisses, 

2. bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aus unerlaubten Handlungen, 
soweit sie im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis stehen, 
und 

3. bei Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien. 

Vergleiche im Einzelnen die sehr detaillierten Regelungen des § 2 ArbGG. 

1.3 Besonderheiten 

Zwar gelten im Arbeitsgerichtsprozess dieselben Verfahrensgrundsätze wie im 
Zivilprozess, doch bestehen einige Besonderheiten, die auf dem in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit bestehenden Beschleunigungsgrundsatz beruhen. 

11.3.1 Beschleunigungsgrundsatz 

Das Dienst- oder Arbeitsverhältnis bildet die wirtschaftliche Basis des 
Arbeitnehmers und seiner Familie. Hier muss schnell entschieden werden, 
denn es geht für den Arbeitnehmer oft um die berufliche Perspektive, die 
wirtschaftliche und soziale Existenz. Aus diesem Grunde hat der Gesetzgeber 
zahlreiche Regelungen geschaffen, die auf eine Beschleunigung des 
Arbeitsgerichtsverfahrens hinzielen: 
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Auswirkungen des Beschleunigungsgrundsatzes: 

1 . Die Einlassungsfrist ist auf eine Woche abgekürzt (§ 47 ArbGG). 

2. Der Rechtsstreit soil mögiichst in einem Termin er/ed/gf werden. 

3. Es gibt nach §46il ArbGG kein (das Verfahren hinausschiebendes) 
schriftliches Vorverfahren wie bei der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 

4. auch findet keine Verlegung des Termins in der Zeit vom 1 . Juli bis 31 . 
August statt (s. o. Kap. 8.3). 

Weitere Beschleimigungsregelungen ergeben sich aus den nachfolgenden 
Ausführungen. Siehe zusammenfassend auch Prüfungsfrage 8 im Kapitel 1 1 .4. 




11.3.2 Gütetermin 

Vor der streitigen Verhandlung soll in einem Gütetermin vor dem Vorsitzen- 
den der Kammer versucht werden, den Rechtsstreit einvemehmlich beizule- 
gen. Erscheint eine Partei nicht, so kann die andere ein Versäumnisurteil 
beantragen. Das erscheint eigentlich systemwidrig, da der Gütetermin gar kein 
Verhandlungstermin ist. Es wird durch die Möglichkeit des Versäumnisurteils 
aber ein prozessualer Druck auf die Parteien ausgeübt, zu diesem Termin auch 
wirklich zu erscheinen - wie sollte sonst eine gütliche Regelung herbeigeführt 
werden? 



11.3.3 Urteil 

Grundsätzlich ist das Urteil sofort im Termin zu verkünden, spätestens aber §60 ArbGG 
drei Wochen nach diesem Termin, dies aber nur, wenn die Verkündung aus 
besonderen Gründen nicht möglich ist. Ein über diese Dreiwochenfrist 
hinausgehender Termin ist nur zulässig, wenn wichtige Gründe (z. B. Umfang 
und Schwierigkeit der Sache) dies erfordern. Die Zustellung erfolgt von Amts 
wegen. Das Urteil enthält eine Rechtsmittelbelehrung. 



11.3.4 Rechtsmittel 

Die Berufung an das Landesarbeitsgericht ist zulässig (§ 64 ArbGG): 

1 . wenn das Arbeitsgericht die Berufung zugelassen hat (vgi. Abs. 3), 

2. bei einem Beschwerdewert von über 600 €, 

3. in Rechtsstreitigkeiten über das Bestehen, das Nichtbestehen oder die 
Kündigung eines Arbeitsverhäitnisses oder 

4. gegen ein Versäumnisurteil, wenn die Berufung darauf gestützt wird, 
dass der Fali schuidhafter Versäumung nicht vorgeiegen habe. 




Die Berufungsfrist beträgt einen Monat, die Berufungsbegründungsfrist § 66 1 ArbGG 
zwei Monate. Beide Fristen begirmen mit der Zustellung des in vollständiger 
Form abgefassten Urteils, spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach 
der Verkündung. 

Eine Revision ist nur möglich, wenn sie zugelassen wurde. Dies ist insbeson- § 72 ArbGG 
dere dann der Fall, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat. Für 
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§ 59 ArbGG 




die Revisions- und Revisionsbegründungsfrist gilt ebenfalls wie für die 
Berufung die Monats- bzw. Zweimonatsfrist. 

11.3.5 Versäumnisurteil 

Gegen ein Versäumnisurteil im Arbeitsgerichtsverfahren ist der Einspruch 
zulässig, der hinnen einer Notfrist von einer Woche, gerechnet ab Zustellung, 
eingelegt sein muss. 

11.3.6 Mahnbescheid 

Priifungsfalle: Zuständig für den Erlass eines Mahnbescheids im Arbeitsge- 
richtsverfahren ist nicht das Gericht des Antragstellers, sondern das 
Arheitsgericht, hei dem eine Klage örtlich erhöhen werden müsste. 

Die Widerspruchsfrist (§ 46 a III ArbGG) und Einspruchsfrist (analog § 59 
ArbGG) betragen lediglich eine Woche. 



11.4 Prüfungsfragen 

1. Nennen Sie die Gerichte der Arbeitsgerichtsbarkeit! 

Arbeitsgericht, Landesarbeitsgericht, Bundesarbeitsgericht 

2. Wo hat das Bundesarbeitsgericht seinen Sitz? 
in Erfurt 

3. Für welche Rechtsstreitigkeiten sind die Arbeitsgerichte ansschließ- 
lich znständig? 

a) für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern aus dem Arbeitsverhältnis, einschließlich über das Be- 
stehen oder Nichtbestehen des Arbeitsverhältnisses 

b) für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten aus unerlaubten Handlungen, die 
im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis stehen und 

c) für Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien 

4. In welchen Instanzen können sich die Parteien durch Vertreter der 
Arbeitnehmer- nnd Arbeitgeberorganisationen im Prozess vertreten 
lassen? 

nur in der ersten und zweiten Instanz 

5. Wann besteht also für die Parteien Anwaltszwang? 

im Verfahren vor dem BAG 

6. Welche Besonderheit gilt hinsichtlich der Rechtsanwaltsgebühren in 
der ersten Instanz? 

Sie werden nicht erstattet. Eine vorherige Belehrung ist erforderlich. 

7. Welcher Grundsatz gilt im Arbeitsgerichtsverfahren besonders? 

der Beschleunigungsgrundsatz 
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8. Wie wirkt sich der Beschleunigungsgrundsatz auf das Arheitsge- 
richtsverfahren beispielsweise aus? 

a) Die Einlassungsfrist beträgt lediglich eine Woche. 

b) Der Rechtsstreit soll in einem Termin zu Ende geführt werden. 

c) Es besteht kein schriftliches Vorverfahren, 

d) auch findet keine Verlegung des Termins in der Zeit vom 1. Juli his 
3 1 . August statt. 

e) Grundsätzlich ist das Urteil sofort im Termin zu verkünden, spätes- 
tens aber drei Wochen danach. 

f) Die Fristen für den Einspruch gegen ein Versäumnisurteil, 

g) für den Widerspruch und für den Einspruch im arbeitsgerichtlichen 
Mahnverfahren betragen eine Woche. 

9. Welche weitere Besonderheit gilt bezüglich des Termins? 

Der streitigen mündlichen Verhandlung ist ein Gütetermin vorgeschaltet. 

10. Vor wem findet der Gütetermin statt? 
vor dem Vorsitzenden 

11. Wie sind besetzt 

a) die Arbeitsgerichte: 

mit einem Berufsrichter und zwei ehrenamtlichen Richtern 

b) die Landesarbeitsgerichte: 

mit einem Berufsrichter und zwei ehrenamtlichen Richtern 

c) das Bundesarbeitsgericht: 

mit drei Berufsrichtern (Bundesrichtem) und zwei ehrenamtlichen Rich- 
tern. 

12. Welche Besonderheiten gelten in Bezug auf ein Urteil im Arbeitsge- 
richtsprozess? 

a) Das Urteil muss grundsätzlich in dem Termin verkündet werden, 
aufgrund dessen es erlassen wird, spätestens drei Wochen danach. 

b) Das Urteil wird von Amts wegen durch die Geschäftsstelle zugestellt. 

c) Das Urteil enthält eine Rechtsmittelbelehrung. 

13. Welcher Rechtsbehelf ist gegen ein Versäumnisurteil im Arbeitsge- 
richtsverfahren zulässig? 

der Einspruch 

14. Binnen welcher Frist kann dieses Rechtsmittel eingelegt werden? 
hinnen einer Notfrist von einer Woche ah Zustellung 

15. Wann ist eine Berufung im Arbeitsgerichtsverfahren zulässig? 

a) wenn die Berufung ausdrücklich zugelassen ist, 

b) wenn der Beschwerdewert 600 € übersteigt, 

c) in Rechtsstreitigkeiten über das Bestehen, das Nichthestehen oder die 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses oder 
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d) gegen ein Versäumnisurteil, wenn der Fall schuldhafter Versäumung 
nicht Vorgelegen hat. 

16. Welche Fristen gelten bezüglich der Berufung und Berufungsbegrün- 
dung? 

a) Die Berufungsfrist beträgt einen Monat, 

b) die Berufungsbegründungsfrist zwei Monate. 

17. Welche Fristen gelten bezüglich der Revision und Revisionsbegrün- 
dung? 

a) Die Revisionsfrist beträgt einen Monat, 

b) die Revisionsbegründungsfrist zwei Monate. 

18. Wann beginnen diese Fristen? 

Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form 
abgefassten Urteils, spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach der 
Verkündung. 

19. Wann ist eine Revision im Arbeitsgerichtsverfahren zulässig? 

insbesondere bei Rechtssachen von grundsätzlicher Bedeutung (ausdrück- 
liche Zulassung erforderlich) 

20. Welches Gericht ist sachlich und örtlich zuständig im arbeitsgerichtli- 
chen Mahnverfahren? 

sachlich: das Arbeitsgericht, welches 
örtlich: bei einer Klage zuständig sein würde 

21. Welcher Rechtsbehelf ist gegen einen Mahnbescheid vor den 
Gerichten für Arbeitssachen möglich? 

der Widerspruch 

22. Binnen welcher Frist kann dieser Rechtsbehelf eingelegt werden? 

binnen einer Woche 

23. Welcher Rechtsbehelf kann gegen einen arbeitsgerichtlichen 
Vollstreckungsbescheid eingelegt werden? Binnen welcher Frist? 

der Einspruch binnen einer Woche 





Kostenfestsetzungsverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 16) 

Recht wollen sie alle haben - doch Recht bekommen ist oft schwer, wie 
uns das Verfahrensrecht gelehrt hat. Und wer zahlt am Ende die Zeche? 
Die dem Rechtsanwalt entstandenen Kosten muss irgendeine Partei 
letztendlich zahlen - doch in welcher Höhe sind sie entstanden? Die 
Gerichte haben als unabhängige Instanzen die Möglichkeit, die Höhe der 
begehrten Kosten zu überprüfen - und sie auch in einem Beschluss zu 
titulieren, damit sie notfalls auch gegen den Willen des Schuldners 
durchgesetzt werden können. 



12.1 Der Kostenfestsetzungsantrag 

Die Festsetzung der Kosten im Urteil oder Beschluss ergeht stets nur dem §§ 103 ff. ZPO 
Grunde nach („Der Beklagte hat die Kosten zu tragen“). Die Höhe der Kosten 
wird im Kostenfestsetzungsverfahren/Vergütungsfestsetzungsverfahren 
ermittelt, das durch den Kostenfestsetzungsantrag eingeleitet wird. 

Voraussetzung ist eine Kostenentscheidung (§ 103 I ZPO), auch muss die Voraussetzung 
Vergütung /«■/% sein (§ 1 1 II 1 RVG). Zur Fälligkeit siehe § 8 RVG und unten 
S. 121. 



Zuständig für diesen Antrag ist das Prozessgericht erster Instanz, für das §§ 104 1 ZPO, 21 

jedoch bei der ordentlichen Gerichtsbarkeit der Rechtspfleger die Vergütung RPflG, 11 RVG 

des Rechtsanwalts durch Kostenfestsetzungsbeschluss festsetzt, ln Verfahren 

der Verwaltungs-, Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit nimmt diese Aufgaben 

der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle (§11 III RVG) wahr. Erforderlich ist 

die Erstellung einer genauen Kostenberechnung. Dabei entstehen weder 

Gerichts- noch Anwaltsgebühren. 



Auf Antrag ist auszusprechen, dass die festgesetzten Kosten vom Eingang des 
Festsetzungsantrags an mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
nach § 247 BGB (siehe Fußnote 2, Seite 30) zu verzinsen sind. Hat die Partei 
vor der Verkündung des Urteils bereits ihre Kostenrechnung eingereicht, sind 
die Kosten von diesem Zeitpunkt an zu verzinsen. 

Die Zustellung des Kostenfestsetzungsbeschlusses erfolgt gemäß 

§ 104 I 3 ZPO 

• an den Kostenschuldner von Amts wegen unter Beifügung einer 
Abschrift der Kostenrechnung, 

• an den Antragsteller formlos, wenn dem Antrag voll entsprochen 
wurde oder 

• von Amts wegen, wenn der Antrag ganz oder teilweise zurückgewie- 
sen wurde. 



Verzinsung 
§§ 104 1, 105 1 
ZPO, 247 BGB 
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Wartefrist, 

§ 798 ZPO 
§ 106 I ZPO 



Die Zwangsvollstreckung aus einem Kostenfestsetzungsbeschluss darf 
frühestens zwei Wochen nach Zustellung beginnen (Wartefrist) . 

Sind die Kosten nach Quoten verteilt, erfolgt eine Kostenausgleichung (s. u. 
S. 226). Bei einem Kostenfestsetzungsantrag der einen Partei wird die andere 
vom Gericht aufgefordert, ihre Kostenrechnung binnen einer Woche 
einzureichen. 



12.2 Rechtsmittel/Rechtsbehelf 

Erinnerung, Zulässiges Rechtsmittel gegen den Kostenfestsetzungsbeschluss ist hei einem 

§§ 11 II 1 RPflG, Beschwerdewert bis 200 € die Erinnerung, die binnen einer Notfrist von zwei 
567 ZPO Wochen ab Zustellung bei dem Prozessgericht eingelegt werden kann. 



Abhilfe Der Rechtspfleger kann der Erinnerung abhelfen (§ 1 1 II 2 RPflG), d. h. er 

kann seinen Festsetzungsbeschluss entsprechend dem Antrag des Erinnerungs- 
führers selbst ändern. 



sofortige 

Beschwerde 



§§ 104 III, 567 II 
ZPO 



Beträgt der Gegenstandswert über 200 €, so kann der Gegner sofortige 
Beschwerdehwmsn&m&c Notfrist von zwei Wochen smlsgen. 

Die sofortige Beschwerde ist beim Beschwerdegericht einzureichen, doch kann 
sie zur Fristenwahrung auch beim Prozessgericht eingelegt werden. 



12.3 Die vereinfachte Kostenfestsetzung 

Bei der vereinfachten Kostenfestsetzung werden die Kosten auf dem Titel und 
den Ausfertigungen festgesetzt. Anträge auf vereinfachte Kostenfestsetzung 
werden häufig bei Versäumnisurteilen oder Anerkenntnisurteilen gestellt. 

§ 105 ZPO Voraussetzung ist, dass bei Eingang des Antrags eine Ausfertigung des Urteils 

noch nicht erteilt ist und eine Verzögerung der Ausfertigung nicht eintritt. Hat 
die Partei vor der Verkündung des Urteils die Berechnung ihrer Kosten 
eingereicht, bedarf es eines Festsetzungsantrages nicht. Die Abschrift der 
Kostenberechnung ist in diesem Falle von Amts wegen anzufertigen und dem 
Gegner mitzuteilen. 



12.4 Die Kostenfestsetzung gegen die eigene Partei 

Einem Rechtsanwalt stehen zwei Möglichkeiten zur Verfügung, die ihm 
zustehenden Ansprüche zwangsweise durchzusetzen, nämlich 

• die Kostenfestsetzung gegen die eigene Partei nach § 11 R VG oder 

• die Gebührenklage hzw. der Gebührenmahnbescheid. 

Beide Möglichkeiten schließen einander aus, d. h. eine Gebührenklage ist nicht 
zulässig, wenn die Kostenfestsetzung nach § 11 RVG möglich ist. 

Eine Kostenfestsetzung gegen die eigene Partei gemäß §11 RVG ist 
zuiässig: 

• wenn es sich um Gebühren im Rahmen eines gerichtlichen Verfah- 
rens handeit; 
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Beispiele: Der Rechtsanwalt war als Prozessbevollmächtigter oder 
Termlnsanwalt tätig. 

• wenn eine gesetzliche Vergütung geltend gemacht wird einschließlich 
der verauslagten Gerichtskosten (Gegensatz: Honorarvereinbarung). 

Unzulässig ist die Kostenfestsetzung gemäß § 11 RVG, wenn Rahmengebüh- Unzulässigkeit 
ren abgerechnet werden. Die Festsetzung ist bei Rahmengebühren zulässig, 
wenn lediglich die Mindestgehühren geltend gemacht werden. 

Zuständig ist das Prozessgericht erster Instanz. Liegen die Voraussetzungen Keine Klage, 
für eine Kostenfestsetzung gemäß § 11 RVG vor, so ist eine Klage unzulässig, wenn § 11 RVG 
da es am Rechtsschutzinteresse fehlt. Die Kostenfestsetzung gemäß § 11 RVG möglich! 
ist der einfachere und schnellere Weg. 

12.5 Die Gebührenklage 

Ist eine Kostenfestsetzung nach § 1 1 RVG nicht zulässig, muss (Gebühren-) 

Klage erhoben oder ein gerichtliches Mahnverfahren eingeleitet werden. Für 
solche Gebührenklagen ist das Prozessgericht erster Instanz des Hauptpro- 
zesses örtlich und sachlich zuständig (§ 34 ZPO). 

12.6 Prüfungsfragen 

1. Welches sind die Voraussetzungen für das Kostenfestsetzungsverfah- 
ren? 

eine Kostenentscheidung und die Fälligkeit der Vergütung 

2. a) Wo wird der Antrag auf Kostenfestsetzung gestellt? 
beim Prozessgericht erster Instanz 

b) Wer bearbeitet den Antrag? 

bei den ordentlichen Gerichten der Rechtspfleger, in den anderen Ge- 
richtszweigen der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 

3. Wie erfolgt die Zustellung des Kostenfestsetzungsbeschlusses an den 
Kostenschuldner? 

von Amts wegen 

4. Wie erhält der Antragsteller (Kostengläubiger) die vollstreckbare 
Ausfertigung, wenn dem Antrag voll entsprochen wurde? 

formlos 

5. Wann wird sie ihm aber auch zugestellt? 

wenn dem Antrag nicht voll entsprochen wurde 

6. Wann kann frühestens die Vollstreckung des Kostenfestsetzungsbe- 
schlusses betrieben werden? 

nach Ablauf von zwei Wochen seit Zustellung des Beschlusses 
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7. Welchen Rechtsbehelf gibt es gegen den Kostenfestsetznngsbeschlnss? 
die Erinnerung oder die sofortige Beschwerde 

8. Welche Beschwer gilt? 

bei einem Gegenstandswert bis 200 € die Erinnerung, bei einem Gegen- 
standswert darüber die sofortige Beschwerde 

9. Innerhalb welcher Frist mnss der Rechtsbehelf eingelegt werden? 

Für beide Rechtsbehelfe gilt die Notfrist von zwei Wochen. 

10. Nehmen Sie an, nach eingelegter Erinnerung erkennt der Rechtspfle- 
ger, dass er sich in seinem Beschluss geirrt hat. Wie wird er sich 
verhalten? 

Er wird der Erinnerung abhelfen, d. h. er wird seinen Beschluss ändern. 

11. Wie geht das Verfahren weiter, wenn der Rechtspfleger der 
Erinnerung nicht abhelfen will? 

Er wird die Sache dem Richter zur Entscheidung vorlegen. Dieser ent- 
scheidet dann endgültig. 

12. Bei welchem Gericht wird die Erinnerung eingereicht? 
beim (erstinstanzlichen) Prozessgericht 

13. Wo wird die sofortige Beschwerde eingereicht? 
beim (nächsthöheren) Beschwerdegericht 

14. Kann sie auch beim Prozessgericht eingereicht werden? 

Ja, zur Fristenwahrung, das Prozessgericht reicht die Sache dann an das 
nächsthöhere Gericht weiter. 

15. Was ist eine „vereinfachte Kostenfestsetzung“? 

wenn die Kosten auf dem Titel und den Ausfertigungen festgesetzt werden 

16. Wann ist die Kostenfestsetznng gemäß § 11 RVG znlässig? 

• wenn es sich um Gebühren im Rahmen eines gerichtlichen Verfah- 
rens handelt, 

• wenn die gesetzlichen Gebühren geltend gemacht werden (keine 
Honorarvereinbarungen) und 

• wenn bei Rahmengebühren nur die Mindestgebühr abgerechnet 
werden. 

17. Welches Gericht ist für die Kostenfestsetzung gegen die eigene Partei 
gemäß § 11 RVG zuständig? 

das Prozessgericht erster Instanz des Hauptprozesses 

18. Könnte stattdessen auch Klage eingereicht werden? 

Nein, eine Klage ist neben der Möglichkeit des § 1 1 RVG nicht zulässig. 

19. Begründung? 

Es fehlt am Rechtsschutzinteresse, weil die Kostenfestsetzung gemäß § 1 1 
RVG der einfachere und schnellere Weg ist. 
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20. Wann ist eine Gebührenkiage zulässig? 

wenn eine Festsetzung nach § 1 1 RVG unzulässig ist 

21. Nennen Sie Beispiele, wann eine Gebührenklage erhoben werden 
kann! 

• wenn sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die Prozessvorberei- 
tung oder auf Einzeltätigkeiten beschränkt; 

• wenn Rahmengebühren oder Gebühren aus Honorarvereinbarungen 
berechnet werden 

• wenn mehr als die Mindestgebühr einer Rahmengebühren abgerech- 
net wird 

22. Steht dem Rechtsanwalt außer der Gebührenklage noch eine weitere 
Möglichkeit zu, die ihm zustehenden Gebühren einzutreiben? 

der Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids 

23. Ein Rechtsanwalt vertritt seinen Mandanten im Klageverfahren. Es 
werden die üblichen Regelgebühren abgerechnet. Der Prozess geht 
verloren. Wie kann der Rechtsanwalt zwangsweise seine Kosten 
gegenüber dem Mandanten durchsetzen? 

durch Kostenfestsetzung gemäß § 1 1 RVG 




Teil 2: 

Das Kostenrecht 






Grundlagen des Kostenrechts 



Das Kostenrecht ist für viele das schwierigste Gebiet. Hier müssen Sie 
sogar die Vorschriften des Vergütungsverzeichnisses zum Rechtsanwalts- 
vergütungsgesetz (VV RVG) nennen können. Deshalb werden solche 
Paragraphen und die einschlägigen Fundstellen aus dem Vergütungsver- 
zeichnis in diesem Teil des Buches fett gedruckt. 



13.1 Allgemeines 

Kosten sind die Aufwendungen, die einer Partei für die Inanspruchnahme des Definitionen 
Gerichts, eines Rechtsanwalts oder eines Notars entstehen. Sie unterteilen sich 
in gerichtliche und außergerichtliche Kosten. 

Gerichtliche Kosten werden vom Staat für die Inanspruchnahme der Gerichte 
gefordert. Die außergerichtlichen Kosten, zu denen insbesondere die Kosten 
des Rechtsanwalts oder Notars zählen, lassen sich in Gebühren und Auslagen 
einteilen, die Gebühren wiederum in Pauschalgebühren, Wertgebühren, 
Rahmengebühren (Satzrahmengebühren und Betragsrahmengebühren) 
sowie in Festgebühren. 



13.1.1 Wertgebühren 

Die Wertgebühren des Rechtsanwalt werden nach dem Wert berechnet, den §§ 2, 13 RVG 

der Gegenstand der anwaltlichen Tätigkeit hat (Gegenstandswert). Die Höhe 

des Gebührensatzes für den Rechtsanwalt (z. B. 1,3 bei der Verfahrensgebühr 

nach Nr. 3100 VV RVG) ergibt sich aus dem Vergütungsverzeichnis, das als 

Anlage 1 dem RVG beigefügt wurde. 

Der Mindestbetrag einer Gebühr, auch einer Bruchteilsgebühr, beträgt 10,00 € Mindestbetrag 
(§ 13 II RVG). 

Die Höhe der Gebühr kann entsprechend dem Gegenstandswert aus der Gebührentabelle 

Tabelle entnommen werden, die gern. § 13 dem RVG als Anlage 2 beigefügt 

wurde. 

BEISPIEL: 



Der Rechtsanwalt klagt 10.000 € nebst 12% Zinsen für einen bestimmten 
Zeitraum ein. Der Gegenstandswert beträgt 10.000 € (Nebenforderungen 
werden nicht berücksichtigt). Die maßgebliche Gebühr lässt sich aus der 
Gebührentabelle entnehmen: Eine 1,3 Verfahrensgebühr beträgt 631,80 €. 

Gebühren werden auf den nächstliegenden Cent auf- oder abgerundet; 0,5 Cent § 2 II S. 2 RVG 
werden aufgerundet. 

Für Gerichtsgebühren verweist § 34 GKG auf die gerichtliche Gebührentabei- § 34 GKG 
le, die in dem Gesetz als Anlage 2 enthalten ist. Auch hier beträgt der 
Mindestbetrag einer Gebühr 1 0 €. 
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§ 15 I RVG 



Kriterien für 

„billiges 

Ermessen“ 



Berechnung der 
Mittelgebühr 

§ 14 II RVG 



13.1.2 Pauschalgebühren 

Pauschalgebühren (auch Pauschgebühren) vergüten nicht jede einzelne 
Tätigkeit des Rechtsanwalts, sondern Tätigkeitsgruppen, die sich auf 
bestimmte Verfahrensabschnitte oder Handlungen beziehen. Unerheblich ist 
dabei der jeweilige Arbeitsaufwand. Pauschalgebühren entgelten die gesamte 
Tätigkeit des Rechtsanwalts vom Auftrag bis zur Erledigung der Angelegen- 
heit. 

BEISPIEL: 

Die Verfahrensgebühr enisteht nach der Vorbemerkung 3 II VV zu § 13 RVG 
für das Betreiben des Geschäfts einschließlich der Information und gilt nicht nur 
die Anfertigung der Klageschrift ab, sondern zugleich sämtliche Schriftsätze, 
Besprechungen mit Parteien, Einsicht in Akten usw. Sie ist übrigens zugleich 
eine Wertgebühr, weil die Höhe der Tabelle zu entnehmen ist, die als Anlage 2 
gern. § 13 dem RVG beigefügt wurde. 



13.1.3 Rahmengebühren 

Rahmengebühren werden in ihrer Höhe durch eine Höchst- und eine 
Mindestgebühr begrenzt. Innerhalb dieses Rahmens bestimmt der Rechtsan- 
walt die Gebühr nach billigem Ermessen. 

Nach § 14 RVG sind nach billigem Ermessen alle Umstände zu 
berücksichtigen, und zwar insbesondere: 

1 . der Umfang der Angelegenheit, 

2. die Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, 

3. die Bedeutung der Angelegenheit, 

4. die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Auftraggebers; 

5. und ein besonderes Haftungsrisiko des Rechtsanwalts. 

Den Regelfall bilden Angelegenheiten durchschnittlicher Bedeutung, die mit 
einer so genannten Mittelgebühr abgegolten werden. Die Mittelgebühr 
errechnet sich wie folgt: 

Mindestgebühr -l- Höchstgebühr 
2 

Ist die Höhe der Gebühr streitig, hat in einem Rechtsstreit das Gericht ein 
Gutachten des Vorstands der Rechtsanwaltskammer einzuholen. - Rahmenge- 
bühren gibt es als Betragsrahmengebühren (etwa vor den Gerichten der 
Sozialgerichtsbarkeit, siehe § 3 RVG) und als Satzrahmengebühren. Bei 
Betragsrahmengebühren werden die Mindest- und Höchstgebühren begrenzt 
durch Beträge in Euro, bei Satzrahmengebühren durch den Gebührensatz. 

BEISPIELE: 

Satzrahmengebühren finden sich etwa für die Beratung in Nr. 2100 VV zum 
RVG (0,1 bis 1,0, Mittelgebühr also 0,55), eine Betragsrahmengebühr en\.hä\t 
beispielsweise Nr. 2500 W zum RVG (40 bis 520 EUR, Mittelgebühr also 280 
EUR). Allerdings sind hier zum Teil noch besondere Einschränkungen des 
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Gesetzgebers zu berücksichtigen, z. B. bei der Betragsrahmengebühr in Nr. 
2501 Abs. 2 W: Eine Gebühr von mehr als 120,00 EUR kann nur gefordert, 
werden, wenn die Tätigkeit umfangreich oder schwierig war oder bei der 
Satzrahmengebühr für die Geschäftsgebühr in Nr. 2300: Trotz des Rahmens 
zwischen 0,5 bis 2,5 kann eine Gebühr von mehr als 1,3 nur gefordert werden, 
wenn die Tätigkeit umfangreich oder schwierig war. 



13.1.4 Festgebühren 

Festgebühren gelten eine bestimmte Tätigkeit des Gerichts oder Rechtsanwalts 
mit einem bestimmten, festen Geldbetrag ab. 

BEISPIELE: 

Festgebühren finden sich vor allem im GKG, so für die Abnahme einer 
eidesstattlichen Versicherung durch den Gerichtsvollzieher in Höhe von 30 € 
nach Nr. 2113 KV GKG oder in Verfahren auf gerichtliche Handlungen der 
Zwangsvollstreckung wegen der Pfändung und Überweisung von Geldforde- 
rungen (15 €, Nr. 2110 KV GKG, gerichtliche Festgebühren). Hinsichtlich 
anwaltlicher Festgebühren siehe vor allem die Gebühren des gerichtlich 
bestellten oder beigeordneten Rechtsanwalts in strafrechtlichen Angelegenhei- 
ten (Teil 4 VV RVG), in Bußgeldsachen (Teil 5 W RVG) oder in Disziplinarver- 
fahren (Teil 6 VV RVG). 

13.2 Kostentragungspflicht und Kostenschuldner 

über die nachfolgenden Verpflichtungen, die Kosten zu tragen, entscheidet das § 308 11 ZPO 
Gericht auch ohne Antrag durch Kostengrundentscheidung: 

1 . Grundsätzlich hat die unterliegende Partei die gesamten Kosten des §§ 9 i i, 97 1 ZPO 
Rechtsstreits zu tragen, jedoch nur die Kosten, die zur „zweckentspre- 
chenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig waren“. 

Die Beauftragung eines Rechtsanwalts gilt stets als notwendig. Entspre- 
chend fallen der Partei die Kosten zur Last, die erfolglos ein Rechtsmittel 
eingelegt hat. 

2. Bei teilweisem Obsiegen werden die Kosten § 92 1 ZPO 

• gegeneinander aufgehoben: in diesem Fall trägt jede Partei die 
Gerichtskosten zur Hälfte und die eigenen außergerichtlichen Kosten 
(Rechtsanwaltskosten) ganz 

• oder nach Quoten geteilt: in diesem Fall trägt jede Partei von den 
Gesamtkosten, d. h. von den gerichtlichen und außergerichtlichen 
Kosten zusammengenommen, die jeweilige Quote. 

BEISPIEL: 

Der Kläger erhebt Klage über 10.000 €. In einem Urteil werden ihm 8.000 € 
zugesprochen, im Übrigen wird die Klage abgewiesen. Nach der Kostenent- 
scheidung hat der Kläger 1/5 und der Beklagte 4/5 der Kosten zu tragen. 

Vergleiche im Einzelnen unten S. 226 zur Kostenausgleichung. 
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§§ 269 III, 516 III 
ZPO 
§ 91 ZPO 




§ 7 II RVG 



§ 29 Nr. I und 2 
GKG 



§ 22 GKG 
§ 29 Nr. 4 GKG 



§ 31 GKG 



3. Bei einer Klagerücknahme oder Berufungsrücknahme trägt der Kläger 
(Bemfungskläger) die Kosten. 

4. Grundsätzlich trägt die beklagte Partei auch bei einem Anerkenntnisurteil 
die Kosten. 

Hat der Beklagte nicht durch sein Verhalten zur Erhebung der Klage 
Veranlassung gegeben, so fallen dem Kläger (!) die Kosten zur Last, wenn der 
Beklagte den Anspruch sofort anerkennt (§ 93 ZPO). Diese Kostenfolge kann 
man dadurch vermeiden, dass man den Gegner vor Klageerhebung in Verzug 
setzt. 

BEISPIEL: 

V liefert K Waren im Wert von 5.000 € am 1. Oktober. Laut Rechnung wird der 
Kaufpreis fällig „14 Tage nach Lieferung“. Dieses Zahlungsziel ist aber 
vertraglich nicht vereinbart worden. Am 20. Oktober reicht Rechtsanwalt R für V 
Klage ein. Der Kläger erkennt die Kaufpreisforderung sofort an, verwahrt sich 
jedoch gegen die Kosten. 

In diesem Fall wird das Gericht dem Kläger die Kosten gemäß § 93 ZPO 
auferlegen. K befand sich nämlich nicht im Verzug, da der Verzugseintritt 
nach 14 Tagen hätte vereinbart werden müssen. Vgl. oben S. 27. 

5. Kostenschuldner für die Kosten des Rechtsanwalts ist der Auftraggeber. 
War ein Rechtsanwalt für mehrere Auftraggeber tätig, so haften sie als 
Gesamtschuldner, jedoch nur insoweit, als der Auftraggeber schulden 
würde, wenn der Rechtsanwalt nur in seinem Auftrag tätig geworden 
wäre. 

6. Kostenschuldner für die Gerichtskosten sind: 
die Erstschuldner: 

• wem durch gerichtliche oder staatsanwaltliche Entscheidung die 
Kosten auferlegt wurden (Entscheidungsschuldner) oder 

• wer die Kosten im Vergleich übernommen hat; 
hilfsweise als Zweitschuldner 

• die Antragsteller (nach Instanzen getrennt); sind mehrere Antragstel- 
ler vorhanden, so besteht gesamtschuldnerische Haftung. 

• Der Vollstreckungsschuldner haftet für die notwendigen Kosten der 
Zwangsvollstreckung. 

Der Kostenbeamte soll allerdings den Erstschuldner in Anspruch nehmen. 
Erst nach erfolgter Zwangsvollstreckung sollen die Kosten von den Zweit- 
schuldnern eingefordert werden. 
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13.3 Grundlagen zur Gebührenberechnung des 
Rechtsanwalts 

13.3.1 Rechtsgrundlage 

Gesetzliche Grundlage für die Berechnung der Vergütung (Gebühren und 
Auslagen) der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte für ihre Tätigkeit ist das 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) in Verbindung mit dem Vergütungs- 
verzeichnis (VV). Es regelt die Höhe der Gebühren, sofern nichts Abweichen- 
des vereinbart ist. Das RVG gilt auch für eine Tätigkeit als Prozesspfleger 
nach den §§ 57 und 58 ZPO und für andere Mitglieder der RAK, z. B. für 
Partnerschafts- und sonstige Gesellschaften. 

Vertragliche Grundlage bietet der Dienstvertrag, der gemäß § 627 BGB 
jederzeit fristlos kündbar ist. 

13.3.2 Entstehung und Fälligkeit 

Beide Begriffe sind voneinander zu unterscheiden. Der Vergütungsanspruch 
des Rechtsanwalts entsteht, wenn der Rechtsanwalt auftragsgemäß tätig wird, 
z. B. ein anwaltliches Aufforderungsschreiben formuliert und dem Gegner 
zusendet. 

Der Rechtsanwalt kann die Vergütung jedoch erst dann verlangen, wenn der 
Anspruch fällig ist. Nachfolgende Umstände führen zur Fälligkeit des 
Vergütungsanspruchs. 

• wenn der Auftrag erledigt ist; 

Beispiele: Kündigung des Mandats, Tod des Rechtsanwalts, Verweisung 
an ein Gericht, bei dem der Rechtsanwalt nicht zugelassen ist 

• wenn die Angelegenheit beendet ist, der Rechtsanwalt also den Auftrag 
gerichtlich oder außergerichtlich zu Ende geführt hat 

• wenn eine Kostenentscheidung ergangen ist 

• wenn ein Rechtszug beendet ist 

• wenn ein Verfahren länger als drei Monate ruht. Dabei ist ein formelles 
Ruhen des Verfahrens nicht erforderlich, es reicht aus, wenn in dem 
Verfahren länger als drei Monate lang nichts veranlasst wird (tatsächliches 
Ruhen). 

Beispiele: Ruhen, Aussetzung, Unterbrechung des Verfahrens; nicht 
hierunter fallen die Aktenversendung an ein ersuchtes Gericht, die Anbe- 
raumung eines Termins über drei Monate hinaus. 

Vergütung für den Vertreter des Rechtsanwalts: 

Lässt sich der Rechtsanwalt durch einen anderen Rechtsanwalt, den 
allgemeinen Vertreter, einen Assessor bei einem Rechtsanwalt oder einen zur 
Ausbildung zugewiesenen Referendar vertreten, so kann er die Vergütung 
nach dem RVG dann verlangen, wenn in dem zugrunde liegenden Anwaltsver- 
trag nichts Abweichendes vereinbart wurde. 



§ 1 RVG 
Geltungsbereich 



Dienstvertrag 



§ 8 I RVG 



§5 RVG 
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§ 8 II RVG 



§9RVG 



§ 4 I RVG 



§ 4 II, IV RVG 



Verbot des 
Erfolgshonorars, 
§ 49 b BRAO 



RVG 

V ergütungsver- 
zeichnis 

Gebührentabelle 



13.3.3 Hemmung der Verjährung 

Die Verjährung der Vergütung für die Tätigkeit des Rechtsanwalts in einem 
gerichtlichen Verfahren wird gehemmt, solange das Verfahren anhängig ist. 
Die Hemmung endet mit der rechtskräftigen Entscheidung oder anderweitigen 
Beendigung des Verfahrens. Ruht das Verfahren, endet die Hemmung drei 
Monate nach Eintritt der Fälligkeit. Die Hemmung beginnt erneut, wenn eine 
der Parteien das Verfahren weiter betreibt. 

13.3.4 Vorschuss 

Der Rechtsanwalt kann von seinem Auftraggeber für die bereits entstandenen 
und die voraussichtlich noch entstehenden Gebühren und Auslagen einen 
angemessenen Vorschuss fordern. Er überbrückt den Zeitraum zwischen 
Entstehung und Fälligkeit des Vergütungsanspruchs. Der Vorschuss steht nicht 
nur dem Prozessbevollmächtigten, sondern jedem Rechtsanwalt zu, der für 
seinen Auftraggeber tätig wird, also auch dem Unterbevollmächtigten, 
Korrespondenzanwalt und Beweisanwalt. 

13.3.5 Vergütungsvereinbarung 

Aus einer Vereinbarung kann eine höhere als die gesetzliche Vergütung nur 
gefordert werden, wenn die Erklärung des Auftraggebers schriftlich 
abgegeben und nicht in der Vollmacht enthalten ist. Die von dem Rechtsanwalt 
formulierte Vereinbarung muss als Vergütungsvereinbarung bezeichnet und 
von anderen Vereinbarungen deutlich abgesetzt sein. 

Grundsätzlich ist es in gerichtlichen Verfahren unzulässig, geringere 
Gebühren und Auslagen als die gesetzlichen zu vereinbaren. In außergericht- 
lichen Angelegenheiten können Pauschalvergütungen und Zeitvergütungen 
vereinbart werden, die niedriger sind als die gesetzlichen Gebühren. Ist eine 
vereinbarte oder von dem Vorstand der RAK festgesetzte Vergütung 
unangemessen hoch, kann sie im Rechtsstreit auf den angemessenen Betrag bis 
zur Höhe der gesetzlichen Vergütung herabgesetzt werden. Vor der Herabset- 
zung hat das Gericht ein kostenloses Gutachten des Vorstands der Rechtsan- 
waltskammer einzuholen, wenn dieser nicht selbst schon die Vergütung 
festgesetzt hat. 

Unzulässig und damit nichtig ist jedoch die Vereinbarung eines Erfolgshono- 
rars. Das Verbot, ein Erfolgshonorar zu vereinbaren, umfasst auch das Verbot, 
einen Teil des erstrittenen Betrags als Honorar vertraglich festzulegen. Sieht 
das RVG Erfolgskomponenten wie beispielsweise bei der Einigungsgebühr in 
Nummer 1000 VV RVG vor, sollen auch insoweit Vereinbarungen zulässig 
sein. 

13.3.6 Aufbau des RVG 

Ist Vertragsgrundlage für die Tätigkeit des Rechtsanwalts der Dienstvertrag 
gern. § 621 BGB, so ergibt sich die Höhe der Vergütung für den Rechtsanwalt 
aus dem RVG mit dem VV RVG, sofern nicht eine Honorarvereinbarung 
getroffen wurde. Das RVG trifft grundsätzliche Regelungen über allgemeine 
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Grundlagen, die Gebührenarten, klärt den Begriff der Angelegenheiten usw. In 
§ 2 Abs. 2 RVG verweist der Gesetzgeber auf das Vergütungsverzeichnis (VV 
RVG), das dem RVG als Anlage beigefügt ist. § 13 Abs. 1 RVG wiederum 
verweist auf die ebenfalls als Anlage beigefügte Gebührentabelle, aus der sich 
bei Wertgebühren je nach zugrunde liegendem Gegenstandswert die Gebühr 
ergibt. 

Die jeweiligen Gebühren sind in Nummern im VV RVG geregelt. Aus ihnen 
kann man u. a. die Bezeichnung der Gebühr, den Gebührensatz (z. B. 1,3) oder 
den Gebührensatzrahmen (z. B. 0,5 bis 2,5) bzw. den Festbetrag einer Gebühr 
(z. B. 125,00 €) entnehmen. Das VV RVG enthält über 250 einzelne 
Gebühren- und Auslagentatbestände in sieben Teilen, die ihrerseits in 
Abschnitte und zum Teil noch in Unterahschnitte gegliedert sind. Den 
Gehührentatbeständen ist in der Regel eine vom Gesetzgeber kursiv gedruckte 
Anmerkung hinzugefügt, vgl. z. B. die umfangreiche Anmerkung zu Nr. 1000 
VV RVG (Einigungsgebühr). 

Die vierstelligen Nummern werden nach den Teilen und dann nach den 
Abschnitten bezeichnet. Die Einigungsgebühr hat die Nr. 1000, weil sie im 
ersten Teil des W steht und dieser Teil keinen Abschnitt hat. Die Verfahrens- 
gebühr mit der Nr. 3100 schließlich steht im dritten Teil und dort im ersten 
Abschnitt. 

13.4 Grundsätze des § 15 RVG 

Weitere Regelungen grundsätzlicher Bedeutung enthält der § 15 RVG, der die 
„Grundvorschrift über den Abgeltungsbereich der Gebühren“ darstellt. 

1. § 15 I RVG 

Nach §151 RVG entgelten die Gebühren, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, die gesamte Tätigkeit des Rechtsanwalts vom Auftrag bis zur 
Erledigung der Angelegenheiten ab. 



Hierüber wurde bereits im Abschnitt 13.1 (S. 117) (Pausch- bzw. Pauschalge- 
bühren) gesprochen. 

BEISPIEL FÜR DIE AUSWIRKUNGEN DIESER VORSCHRIFT: 



Ob ein Rechtsanwalt ohne weiteres Klage einreichen kann oder ob er nach 
einem unbedingten Klageauftrag zunächst ein anwaltliches Aufforderungs- 
schreiben abfassen muss, zahlreiche Gespräche mit dem Mandanten führt, 
Akten beizieht und erst dann Klage einreicht, weitere Gespräche mit dem 
Mandanten führt, Schriftsätze wechselt usw. ist kostenrechtlich bedeutungslos. 
In beiden Fällen erhält der Anwalt eine 1 ,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 31 00 W 
RVG. 

2. § 15 11 RVG 

Nach diesem wichtigen Grundsatz kann der Rechtsanwalt die Gebühren in 
derselben Angelegenheit nur einmal fordern. In gerichtlichen Verfahren 
kann er die Gebühren in Jedem Rechtszug fordern (Einmaligkeit der 
Regelgebühren). 



Die Nummern des 

VVRVG 

Anmerkungen 



Pauschgebühr 



Einmaligkeit der 
Regelgebtthren 
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Ob ein Rechtsanwalt in derselben Streitsache an einem oder an drei Terminen 
derselben Instanz teilnimmt, so erhält er doch jeweils nur eine Terminsgebühr. 
Für jede Instanz entstehen jedoch die (Regel-)Gebühren neu. 

Ausnahmen sind dann denkbar, werm eine Sache an ein untergeordnetes 
Gericht zurückverwiesen wird (§21 RVG) oder wenn es sich um verschiedene 
Angelegenheiten handelt (§17 RVG). 

3. § 15 III RVG 

Gebühren über 
Wertteile 



Nr. 3100 i. V. m. Die Vorschrift hat insbesondere Bedeutung bei einer Einigung über 
Nr. 3101 Nr. 2, rechtshängige und nicht rechtshängige Ansprüche in einem gerichtlichen 

Nr. 3104 i. V. m. Vergleich oder z. B. bei einem Aufeinandertreffen von einer 1,2 Terminsge- 

Nr. 3105 VV RVG bühr mit einer 0,5 Terminsgebühr (vgl. das Beispiel Seite 186). 

vorzeitige 
Erledigung oder 
Beendigung 



Rechtsanwalt R erhebt für Mandant M Klage gegen B. Da B nach Zustellung 
der Klageschrift sofort zahlt, erübrigt sich weiteres Prozessieren. Die für den 
Rechtsanwalt mit Einreichung der Klageschrift entstandene Verfahrensgebühr 
fällt nicht wieder weg. - Weitere Beispiele: Kündigung des Mandantenvertrages, 
Tod des Rechtsanwalts. Siehe auch das Kapitel über die Erhöhung und 
Ermäßigung von Klageansprüchen, S. 145. 

13.5 Angelegenheiten 

Nach § 15 II S. 1 RVG karm der Rechtsanwalt die Gebühren in derselben 
Angelegenheit nur einmal fordern. Die §§ 16 bis 18 RVG regeln den Begriff 
der Angelegenheit und unterscheiden hierbei 

• dieselbe Angelegenheit 16 RVG), 

• verschiedene Angelegenheiten (§17 RVG) und 

• besondere Angelegenheiten (§18 RVG). 

Von der Definition hängt vor allem ab, inwieweit Gebühren auf bereits 
entstandene angerechnet werden müssen und ob ggf eine neue Kostenrech- 
nung für die anwaltliche Tätigkeit formuliert werden kann. Auch werden in 
derselben Angelegenheit die Werte mehrerer Gegenstände zusammengerech- 
net. 

Dieselbe Angelegenheit: In § 16 RVG werden bestimmte Tätigkeiten einer 
Angelegenheit zugeordnet, bei denen es sonst zweifelhaft wäre, ob sie eine 



Begriff 

„Angelegenheit“ 



§ 16 RVG 



4. § 15 IV RVG 

Nach § 15 IV RVG ist es, soweit das RVG an anderer Stelle nichts anderes 
bestimmt, auf bereits entstandene Gebühren ohne Einfluss, wenn sich die 
Angelegenheit vorzeitig erledigt oder der Auftrag endigt, bevor die Angele- 
genheit erledigt ist. 

BEISPIELE: 



Sind für Teile des Gegenstands verschiedene Gebührensätze anzuwen- 
den, entstehen für die Teile gesondert berechnete Gebühren, jedoch nicht 
mehr als die aus dem Gesamtbetrag der Wertteile nach dem höchsten 
Gebührensatz berechnete Gebühr. 
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gemeinsame Angelegenheit bilden. Die Tätigkeiten des Rechtsanwalts werden 
also hier in einer Kostenrechnung zusammengefasst und ggf aufeinander 
angerechnet. 

Verschiedene Angelegenheiten: In § 17 RVG wiederum werden die Fälle 
abschließend aufgeführt, bei denen es sonst zweifelhaft wäre, ob sie verschie- 
dene Angelegenheiten darstellen. Die hier aufgezählten Tätigkeiten können 
also in unterschiedlichen vollständigen Kostenrechnungen liquidiert werden. 

Besondere Angelegenheiten: In § 18 RVG sollen solche Tätigkeiten 
abschließend aufgezählt werden, die grundsätzlich selbstständige Angelegen- 
heiten bilden sollen, gleichgültig mit welchen anderen Tätigkeiten des Anwalts 
sie im Zusammenhang stehen mit der Folge, dass auch hier eine Abrechnung 
in mehreren Kostenrechnungen möglich ist. 

Die §§ 16 bis 18 RVG enthalten je Auflistungen der jeweiligen Angelegenhei- 
ten. Eine weitere Klärung des Begriffes „Angelegenheit“ könnte hier nur 
theoretischer Natur sein und wird jeweils da behandelt, wo es auf den Begriff 
ankommt. 

13.6 Die Kostenrechnung 

Die äußere Gestaltung einer Kostenrechnung des Rechtsanwalts muss 
bestimmten Anforderungen genügen. Welche das sind, steht insbesondere in 
§ 10 RVG. Danach muss die Berechnung folgenden Erfordernissen 
entsprechen: 

1 . Die Berechnung muss dem Auftraggeber schriftlich mitgeteilt werden. 

2. Sie muss bei Wertgebühren den Gegensfanc/swert (Streitwert), also die 
Hauptforderung enthalten. Nebenforderungen zählen nicht mit. Vgl. zum 
Gegenstandswert im Einzelnen S. 131. Weiterhin muss 

3. die Höhe des Gebührensatzes (z. B. „1 ,0“ oder „1 ,3“), 

4. die kurze Bezeichnung des Gebührentatbestandes (z. B. „Verfah- 
rensgebühr“, „Terminsgebühr“) und der Auslagen in pauschaler Höhe, 

5. die angewandten Nummern des Vergütungsverzeichnisses (z. B. 
„Nr. 3100 VV RVG“), 

6. der Betrag in EUR in der Kostenrechnung enthalten sein 

7. einschließlich gezahlter Gerichtskosten und 

8. abzüglich bereits erhaltener Beträge (Vorschüsse) 

9. sowie die eigenhändige Unterschrift des RA (Form gern. § 126 BGB). 

Nach § 14 IV UStG muss die Berechnung noch folgende zusätzliche 
Pflichtinhalte angeben, soweit sie nicht bereits ohnehin im § 10 RVG 
enthalten sind: 

10. Name und Anschrift des Rechtsanwalts 

1 1 . und des Leistungsempfängers (Mandanten), 

12. die Steuernummer oder die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, 

13. eine fortlaufende (einmalige) Rechnungsnummer, 

14. das Ausstellungsdatum der Rechnung, 



§ 17 RVG 



§ 18 RVG 



§ 10 RVG 



Anforderungen 
an die Kosten- 
rechnung nach 
§ 10 RVG 



Anforderungen 
nach § 14 IV 
UStG: 

Pflichtinhalte 
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1 5. Umfang, Art und Zeitpunkt der sonstigen Leistung, 

16. den anzuwendenden Steuersatz, 

17. den Nettobetrag als Zwischensumme 

18. sowie die Summe brutto. 



BEISPIEL: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B auf Zahlung von 1 8.000 €. Nach 
einem erfolglosen Gütetermin, zwei streitigen mündlichen Verhandlungen und 
einer Beweisaufnahme mit Weiterverhandlung ergeht ein Urteil. - Die 
nachfolgende Berechnung für Rechtsanwalt R, die in diesem kurzen Ausschnitt 
nur dem § 10 RVG entspricht, sollte also wie folgt lauten: 



Gegenstandswert: 18.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 787,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 727,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1 . 5 3 5 ,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 291,65 € 

Summe brutto: 1.826,65 € 

Gerichtskostenvorschuss: 795,00 € 

Summe: 2.621,65 6 

Abzüglich gezahltem Vorschuss: 2.000,00 € 

Noch zu zahlen: 621,65 € 



Die Sonderregelungen bei Kleinbetragsrechnungen unter 100 € im RA-Büro 
können an dieser Stelle vernachlässigt werden. 

ln den Musterlösungen dieses Buches werden jedoch die Gebühren lediglich 
bis zur Summe der Rechtsanwaltskosten dargestellt, weil es auf die Höhe der 
eingezahlten Gerichtskosten durch den Rechtsanwalt und auf den geleisteten 
Vorschuss für die Lösung unserer Fälle nicht ankommt. 

13.7 Prüfungsfragen 

1. Welche Arten von Gebühren kennen Sie? 

die Wertgebühren, die Pauschalgebühren (auch Pauschgebühren), die 
Rahmengebühren und die Festgebühren 

2. Was für eine Art von Gebühr ist die Verfahrensgebühr? Begründen 
Sie Ihre Antwort! 

Die Verfahrensgebühr ist eine Pauschalgebühr (auch Pauschgebühr), weil 
sie für das Betreiben des Geschäfts einschließlich der Information entsteht 
und durch sie die gesamte prozessvorbereitende Tätigkeit als auch die 
Prozessführung als solche abgegolten wird. Sie ist zugleich eine Wertge- 
bühr, weil sich ihre Höhe nach dem jeweiligen Gegenstandswert richtet. 

3. Wie lautet die Gebühr, die man bei der Rahmengebühr in der Regel 
berechnet? 

die Mittelgebühr 
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4. Unterscheiden Sie die beiden Arten der Rahmengebühr voneinander. 

Es gibt die Betragsrahmengebühr, die durch Mindest- und Höchstgebüh- 
ren begrenzt wird, und die Satzrahmengebühren, die durch den höchsten 
und niedrigsten Gebührensatz ihren Rahmen erhalten. 

5. Wie hoch ist die Mittelgebühr in folgenden Fällen: 

a) bei einem Satzrahmen von 1/10 bis 10/10? € 

5,5/10 

b) bei einem Gebührenrahmen von 40,00 bis 460,00 €? 

250,00 € 

6. Wonach bestimmt sich, welche Gebühr innerhalb des Gebührenrah- 
mens berechnet wird? 

Der Rechtsanwalt bestimmt die Gebühr im Einzelfall unter Berücksichti- 
gung aller Umstände nach billigem Ermessen. 

7. Welche Kriterien gelten hierfür nnd in welcher Vorschrift stehen sie? 

§ 14 I RVG nennt als Kriterien 

• den Umfang und die Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, 

• die Bedeutung der Angelegenheit, 

• die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Auftraggebers 

• und ein besonderes Haftungsrisiko des Rechtsanwalts. 

8. Was sind Festgebühren? 

Festgebühren gelten eine bestimmte Tätigkeit des Gerichts oder Rechts- 
anwalts mit einem bestimmten, festen Geldbetrag ab. 

9. Nennen Sie Beispiele für Festgebühren! 

die gerichtliche Festgebühr für die Abnahme einer eidesstattlichen Versi- 
cherung (30 €) und die Gebühren des gerichtlich bestellten oder beigeord- 
neten Rechtsanwalts in strafrechtlichen Angelegenheiten und in Bußgeld- 
sachen 

8. Eine Kostenentscheidnng lantet: „Die Kosten werden gegeneinander 
anfgehoben!“ Eine andere lantet: „Die Kosten des Rechtsstreits 
tragen der Kläger nnd der Beklagte je znr Hälfte.“ Worin besteht der 
Unterschied? 

• Werden die Kosten gegeneinander aufgehoben, so werden die Ge- 
richtskosten zur Hälfte geteilt und die außergerichtlichen Kosten trägt 
jede Partei selbst. 

• Tragen die Parteien die Kosten je zur Hälfte, so trägt jede Partei die 
Hälfte der Gerichtskosten und die Hälfte der zusammengerechneten 
Anwaltskosten (also auch die Hälfte der Kosten des gegnerischen 
Anwalts). 

9. Wer trägt die Kosten bei einer Klage- oder Berufungsrücknahme? 

der Kläger (Berufungskläger) 
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10. Wer trägt die Kosten bei einem Anerkenntnisurteil? Welche Fälle 
sind hierbei zu unterscheiden? 

1. Grundsätzlich hat bei einem Anerkenntnisurteil der Beklagte die 
Kosten zu tragen. 

2. Hat der Beklagte nicht durch sein Verhalten zur Klageerhebung 
Veranlassung gegeben, so hat bei sofortigem Anerkenntnis der Kläger 
die Kosten zu tragen. Beispiel: Der Beklagte befindet sich nicht im 
Verzug. 

11. Wer sind die Erstschuldner für die Gerichtskosten? 

Wer die Kosten im Vergleich übernommen hat, oder wem sie durch 
gerichtliche Entscheidung auferlegt wurden. 

12. Wie viel Vorschuss kann ein Rechtsanwalt verlangen? 

in angemessener Höhe 

13. Wann ist eine Gebührenvereinbarung wirksam und nach welcher 
Vorschrift? 

Sie muss nach § 4 I RVG schriftlich abgegeben werden und darf nicht in 
einer Vollmacht enthalten sein. Die von dem Rechtsanwalt formulierte 
Vereinbarung muss als Vergütimgsvereinbarung bezeichnet und von 
anderen Vereinbarungen deutlich abgesetzt sein. 

14. Darf ein Rechtsanwait ein Erfolgshonorar oder einen Teil des 
erstrittenen Betrages vereinbaren? 

Nein, das widerspricht den anwaltlichen Grundsätzen (BRAO). 

15. Wo findet sich der Grundsatz, dass Gebühren die gesamte Tätigkeit 
des Rechtsanwalts vom Auftrag bis zur Erledigung der Angelegenheit 
pauschal abgelten? 

in§ 15 1 RVG 

16. In einem Rechtsstreit erster Instanz linden drei streitige mündliche 
Verhandlungen statt. 

a) Wie oft entsteht die Terminsgebühr? 

b) Wo findet sich dieser Grundsatz, und wie lautet er? 

a) nur einmal 

b) Nach § 15 II RVG kann der Rechtsanwalt die Gebühren in derselben 
Angelegenheit nur einmal pro Instanz fordern. 

17. Nennen Sie zwei Ausnahmen, in denen die Regelgebühren mehrmals 
entstehen. 

• wenn eine Sache an ein untergeordnetes Gericht zurückverwiesen 
wird (§ 21 RVG) 

• oder wenn es sich um verschiedene Angelegenheiten handelt 

18. Nach Zustellung einer Klage über 10.000,00 € zahlt der Gegner einen 
Teilbetrag von 2.000,00 €, so dass nach erfolgter Erledigungserklä- 
rung der Rechtsstreit nur noch über den Rest weitergeführt wird. 
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Ermäßigt sich die Verfahrensgebühr? Welche Vorschrift ziehen Sie 
heran? 

Die Verfahrensgebühr wird von 10.000,00 € berechnet, da diese Gebühr 
bereits entstanden ist. Erledigungen/Ermäßigungen sind nach § 15 IV 
RVG ohne Einfluss, wenn die Gebühr bereits entstanden ist. 

19. Wie hoch ist der Mindestbetrag einer Gebühr? Vorschrift? 

Die Mindestgebühr beträgt 10,00 € gern. § 13 11 RVG. 

20. Welche Begriffe der Angelegenheit kennt das Gesetz? 

Das Gesetz unterscheidet „dieselbe Angelegenheit“, „verschiedene Ange- 
legenheiten“ und „besondere Angelegenheiten“. 

21. Warum sind diese Begriffe überhaupt von Bedeutung? 

Die Unterscheidung ist wichtig für die Frage, wie viele Kostenrechnungen 
in einer Angelegenheit geschrieben werden können (in „derselben Ange- 
legenheit“ nur eine!). Auch werden in derselben Angelegenheit die Streit- 
werte zusammengerechnet. 

22. ln insbesondere welcher Vorschrift sind die Anforderungen geregelt, 
die an eine Kostenrechnung des Rechtsanwalts zu stellen sind? 

in § 10 RVG 





Die Berechnung des Gegenstandswertes 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 3) 

Die Kostenrechnungen für den Rechtsanwalt und das Gericht setzen bei 
Wertgebühren einen Gegenstandswert voraus, nach dem sich dann die 
Höhe der Gebühr richtet. Das ist bei einer einfachen Zahlungsklage kein 
Problem - aber da gibt es dann noch die kleinen Sonderfälle. Diese sind 
allerdings so zahlreich, dass in diesem Kapitel nur die Grundlagen 
besprochen werden können. Wenn Sie diese aber verstanden haben, 
kommen Sie doch schon recht weit. 



14.1 Allgemeines 

Ist in dem RVG nichts anderes geregelt, so werden die Gebühren nach dem Wertgebühren 
Wert berechnet, den der Gegenstand der anwaltlichen Tätigkeit hat (Gegen- Addition, §§ 2 I, 
standswert). Werden in derselben Angelegenheit mehrere Forderungen geltend 22 I RVG, 39 1 
gemacht, so werden sie zusammengerechnet (Grundsatz der Zusammenrech- GKG 
nung). 

BEISPIEL: 

Rechtsanwalt R vertritt Mandant M In einer Verkehrsunfallsache, in der er 

4.000 € Sachschaden, 1.000€ Körperschaden, 1.000 € Schmerzensgeld und 

3.000 € Verdlenstausfall geltend macht. Der Gegenstandswert beträgt 9.000 €. 

Ausnahmen von diesem Grundsatz der Zusammenrechnung von Forderungen Ausnahmen 
finden sich etwa in Abs. 3 der Anm. zu Nr. 1009 VV RVG (Hebegebühr) und 
der Vorbemerkung 3.3.5 Abs. 2 VV zum RVG (Insolvenzverfahren). 

Der Streitwert beträgt höchstens 30 Millionen Euro, soweit nichts anderes § 39 n GKG 
bestimmt ist. 

Nach § 23 RVG gelten die Wertvorschriften, nach denen das Gericht seine Grundsatz des 
Gebühren berechnet, auch sinngemäß für die anwaltliche Tätigkeit. Wird § 23 RVG 
der für die Gerichtsgebühren maßgebende Wert gerichtlich festgesetzt, so ist 
die Festsetzung auch für die Gebühren des Rechtsanwalts maßgebend (§ 32 1 
RVG). 

14.2 Einzelfälle 

14.2.1 Geldforderungen 

Bei Geldforderungen ist Streitgegenstand die im Klageantrag genannte § 40 GKG 
Hauptforderung zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung in dem jeweiligen 
Rechtszug. 
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§ 43 GKG 



§ 25 I Nr. 1 RVG 



§§ 48 I GKG, 

4 ZPO 

§ 41 1, II GKG 



§ 41 V GKG 



§ 42 I, V GKG 
§ 42 II GKG 



Nebenforderungen, das können Zinsen, Früchte, Nutzungen oder Kosten sein, 
bleiben unberücksichtigt. 

BEISPIEL: 

Klage über 10.000 € nebst 11 % Zinsen für die vergangenen 10 Jahre. - Zwar 
ist die Nebenforderung höher als die Hauptforderung, doch entspricht der 
Gegenstandswert der Hauptforderung in Höhe von 10.000 €. 

Eine Ausnahme gilt bei der Zwangsvollstreckung. Hier setzt sich der 
Gegenstandswert zusammen aus der Hauptforderung und den Nebenforderun- 
gen, vor allem also den Zinsen und den bisher aufgelaufenen Kosten. 

14.2.2 Herausgabeansprüche 

Bei Ansprüchen, die sich auf die Herausgabe von beweglichen Sachen oder 
Grundstücken beziehen, ist Gegenstandswert der Verkehrswert der jeweiligen 
Sache. Ist ein Grundstück durch ein Grundpfandrecht (z. B. hypothekarisch) 
belastet, so ist diese Belastung nicht abzuziehen. 

14.2.3 Miet- oder Pachtverträge 

a) Werden rückständige Miet- oder Pachtforderungen geltend gemacht, so ist 
für diese Zahlungsklage der Gesamtbetrag Streitgegenstand. 

b) Bei Kündigungen von Mietverhältnissen, bei Räumungsklagen oder wenn 
das Bestehen oder die Dauer eines Miet-, Pacht- oder ähnlichen Nutzungsver- 
hältnisses streitig ist, gilt für die Wertberechnung der einjährige Betrag (ohne 
Nebenkosten). Bezieht sich der Streit auf einen kürzeren Zeitraum, so ist der 
hierauf entfallende Betrag maßgeblich. 

c) Bei Ansprüchen auf Mieterhöhung von Wohnraum ist höchstens der 
Jahresbetrag der zusätzlich geforderten Miete maßgebend. 

14.2.4 Weitere regelmäßig wiederkehrende Leistungen 

a) Bei gesetzlichen Unterhaltsansprüchen für die Zukunft ist Gegenstands- 
wert der Jahresbetrag, gerechnet ab Klageeinreichung, höchstens jedoch der 
Gesamtbetrag der geforderten Leistung. Vor Klageeinreichung aufgelaufene 
Forderungen werden hinzugezählt. 

b) Werden Schadensersatzforderungen aus unerlaubter Handlung als 
Geldrente ab Klageeinreichung geltend gemacht, so ist der fünffache 
Jahresbetrag Streitgegenstand. Ist der Zeitraum geringer, so gilt dieser. Auch 
hier zählen vor Klageeinreichung aufgelaufene Forderungen hinzu. 

BEISPIELE: 

Klage auf Zahlung von Rentenansprüchen aus unerlaubter Handlung für die 
kommenden 10 Jahre zuzüglich rückständiger monatlicher Rentenansprüche in 
Höhe von 1.000,00 € für die vergangenen 8 Jahre bis Klageeinreichung. - Der 
Gegenstandswert berechnet sich wie folgt: 
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Rente für die kommenden 10 Jahre ab Klageeinreichung 
(Kappungsgrenze des 5-fachen Jahresbetrages beachten!): 60.000,00 € 

Rente für die vergangenen 8 Jahre bis Klageeinreichung: 96.000,00 € 

Gegenstandswert 1 56.000,00 € 

14.2.5 Nichtvermögensrechtliche Streitigkeiten 

In nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten ist der Gegenstandswert nach § 23 III RVG 
billigem Ermessen zu bestimmen; in Ermangelung genügender tatsächlicher 
Anhaltspunkte für eine Schätzung und bei nichtvermögensrechtlichen 
Gegenständen ist der Gegenstandswert mit 4.000 Euro, nach Lage des Falles 
niedriger oder höher, jedoch nicht über 500.000 Euro anzunehmen. Dabei 
sind auch die Bedeutung der Sache sowie die Vermögens- und Einkommens- 
verhältnisse der Parteien zu berücksichtigen. 

BEISPIELE FÜR NICHTVERMÖGENSRECHTLICHE ANSPRÜCHE: 

Abwehr von Beleidigungen, Herausgabe persönlicher Gegenstände (Tagebuch, 

Fotos) 

14.2.6 Klage und Widerklage 

Zwei Fälle sind zu unterscheiden: Betreffen Klage und Widerklage denselben § 45 1 3 GKG 
Streitgegenstand, gilt der einfache Wert. 

Beispiel: Mietzinskiage und Widerklage auf Feststellung der Nichtigkeit des 
Mietvertrages. 

Betreffen Klage und Widerklage verschiedene Gegenstände, so gilt der § 45 1 1 GKG 
zusammengerechnete Wert als Gegenstandswert. 

Beispiel: Kaufpreisklage über 15.000 €, Widerklage auf Abweisung und 
Zahlung von 5.000 € Schadensersatz. Der Gegenstandswert beträgt 20.000 €. 

Ein hilfsweise geltend gemachter Anspruch wird mit dem Hauptanspruch § 45 1 2 GKG 
zusammengerechnet, soweit eine Entscheidung über ihn ergeht. 

14.3 Prüfungsfragen 

1 . Welcher Grundsatz gilt bezüglich des Verhältnisses von Gerichts- und 
Anwaltsgebühren in einem gerichtlichen Verfahren? 

Im gerichtlichen Verfahren gelten die Wertvorschriften, nach denen das 
Gericht seine Gebühren berechnet, auch sinngemäß für die anwaltliche 
Tätigkeit. 

2. Was gilt, wenn ein Anwalt verschiedene Ansprüche geltend macht? 

Die Ansprüche werden zusammengezählt. 

3. Nennen Sie eine Ausnahme vom Grundsatz der Znsammenrechnung. 

die Hebegebühr 

4. Was giit für den Gegenstandswert von Geldforderungen? 

Maßgeblich ist die Hauptforderung ohne Nebenforderungen. 
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5. Welche Beispiele für Nebenforderungen kennen Sie? 

Zinsen, Früchte, Nutzungen und Kosten 

6. Wie bemisst sich der Gegenstandswert bei der Herausgabe 

a) von beweglichen Sachen? 

b) von Grundstücken? 

a) Maßgeblich ist der Verkehrswert. 

b) Maßgeblich ist auch hier der Verkehrswert ohne Abzug von Belas- 
tungen wie Hypotheken. 

7. Rechtsanwalt R macht für M drei Monate Mietzins geltend. Die Miete 
beträgt 500 € pro Monat. Wie hoch ist der Gegenstandswert? 

1.500 € 

8. Rechtsanwalt R vertritt M in einer Räumungsklage. Die monatiiche 
Miete beträgt 500 € zuzüglich 150 € Umlage- und Heizkosten. Gegen- 
standswert? 

der Jahresmietzins ohne Nebenkosten, also 6.000 € 

9. Wie Frage 8, aber: Rechtsanwalt R macht gleichzeitig die noch 
ausstehende Miete für vier Monate geltend. Gegenstandswert? 

6.000 € plus 2.000 € = 8.000 € 

10. Die Parteien streiten sich darüber, zu welchem Zeitpunkt eine 
ausgesprochene Kündigung wirksam geworden ist. M vertritt die 
Ansicht, er könne noch 1 1/2 Jahre länger in der Wohnung bleiben. 
Gegenstandwert bei einer monatlichen Miete von 500 € zuzüglich 
100 € Nebenkosten? 

6.000 6 

11. Wie Frage 10, aber: Die Parteien streiten sich nur um ein halbes Jahr. 
Gegenstandswert? 

6 • 500 6 = 3.000 6 

12. Es geht in einem Rechtsstreit um eine Mieterhöhung von 550 6 auf 
600 €. - Gegenstandswert? 

der Jahresbetrag der zusätzlich geforderten Miete, also 600 6 

13. Welcher Gegenstandswert gilt bei Unterhaltsansprüchen? 
der zusammengerechnete Jahresbetrag 

14. Gilt für die Geldrente aus unerlaubter Handlung etwas anderes? 

Ja, maßgebend ist der fünffache Jahresbetrag, sofern nicht ein geringerer 
Zeitraum geltend gemacht wird. 

15. Was gilt, wenn bis zur Klageerhebung Rückstände aufgelaufen sind? 

Sie werden hinzugezählt. 

16. Der Rechtsanwalt klagt für die M und ein Kind Unterhaltsansprüche 
für einen Zeitraum von vier Monaten ein. Gegenstandswert? 

für jeden vier Monatsbeträge 
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17. Wie bemisst sich der Gegenstandswert bei Klage und Widerklage? 

a) Beziehen sich Klage und Widerklage auf denselben Streitgegenstand, 
so ist Gegenstandswert der einfache (höchste) Wert. 

b) Betreffen Klage und Widerklage verschiedene Gegenstände, so ist 
Gegenstandswert die Summe der Gegenstände. 





Die Regelgebühren in gerichtlichen Verfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 2.3 und 2.4) 

Bereits an dieser Stelle sei auf die Regelgebühren in gerichtlichen 
Verfahren eingegangen. Zwar finden sich die Vorschriften erst im 3. Teil 
des RVG („Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten doch besitzen sie, wie sich 
schon aus der Überschrift ergibt, eine zentrale Bedeutung im Gebühren- 
recht. 

15.1 Anwendungsbereich 

Die in diesem Kapitel beschriebenen Gebühren gelten für 

• Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, Geltungsbereich, 

• Meriahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Teil 3 VV RVG 

• der öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten, 

• für Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz und ähnliche Verfahren 
sowohl für den Rechtsanwalt als Prozessbevollmächtigten als auch 
für seine Tätigkeit als Beistand für einen Zeugen oder Sachver- 
ständigen. 

Damit gelten die nachfolgenden Gebühren in allen Verfahren, außer in den in 
Vorbemerkung 3.2.1 VV RVG genannten Verfahren. Die dort genannten 
Verfahren sollen mit der Tätigkeit eines Berufungsanwalts vergleichbar 
vergütet werden. 

BEISPIELE: 

Grundsätzlich gehören zu den In diesem Kapitel nicht besprochenen Verfahren Vorbemerkung 
die Verfahren vor den Finanzgerichten, Verfahren über Beschwerden oder 321 VVRVG 
Rechtsbeschwerden gegen die den Rechtszug beendenden Entscheidungen in 
Familiensachen, in Lebenspartnerschaftssachen pp., bei Anträgen auf Auf- 
hebung oder Abänderung der Vollstreckbarerklärung oder der Vollstreckungs- 
klausel und in Verfahren vor dem Bundesgerichtshof über die Beschwerde oder 
Rechtsbeschwerde gegen Entscheidungen des Bundespatentgerichts. 

Die Regelgebühren in den gerichtlichen Verfahren sind die Verfahrensgebühr 
und die Terminsgebühr. 

15.2 Die Verfahrensgebühr 

Die Verfahrensgebühr entsteht für das Betreiben des Geschäfts Vorbemerkung 3 
einschließlich der Information. (2) VV RVG 



Diese weit gefasste Formulierung wird in der nachfolgenden Tabelle präzisiert: 
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Instanz 


Gebührentatbestand: 

Die Verfahrensgebühr entsteht ... 


Gebüh- 

rensatz 


1. Instanz 


• für die Erhebung der Klage und Fortführung des 
Prozesses, 

• für prozessbezogene Besprechungen mit dem 
Mandanten, dem Gegner, mit Dritten und dem 
Gerieht, 

• für den Schriftverkehr mit den Parteien, Dritten 
und dem Gericht, 

• für die Einarbeitung in den Prozessstoff. 

• Vgl. im Übrigen § 19 RVG. 


1,3 

Nr. 3100 
VVRVG 


Berufung 

und 

erstinstanzl. 
Verfahren 
vor dem 
FinG 


• für die Einlegung der Berufung und Fortführung 
des Prozesses 

• zuzüglich der erstinstanzlich aufgeführten 
Tätigkeiten. 


1,6 

Nr. 3200 
VVRVG 


Revision 


• für die Einlegung der Revision und Fortführung 
des Prozesses 

• zuzüglieh der oben unter der ersten Instanz 
aufgeführten Tätigkeiten. 

• wenn sieh die Parteien nur durch einen beim 
Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt 
vertreten lassen können. 


a) l,6 
Nr. 3206 

b) 2,3 

Nr. 3208 



Zur Revision b): Der Gebührensatz von 2,3 gilt nur, wenn sich die Parteien 
durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt vertreten 
lassen müssen, wie das vor dem BGH in Zivilsachen der Fall ist. 




15.3 Die Terminsgebühr 

Die Terminsgebühr ist wie folgt geregelt: 

Vorbemerkung 3 Die Terminsgebühr entsteht für die Vertretung in einem Verhandlungs-, 
Abs. 3 VV RVG Erörterungs- oder Beweisaufnahmetermin. 



Die Terminsgebühr entsteht auch für die Wahrnehmung eines von einem 
gerichtlich hestellten Sachverständigen anberaumten Termins oder die 
Mitwirkung an Besprechungen, die auf die Vermeidung oder Erledigung des 
Verfahrens gerichtet sind ohne Beteiligung des Gerichts, sofern diese 
Besprechungen nicht mit dem Auftraggeber geführt wurden. 

Ergibt sich im Vergleich der früheren Prozessgebühr mit der neuen Verfah- 
rensgebühr nahezu kein Unterschied, so ist die Terminsgebühr dem Wortlaut 
nach umfassender als die frühere Verhandlungsgebühr und Erörterungsgebühr 
und entsteht für die Verhandlung, die Erörterung oder die Wahrnehmung 
eines Beweistermins. Es kommt also nicht mehr darauf an, ob im Termin 
Anträge gestellt werden oder erörtert wird, sondern darauf, ob der Rechtsan- 
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Walt den Termin wahrnimmt. Aber auch darin erschöpft sich nicht der 
Geltungsbereich der Terminsgebühr, wie wir noch sehen werden. 

Die Höhe der Terminsgebühr körmen Sie der nachfolgenden Tabelle 
entnehmen: 



Im Termin für eine Partei auftreten kann jeder, der postulationsfahig ist. Die Postulations- 

Postulationsfähigkeit (Verhandlungsfähigkeit) besitzt grundsätzlich jede fähigkeit 

prozessfähige, d. h. prozessual geschäftsfähige Person, jedoch nicht im Anwaltsprozess 

Anwaltsprozess. Vor den Landgerichten müssen sich nämlich die Parteien 

durch einen bei einem Amts- oder Landgericht zugelassenen Rechtsanwalt 

vertreten lassen. Vor den Oberlandesgerichten müssen sich die Parteien durch 

einen Rechtsanwalt vertreten lassen, der bei einem Oberlandesgericht 

zugelassen ist. Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich die Parteien durch 

einen bei dem Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen 

(§ 78 ZPO). Ein bei einem deutschen Oberlandesgericht zugelassener 

Rechtsanwalt kann vor allen anderen Oberlandesgerichten auftreten. 

Schauen wir uns zunächst einmal einige Beispielsfälle zu dem bisher 
Besprochenen an. 




Instanz 


Gebührentatbestand: 

Die Terminsgebühr entsteht ... 


Gebührensatz/ 

Rechtsgrnnd- 

lage 


1. Instanz 


• für die oben geschilderte 
Wahrnehmung des gerichtlichen 
Termins durch den Rechtsanwalt 

• für die Mitwirkung an einer 
Besprechung, die auf die Ver- 
meidung oder Erledigung des 
Verfahrens gerichtet ist ohne 
Beteiligung des Gerichts 


1,2 

Vorbem. 3 (3) 

Nr. 3104 VV 
RVG 


Bernfung und 

erstinstanzl. Verfahren 
vor dem FinG 


• für die zweitinstanzliche 
T ermins Wahrnehmung 


1,2 

Nr. 3202 VV 
RVG 


Revision 


• für die drittinstanzUche 
T erminswahmehmung 


1,5 

Nr. 3210 VV 
RVG 



Die Terminsgebühr beträgt also sowohl in der ersten als auch in der zweiten 
Instanz 1,2. 
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15.4 Die Regelgebühren in Beispielen 

BEISPIEL 1 - KLAGE UND RÜCKNAHME: 

Der Rechtsanwalt reicht auftragsgemäß Klage ein. Auf den Schriftsatz des 
Gegners hin nimmt er auftragsgemäß die Klage wieder zurück. 

Kostenrechnung: 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

zuzüglich Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG und USt, Nr. 7008 VV RVG 

BEISPIEL 2 - DAS GANZE VERFAHREN: 

Der Rechtsanwalt reicht auftragsgemäß Klage über 10.000,00 € ein. Nach 
einer erfolglosen Erörterung im Gütetermin, zwei streitigen mündlichen 
Verhandlungen und einer Beweisaufnahme mit Weiterverhandlung ergeht ein 



Urteil. 

Kostenrechnung: 

Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 631,806 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.235,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 234,65 6 

Summe brutto: 1.469,65 6 



Da nach § 15 II S. 1 RVG der Rechtsanwalt die Gebühren in derselben Ange- 
legenheit nur einmal fordern kann, entsteht nur eine Terminsgebühr, 
unabhängig davon, wie oft verhandelt oder erörtert worden ist. Die früher 
entstandene Beweisgebühr ist mit dem RVG ersatzlos weggefallen. 

BEISPIEL 3 - ANWALTSWECHSEL: 



Rechtsanwalt R reicht für M auftragsgemäß Klage gegen B über 2.000,00 € 
ein. Nach einer erfolglosen Erörterung im Gütetermin und zwei streitigen 
mündlichen Verhandlungen beendet M das Mandat und wechselt zu 
Rechtsanwalt S. Dieser meldet sich als neuer Prozessbevollmächtigter für M 
bei Gericht und nimmt schriftsätzlich zur Sach- und Rechtslage Stellung. Nach 
einer Beweisaufnahme ergeht ein Urteil. - Kostenrechnungen für beide 
Rechtsanwälte? 

Kostenrechnungen für Rechtsanwälte R und S: 

Gegenstandswert: 2.000,00 6 
1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



172,90 6 
159,60 6 
20,00 6 
352,50 6 
66,98 6 
419,48 6 



Für beide Rechtsanwälte sind dieselben Gebühren angefallen: Für Rechtsan- 
walt R die Verfahrensgebühr wegen der Klageeinreichung und für Rechtsan- 
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Walt S wegen der Fortführung des Prozesses. Die Wahrnehmung des 
Erörterungstermins und der Verhandlungstermine wird für Rechtsanwalt R mit 
der Terminsgebühr abgegolten. Für Rechtsanwalt S entsteht die Terminsge- 
bühr deshalb, weil er den Beweistermin wahrgenommen hat. 

BEISPIEL 4 - ANERKENNTNIS: 

Klage durch Rechtsanwalt R über 3.000,00 € gegen B. Im ersten Termin 



erkennt B den Anspruch gänzlich an. 

Gegenstandswert: 3.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 245,70 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 226,80 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 492,50 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 93,58 € 

Summe brutto: 586,08 € 



Wird in einem Termin antragsgemäß ein Anerkenntnisurteil verkündet, 
entsteht für beide beteiligten Rechtsanwälte erst- und zweitinstanzlich 
eine reguläre 1,2 Terminsgebühr gern. Nr. 3104 bzw. Nr. 3202 W RVG. In 
der Revision beträgt der Gebührensatz 1,5 (Nr. 3210 VV RVG). 



BEISPIEL 5 - TEILANERKENNTNIS: 



Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B, der durch Rechtsanwalt S 
vertreten wird, über 5.000,00 €. Im Termin erkennt der Beklagte einen 
Teilbetrag von 1.000,00 € an und insoweit ergeht ein Teilanerkenntnisurteil. Im 
Übrigen verhandeln die Parteien streitig zur Sache. Nach einer Beweisaufnah- 
me mit Weiterverhandlung ergeht ein Urteil. - Kostenrechnung für beide 
Rechtsanwälte. 



Kostenrechnungen für beide Rechtsanwälte: 



Gegenstandswert: 5.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 39 1 ,30 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 36 1 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 772,50 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 146,78 € 

Summe brutto: 919,28 6 



Da es für die streitige Verhandlung und den Antrag auf Anerkenntnis dieselbe 
Gebühr mit demselben Gebührensatz gibt, können wir die frühere Berechnung 
der Gebühren beim Teilanerkenntnis, wie sie noch nach der BRAGO 
erforderlich war, getrost vergessen. 



BEISPIEL 6 - AUSSERGERICHTLICHE BESPRECHUNG: 



Rechtsanwalt R verklagt im Auftrag von M den sich hartnäckig sträubenden B, 
einen Schaden von 500,00 € zu begleichen. Nach Zustellung der Klage 
telefoniert Rechtsanwalt R mit B und erörtert mit ihm die Sach- und Rechtslage. 
Er kann B von der Aussichtslosigkeit des Klageabweisungsantrags überzeu- 
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gen, so dass B noch vor dem Termin die Klageforderung begleicht. Die 
Parteien erklären den Rechtsstreit schriftsätzlich übereinstimmend für erledigt. 

Eine gerichtliche Wahrnehmung des Termins lag nicht vor, wohl aber eine 
Besprechung mit dem Ziel einer Erledigung des Verfahrens. Also entsteht für 
Rechtsanwalt R insoweit auch eine Terminsgebühr nach Vorbemerkung 3 Abs. 
3 letzte Alternative (s. auch oben die Tabelle zur Terminsgebühr). 



Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert: 500,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 58,50 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 54,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 132,50 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 25,18 6 

Summe brutto: 157,68 6 

BEISPIEL 7 -BERUFUNG: 



Der Rechtsanwalt geht über 20.000,00 € in die Berufung. Nach einer streitigen 
mündlichen Verhandlung ergeht ein Urteil. 



Kostenrechnung: 

Gegenstandswert: 20.000,00 6 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 1.033,60 6 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 775,20 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 1.828,80 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 347,47 6 

Summe brutto 2.176,27 6 



Es besteht kein Problem mit dieser Kostenrechnung. Die Terminsgebühr hat 
die Höhe der ersten Instanz, jedoch mit anderer Nummer aus dem VV RVG, 
die Verfahrensgebühr erhöht sich auf 1,6 gemäß Nr. 3200 VV RVG. 

BEISPIEL 8 - REVISION: 

Der beim BGH zugelassene Rechtsanwalt R geht für M gegen ein Urteil des 
OLG in die Revision wegen einer Forderungssumme von 100.000,00 €. Nach 
einer Erörterung und einer streitigen mündlichen Verhandlung ergeht ein Urteil. 

Auch mit dieser Kostenrechnung gibt es eigentlich kein Problem. Sie müssen 
nur berücksichtigen, dass dann, wenn sich die Parteien, wie im vorliegenden 
Fall, im Verfahren nur durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwalt vertreten lassen können, die Verfahrensgebühr 2,3 beträgt. 
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Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert: 100.000,00 € 

2,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3208 VV RVG 3.1 14,20 € 

1,5 Terminsgebühr, Nr. 3210 VV RVG 2.031,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 5.165,20 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 981,39 6 

Summe brutto 6.146,59 6 



1 5.5 Die vorzeitige Beendigung des Auftrags 

Bei einer vorzeitigen Beendigung des Prozessauftrages reduziert sich die 
Verfahrensgebühr in den Instanzen nach unterschiedlichen Nummern des 
Vergütungsverzeichnisses: 

15.5.1 Die vorzeitige Beendigung der 1. Instanz (Nr. 3101 VV RVG) 

ln diesem Fall wird der Rechtsanwalt mit dem Klageverfahren beauftragt, es 
wird aber aus bestimmten Gründen nicht durchgeführt. Da somit viele, mit der 
Verfahrensgebühr abgegoltenen Tätigkeiten wegfallen, erhält der beauftragte 
Rechtsanwalt nur eine auf 0,8 reduzierte Gebühr. Also: 

Endigt der Auftrag, bevor der Rechtsanwalt 

1 . die Klage, den ein Verfahren einleitenden Antrag, 

2. einen Schriftsatz, der Sachanträge, Sachvortrag, die Zurücknahme der 
Klage oder die Zurücknahme des Antrags enthält, eingereicht oder 

3. bevor er für seine Partei einen Termin wahrgenommen hat, 

so entsteht nach Nr. 3101 Ziff. 1 W RVG lediglich eine Verfahrensge- 
bühr in Höhe von 0,8. 



BEISPIEL 9 - VORZEITIGE BEENDIGUNG DES KLAGEAUFTRAGES: 



Der Rechtsanwalt erhält einen Klageauftrag über 5.000,00 €. Während der 
Rechtsanwalt die Klage formuliert, teilt ihm der Mandant telefonisch mit, dass 
der Gegner zwischenzeitlich die Forderung beglichen habe. 



Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert: 5.000,00 6 

0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 0 1 VV RVG 240,80 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 260,80 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 49,55 6 

Summe brutto : 310,356 



Hier wurde der Prozessauftrag vorzeitig, d. h. vor Klageeinreichung, beendet. 
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15.5.2 Die vorzeitige Beendigung der Berufung und der Revision 



Für die weiteren Instanzen gelten für den Begriff „vorzeitige Beendigung“ 
entsprechende Regelungen, vgl. insbesondere für die Berufung die Nr. 3201 



Ziff. 1 VV RVG. 




Bei einer vorzeitigen Beendigung 

• des Berufungsauftrages erhält der Rechtsanwalt nach Nr. 3201 Ziff. 2 
WRVGmd 

• des Revisionsauftrages nach Nr. 3207 W RVG 
eine 1,1 Verfahrensgebühr. 



BEISPIEL 10 - VORZEITIGE BEENDIGUNG DER BERUFUNG: 

Rechtsanwalt R erhält von Mandant M den Auftrag, wegen 6.000,00 € gegen 
das erstinstanzliche Urteil in die Berufung zu gehen. Nach Einreichung der 
Berufung bei Gericht teilt ihm M telefonisch mit, dass er zwischenzeitlich mit 
dem Gegner eine anderweitige Einigung erzielt habe. 



Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert: 6.000,00 € 

1 ,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 540,80 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 560,80 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 106,55 € 

Summe brutto: 667,35 € 



Da die Berufung eingelegt wurde, liegt hier kein Fall der vorzeitigen 
Beendigung nach Nr. 3201 VV RVG vor. 

1 5.6 Die Terminsgebühr im schriftlichen Verfahren 

Wie oben auf Seite 48 dargelegt, kann der Richter unter besonderen Voraus- 
setzungen auch ohne vorherige mündliche Verhandlung ein Urteil erlassen. 
Werden schriffsätzlich widerstreitende Anträge angekündigt und ergeht dann 
ein Urteil (z. B. mit Zustimmung der Parteien), so können die beteiligten 
Rechtsanwälte neben der 1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV RVG noch 
eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 Abs. 1 Nr. 1 FFÄ KG berechnen. 

BEISPIEL 11 - SCHRIFTLICHES VERFAHREN: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B auf Zahlung von 500 €. Der 
Beklagte, der von Rechtsanwalt S vertreten wird, kündigt einen Klageabwei- 
sungsantrag an. Beide Parteien sind mit einer Entscheidung im schriftlichen 
Verfahren einverstanden. Es ergeht ein klageabweisendes Urteil. - Kosten- 
rechnung für beide Prozessbevollmächtigte? 

Die Kostenrechnungen lauten für beide Rechtsanwälte gleich: 

Gegenstandswert: 500,00 € 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 Abs. 1 Nr. 1 VV RVG 



58,50 € 
54,00 € 
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Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 132,50 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 25,186 

Summe brutto: 157,68 6 



15.7 Die Berechnung des Gegenstandswertes bei 
Erhöhung oder Ermäßigung 

Häufig tauchen in der Praxis, aber dementsprechend auch in der schriftlichen 
und mündlichen Prüfung Kostenrechtsfälle auf, in denen sich der Streitwert im 
Verlauf des Zivilprozesses erhöht oder ermäßigt. Dann ist sorgfältig zu 
ermitteln, von welchem Streitwert bei welcher Regelgebühr auszugehen ist. 

15.7.1 Die Verfahrensgebühr 

Der Streitwert für die Verfahrensgebühr setzt sich aus allen Ansprüchen 
zusammen, wegen denen der Rechtsanwalt prozessiert hat. Werden mehrere 
Ansprüche gleichzeitig oder nacheinander im Prozess geltend gemacht, so 
werden diese Ansprüche zusammengezählt, siehe S. 131. 

Achtung! Wird im Verlaufe des Prozesses der geltend gemachte Anspruch § 15 IV RVG 

ermäßigt, so zählt diese Ermäßigung nicht mit. Erhöhungen werden jedoch 

addiert! 

BEISPIEL 12 - KLAGE, RÜCKNAHME, ERHÖHUNG: 

Klage über 10.000 6, im ersten Termin Rücknahme von 2.000 6 mit anschlie- 
ßender streitiger mündlicher Verhandlung über den Rest, im zweiten Termin 
Erhöhung der Klage um 3.000 6 mit einem weiteren Verhandlungstermin und 
einem Urteil. 

Die zurückgenommenen 2.000 6 zählen bei der Bemessung des Gegen- 
standswertes nicht mit. Hierüber ist die Verfahrensgebühr bereits mit 
Klageeinreichung entstanden, und sie fällt insoweit auch nicht mehr 
nachträglich weg. Die Höhe des Gegenstandswertes errechnet sich also für die 
Verfahrensgebühr wie folgt: 10.000 6 + 3.000 6 = 13.000 6. Zur Terminsge- 
bühr siehe sogleich nachfolgend. 

15.7.2 Die Terminsgebühr 

Hier gilt Entsprechendes: Maßgeblich für die Höhe des Gegenstandswertes bei 
der Terminsgebühr sind alle Ansprüche, die der Rechtsanwalt in einem Termin 
vertreten hat. Mehrere Ansprüche werden zusammengezählt. 

Im obigen Beispiel 12 ist also eine Terminsgebühr über 13.000,00 6 
entstanden: Im ersten Termin fiel eine Terminsgebühr über 10.000,00 6 an; 
auch wenn ein Teil zurückgenommen wurde, so nahm der Rechtsanwalt doch 
einen Termin über 10.000,00 6 wahr. Im zweiten Termin ging es dann zwar 
um die verbliebenen 8.000,00 6, die bereits von der bisher entstandenen 
Terminsgebühr erfasst wurden, es ging aber auch um die weiteren, noch nicht 
von der Terminsgebühr erfassten 3.000,00 6. 
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BEISPIEL 13- KLAGE, ERMÄSSIGUNG, ERÖRTERUNG: 

Klage über 10.000 €, nach Zustellung Ermäßigung der Klage um 2.000 €, nach 
erfolglosem Gütetermin streitige mündliche Verhandlung. 

Die Verfahrensgebühr ist hier in Höhe von 10.000 €, die Terminsgebühr über 
8.000 € angefallen. 

BEISPIEL 14 - KLAGE, VERHANDLUNG, ERMÄSSIGUNG, SMV: 

Klage über 10.000 €. Ein Gütetermin bleibt erfolglos, streitige mündliche 
Verhandlung, Zahlung und schriftsätzliche übereinstimmende Erledigungserklä- 
rung über 4.000 €, streitige mündliche Verhandlung über die restlichen 
6.000,00 €, Urteil. 

§ 15 Abs. 4 RVG Es wurden Ansprüche von 10.000 € im Termin vertreten, ln Rechnung gestellt 
wird also eine 1,2 Terminsgebühr von einem Streitwert über 10.000 €. Die 
Erledigungserklärung von 4.000,00 € führt nicht zu einer Ermäßigung der 
Terminsgebühr auf einen Gegenstandswert von 6.000,00 €, da diese Gebühr ja 
bereits über 10.000,00 € entstanden ist. Eine Reduzierung verbietet § 15 Abs. 4 
RVG. Nach dieser Vorschrift ist es auf bereits entstandene Gebühren ohne 
Einfluss, wenn sich die Angelegenheit erledigt oder der Auftrag endigt, bevor 
die Angelegenheit erledigt ist. 

BEISPIEL 15 - ERHÖHUNG: 

Klage über 5.000 €, Gütetermin, streitige mündliche Verhandlung, Erhöhung 
der Klage um 2.000 €, streitige mündliche Verhandlung. - Der Streitwert für die 
Terminsgebühr beträgt 7.000 €. 

Werden nach einer Ermäßigung die Ansprüche wieder erhöht, so gilt weiterhin 
der eingangs geschilderte Satz, nach dem Gegenstandswert für die Terminsge- 
bühr alle Ansprüche sind, die der Rechtsanwalt in einem Termin vertreten hat. 

BEISPIEL 16- ERMÄSSIGUNG UND ERHÖHUNG: 

Klage in Höhe von 2.000 € wegen rückständiger Miete, 1 .000 € Kaufpreisforde- 
rung und 2.000 € wegen eines Schadensersatzanspruches aus unerlaubter 
Handlung. Es folgt eine streitige mündliche Verhandlung über alle Forderun- 
gen. Nach Zahlung des Schadensersatzanspruches, Erledigungserklärung 
hierüber und streitiger Verhandlung über die Restforderung macht der Kläger 
eine weitere Schmerzensgeldforderung in Höhe von 4.000 € geltend. Die 
Parteien verhandeln streitig über alle rechtshängigen Ansprüche. 

Hier belaufen sich die Gegenstandswerte sowohl für die Prozess- als auch für 
die Terminsgebühr auf insgesamt 9.000 €. Dass während des Prozesses eine 
Forderung von 2.000 € für erledigt erklärt wurde, spielt in diesem Fall für die 
Streitwertberechnung keine Rolle, da über Einzelansprüche von 9.000 € 
prozessiert und terminiert worden ist. 
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15.8 Prüfungsfragen 

1. Nennen Sie die Regelgebühren in gerichtlichen Verfahren. 

• Regelgebühren in gerichtlichen Verfahren sind die Verfahrensgebühr 

• und die Terminsgebühr. 

2. Für welche Rechtsstreitigkeiten regelt der 3. Teil des VV RVG die 
Gebühren? 

Der 3. Teil der VV RVG regelt die Gebühren 

• für Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, 

• für Verfahren der freiwilligen und 

• der öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten, 

• für Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz und ähnliche Verfahren 
sowohl für den Rechtsanwalt als Prozessbevollmächtigten als auch für 
seine Tätigkeit als Beistand für einen Zeugen oder Sachverständigen. 

3. Kann die Verfahrensgebühr in einer Instanz für denselben Rechtsan- 
walt mehrmals entstehen? 

Nein, der Rechtsanwalt kann die Gebühren in derselben Angelegenheit 
und demselben Rechtszug grundsätzlich nur einmal fordern. 

4. Wofür entsteht nach dem VV RVG die Verfahrensgebühr? 

Die Verfahrensgebühr entsteht für das Betreiben des Geschäfts einschließ- 
lich der Information. 

5. In welcher Höhe entsteht die Verfahrensgebühr a) in der ersten, b) in 
der zweiten und c) in der dritten Instanz? 

a) ln der ersten Instanz entsteht eine 1,3 Verfahrensgebühr, 

b) in der zweiten Instanz eine 1,6 und 

c) in der dritten Instanz eine 1,6 oder, wenn sich die Parteien nur durch 
einen beim BGH zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen können, 
eine 2,3 Verfahrensgebühr. 

6. Nennen Sie Beispiele für die Entstehung einer Verfahrensgebühr in 
der ersten Instanz. 

die Erhebung der Klage und Fortführung des Prozesses, prozessbezogene 
Besprechungen mit dem Mandanten, dem Gegner, mit Dritten und dem 
Gericht, für den Schriftverkehr mit den Parteien, Dritten und dem Gericht 
und die Einarbeitung in den Prozessstoff 

7. Nennen Sie ein Beispiel für eine 0,8 Verfahrensgebühr. 

Der Auftrag endigt, bevor der Rechtsanwalt die Klage eingereicht hat. 

8. Wofür entsteht nach dem VV RVG die Terminsgebühr? 

Die Terminsgebühr entsteht für die Vertretung in einem Verhandlungs-, 
Erörterungs- oder Beweisaufnahmetermin. 
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9. Kann die Terminsgebühr auch außerhalb eines gerichtlichen Termins 
entstehen? 

Ja, die Terminsgebühr entsteht auch für die Wahrnehmung eines von 
einem gerichtlich bestellten Sachverständigen anberaumten Termins oder 
die Mitwirkung an Besprechungen, die auf die Vermeidung oder Erledi- 
gung des Verfahrens gerichtet sind ohne Beteiligung des Gerichts, sofern 
diese Besprechungen nicht mit dem Auftraggeber geführt wurden. 

10. Wer besitzt die „Postulationsfähigkeit“? 

Die Postulationsfähigkeit oder auch Verhandlungsfähigkeit besitzt grund- 
sätzlich jede prozessfähige, d. h. prozessual geschäftsfähige Person. 

11. Wann besitzt eine Partei die „Postulationsfähigkeit“ nicht? 

Eine Partei besitzt keine Postulationsfähigkeit im Anwaltsprozess. Vor 
den Landgerichten und den Gerichten des höheren Rechtszugs müssen 
sich die Parteien durch einen zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmäch- 
tigten vertreten lassen. 

12. Wie berechnet sich der Gegenstandswert für die Prozess- oder 
Terminsgebühr, wenn der Kläger mehrere verschiedene Ansprüche 
geltend macht? 

Die Ansprüche werden zusammengezählt. 





Die Geschäftsgebühr gemäß 
Nr. 2300 VV RVG 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 1) 

Es gibt zwei Schwerpunkte im Gebührenrecht. Den einen, nämlich die 
Regelgebühren in gerichtlichen Verfahren, haben wir bereits oben Seite 
137 ff. besprochen. Nun folgt die wichtigste Vorschrift für die Abgeltung der 
außergerichtlichen Tätigkeit des Rechtsanwalts. 



1 6.1 Begriff und Anwendbarkeit 

Nach Vorbemerkung 2.4 Abs. 3 W RVG entsteht die Geschäftsgebühr für 
das Betreiben des Geschäfts einschließlich der Information und für die 

Mitwirkung bei der Gestaitung eines Vertrags. 



Nach der Systematik des Gesetzgebers gehört die Geschäftsgebühr, die alle in 
einer Angelegenheit anfallenden außergerichtlichen Tätigkeiten abdeckt, vor 
die Gebühren in gerichtlichen Verfahren. Es gibt nach dem RVG keine 
Besprechungsgebühr und Beweisaufnahmegebühr mehr, wie sie noch in dem 
§ 118 BRAGO standen. Durch Besprechungen oder Beweisaufnahmetermine 
kann lediglich der Gebührenrahmen erhöht werden (§ 14 RVG), wenn kein 
Prozessauftrag vorliegt. 

Nach der Vorbemerkung 2.3 Abs. 1 VV RVG gelten im Verwaitungszwangs- 
verfahren die Gebühren der Zwangsvollstreckung. Das Verwaltungszwangs- 
verfahren ist ein gerichtliches Verfahren und soll sich grundsätzlich nach dem 
dritten Teil des W RVG richten. Die Tätigkeit in den in Abschnitt 5 genannten 
Angelegenheiten wird ebenfalls nicht von der Geschäftsgebühr erfasst. In 
diesen soziairechtiiehen Angeiegenheiten soll die Tätigkeit des Rechtsan- 
walt durch die dort geregelten Betragsrahmengebühren abgegolten werden. 
Vgl. auch weiter Vorbemerkung 2 Abs. 3 VV RVG. 

16.2 Berechnung der Geschäftsgebühr 

16.2.1 Grundlagen 

Das Kostenrechtsmodemisierungsgesetz hat nicht nur das RVG mit dem 
Vergütungsverzeichnis eingeführt, sondern zugleich mit Wirkung zum 1. Juli 
2006 u. a. den Wegfall der in diesem Verzeichnis geregelten Beratungsgebühr 
und Gutachtengebühr, die in Zukunft vertraglich vereinbart werden sollen. In 
Nr. 2300 VV RVG (vor dem l.Juli 2006 noch die Nr. 2400) ist eine 
Rahmengebühr (Gebührensatzrahmengebühr) geregelt, deren Rahmen 0,5 
(Mindestgebühr) bis 2,5 (Höchstgebühr) beträgt. Bei der Bestimmung der 
konkreten Höhe des Gebührensatzes sind alle in §14 RVG genannten 
Umstände zu berücksichtigen (s. o. Seite 118), nämlich 



2.4 Abs. 3 VV 
RVG: Entstehung 



Geschäftsgebühr: 

Besprechungen, 

Beweistermine 



Nichtanwend- 

harkeit 



Gehührensatz- 

rahmengebühr 
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1 . der Umfang der Angelegenheit, 

2. die Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, 

3 . die Bedeutung der Angelegenheit, 

4. die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Auftraggebers 

5. und ein besonderes Haftungsrisiko des Rechtsanwalts. 

Eine Mittelgebühr würde hier also eigentlich 1,5 betragen. Nun hat jedoch der 
Gesetzgeber systemwidrig zwei weitere Kriterien eingeführt: 

Nach der Anmerkung zu Nr. 2300 W RVG kann eine Gebühr von mehr als 
1,3 nur gefordert werden, wenn die Tätigkeit umfangreich oder schwierig 
war. 



Praxistipp: Hier ist also folgendermaßen vorzugehen. Ausgehend von einer 
Mittelgebühr von 1,5 wird zunächst geprüft, ob diese Gebühr nach den in § 14 
RVG genannten Kriterien erhöht oder verringert werden muss. Gelangt man zu 
einer Mittelgebühr von 1,5, so ist diese auf 1,3 zu begrenzen, wenn die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts nicht umfangreich oder nicht schwierig war. Diese 
Kappungsgrenze bzw. Schwellengebühr wurde vom Gesetzgeber deshalb 
eingeführt, weil er der Meinung war, dass eine durchschnittliche Angelegen- 
heit nur dann zu einem Gebührensatz von über 1,3 fuhren dürfe, wenn die 
Tätigkeit des Rechtsanwalts im Hinblick auf Umfang und Schwierigkeit über 
dem Durchschnitt liege. 

BEISPIEL 1 - EINE DURCHSCHNITTLICHE TÄTIGKEIT: 

Mandant M bittet Rechtsanwalt R, ihn wegen einer Kaufpreisforderung gegen B 
in Höhe von 2.000,00 € zu vertreten. Er ist sich noch nicht schlüssig, ob er das 
Prozessrisiko eingehen will. Er bittet R, zunächst mit B eine außergerichtliche 
Klärung herbeizuführen. Nach einem anwaltlichen Aufforderungsschreiben und 
zwei Telefonaten mit B zahlt dieser. Die Sache ist von mittlerem Umfang und 



ohne besondere Schwierigkeit. 

Gegenstandswert: 2.000,00 € 

1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 172,90 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 192,90 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 36,65 € 

Summe brutto: 229,55 € 



In dieser durchschnittlichen Angelegenheit könnte eigentlich eine 1,5 
Mittelgebühr berechnet werden. Wegen der beschriebenen Kappungsgrenze ist 
jedoch nur ein Gebührensatz von 1,3 anzusetzen. 

BEISPIEL 2 - EINE UMFANGREICHE SACHE: 

Mandant M bittet Rechtsanwalt R, ihn wegen einer Verkehrsunfallsache gegen 
B in Höhe von 10.000,00 € zu vertreten. Er ist sich noch nicht schlüssig, ob er 
das Prozessrisiko eingehen will, da es sich um eine sehr umfangreiche, 
tatsächlich und rechtlich schwierige Sache handelt. Er bittet R, zunächst mit B 
eine außergerichtliche Klärung herbeizuführen. Nach einem anwaltlichen 
Aufforderungsschreiben, mehreren Telefonaten und einer gemeinsamen 
Besprechung mit dem Mandanten und B zahlt dieser. 
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Gegenstandswert: 10.000,00 € 

2,5 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 1.215,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.235,00 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 234,65 € 

Summe brutto: 1.469,65 € 



Da es sich um eine sehr umfangreiche, tatsächiich und rechtiich schwierige 
Sache gehandeit hat, könnte man nach dem Fail die Höchstgebühr von 2,5 
ansetzen. 

An dieser Stelle sei insbesondere auf die Gebührenrechnung zum anwaltlichen 
Aufforderungsschreiben eingegangen. Hier sind zwei Fälle zu unterscheiden. 
Wegen der Unterschiede in der Formulierung s. o. Seite 31. 

16.2.2 Das anwaltliche Aufforderungsschreiben ohne Klageauftrag 

Gehen wir einmal aus von folgendem 

BEISPIEL 3 - ANWALTLICHES AUFFORDERUNGSSCHREIBEN OHNE 
KLAGEAUFTRAG: 

Mandant M bittet Rechtsanwait R, ihn gegen B wegen einer Kaufpreisforderung 
in Höhe von 5.000 € zu vertreten. Er ist sich noch nicht schlüssig, ob er das 
Prozessrisiko eingehen wili. Er bittet Rechtsanwalt R, zunächst an B ein 
Aufforderungsschreiben zu schicken. Das geschieht. Es handelt sich um eine 
durchschnittiiche Sache.- Kostenrechnung? 

ln diesem Fall wurde der Rechtsanwalt noch nicht bevollmächtigt, gerichtlich 
im Klage- oder Mahnverfahren gegen B vorzugehen. Für die Information, 
Besprechung mit dem Mandanten und Anfertigung des Schriftsatzes ist 



folgende Kostenrechnung entstanden: 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt R 

Gegenstandswert: 5.000,00 € 

1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 391,30 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 411,306 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 78,15 6 

Summe brutto: 489,45 6 



16.2.3 Das anwaltliche Aufforderungsschreiben mit Klageauftrag 
BEISPIEL 4 -AUFFORDERUNGSSCHREIBEN MIT KLAGEAUFTRAG: 

Mandant M bittet Rechtsanwait R, ihn wegen einer Kaufpreisforderung über 
2.500 € gegen B zu vertreten. Soilte B nach Aufforderung nicht zahien, könne 
Kiage erhoben werden. Rechtsanwait R setzt B eine Frist, B zahit daraufhin die 
Forderung. 

Hier liegt Klageauftrag vor. Da sich die Streitigkeit vor Klageerhebung 
erledigt hat und damit der Auftrag beendet wurde, wird die ihm bei Klageein- 
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Vorbem. 3 Abs. 4 
VVRVG 



reichung zustehende Verfahrensgebühr von 1,3 nach Nr. 3101 (1) VV RVG 



auf 0,8 gekürzt: 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert: 2.500,00 € 

0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3101 VV RVG 128,80 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 148,80 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 28,27 € 

Summe brutto: 177,07 € 



16.3 Anrechnung 

Vorbemerkung 3 Abs. 4 VVRVG bestimmt: 

Kommt es nach Entstehung der Geschäftsgebühr in derselben Sache zu 
einem gerichtlichen Verfahren, so wird die Geschäftsgebühr zur Hälfte, 
jedoch höchstens mit einem Gebührensatz von 0,75, auf die Verfahrens- 
gebühr des gerichtlichen Verfahrens angerechnet. 

Nach der BRAGO wurde noch die gesamte Geschäftsgebühr angerechnet. Da 
es nach dem früheren § 118 BRAGO aber noch die Besprechungsgebühr und 
die Beweisaufnahmegebühr gab, die nicht wegfielen, hat der Gesetzgeber die 
(nunmehr einzige) Geschäftsgebühr nur zum Teil wegfallen lassen. 

BEISPIEL 5 - ANRECHNUNG ZUR HÄLFTE: 



Der Rechtsanwalt wird für M gegen B in einer durchschnittlichen Angelegenheit 
tätig, die nicht umfangreich oder besonders schwierig ist. Nach einem 
anwaltlichen Aufforderungsschreiben ohne Klageauftrag und einem Telefonat 
bleibt B weiterhin auf seinem Standpunkt. Daraufhin erteilt M Klageauftrag. 
Nach Einreichung der Klage und einem erfolglosen Gütetermin verhandeln die 
Parteien streitig zur Sache. Es folgen eine Beweisaufnahme und ein Urteil. 
Gegenstandswert: 8.000,00 €. Kostenrechnung? 

Die außergerichtliche Tätigkeit 

Gegenstandswert: 8.000,00 € 

1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 

Die gerichtliche Tätigkeit 

Gegenstandswert: 8.000,00 € 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
Anrechnung gern. Vorbem. 3 Abs. 4 VV RVG: 

./. 0,65 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 
restl. Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 



535.60 € 
20,00 € 

555.60 € 
105,56 € 
661, 16€ 



535,60 € 

267,80 € 

267,80 € 
494,40 € 
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Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 782,20 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 148,62 € 

Summe brutto: 930,82 € 



Die Anrechnungsvorschrift der Vorbemerkung 3 Abs. 4 VV RVG fuhrt dazu, 
dass sich die Verfahrensgebühr von 1,3 um die Hälfte auf 0,65 reduziert. 

BEISPIEL 6 - KAPPUNG DER ANRECHNUNG 

In Beispiel 5 ist bei der Geschäftsgebühr von einem Gebührensatz von 2,5 
auszugehen, weil die Sache sehr umfangreich war. 



Die außergerichtliche Tätigkeit 

Gegenstandswert: 8.000,00 € 

2,5 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 1 .030,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.050,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 199,50 € 

Summe brutto: 1.249,50 € 

Die gerichtliche Tätigkeit 
Gegenstandswert: 8.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 5 3 5 ,60 € 

Anrechnung gern. Vorbem. 3 Abs. 4 VV RVG: 

./. 0,75 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 309,00 € 

restl. Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 226,60 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 494,40 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 741,00 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 140,79 € 

Summe brutto: 881,79 6 



Nach Vorbemerkung 3 Abs. 4 darf die Geschäftsgebühr höchstens zu 0,75 auf 
die Verfahrensgebühr angerechnet werden. 

BEISPIEL 7 - HÖHERER AUSSERGERICHTLICHER GEGENSTANDSWERT 

Rechtsanwalt R wird für M gegen B in einer durchschnittlichen, nicht 
schwierigen und nicht umfangreichen Sache in Höhe von 15.000,00 6 
außergerichtlich ohne Klageauftrag tätig. Die Intervention von Rechtsanwalt R 
bleibt erfolglos und so reicht Rechtsanwalt R nach entsprechendem Auftrag 
gegen B Klage ein auf Zahlung von 10.000,00 6. Nach einem erfolglosen 
Gütetermin, einer streitigen mündlichen Verhandlung und einer Beweisaufnah- 
me mit Weiterverhandlung ergeht ein Urteil. 

Hier ist zu beachten, dass nur ein Gegenstandswert von 10.000,00 6 für die 
außergerichtliche Tätigkeit des Rechtsanwalts identisch ist und die Geschäfts- 
gebühr insoweit zu reduzieren ist. Hinsichtlich der weiteren außergerichtlichen 
5.000,00 6 bleibt die Gebühr ungekürzt. 
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Die außergerichtliche Tätigkeit 

Gegenstandswert: 15.000,00 € 

1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 735,80 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 755,80 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 143,60 € 

Summe brutto: 899,40 € 



Die gerichtliche Tätigkeit - Gegenstandswert: 10.000,00 € 



1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
Anrechnung gern. Vorbem. 3 Abs. 4 VV RVG: 
./. 0,65 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 
restl. Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



631,80 € 

315,90 € 

315,90 € 
583,20 € 
20,00 € 
919,10 € 
174,63 € 
1.093,73 € 



Wird über einen geringeren Gegenstandswert prozessiert als außerge- 
richtlich geltend gemacht, darf die Geschäftsgebühr nur über den 
niedrigeren Gegenstandswert angerechnet werden (hier also über 
1 0.000,00 €), weil es in dem Verfahren ja nur hierum geht. 



BEISPIEL 8 - NIEDRIGERER AUSSERGERICHTL. GEGENSTANDSWERT 

Rechtsanwalt R wird für M gegen B in einer Verkehrssache in Höhe von 

10.000. 00 € außergerichtlich ohne Klageauftrag tätig. Mehrere Aufforderungs- 
schreiben von Rechtsanwalt R und die Besprechung der Sach- und Rechtslage 
mit dem Gegner bleiben erfolglos und so reicht Rechtsanwalt R nach 
entsprechendem Auftrag gegen B Klage ein auf Zahlung von nunmehr 

15.000. 00 €. Nach einem erfolglosen Gütetermin, einer streitigen mündlichen 
Verhandlung und einer Beweisaufnahme mit Weiterverhandlung ergeht ein 
Urteil. Gehen Sie davon aus, dass die außergerichtliche Tätigkeit einen 



Gebührensatz von 2,0 rechtfertigt. 

Die außergerichtliche Tätigkeit 

Gegenstandswert: 10.000,00 6 

2,0 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 972,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 992,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 188,48 6 

Summe brutto: 1.180,48 6 

Die gerichtliche Tätigkeit 
Gegenstandswert: 15.000,00 6 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 735,80 6 



Anrechnung gern. Vorbem. 3 Abs. 4 VV RVG: 
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./. 0,75 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 364,50 € 

Gegenstandswert: 10.000,00 6 

restl. Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 371,306 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 679,20 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 1.070,50 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 203,40 6 

Summe brutto: 1.273,90 6 



Denken Sie auch hier daran, dass die 2,0 Geschäftsgebühr lediglich zu einem 
Gebührensatz von 0,75 auf die Verfahrensgebühr angerechnet werden darf. 

Wird über einen höheren Gegenstandswert prozessiert ais außergericht- 
iich geitend gemacht, darf die Geschäftsgebühr nur über den niedrigeren 
außergerichtiichen Gegenstandswert angerechnet werden (hier aiso 
über 10.000,00 €), weii ja nur hierüber eine Geschäftsgebühr entstanden ist. 



16.5 Schreiben einfacher Art 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf Mahnungen, Kündigun- 
gen oder Schreiben einfacher Art, die weder schwierige rechtliche Ausführun- 
gen noch größere sachliche Auseinandersetzungen enthalten, so erhält er nach 
Nr. 2302 VV RVG nur eine 0,3 Geschäftsgebühr. Nach der Anmerkung zur 
Nr. 2302 VV RVG handelt es sich dann um ein Schreiben einfacher Art, wenn 
dieses weder schwierige rechtliche Ausführungen noch größere sachliche 
Auseinandersetzungen enthält. 

Im Gegensatz zur Geschäftsgebühr des 2300 VV RVG wird die Nr. 2302 VV 
RVG nur dann angewendet, wenn sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die 
Anfertigung der genannten einfachen Schreiben beschränkt. Ist ein Schreiben 
erforderlich, das schwierige rechtliche Ausführungen enthält, so entsteht die 
Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG. Nach der Begründung zum RVG 
soll es zur Abgrenzung von der Geschäftsgebühr in Nr. 2300 VV RVG künftig 
allein auf den Inhalt des erteilten Auftrags und nicht auf die tatsächlich 
ausgeführte Tätigkeit ankommen, so dass die Regelung über Schreiben 
einfacher Art nicht gilt, wenn auftragsgemäß einem einfachen Schreiben 
umfangreiche Prüfungen oder Überlegungen vorausgegangen sind. 

Bei einem gerichtlichen Verfahren in dieser Sache wird die Geschäftsgebühr 
zur Hälfte auf die Verfahrensgebühr des nachfolgenden gerichtlichen 
Verfahrens angerechnet. 



Nr. 2302 VV RV 



Anrechnung, 
Vorbem. 3 IV 
VVRVG 





156 



Teil 2: Das Kostenrecht 



16.6 Prüfungsfragen 

1. Für welche Tätigkeit entsteht die Geschäftsgebühr? 

Sie entsteht für das Betreiben des Geschäfts einschließlich der Information 
und für die Mitwirkung bei der Gestaltung eines Vertrags. 

2. Was für eine Art von Gebühr ist die Geschäftsgebühr? 

Die Geschäftsgebühr ist eine Rahmengebühr. 

3. Nennen Sie den Gebührenrahmen für die Geschäftsgebühr. 

0,5 bis 2,5 

4. Wie hoch ist in der Regel die Mittelgebühr bei der Geschäftsgebühr? 

1,3 

5. Welche Umstände sind bei der Bemessung des Gebührensatzes für die 
Geschäftsgebühr zu berücksichtigen? 

Zu berücksichtigen sind 

• der Umfang der Angelegenheit, 

• die Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, 

• die Bedeutung der Angelegenheit, 

• die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Auftraggebers 

• und ein besonderes Haffungsrisiko des Rechtsanwalts. 

6. Wann kann eine Gebühr von mehr als 1,3 nur gefordert werden? 

wenn die Tätigkeit umfangreich oder schwierig war 

7. Welche Besonderheit giit für ein sich anschließendes gerichtiiches 
Verfahren in Bezug auf die Geschäftsgebühr? 

Die Geschäftsgebühr wird zur Hälfte auf die Verfahrensgebühr angerech- 
net, höchstens aber zu 0,75. 

8. Welche Arten des anwaltlichen Aufforderungsschreibens gibt es? 

das Aufforderungsschreiben mit und ohne Klageauftrag 

9. Wie lautet die Kostenrechnung bei einem anwaltlichen Aufforde- 
rungsschreiben? a) mit b) ohne Klageauftrag? 

a) 0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3101 VV RVG, Postentgelte, Umsatzsteuer 

b) 1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG, Postentgelte, Umsatzsteuer 

10. Welche Gebühr entsteht bei einem Schreiben einfacher Art? 
eine 0,3 Geschäftsgebühr nach Nr. 2302 VV RVG 

11. Wann liegt ein Schreiben einfacher Art vor? 

wenn dieses Schreiben weder schwierige rechtliche Ausführungen noch 
größere sachliche Auseinandersetzungen enthält 

12. Findet bei einem Schreiben einfacher Art eine Anrechnung statt? 

Ja, bei einem gerichtlichen Verfahren wird diese Gebühr zur Hälfte ange- 
rechnet. 





Allgemeine Gebühren 



Dem VV RVG sind im Teil 1 „Allgemeine Gebühren“ vorangestellt, die in 
gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten entstehen können. 
Hierzu gehören die Einigungsgebühr, die Aussöhnungsgebühr, die 
Erledigungsgebühr und die Hebegebühr, aber auch die Erhöhung durch 
den Mehrvertretungszuschlag. 

17.1 Die Einigungsgebühr 

(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 7) 

Die Einigungsgebühr ist die Lieblingsgebühr des Gesetzgebers. Wer sich mit 
dem Gegner über Ansprüche einigt, hat einen wichtigen Beitrag zum 
Rechtsfrieden geleistet. 

17.1.1 Grundlagen 

Die außergerichtliche Einigungsgebühr ist in der Nr. 1000 VV RVG geregelt, 
weil die Nummern des Vergütungsverzeichnisses durchweg vierstellig sind 
und sie im ersten Teil (das ist die 1 der Nr.) ohne Abschnitt (also Abschnitt 0) 
steht. Sie ist die erste Gebühr des Vergütungsverzeichnisses. Da sie sich im 
ersten Teil „Allgemeine Gebühren“ befindet, kann diese Gebühr wie die 
anderen dieses Teils neben den Gebühren der anderen Teile stehen (Vorbem. 
1 VV RVG). Mit diesem Standort wird zugleich die in der Gesetzesbegrün- 
dung erwähnte gewandelte Auffassung über die Tätigkeit des heutigen 
Rechtsanwalts hervorgehoben - weg vom Prozessjuristen hin zur vorsorgen- 
den Rechtspflege. 

Die Einigungsgebühr entsteht nach Nr. 1000 Anmerkung 1 W RVG für 
die Mitwirkung beim Abschluss eines Vertrags, durch den der Streit oder 
die Ungewissheit der Parteien über ein Rechtsverhältnis beseitigt wird, 
es sei denn, der Vertrag beschränkt sich ausschließlich auf ein Anerkennt- 
nis oder einen Verzicht. Der Gebührensatz beträgt bei einer außergericht- 
lichen Einigung 1,5. 

Für die Einigungsgebühr ist kein formeller Vergleich gern. § 779 BGB 
erforderlich. Der Begriff der Einigungsgebühr ist weiter gefasst. Es reicht der 
Abschluss eines Vertrages aus, der den Streit oder die Ungewissheit der 
Parteien über ein Rechtsverhältnis beseitigt. Deshalb löst etwa auch ein 
Zwischenvergleich, in dem sich die Parteien über den weiteren Verfahrens- 
fortgang einigen (z. B. Einigung auf ein neutrales Sachverständigengutachten 
oder auf einen Gerichtsstand) die Einigungsgebühr aus. Natürlich führt auch 
ein formeller Vergleich zu einer Einigungsgebühr. 



Nr. 1000 VV RVG 



Begriff 
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Die bloße Mitwirkung des Rechtsanwalts am Zustandekommen der Einigung 
reicht aus; es ist nicht erforderlich, dass der Rechtsanwalt beim Abschluss des 
Einigungsvertrages auch selbst noch einmal anwesend ist. Allerdings muss 
seine Mitwirkung für den Einigung s vertrag ursächlich sein. 

Prüfungsfalle beim Streitwert: Maßgeblich für die Höhe der Einigungsge- 
hühr ist nicht der Wert, auf den sich die Parteien in dem Vertrag geeinigt 
haben (das Ergebnis), sondern der (höhere) Gegenstandswert, von dem der 
Anspruchssteller zu Beginn der Verhandlungen zunächst ausgeht (siehe das 
folgende Beispiel 1). 

17.1.2 Die außergerichtliche Einigung 

Wird eine Einigung außergerichtlich, also vor Einreichung eines Klageantrages 
geschlossen, so werden damit zugleich die Gerichte entlastet, weil sie vor 
einem möglicherweise aufwändigen und auf jeden Fall auch für den Staat 
teuren Prozess bewahrt werden. 

BEISPIEL 1 - DIE AUSSERGERICHTLICHE EINIGUNG: 

Der Rechtsanwalt wird In einer durchschnittlichen, nicht umfangreichen oder 
schwierigen Sache außergerichtlich tätig. Nach Besprechungen mit beiden 
Parteien unterbreitet er ihnen einen schriftlichen Vergleichsvorschlag, der 
binnen eines Monats angenommen werden soll. Schon eine Woche später ruft 
M den Rechtsanwalt an und teilt ihm freudig mit, er habe bereits jetzt mit dem 
Gegner eine Einigung erzielt, der Vertrag sei gestern von beiden unterschrie- 
ben worden. Gegenstandswert : 3.000,00 €. 



Gegenstandswert : 3.000,00 € 

1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 245,70 € 

1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 283,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 549,20 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 104,35 € 

Summe brutto: 653,55 € 



Der Rechtsanwalt hat den Vergleichsvorschlag selber entworfen und 
demgemäß bei der Einigung ursächlich mitgewirkt, selbst dann, wenn er beim 
Abschluss des Vergleichs nicht anwesend war. 

BEISPIEL 2 - VARIANTE: DIE AUSSERGERICHTLICHE EINIGUNG: 

Der Rechtsanwalt hat Prozessauftrag gegen B über 3.000,00 €. Er erzielt in 
einem Gespräch mit B eine Einigung, nach der dieser bereit ist, auf die 
Forderung 2.500,00 € zu zahlen und die Kosten zu übernehmen. 

Wie wir bereits in dem Kapitel über die Terminsgebühr gesagt haben (s. o. S. 
138), kann diese auch für die Mitwirkung an einer auf die Vermeidung 
oder Erledigung des Verfahrens gerichteten Besprechung ohne Beteiligung des 
Gerichts entstehen, ln Beispiel 2 wird die Terminsgebühr sogar durch eine 
außergerichtliche Besprechung über Ansprüche ausgelöst, die noch gar nicht 
rechtshängig sind! Der Rechtsanwalt will ja in dem Termin ein Verfahren 
vermeiden, und das soll nach dem Willen des Gesetzgebers dann auch mit 
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einer Terminsgebühr belohnt werden. Ein Prozessauflrag muss allerdings 



vorliegen. 

Gegenstandswert : 3.000,00 € 

0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 0 1 VV RVG 1 5 1 ,20 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 226,80 € 

1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 283,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 681,50 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 129,49 € 

Summe brutto: 810,99 6 



Sind in einem gerichtlichen oder außergerichtlichen Vergleich keine anders § 98 ZPO 
lautenden Regelungen getroffen worden, so gelten die Kosten als gegeneinan- 
der aufgehoben. 

17.1.3 Die Einigung in einem gerichtiichen Verfahren 

Die Einigungsgebühr kann, wie beschrieben, außergerichtlich, aber auch in 
einem gerichtlichen Verfahren entstehen. 

Wird die Einigung in einem gerichtlichen Verfahren (außer einem selbst- Gebührensatz 
ständigen Beweisverfahren) über die rechtshängigen Ansprüche In der 
ersten Instanz geschlossen, beträgt der Gebührensatz 1,0 (Nr. 1003 W 
RVG) und In der zweiten und dritten Instanz 1,3 (Nr. 1004 VV RVG). 



BEISPIEL 3 - DER PROZESSVERGLEICH ERSTER INSTANZ: 

Der Rechtsanwalt erhebt Klage gegen B In Höhe von 3.000 6. Im Termin wird 
nach Erörterung ein Vergleich dahingehend geschlossen, dass B zum 
Ausgleich der Klageforderung 2.000 € zahlt. 



Gegenstandswert : 3.000,00 6 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 245 ,70 6 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 226,80 6 

1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 189,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 681,506 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 129,49 6 

Summe brutto: 810,99 6 



Die Ermäßigung des Gebührensatzes auf 1,0 gilt nach Nr. 1003 VV RVG 
auch, wenn ein Verfahren über die Prozesskostenhilfe anhängig ist, soweit 
nicht lediglich Prozesskostenhilfe für die gerichtliche Protokollierung des 
Vergleichs beantragt wird oder sich die Beiordnung auf den Abschluss eines 
Vertrags im Sinne der Nummer 1000 erstreckt (§ 48 Abs. 3 RVG). 

BEISPIEL 4 - DER VERGLEICH IN DER BERUFUNG: 

Berufung durch Rechtsanwalt R über 20.000,00 €. Nach einem erfolglosen 
Gütetermin und einer streitigen mündlichen Verhandlung schließen die Parteien 
einen Vergleich, in dem sich der Berufungsbeklagte verpflichtet, zum Ausgleich 
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der Forderung an den Berufungskläger 15.000,00 € zu zahlen. - Kostenrech- 



nung für Rechtsanwalt R? 

Gegenstandswert: 20.000,00 € 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 1.033,60 € 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 775,20 € 

1.3 Einigungsgebühr, Nr. 1004 VV RVG 839,80 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 2.668,60 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 507,03 € 

Summe brutto: 3.175,63 6 



Klage 

erforderlich 

Anwaltsvergleich 



Wie Sie ohne weiteres erkennen werden, entsteht die Einigungsgebühr niemals 
für sich alleine, sondern sie wird stets nur neben anderen Betriebsgebühren 
anfallen (z. B. Verfahrensgebühr, Geschäftsgebühr). 

Der außergerichtliche Vergleich kann allerdings nicht unmittelbar vollstreckt 
werden, sondern muss ggf. noch einmal eingeklagt werden. Ist ein Vergleich 
beabsichtigt, der als Titel unmittelbar vollstreckt werden kann, so kommt ein 
Anwaltsvergleich in Betracht, in dem sich der Schuldner der sofortigen 
Zwangsvollstreckung unterworfen hat und der bei einem Amtsgericht 
niedergelegt ist (§ 796 a ZPO). 



Teilvergleich 



17.1.4 Teilvergleich und Widerrufsvergleich 

Wird ein Vergleich nur über einen Teil der geltend gemachten Forderung 
geschlossen, so entsteht die Einigungsgebühr auch nur über diesen Teil der 
Forderung. 



BEISPIEL 5 - DER TEILVERGLEICH: 

In einer Verkehrsunfallsache macht Rechtsanwalt R für M Sachschäden in 
Höhe von 6.000 €, einen Verdienstausfall in Höhe von 8.000 €, aber auch einen 
Schmerzensgeldanspruch von 4.000 € geltend. Mit dem Gegner wird im Laufe 
des Prozesses über das Schmerzensgeld eine Einigung dahingehend erzielt, 
dass hierfür zur Abgeltung dieses Anspruchs 3.000 6 gezahlt werden sollen. 
Über die restlichen Ansprüche wird weiter prozessiert. - Hinsichtlich des 
Vergleiches entsteht eine 1,0 Einigungsgebühr gemäß Nr. 1003 W RVG 
über einen Gegenstandswert von 4.000 €. 

BEISPIEL 6 - DER WIDERRUFSVERGLEICH: 

In einem unter den Parteien sehr kontrovers und aggressiv geführten 
Rechtsstreit um 10.000,00 6 versucht Rechtsanwalt R für M nach erfolglosem 
Gütetermin und streitiger mündlicher Verhandlung in einem späteren Termin, 
zu dem die Parteien nicht persönlich erschienen sind, die Sache durch einen 
Vergleich zu befrieden, nach dem der Gegner für die Klageforderung 
6.000,00 6 zahlen soll. Der Vergleich kann jedoch binnen zwei Wochen 
widerrufen werden. M ist mit dem Vergleich nicht einverstanden und veranlasst 
Rechtsanwalt R, den Vergleich fristgerecht zu widerrufen. Nach einer 
Beweisaufnahme mit Weiterverhandlung ergeht ein Urteil. 

Vgl. zu diesem Beispiel . . . 





17 Allgemeine Gebühren 



161 



Anm. Abs. 3 zu Nr. 1000 VV RVG: Für die Mitwirkung bei einem unter einer 
aufschiebenden Bedingung oder unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
geschlossenen Vertrag entsteht die Gebühr, wenn die Bedingung eingetre- 
ten ist oder der Vertrag nicht mehr widerrufen werden kann. 

Im Beispiel 6 entsteht also neben der Verfahrensgebühr und der Terminsge- 
bühr keine Einigungsgebühr, weil der Vergleich widerrufen worden ist. 

17.1.5 Die Differenzverfahrensgebühr 

Bei der Kostenrechnung ist weiterhin zu bedenken, dass bei einer Einigung 
nicht immer nur rechtshängige Ansprüche erledigt werden (insofern entsteht 
nach Nr. 1003 VV RVG erstinstanzlich eine 1,0 Einigungsgebühr), sondern 
bisweilen auch Ansprüche, die noch nicht rechtshängig sind {Mehrvergleich). 
Für die Einigung über diese außergerichtlichen Ansprüche entsteht dann noch 
neben der 1,5 Einigungsgebühr nach Nr. 1000 VV RVG eine Differenzverfah- 
rensgebühr. 

Die zusätzliche, ermäßigte Verfahrensgebühr (Differenzverfahrensgebühr 
oder Verfahrensdifferenzgebühr) nach Nr. 3101 Nr. 2 VV RVG entsteht, 
wenn der Rechtsanwalt beantragt, 

• eine Einigung über in diesem Verfahren nicht rechtshängige Ansprüche zu 
Protokoll zu nehmen, 

• eine solche Einigung gemäß § 278 Abs. 6 ZPO festzustellen oder 

• wenn der Rechtsanwalt Einigungsgespräche über solche Ansprüche führt. 

Die Differenzverfahrensgebühr beträgt 

• erstinstanzlich 0,8 (Nr. 3101 VV RVG), 

• in zweiter Instanz 1,1 (Nr. 3201 VV R VG) 

• und in dritter Instanz bei einem beim BGH zugelassenen Rechtsanwalt 
1,8 (Nr. 3209 VV RVG), im Übrigen 1,1 (Nr. 3207 VV RVG) 

nach dem Wert des nicht rechtshängigen Anspruchs. 

BEISPIEL 7 - DER MEHRVERGLEICH: 

Klage über 15.000 € Schadensersatz durch Rechtsanwalt R. Im außergerichtli- 
chen Vergleichsgespräch werden weitere 5.000 € Schmerzensgeld erwähnt. Im 
Gütetermin wird nach Erörterung der rechtshängigen und zur Vermeidung 
eines gerichtlichen Verfahrens auch der nicht rechtshängigen Ansprüche ein 
Vergleich dahingehend geschlossen, dass der Beklagte an den Kläger 
17.000 € zahlt und damit alle Ansprüche abgegolten sein sollen. 

Hier ist bei der Kostenrechnung zu berücksichtigen, dass zwar nur 15.000,00 € 
eingeklagt wurden, aber die rechthängigen und nicht rechtshängigen 
Ansprüche gerichtlich erörtert und verglichen wurden. 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt R 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 73 5 ,80 € 

Gegenstandswert: 15.000,00 6 



Entstehung 

Mehrvergleich 



Höhe 
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§ 15 III beachten! 



0,8 Differenzverfahrensgebühr, Nr. 3101 VV RVG 

Gegenstandswert: 5.000,00 € 

gekürzt nach § 15 111 RVG 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Gegenstandswert: 20.000,00 € 

1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 
Gegenstandswert: 15.000,00 6 
1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 
Gegenstandswert: 5.000,00 6 
gekürzt nach § 15 111 RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



240,80 6 
976,60 6 

839,80 6 
775,20 6 

566,00 6 

451,50 6 
1.017,50 6 

969,00 6 
20,00 6 
2.604,00 6 
494,76 6 
3.098,76 6 



Achtung! Die Verfahrensgebühr und die Differenzverfahrensgebühr 

dürfen zusammen nicht höher sein als eine Gebühr mit dem höheren 
Gebührensatz von dem zusammengerechneten Streitwert (§ 15 III RVG). 
Sollte dies der Fall sein, werden die Gebühren entsprechend gekürzt. 

Ähnliches gilt für die beiden Einigungsgebühren: Beide Gebühren dürfen 
zusammen nicht mehr ergeben als eine 1,5 Gebühr von dem addierten 
Gegenstandswert der beiden Einigungsgebühren. 



Auf unser Beispiel 7 angewendet, bedeutet das: 

1. Bezüglich der Verfahrensgebühren: Die 1,3 Verfahrensgebühr über 
15.000,00 6 plus die 0,8 Differenzverfahrensgebühr über 5.000,00 6 dürfen 
nach § 15 111 RVG zusammen nicht mehr betragen als eine 1,3 Gebühr über 
den addierten Gesamtstreitwert von 20.000,00 6. 

2. Bezüglich der Einigungsgebühren: Die 1,0 Einigungsgebühr über 
15.000,00 6 plus die 1,5 Einigungsgebühr über 5.000,00 6 dürfen nach 
§ 15 111 RVG zusammen nicht mehr betragen als eine 1,5 Gebühr über den 
addierten Gesamtstreitwert von 20.000,00 6. 

Die Terminsgebühr wird über 20.000,00 6 berechnet, weil auch über den nicht 
rechtshängigen Schmerzensgeldanspruch von 5.000,00 6 vor Gericht erörtert 
wurde. Die Terminsgebühr wäre über die 5.000,00 6 übrigens auch dann 
entstanden, wenn die Parteien hierüber nur außergerichtliche Gespräche mit 
dem Ziel einer gütlichen Einigung geführt und diesen Anspruch dann im 
Termin gleich mitprotokolliert hätten, siehe Vordem. 3 Abs. 3 VV RVG. 

BEISPIEL 8 - VARIANTE: MEHRVERGLEICH IN DER BERUFUNG: 

Berufung über 30.000,00 €. Im Termin wird die rechtshängige und eine nicht 
rechtshängige Forderung von 6.000,00 € erörtert und über beide Forderungen 
ein Vergleich geschlossen, nach dem sich der Beklagte verpflichtet, zur 
Abgeltung dieser Forderungen an den Berufungskläger 33.000,00 € zu zahlen. 
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Kostenrechnung: 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 
Gegenstandswert: 30.000,00 € 

1 . 1 Differenzverfahrensgebühr, 

Nr. 3201 VVRVG 
Gegenstandswert: 6.000,00 € 
gekürzt nach § 15 111 RVG 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 
Gegenstandswert: 36.000,00 € 

1.3 Einigungsgebühr, Nr. 1004 VV RVG 
Gegenstandswert: 30.000,00 € 

1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 
Gegenstandswert: 6.000,00 € 
gekürzt nach § 15 111 RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 

ZUR ERLÄUTERUNG: 



1.212,80 € 



371,80 € 
1.584,60 € 



1.443,20 € 
1.082,40 6 



985,40 € 



507,00 € 

1.492,40 6 

1.353,00 6 
20,00 6 
3.898,60 6 
740,73 6 
4.639,33 6 



Die beiden Verfahrensgebühren dürfen zusammen nicht mehr als eine 1,6 
Gebühr von 36.000,00 6 ergeben, die beiden Einigungsgebühren nicht mehr 
als eine 1,5 (= von 1,3 und 1,5 der höchste Gebührensatz) von 36.000,00 6. 

Die Terminsgebühr wird ebenfalls vom Gesamtbetrag berechnet, weil 
hierüber ja vor Gericht erörtert wurde. 

BEISPIEL 9 - DER WIDERRUF DES MEHRVERGLEICHS: 

Rechtsanwalt R reicht für M Klage gegen B ein in Höhe von 5.000,00 €. Im 
Termin wird diese Forderung und eine weitere nicht rechtshängige Forderung 
von 3.000,00 € besprochen und vorbehaltlich einer Widerrufsfrist von einem 
Monat in der Weise verglichen, dass B zur Abgeltung beider Forderungen an M 
hierfür 6.000,00 € zahlt. Der Vergleich wird fristgemäß widerrufen. Nach einer 
streitigen mündlichen Verhandlung und einer Beweisaufnahme ergeht ein 
Urteil. 

Wie wir bereits zu Beispiel 5 besprochen hatten, wird eine Einigungsgebühr 
nicht berechnet. Wie steht es aber mit der Differenzverfahrensgebühr? Diese 
Gebühr ist eine reine Antragsgebühr, die, soweit sie entstanden ist, nicht 
nachträglich wieder wegfallt. Da wir zwei Verfahrensgebühren haben, ist also 
wieder die Kappung nach § 15 III RVG zu beachten. 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt R 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 391,306 

Gegenstandswert: 5.000,00 6 

0,8 Differenzverfahrensgebühr, Nr. 3 1 0 1 VV RVG 151,20 6 
Gegenstandswert: 3.000,00 6 542,50 6 

gekürzt nach § 15 III RVG 



Prüfung § 15 III 
VVRVG 



535,60 6 
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Entstehung 
und Höhe 



1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 494,40 € 

Gegenstandswert: 8.000,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.050,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 199,50 6 

Summe brutto: 1.249,50 6 



Dass die Terminsgebühr über den vollen Betrag von 8.000,00 6 berechnet 
wird, hatten wir ebenfalls schon behandelt. 

17.2 Die Aussöhnungsgebühr 

Die Aussöhnungsgebühr entsteht für die Mitwirkung bei der Aussöh- 
nung, wenn der ernstliche Wille eines Ehegatten, eine Scheidungssache 
oder ein Verfahren auf Aufhebung der Ehe anhängig zu machen, hervorge- 
treten ist und die Ehegatten die eheliche Lebensgemeinschaft fortsetzen 
oder die eheliche Lebensgemeinschaft wieder aufnehmen. Dies gilt 
entsprechend bei Lebenspartnerschaften. 

Ist sie außergerichtiich entstanden, beträgt sie 1,5 (Nr. 1001 W RVG), bei 
einem anhängigen gerichtiichen Verfahren (außer selbstständigem 
Beweisverfahren) beträgt sie 1,0 (Nr. 1003 W RVG). 



BEISPIEL 10 - DIE AUSSERGERICHTLICHE AUSSÖHNUNG: 

Rechtsanwalt R soll für M, der von seiner Frau F getrennt lebt, das Schei- 
dungsverfahren durchführen. Zur Flerbeiführung einer einverständlichen 
Regelung kommt es zu einer Besprechung mit M und dessen Frau im Büro von 
Rechtsanwalt R. Im Verlaufe des Gespräches findet die Aussöhnung statt. 

Rechtsanwalt R erhält aus dem Wert der Scheidung 
eine 1,3 Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG, 
eine 1,5 Aussöhnungsgebühr nach Nr. 1001 VV RVG 
zuzüglich Postentgelte und Umsatzsteuer. 

BEISPIEL 11 - DIE AUSSÖHNUNG BEI RECHTSHÄNGIGEM VERFAHREN: 

Im Beispiel 10 fand die Aussöhnung statt, nachdem bereits der Scheidungsan- 
trag eingereicht war. M zieht den Scheidungsantrag zurück und zieht in die 
gemeinsame Wohnung wieder ein. 

Rechtsanwalt R erhält aus dem Wert der Scheidung 

eine 1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV RVG, 

und eine 1,0 Aussöhnungsgebühr nach Nr. 1001, 1003 VV RVG 

zuzüglich Postentgelte und Umsatzsteuer. 
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17.3 Die Erledigungsgebühr 

Die Erledigungsgebühr enisleht, wenn sich 

• eine Rechtssache ganz oder teilweise nach Aufhebung oder 
Änderung des mit einem Rechtsbehelf angefochtenen Verwaltungs- 
akts durch die anwaltliche Mitwirkung erledigt oder 

• wenn sie sich ganz oder teilweise durch Erlass eines bisher abgelehn- 
ten Verwaltungsakts erledigt 

• und der Rechtsanwalt an der Erledigung mitgewirkt hat. 

Ist sie außergerichtlich entstanden, beträgt der Gebührensatz 1,5 (Nr. 
1002 W RVG), bei einem anhängigen gerichtlichen Verfahren (außer 
selbstständigem Beweisverfahren) beträgt sie 1,0 (Nr. 1003 WRVG). 

Die Regelung über die Erledigung bezieht sich auf die Verfahren vor den 
Verwaltungsbehörden und auf gerichtliche Verfahren, soweit in ihnen ein 
Verwaltungsakt mit einem Rechtsbehelf angefochten wird. 

BEISPIEL 12 - DER ANGEFOCHTENE STEUERBESCHEID: 

M lässt durch Rechtsanwalt R einen Steuerbescheid anfechten. Aufgrund des 
überzeugenden Schriftsatzes von Rechtsanwalt R ändert das Finanzamt den 
Steuerbescheid im Sinne von M ab. 

Rechtsanwalt R erhält 

eine 1,3 Geschäfitsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG, 
eine 1,5 Erledigungsgebühr nach Nr. 1002 VV RVG 
zuzüglich Postentgelte und Umsatzsteuer. 

17.4 Die Hebegebühr 

Werden an den Rechtsanwalt bare oder unbare Zahlungen geleistet, die er 
auftragsgemäß auszahlt oder zurückzahlt, so entsteht hierfür gemäß Nr. 1009 
VV RVG eine Hebe- oder Inkassogebühr. Der Rechtsanwalt hat die Befugnis, 
vor Überweisung des Betrages an den Auftraggeber seine Gebühr von dem 
abzuliefernden Betrag abzuziehen (Nr. 1009 Abs. 2 S. 2 VV RVG). 



Die Höhe der Gebühr beträgt: 






von Beträgen bis 


2.500 € 


1 % 


von dem Mehrbetrag bis 


10.000 € 


0,5 % 


von dem Mehrbetrag über 


10.000 € 


0,25 % 



BEISPIEL 13 - GRUNDFALL: 



Ein Rechtsanwalt hat vom Gegner 28.000 € erhalten. Er leitet das Geld 
auftragsgemäß an den Mandanten weiter. Der Rechtsanwalt erhält: 



Entstehung 
und Höhe 
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1 % 


aus 


2.500,00 € = 


25,00 € 


0,5 % 


aus 


7.500,00 € = 


37,50 € 


0,25 % 


aus 


18.000,00 €= 


45.00 € 








1 07.05 € 



mehrere Beträge Ist das Geld in mehreren Beträgen gesondert ausgezahlt, so wird die Gebühr 
vonjedem Betrag gesondert erhoben (Nr. 1009 Anm. Abs. 3 VV RVG). 

BEISPIEL 14 - MEHRERE BETRÄGE: 



Ein Beklagter übergibt dem Rechtsanwalt an zwei verschiedenen Zeitpunkten 
je 2.000 € zur Weiterleitung an den Gegner. - Die Hebegebühr wird nicht aus 
4.000 €, sondern aus 2 mal 2.000 € berechnet, obwohl das Geld mit einer 
Überweisung an den Gegner weitergeleitet wird. 



Rundung 



Wertpapiere und 
Kostbarkeiten 



Wie auch sonst ist die Hebegebühr auf den nächstliegenden Cent auf- oder 
abzurunden. 0,5 Cent werden aufgerundet. 

Der Rechtsanwalt erhält die Hebegebühr auch für die Ablieferung und 
Rücklieferung von Wertpapieren und Kostbarkeiten. In diesem Beispiel 
errechnet sich die Gebühr nach den oben genannten Grundsätzen, die sich an 
dem Wert orientieren (Nr. 1009 Anm. Abs. 4 VV RVG). 



besonderer 

Auftrag 

erforderlich! 



Eine Hebegebühr kann jedoch nur berechnet werden, falls der Rechtsanwalt 
zur Empfangnahme, Auszahlung oder Rückzahlung besonders beauftragt 
wurde. Eine Prozessvollmacht nach § 81 ZPO reicht hierzu nicht aus, da sie 
nur zur Empfangnahme der vom Gegner zu erstattenden Kosten, nicht aber der 
Streitsumme selbst ermächtigt. Anders liegt der Fall, wenn die Vollmachtsur- 
kunde so abgefasst wurde, dass sie auch zur Entgegennahme der Streitsumme 
ermächtigt. Der Inkassoauftrag kann auch stillschweigend erteilt werden. 




In folgenden Fällen erhält ein Rechtsanwalt gemäß Anm. Abs. 5 zu Nr. 
1009 W RVG die Hebegebühr nicht, soweit er: 

1 . Kosten an ein Gericht oder eine Behörde weiterleitet, 

2. eingezogene Kosten an den Auftraggeber abführt, 

3. eingezogene Beträge aufseine Vergütung verrechnet. 



Zur Hebegebühr können noch Postentgelte (Nr. 7001, 7002 VV RVG) und 
Umsatzsteuer (Nr. 7008 VV RVG) hinzugerechnet werden. 



17.5 Der Mehrvertretungszuschlag 

(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 8) 

Nr. 1008 VV RVG Wenn der Rechtsanwalt in derselben Angelegenheit für mehrere Auftraggeber 
und wegen desselben Gegenstandes tätig wird, erhält er von allen Auftragge- 
bern zusammen die Vergütung nur einmal (Gesamtvergütung) gemäß Nr. 1008 
VVRVG. 

Beispiele für mehrere Auftraggeber: Vertretung einer OHG oder KG, wenn 
sie gesamtschuldnerisch verklagt werden, nicht rechtsfähige Vereine auf der 
Klägerseite, Eheleute als Gesamt(hands)gläubiger oder als Gesamtschuldner, 
Wohnungseigentümergemeinschaften', nicht jedoch Eltern als gesetzliche 
Vertreter ihres minderjährigen Kindes, da das Kind Auftraggeber ist. 
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Es erhöhen sich jedoch für jeden weiteren Auftraggeber (also vom 
zweiten an) gemäß Nr. 1008 die: 

• Verfahrensgebühren gemäß Nr. 3100, 3200, 3206, 3208 W RVG und 

• für die vorzeitige Beendigung des Auftrags gemäß Nr. 3101, 3201, 
3207, 3209 VV RVG, 

• die Differenzverfahrensgebühr gemäü Nr. 3101 VV RVG, 3201 und 
Nr. 3206 bzw. 3209 VV RVG, 

• die Verfahrensgebühren für den Antrag auf Erlass eines Mahnbe- 
scheides gemäß Nr. 3305 VV RVG, 

• für die Einlegung des Widerspruchs gemäß Nr. 3307 VV RVG, 

• und für den Antrag auf Erlass eines Vollstreckungsbescheides, Nr. 
3308 VV RVG; 

• außerdem die Korrespondenzgebühr gemäf}, Nr. 3400 W RVG, 

• die Verfahrensgebühr der Zwangsvollstreckung gemäß Nr. 3309 VV 
RVG, 

• die Geschäftsgebühr gemäß, Nr. 2300 VV RVG, 

• die Gebühr für Schreiben einfacher Art gern. Nr. 2302 W RVG und 
ähnliche Betriebsgebühren 

um 0,3 oder 30 % bei Festgebühren oder Betragsrahmengebühren. Die 
Erhöhung darf aber 2,0 nicht überschreiten. 

Bei Festgebühren dürfen die Erhöhungen das Doppelte der Festgebühr und 
bei Betragsrahmengebühren das Doppelte des Mindest- und Höchstbetrages 
nicht übersteigen (Nr. 1008 Anm. Abs. 3 VV RVG). Die Mindestgebühr von 
10 € kann unterschritten werden, da es sich bei dem Mehrvertretungszuschlag 
nicht um eine eigenständige Gebühr handelt, sondern um die Erhöhung einer 
der genannten Betriebsgebühren. 

BEISPIEL 15 - MEHRERE AUFTRAGGEBER (1. INSTANZ): 

Der Rechtsanwalt vertritt in erster Instanz vier Mieter in derselben Angelegen- 
heit. Gegenstandswert: 4.000 €. Es kommt nach einem Gütetermin und einer 
streitigen mündlichen Verhandlung zu einem Urteil. 



Gegenstandswert: 4.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 318,506 

0,9 Erhöhung, Nr. 1008 VV RVG 220,50 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 294,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 853,006 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 162,07 6 

Summe brutto 1.015,07 6 



Nach altem Recht (§ 6 BRAGO) wurde noch die Ausgangsgebühr um 3/10 
erhöht. Das ist jetzt nicht mehr der Fall. Wird der Rechtsanwalt z. B. für 6 
Mandanten in der Zwangsvollstreckung tätig, so sind insgesamt für die 
Vollstreckung 5 x 0,3 = 1,5 zuzüglich 0,3 als Gebühr zu berechnen. 
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BEISPIEL 16 - ACHT ODER MEHR AUFTRAGGEBER: 

Wie Beispiel 15, nur zweite Instanz und Tätigkeit für 8 Personen in derselben 
Angelegenheit. - Die Kosten werden wie folgt berechnet: 



Gegenstandswert: 4.000,00 € 

1 ,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 392,00 € 

2,0 Erhöhung, Nr. 1 008 VV RVG 490,00 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 294,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1 .196,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 227,24 € 

Summe brutto 1 .423,24 € 



Erhöht werden darf nur der Streitwert, der bei den verschiedenen Auftragge- 
bern in derselben Angelegenheit auch gemeinsam ist. 

BEISPIEL 17 - DIESELBE ANGELEGENHEIT? (PRÜFUNGSFALL): 

Der Rechtsanwalt erhebt für zwei Personen, nämlich die Eheleute Susanne 
und Siegfried Schmitz, Klage auf Zahlung wegen 

• einer gemeinsamen Forderung von 10.000,00 €, 

• einer Schmerzensgeldforderung der Ehefrau von 5.000,00 € und 

• einer Schmerzensgeldforderung des Ehemannes von 4.000,00 €. 

Nach einem erfolglosen Gütetermin, einer streitigen mündlichen Verhand- 
lung und einer Beweisaufnahme mit Weiterverhandlung ergeht ein Urteil. 

Hier ist klar, dass die Schmerzensgeldforderungen keine gemeinsamen 
Ansprüche sind, denn jeder hat seine Schmerzen für sich allein. 



1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 787,80 € 

Gegenstandswert: 19.000,00 6 

0,3 Erhöhung, Nr. 1008 VV RVG 145,80 € 

Gegenstandswert: 10.000,00 6 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 727,20 6 

Gegenstandswert: 19.000,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 1 .680,80 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 319,35 6 

Summe brutto 2.000,15 6 



Gemeinsam ist nur die Forderung über 10.000,00 6, nur hierüber fällt eine 
Erhöhung an. 





17 Allgemeine Gebühren 



169 



17.6 Prüfungsfragen 

1. Welche allgemeinen Gebühren des VV RVG kennen Sie? 

Die Einigungsgebühr, die Aussöhnungsgebühr, die Erledigungsgebühr, 
die Hebegebühr und die Erhöhung (Mehrvertretungszuschlag) 

2. Wann entsteht die außergerichtliche Einigungsgebühr und nach 
welcher Vorschrift? 

Die Einigungsgebühr entsteht nach Nr. 1000 Abs. 1 VV RVG für die 
Mitwirkung beim Abschluss eines Vertrages, durch den der Streit oder die 
Ungewissheit der Parteien über ein Rechtsverhältnis beseitigt wird. 

3. Wann entsteht die Einigungsgebühr aber nicht? 

Die Einigungsgebühr entsteht nicht, wenn sich der Vertrag ausschließlich 
auf ein Anerkenntnis oder einen Verzicht beschränkt. 

3. In welcher Höhe entsteht eine Einigungsgebühr 

a) außergerichtlich, b) in erster bis dritter Instanz? 

a) Bei einer außergerichtlichen Einigung beträgt der Gebührensatz 1,5, 

b) in der ersten Instanz 1,0 und in der zweiten und dritten Instanz 1,3. 

4. Fall: In außergerichtlichen Vergleichsgesprächen erreicht der 
Rechtsanwalt eine Einigung der Parteien auf einen bestimmten Be- 
trag. Im Termin ist er bei der Protokollierung des Vergleichs jedoch 
nicht zugegen. Kann er eine Einigungsgebühr in Rechnung stellen? 

Ja, da er bei der Entstehung des Vergleichs ursächlich mitgewirkt hat. 

5. Welcher Gegenstandswert ist für die Einigungsgebühr maßgebend? 
der erledigte Gegenstandswert, nicht das Ergebnis des Vergleichs 

6. Erstellen Sie die Kostenrechnung zu folgendem Fall: 

Der Rechtsanwalt erhebt für M Klage gegen B in Höhe von 120.000 €. 
Im ersten Termin schließen sie nach Erörterung der Sach- und 
Rechtslage einen Vergleich dahingehend, dass B an M zur Abgeltung 



der Klageforderung 100.000 € zahlt. 

Gegenstandswert : 120.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 1 .860,30 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 1.71 7,20 € 

1 ,0 Einigungsgebühr, Nr. 1 003 VV RVG 1 .43 1 ,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 5.028,50 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 955,42 € 

Summe brutto: 5.983,92 € 



7. Erstellen Sie die Kostenrechnung zu folgendem Fall: 

Mandant M beauftragt den Rechtsanwalt, Klage in Höhe von 
34.000 € zu erheben. Dieser bereitet die Klage vor, führt jedoch noch 
vor Klageerhebung einen Vergleich herbei. 
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Gegenstandswert : 34.000,00 € 

0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 0 1 VV RVG 664,00 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 996,00 € 

1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 1.245,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 2.925,00 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 555,75 € 

Summe brutto: 3.480,75 € 



8. Wann entsteht die „Differenzverfahrensgebühr“? 

Die „Differenzverfahrensgebühr“, „Verfahrensdifferenzgebühr“, „erhöhte 
Verfahrensgebühr“ oder „Protokollierungsgebühr“ entsteht, 

• wenn der Rechtsanwalt beantragt, eine Einigung über in diesem 
Verfahren nicht rechtshängige Ansprüche zu Protokoll zu nehmen 

• oder eine solche Einigung gemäß § 278 Abs. 6 ZPO festzustellen 

• sowie wenn der RA Einigungsgespräche über solche Ansprüche führt. 

9. In welcher Höhe entsteht die „Differenzverfahrensgebühr“ und nach 
welcher Vorschrift? 

Sie beträgt erstinstanzlich 0,8 (Nr. 3101 VV RVG), in zweiter Instanz 1,1 
(Nr. 3201 VV RVG) und in dritter Instanz 1,8 bei einem beim BGH 
zugelassenen Rechtsanwalt (Nr. 3209 VV RVG). 

10. Von welchem Gegenstandswert wird die Differenzverfahrensgebühr 
berechnet? 

nach dem Wert des nicht rechtshängigen Anspruchs 

11. Welche Vorschrift ist noch zu beachten, wenn die Differenzverfah- 
rensgebühr in Rechnung gestellt werden soll? 

§ 15 111 RVG 

12. Wie wirkt sich diese Vorschrift auf die Berechnung der Differenzver- 
fahrensgebühr aus? 

Die Verfahrensgebühr und die Differenzverfahrensgebühr dürfen zusam- 
men nicht höher sein als eine Gebühr nach dem höheren Gebührensatz 
von dem zusammengerechneten Streitwert. 

13. Erstellen Sie die Kostenrechnung zu folgendem Fall: 

Der Rechtsanwalt erhebt für M Klage über 44.000 6. Es folgt eine 
streitige mündliche Verhandlung. Der Kläger macht außergerichtlich 
im Vergleichsgespräch weitere nicht rechtshängige 3.000 € geltend. In 
einem zweiten Termin wird nach Aufruf der Sache ein Vergleich 
dahingehend geschlossen, dass der Beklagte an den Kläger zum 
Ausgleich aller Ansprüche 45.000 € zahlt. 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 1 .266,20 € 

Gegenstandswert: 44.000,00 € 

0,8 Differenzverfahrensgebühr, Nr. 3 1 0 1 VV RVG 151,20 6 
Gegenstandswert: 3. 000, 006 1.41 7,40 6 

gekürzt nach § 15 111 RVG 



1.359,80 6 
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1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Gegenstandswert: 47.000,00 € 

1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 
Gegenstandswert: 44.000,00 € 

1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 
Gegenstandswert: 3.000,00 € 
geprüft nach § 15 III RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



1.255,20 € 



974,00 € 

283,50 € 

1.257,50 € 

1.257.50 € 
20,00 € 

3.892.50 € 
739,58 € 

4.632,08 € 



14. Wie Aufgabe 13, aber: Erstellen Sie die Kostenrechnung für die 2. 
Instanz! 



1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 
Gegenstandswert: 44.000,00 € 

1 . 1 Differenzverfahrensgehühr, 

Nr. 3201 VVRVG 
Gegenstandswert: 3.000,00 € 
gekürzt nach § 15 III RVG 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 
Gegenstandswert: 47.000,00 € 

1.3 Einigungsgehühr, Nr. 1004 VV RVG 
Gegenstandswert: 44.000,00 € 

1,5 Einigungsgehühr, Nr. 1000 VV RVG 
Gegenstandswert: 3.000,00 € 
geprüft nach § 15 111 RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



1.558,40 € 



207,90 € 

1.766,30 € 

1.673,60 € 
1.255,20 6 

1.266,20 6 

283,50 6 
1.549,70 6 

1.549,70 6 
20,00 6 
4.498,50 6 
854,72 6 
5.353,22 6 



15. Welche Gebühr erhält der Rechtsanwalt, wenn er auftragsgemäß 
Zahlungen in Empfang nimmt, die er auszahlt oder zurückzahlt 
(Vorschrift)? 

eine Hebegebühr nach Nr. 1009 VV RVG 

16. ln welcher Höhe entsteht die Hebegebühr? 

von Beträgen bis 2.500 € 1 % 

von dem Mehrbetrag bis 10.000 € 0,5 % 

von dem Mehrbetrag über 10.000 € 0,25 % 

17. Wann entsteht eine Hebegebühr nicht? 

• soweit der Rechtsanwalt Kosten an ein Gericht oder eine Behörde 
weiterleitet 

• soweit er eingezogene Kosten an den Auftraggeher ahführt 

• oder soweit er eingezogene Beträge auf seine Vergütung verrechnet. 
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18. Was wird mit der Hebegebühr noch berechnet? 

Postentgelte und Umsatzsteuer 

19. Betrifft die Hebegebühr nur die Überweisung von Geld? 

Nein, auch bei der Ablieferung oder Rücklieferung von Wertpapieren und 
Kostbarkeiten kann die Hebegebühr berechnet werden 

20. Kann ein Rechtsanwalt, der mehrere Auftraggeber in derselben 
Angelegenheit vertritt, allen Mandanten je die Gebühren in Rech- 
nung stellen, die er erhalten würde, wenn er nur einen Mandanten 
vertreten hätte? 

Nein, er erhält von allen Auftraggebern zusammen die Vergütung nur 
einmal (Gesamtvergütung). 

21. Welche Vorschrift regelt den Mehrvertretungszuschlag, also die 
Gebühren des Rechtsanwalts bei mehreren Anftraggebern? 

Nr. 1008 VVRVG 

22. Welche Gebühren erhöhen sich bei einem Mehrvertretungsznschlag? 
Es erhöhen sich alle Verfahrensgebühren und die Geschäftsgebühr. 

23. Zählen Sie die Gebühren im Einzelnen auf, die bei einem Mehrvertre- 
tungszuschlag erhöht werden. 

Erhöht werden die Verfahrensgebühren, die Gebühr für die vorzeitige 
Beendigung des Auftrags, die Differenzverfahrensgebühr, die Verfahrens- 
gebühren für den Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides, für die Einle- 
gung des Widerspruchs und für den Antrag auf Erlass eines Vollstre- 
ckungsbescheides, Nr. 3308 VV RVG; außerdem die Korrespondenz- 
gebühr, die Verfahrensgebühr der Zwangsvollstreckung, die 
Geschäftsgebühr und die Gebühr für Schreiben einfacher Art sowie 
ähnliche Betriebsgebühren 

24. Wie werden die Gebühren bei mehreren Auftraggebern bei einem 
Mehrvertretungszuschlag berechnet? 

Die Verfahrensgebühr und ähnliche Gebühren erhöhen sich um 0,3. 

25. Welcher Wert darf nicht überschritten werden? 

Die Erhöhung darf 2,0 der Gebühr nicht überschreiten. 

26. Erläutern Sie am Beispiel einer Verfahrensgebühr für die vorzeitige 
Beendigung des Auftrags gemäß Nr. 3101 VV RVG, wie Sie eine 0,3 
Erhöhung berechnen! 

Man geht von einer 0,8 Gebühr aus und addiert die Erhöhung von 0,3 
hinzu, so dass man insgesamt eine 1,1 Gebühr erhält. 

27. Wie hoch ist der Mehrvertretungszuschlag einer Verfahrensgebühr, 
wenn ein Rechtsanwalt drei Mandanten vertritt? 

Die Erhöhung beträgt 0,6. 

28. Wie hoch ist der Mehrvertretungszuschlag einer Verfahrensgebühr, 
wenn ein Rechtsanwalt zehn Mandanten vertritt? 

Die Erhöhung beträgt 2,0. 





Auslagenersatz 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 5) 

Nachdem bis jetzt die wichtigsten Gebühren behandelt worden sind, sollen 
nun die Auslagen näher besprochen werden, die der Rechtsanwalt in 
seiner Kostenrechnung geltend machen kann. Die Gebühren, die der 
Rechtsanwalt nach dem Vergütungsverzeichnis zum RVG berechnen darf, 
decken die allgemeinen Geschäftskosten wie Gehälter der Angestellten, 
Beschaffung von Maschinen, Miete, Strom und Heizung ab, Vorbemerkung 
7 Abs. 1 VV RVG. Zu diesen allgemeinen Geschäftskosten zählen jedoch 
nicht Entgelte für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen, die 
Dokumentenpauschale und die Reisekosten. Diese Auslagen und der 
Ersatz der entstandenen Aufwendungen (§ 675 i. V. m. § 670 BGB) können 
zusätzlich in Rechnung gestellt werden. 



18.1 Die Umsatzsteuer 

Der Rechtsanwalt hat Anspruch auf Ersatz der auf seine Vergütung entfallen- Nr. 7008 VV 
den Umsatzsteuer. Sie beträgt 19 % und wird aus der Summe der Rechtsan- RVG, 
waltsgebühren, aus den Postentgelten (Nr. 7001 f. VV RVG), der Dokumen- 19 IV UStG 
tenpauschale (Nr. 7000 VV RVG) und den Reisekosten (Nr. 7003 bis 7006 VV 
RVG) berechnet. 

Nach der Rechtsprechung des BFH kann eine vorsteuerabzugsberechtigte 
Partei (darunter fallen Kaufleute und sonstige Gewerbetreibende) die 
Umsatzsteuer (USt.) aus der Kostenrechnung des Rechtsanwalts von der 
unterliegenden Gegenseite nicht verlangen. Da aber die eigene Partei also die 
USt. an ihren Rechtsanwalt selbst zahlen muss, wird in diesem Buch 
durchgehend die USt. berechnet. 



18.2 Entgelte für Post- und Telekommunikations- 
dienstleistungen 

Nach Nr. 7001 f. VV RVG hat der Rechtsanwalt Anspruch auf Ersatz der bei 
der Ausführung des Auftrags entstandenen Entgelte für Post- und Telekom- 
munikationsdienstleistungen, in diesem Buch Postentgelte genannt. Er hat 
hier zwei Möglichkeiten: 

Er kann nach seiner Wahl Wahlmöglichkeit 

1. einen Pauschsatz in Höhe von 20% der gesetzlichen Gebühren, Nr. 7002 VV RVG 
höchstens aber 20 € dem Mandanten berechnen. Der Pauschsatz kann in 
derselben Angelegenheit pro Instanz nur einmal in Rechnung gestellt 
werden. Die Pauschale kann auch unter 10 6 betragen. 
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Nr. 7001VVRVG 2. Einen höheren Betrag kann der Rechtsanwalt geltend machen, wenn er 
die tatsächlich entstandenen Kosten berechnet. Diese Kosten muss er 
jedoch auf Verlangen des Mandanten im Einzelnen angeben und belegen. 
Im Kostenfestsetzungsverfahren genügt es jedoch zur Glaubhaftmachung 
der entstandenen Kosten, wenn ihre Richtigkeit anwaltlich versichert wird. 

18.3 Dokumentenpauschale 

Nr. 7000 VV RVG Die üblichen Schreibarbeiten des Rechtsanwalts werden in der Regel durch die 
jeweilige Vergütung abgegolten. Der Rechtsanwalt hat aber Anspruch auf 
Ersatz von Schreibauslagen für Ablichtungen (Fotokopien) und Ausdrucke 
unter den Voraussetzungen der Ar. 7000 Ziff. 1 VV RVG: 

a) aus Behörden- und Gerichtsakten, soweit sie für die Rechtssache geboten 
waren; 

b) zur Zustellung oder Mitteilung an Gegner oder Beteiligte und Verfahrens- 
bevollmächtigte aufgrund einer Rechtsvorschrift oder nach Aufforderung 
durch das Gericht, die Behörde oder die sonst das Verfahren führende 
Stelle, soweit hierfür mehr als 100 Ablichtungen zu fertigen waren; 

c) zur notwendigen Unterrichtung des Auftraggebers, soweit hierfür mehr als 
100 Seiten zu fertigen waren; 

d) im Übrigen besteht ein Anspruch auf Ersatz einer Dokumentenpauschale 
nur, wenn die Ablichtungen (Fotokopien) bzw. Ausdrucke im Einver- 
nehmen mit dem Auftraggeber zusätzlich, auch zur Unterrichtung Dritter, 
angefertigt worden sind. 

Nr. 7000 Ziff. 2 Nach Nr. 7000 Ziff. 2 VV RVG deckt die Dokumentenpauschale auch die 

VV RVG Überlassung von elektronisch gespeicherten Dateien ab anstelle der in 

Nr. 1 d) VV RVG genannten Ablichtungen und Ausdrucke, soweit sie für die 
Rechtssache geboten waren. 

BEISPIELE: 

1 . Der Rechtsanwalt entwirft auftragsgemäß einen Vertrag und sendet diesen 
per E-Mail an den Mandanten und dessen Steuerberater. - Dem Rechts- 
anwalt stehen 5 € nach Nr. 7000 Ziff. 2 VV RVG zu. 

2. Der Rechtsanwalt übersendet Kopien seiner Schriftsätze an das Gericht in 
E-Mails mit Anhang an den gegnerischen Anwalt. - Eine Dokumentenpau- 
schale wegen Überlassung von elektronisch gespeicherten Dateien nach 
Nr. 7000 Ziff. 2 VV RVG darf nicht berechnet werden, da es sich hier um 
Mitteilungen an den Gegner gemäß Nr. 7000 Ziff. 1 b) VV RVG handelt. 

Die Höhe der Schreibauslagen beträgt 0,50 € pro angefangene DIN-A4- 
Seite für die ersten 50 Seiten, für jede weitere Seite 0,15 € und für die 
Überlassung von elektronisch gespeicherten Dateien 2,50 € gemäß Nr. 
7000 VV RVG. 



Ablichtungen oder Ausdrucke, die der Rechtsanwalt von eigenen Schriftsätzen 
zur Unterrichtung des Mandanten fertigt, kann er nach Nr. 7000 VV RVG 
nicht berechnen. 





18 Auslagenersatz 



175 



BEISPIEL 

Rechtsanwalt R wendet zur Unterrichtung des Gegners und von Beteiligten des 
Verfahrens 170 Fotokopien auf. - Zu erstatten sind nur 70 Kopien, davon die 
ersten 50 zu 0,50 € (= 25 €) und die weiteren 20 Kopien zu je 0,15 € (= 3,00 €), 
insgesamt also 28,00 €. 

18.4 Geschäftsreisen 

Für Geschäftsreisen kann der Rechtsanwalt berechnen: 

1 . die Fahrtkosten (Nr. 7003 f. W RVG) 

2. ein Tage- und Abwesenheitsgeld {Nr. 7005 W RVG) und 

3. sonstige angemessene Auslagen einer Geschäftsreise (Nr. 7006 W 
RVG) 

Geschäftsreisen liegen vor, wenn das Reiseziel außerhalb der Gemeinde liegt, 
in der sich die Kanzlei oder die Wohnung des Rechtsanwalts befindet. 

18.4.1 Fahrtkosten 

Waren Fahrten des Rechtsanwalt zur Erledigung des Auftrages notwendig, 
kann er sie gesondert in Rechnung stellen. 

a) Benutzt der Rechtsanwalt einen eigenen Kraftwagen, erhält er 0,30 € pro 
Kilometer. Mit den Fahrtkosten sind die Anschaffungs-, Unterhaltungs- und 
Betriebskosten sowie die Abnutzung des Kraftfahrzeugs abgegolten. 

b) Benutzt der Rechtsanwalt andere Verkehrsmittel, kann er die tatsächli- 
chen Aufwendungen in voller Höhe ab Kanzlei oder Wohnung bis zum 
Geschäftsort ersetzt verlangen. Es stehen ihm die Kosten erster Klasse zu 
einschließlich Kosten für Zuschlagskarten (D-Züge, Schlafwagen usw.). Bei 
der Kostenrechnung ist jedoch darauf zu achten, dass nicht zweimal 
Umsatzsteuer berechnet wird: einmal die Umsatzsteuer, die in den Auslagen 
bereits enthalten ist, und zum anderen noch mal die Umsatzsteuer, die pauschal 
mit der Liquidation des Rechtsanwalts berechnet wird. 



18.4.2 Tage- und Abwesenheitsgeld 




Zusätzlich zu den Fahrtkosten erhält der 
Abwesenheitsgeld, das wie folgt gestaffelt ist: 


Rechtsanwalt ein Tage- und 


Abwesenheit bis 4 Stunden: 


20,00 € 


Abwesenheit über 4 bis 8 Stunden: 


35,00 € 


Abwesenheit über 8 Stunden: 


60,00 € 



Auf diese Beträge kann ein Zuschlag von 50 % bei Auslandsreisen berechnet 
werden. 




Vorbem. 7 Abs. 2 
VVRVG 



Nr. 7003 VV RVG 



Nr. 7004 VV RVG 



Nr. 7005 VV RVG 
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18.4.3 Sonstige Auslagen 



Nr. 7006VVRVG Der Rechtsanwalt kann weitere Auslagen geltend machen, soweit sie 
anlässlich einer Geschäftsreise entstanden sind und angemessen sind. Dazu 
zählen z. B. die tatsächlichen Kosten für eine angemessene Übernachtung 
oder auch Parkgebühren. 



Kostenverteilung, 
Vorbem. 7 Abs. 3 
S. 1 VV RVG 

Kanzleiverlegung 
Vorbem. 7 Abs. 3 
S. 2 VV RVG 



Dient eine Reise mehreren Geschäften, so sind die entstandenen Reisekosten 
und Abwesenheitsgelder nach dem Verhältnis der Kosten zu verteilen, die bei 
gesonderter Ausführung der einzelnen Geschäfte entstanden wären. 

Hat ein Rechtsanwalt seine Kanzlei an einen anderen Ort verlegt, so kann er 
bei Fortführung eines ihm vorher erteilten Auftrags Reisekosten und 
Abwesenheitsgelder nur insoweit verlangen, als sie auch von seiner bisherigen 
Kanzlei aus entstanden wären. 



1 8.5 Beispiele zum Auslagenersatz 

BEISPIEL 1 - REISEKOSTEN INLAND, FOTOKOPIEN: 



Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B über 25.000 € vor dem Landge- 
richt In X- Stadt. Nach streitiger mündlicher Verhandlung folgt eine Beweisauf- 
nahme (Ortsbesichtigung in Y-Stadt, 340 km zurückgelegte Strecke). 
Rechtsanwalt R fuhr zur Wahrnehmung dieser Beweisaufnahme um 8:00 Uhr 
von seinem Büro ab und kehrte um 14:00 Uhr wieder zurück. Es waren 180 
Fotokopien zur Zustellung oder Mitteilung an Gegner oder Beteiligte 
erforderlich. Nach einer weiteren streitigen mündlichen Verhandlung ergeht ein 
Urteil. 



Kostenrechnung: 

Gegenstandswert: 25.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 89 1 ,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 823 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Dokumentenpauschale , Nr. 7000 VV RVG 29,50 € 

80 Fotokopien 

Fahrtkosten, Nr. 7003 VV RVG 1 02,00 € 

340 km ä 0,30 € 

Abwesenheitsgeld, Nr. 7005 VV RVG 3 5 ,00 € 

(Abwesenheit 6 Stunden) 

Zwischensumme netto 1 .90 1 ,50 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 361,29 6 

Summe brutto: 2.262,79 € 



Von den 180 Kopien müssen für die Berechnung 100 abgezogen werden, da es 
sich hier um einen Fall der Nr. 7000 Nr. Ib VV RVG handelt. 

2. BEISPIEL - REISEKOSTEN AUSLAND: 



Rechtsanwalt R macht für M außergerichtlich gegen B Schadensersatzforde- 
rungen in Höhe von 250.000 6 geltend. Es wird eine Besprechung mit der 
Gegenseite in Paris erforderlich. Die einfache Entfernung von der Kanzlei des 
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R bis nach Paris beträgt 600 km. Rechtsanwalt R fährt am Mittwoch um 15:00 
Uhr von seiner Kanziei ab, übernachtet zweimai in Paris (pro Tag 90 € 
Übernachtungskosten netto) und kehrt am Freitag um 18:00 Uhr zurück. Die 
Sache wird auf dem Vergieichswege beendet. Gehen Sie bei der Geschäftsge- 
bühr gemäß § 14 RVG von einem Gebührensatz in Höhe von 2,0 aus. 



Kostenrechnung: 

Gegenstandswert: 250.000,00 € 

1,3 Geschäftsgebühr, Nr. 2300 VV RVG 4.104,00 € 

1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 3.078,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Fahrtkosten, Nr. 7003 VV RVG 360,00 € 

1200 km ä 0,30 € 

Abwesenheitsgeld, Nr. 7005 VV RVG 1 80,00 € 

(Abwesenheit 3 Tage über 8 Stunden) 

50 % Auslandszuschlag, Nr. 7005 VV RVG 90,00 € 

sonstige Auslagen, Nr. 7006 180,00 € 

(2 Übernachtungen ä 90,00 €) 

Zwischensumme netto 8.012,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 1.522,28 6 

Summe brutto 9.534,28 6 



18.6 Prüfungsfragen 

1. Wie hoch ist die Umsatzsteuer, die der Rechtsanwalt in Rechnung 
stellen kann, und nach welcher Vorschrift? 

19 % - 7008 VV RVG 

2. Zu den Entgelten für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen: 

a) Nach welcher Vorschrift kann der Rechtsanwalt eine pauschale 
Erstattung der Entgelte für Post- und Telekommunikations- 
dienstleistungen verlangen? 

b) Welche Pauschale gilt hierfür? 

a) Nr. 7002 VV RVG 

b) Die Pauschale beträgt 20 % der zusammengerechneten Gebühren, 
höchstens aber 20 6. 

3. Welche beiden Wahlmöglichkeiten stehen dem Rechtsanwalt zur 
Verfügung, nach denen er Post- und Telekommunikationsentgelte in 
Rechnung stellen kann? 

Der Rechtsanwalt kann in Rechnung stellen: 

1. die tatsächlich entstandenen Aufwendungen (Nr. 7001 VV RVG) oder 

2. den Pauschsatz (Nr. 7002 VV RVG) 

4. Können die Postentgelte unter dem Betrag einer Mindestgebühr 
liegen? 

ja 
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5. Nach welcher Vorschrift kann der Rechtsanwalt die Dokumentenpau- 
schale für die Hersteilung und Überlassung von Dokumenten in 
Rechnung stelien, und wie hoch ist der Betrag? 

Nach Nr. 7000 VV RVG kann er für die ersten 50 angefangenen DIN-A4- 
Seiten 0,50 € verlangen, für alle weiteren je Seite 0,15 €. Dienten die 
Dokumente zur Zustellung oder Mitteilung an Gegner, Beteiligte oder zur 
notwendigen Unterrichtung des Auftraggebers, sind nur die Ablichtungen 
und Ausdrucke zu berechnen, die 100 Stück übersteigen. 

6. Welche Fahrtkosten kann der Rechtsanwalt für eine Geschäftsreise 
verlangen und in welcher Höhe? 

Nach Nr. 7003 VV RVG kann der Rechtsanwalt Fahrtkosten für die 
Benutzung eines eigenen Kfz in Höhe von 0,30 € für jeden gefahrenen 
Kilometer verlangen. 

Nach Nr. 7004 VV RVG kann der Rechtsanwalt Fahrtkosten für die 
Benutzung eines anderen angemessenen Verkehrsmittels in voller Höhe 
verlangen. 

7. Welches Tage- und Abwesenheitsgeld kann der Rechtsanwalt im 
Inland berechnen? Rechtsgrundlage? 

Der RA kann berechnen nach Nr. 7005 VV RVG bei einer Abwesenheit 
bis 4 Stunden: 20,00 € 

über 4 bis 8 Stunden: 35,00 € 

über 8 Stunden: 60,00 € 

8. Was gilt bei Auslandsreisen? 

Zu diesen Beträgen kann ein Zuschlag von 50 % berechnet werden. 

9. Kann der Rechtsanwalt zusätzlich noch Übernachtungskosten 
verlangen? 

ja, soweit sie angemessen und tatsächlich entstanden sind 

10. Ein Rechtsanwalt fährt am Mittwoch um 15:00 Uhr zu einer Geschäfts- 
reise nach X-Stadt ab. Die erforderliche Besprechung dauert bis 21:00 
Uhr. Er hat Nachtruhe von 23:00 Uhr bis 6:00 Uhr (Übernachtungskos- 
ten ohne Mahlzeiten 100 € netto), fährt nach dem Frühstück (15,00 €) 
um 8:00 Uhr zu seiner Kanzlei zurück, die er um 12:00 Uhr erreicht. 
Welches Auslagen kann er berechnen? Er ist 500 km gefahren. 

• Der Rechtsanwalt kann neben den Postentgelten als Tage- und Abwe- 
senheitsgeld für den Mittwoch und Donnerstag insgesamt 120,00 € 
nach Nr. 7005 VV RVG (Abwesenheit über 8 Stunden!) verlangen 

• sowie die tatsächlich entstandenen Übemachtungskosten von 100 € 
nach Nr. 7006 VV RVG 

• und Fahrtkosten in Höhe von 150 €. 

• Es steht ihm kein Entgelt für die Mahlzeiten zu. 

11. Erstellen Sie die Kostenrechnung zu folgendem Fall: 

Der Rechtsanwalt erhebt Klage über 86.000 €. Nach einer streitigen 
mündlichen Verhandlung zahlt der Beklagte an den Kläger 6.000 €. 
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Es wird eine Beweisaufnahme in Brüssel erforderlich (einfache Ent- 
fernung 500 km). Der Rechtsanwalt fährt nm 8:00 Uhr von seinem 
Büro ab nnd kehrt am nächsten Tag um 18:00 Uhr zurück; Über- 
nachtungskosten: 100 €, Fotokopien: 285 Stück, ln einem weiteren 
mündlichen Verhandlnngstermin erhöht der Rechtsanwalt die Klage 
um 10.000 €. Über die Gesamtforderung wird streitig verhandelt, ln 
einem letzten Termin schließen die Parteien einen Vergleich dahinge- 
hend, dass B an A zum Ausgleich der Forderung 80.000 € zahlt. 



Kostenrechnung flir Rechtsanwalt R 




1,3 Verfahrensgehühr, Nr. 3100 VV RVG 


1.760,20 € 


Gegenstandswert: 96.000,00 € 




1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 


1.624,80 € 


Gegenstandswert: 96.000,00 € 




1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 


1.277,00 € 


Gegenstandswert: 90.000,00 € 




Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 


20,00 € 


Dokumentenpauschale, Nr. 7000 VV RVG 


45,25 € 


185 Fotokopien 




Fahrtkosten, Nr. 7003 VV RVG 


300,00 € 


1000 km ä 0,30 € 




Abwesenheitsgeld, Nr. 7005 VV RVG (Abwesenheit 2 Tage) 


120,00 € 


50 % Auslandszuschlag, Nr. 7005 VV RVG 


60,00 € 


sonstige Auslagen, Nr. 7006: eine Übernachtung 


100,00 € 


Zwischensumme netto 


5.307,25 € 


19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 


1.008,38 € 


Summe brutto: 


6.315,63 € 





Die Sonderregelung der Nr. 3105 VV RVG 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 9) 

Wie wir bereits oben auf S. 141 gesehen haben, entsteht bei einem 
Anerkenntnis für beide Parteien eine ungekürzte, in erster Instanz also 1,2 
Regelterminsgebühr. Einen Sonderfall regelt das VV RVG In der Nr. 3105: 
die Gebührenberechnung bei einem Antrag auf Erlass eines Versäumnisur- 
teils und eines Antrages zur Prozess- oder Sachleitung. 



1^^ Grundsatz 

Der Rechtsanwalt erhält nach Nr. 3105 W RVG eine ermäßigte 0,5 

Terminsgebühr die Wahrnehmung eines Termins, in dem 

1. eine Partei nicht erschienen oder im Anwaltsprozess nicht ord- 
nungsgemäß vertreten ist und 

2. lediglich ein Antrag auf ein Versäumnisurteii oder zur Prozess- und 
Sachieitung gestellt wird oder 

3. das Gericht bei Säumnis von Amts wegen lediglich Entscheidungen 
zur Prozess- oder Sachleitung trifft oder 

4. der Beklagte im schriftiichen Vorverfahren keine Verteidigungsab- 
sicht eingereicht hat (§ 331 III ZPO) und ein Versäumnisurteil ergan- 
gen ist. 



In allen anderen Fällen bleibt es bei der Regelterminsgebühr der Nr. 3104 VV 
RVG von 1,2. 

BEISPIEL 1 - KLAGE, VU: 

Klage über 4.000 €. Im Haupttermin erscheint der Beklagte nicht, es ergeht ein 
Versäumnisurteil. 

Kostenrechnung für den erschienenen Rechtsanwalt des Klägers: 



Gegenstandswert: 4.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 318,50 6 

0,5 Terminsgebühr, Nr. 3105 VV RVG 122,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 461,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 87,59 6 

Summe brutto: 548,59 6 



Der säumige Rechtsanwalt des Beklagten erhält natürlich keine Terminsge- 
bühr. 
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nachträgliche 
Säumnis i. S. v. 
§ 333 ZPO 



BEISPIEL 2 - KLAGE, ERÖRTERUNG, VU: 

In Beispiel 1 erscheinen beide Parteien im Gütetermin und erörtern die Seeh- 
und Rechtslage. Erst im Termin zur mündlichen Verhandlung ist der Gegner 
säumig und es ergeht antragsgemäß ein Versäumnisurteil. 

Kostenrechnung für den Rechtsanwalt des Klägers: 



Gegenstandswert: 4.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 3 1 8,50 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 294,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 632,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 120,18 € 

Summe brutto: 752,68 € 



Nach Nr. 3105 VV RVG reduziert sich die Terminsgebühr auf 0,5 nur, wenn 
der Rechtsanwalt nur einen Termin wahmimmt, in dem die andere Partei nicht 
erschienen ist. Andernfalls bleibt es bei der 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 
VV RVG. Ist also einem Rechtsanwalt bereits eine ungekürzte Terminsgebühr 
entstanden, so ist kein Raum mehr für eine ermäßigte Terminsgebühr nach Nr. 
3105 VV RVG. Die Gebühr nach Nr. 3104 VV RVG verdrängt die Gebühr 
nach Nr. 3105 VV RVG. 

Die Terminsgebühr der Nr. 3105 VV RVG wird weiterhin nur ermäßigt, wenn 
der Gegner im Termin nicht erschienen ist. Sind beide Parteien erschienen 
und verhandelt eine Partei nicht (§ 333 ZPO), gilt diese Partei zwar als säumig 
(„nachträgliche Säumnis“) und es kann antragsgemäß ein Versäumnisurteil 
ergehen. Gleichwohl entsteht dadurch nicht eine reduzierte Terminsgebühr 
nach Nr. 3105 VV RVG, denn die Säumnis i. S. v. § 333 ZPO ist in Nr. 3105 
Anmerkung 3 VV RVG ausdrücklich ausgenommen worden. Es kann also in 
einem solchen Fall eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG entstehen, 
und zwar für beide Parteien, also auch für die nicht verhandelnde, denn beide 
Rechtsanwälte sind ja im Termin erschienen und haben sich je auf den Gegner 
einstellen müssen. 

BEISPIEL 3 - DIE FLUCHT IN DIE SÄUMNIS: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B auf Zahlung von 20.000,00 €. Im 
Termin zur mündlichen Verhandlung erscheinen Rechtsanwalt R und der 
gegnerische Rechtsanwalt S. Dieser erhält einen Hinweis des Gerichts, dass 
sein letztes Vorbringen wegen Verspätung voraussichtlich ausgeschlossen 
wird, sofern er Entschuldigungsgründe nicht verbringen kann (§ 296 I ZPO). 
Daraufhin erklärt Rechtsanwalt S, er trete nicht auf. Rechtsanwalt R beantragt 
nun ein Versäumnisurteil, das auch ergeht. 

Hier erhält Rechtsanwalt R also keine reduzierte Terminsgebühr nach Nr. 3105 
VV RVG, da lediglich eine Säumnis nach § 333 ZPO gegeben war (beide 
Anwälte waren erschienen). Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 
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Gegenstandswert: 20.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 839,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 775 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.635,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 310,65 € 

Summe brutto: 1.945,65 € 



Wie ausgeführt, entsteht eine ermäßigte Terminsgebühr auch, wenn der 
Beklagte im schriftlichen Vorverfahren keine Verteidigungsabsicht 
eingereicht hat (§ 331 111 ZPO) und ein Versäumnisurteil ergangen ist. 

BEISPIEL 4 - VERSÄUMNISURTEIL IM SCHRIFTLICHEN VORVERFAHREN 

Rechtsanwalt R reicht für M Klage gegen B über 1 .000,00 € ein. Im schriftlichen 
Vorverfahren geht keine fristgemäße Verteidigungsanzeige des B bei Gericht 
ein. Für diesen Fall hat Rechtsanwalt R bereits ein Versäumnisurteil beantragt, 
das auch ergeht. 

Hier liegt ein Anwendungsfall der Nr. 3105 Anm. Abs. 1 Nr. 2 VV RVG i. V. 
m. § 331 111 ZPO vor. Zum schriftlichen Vorverfahren und zur Verteidigungs- 



anzeige s. o. S. 47 f. Kostenrechnung: 

Gegenstandswert: 1 .000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 1 1 0,50 € 

0,5 Terminsgebühr, Nr. 3 105 VV RVG 42,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 173,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 32,87 6 

Summe brutto: 205,87 6 



Nehmen wir schließlich noch einen Fall, dessen Lösung nicht direkt im VV 
RVG geregelt ist: die Gebühr bei einer Entscheidung nach Lage der Akten: 

Ein Urteil nach Lage der Akten ist erst zulässig, wenn zuvor einmal mündlich §§ 331 a, 251 a II 

verhandelt wurde. Hat ein Rechtsanwalt in derselben Sache zunächst einmal ZPO 

streitig mündlich verhandelt und ergeht aufgrund eines späteren Termins ein 

Urteil nach Lage der Akten, so entsteht die Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV 

RVG, ein gebührenrechtliches Problem entsteht da nicht. Schauen Sie sich 

aber einmal das nächste Beispiel an: 

BEISPIEL 5 - ENTSCHEIDUNG NACH LAGE DER AKTEN: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage über 10.000 6 gegen den Beklagten, der 
durch Rechtsanwalt S vertreten wird. Nach streitiger mündlicher Verhandlung 
wechselt M zu Rechtsanwalt B, weil der Rechtsstreit an ein anderes 
zuständiges Gericht verwiesen wurde, oder aus anderen Gründen. Nachdem 
auch Rechtsanwalt B zum Prozessstoff Stellung genommen hat, ergeht im 
folgenden Termin auf Antrag des erschienenen Rechtsanwalt B ein Urteil nach 
Lage der Akten. - Kostenrechnung für alle beteiligten Rechtsanwälte? 

Die Rechtsanwälte R und S erhalten je eine Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV 
RVG. Zweifel könnten lediglich bei Rechtsanwalt B bestehen, der ja mit dem 
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Gegner die Sach- und Rechtslage weder gerichtlich noch außergerichtlich 
besprochen hat. Trotzdem wird man ihm bei einem solchen Antrag auf 
Entscheidung nach Lage der Akten eine ungekürzte Gebühr zubilligen müssen 
(Umkehrschluss aus Nr. 3105 VV RVG). 

Kostenrechnung für alle beteiligten Rechtsanwälte: 



Gegenstandswert: 10.000,00 6 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 631,806 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 1.235,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 234,65 6 

Summe brutto: 1.469,65 6 



BEISPIEL 6 - DER ZUGELASSENE EINSPRUCH GEGEN EIN VU: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B über 5.000 6. Im ersten Termin 
erscheint für B niemand, daraufhin ergeht antragsgemäß ein Versäumnisurteil. 
Hiergegen legt B Einspruch ein. In einem zweiten Termin wird über den 
Einspruch und nach Zulassung über die Hauptsache streitig mündlich 
verhandelt. 

Die Lösung ist identisch mit der des folgenden Beispiels: 

BEISPIEL 7 - DER VERWORFENE EINSPRUCH GEGEN EIN VU: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B in Höhe von 5.000 €. Im ersten 
Termin bewirkt Rechtsanwalt R gegen B ein Versäumnisurteil, der hiergegen 
eingelegte Einspruch wird nach streitiger mündlicher Verhandlung über den 
Einspruch durch Urteil verworfen. 

Beide Beispiele werden, da Sonderregelungen nicht bestehen, gleich gelöst: 

Kostenrechnung für Rechtsanwälte (Beispiele 6 und 7): 



Gegenstandswert: 5.000,00 6 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 391,30 6 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 36 1 ,20 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 772,50 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 146,78 6 

Summe brutto: 919,28 6 



Rechtsanwalt R hat prozessiert und gerichtliche Termine wahrgenommen. 
Dafür erhält er die Verfahrens- und Terminsgebühr. Unerheblich ist die Anzahl 
der Termine. Für den Einspruch gibt es keine Gebühr. 
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1 9.2 Anträge zur Prozess- oder Sachleitung 

Wie im Unterkapitel 19.1 bereits ausgeführt, erhält der Rechtsanwalt auch für 
Anträge, die er nur zur Prozess- oder Sachleitung gestellt hat, gemäß Nr. 3105 
eine auf 0,5 ermäßigte Terminsgebühr, wenn die andere Partei säumig oder 
nicht ordnungsgemäß vertreten war. 

Anträge zur Prozess- oder Sachleitung liegen vor bei Anträgen auf . . . 

1 . Vertagung (§ 227 ZPO), Dies ist der in der Praxis am häufigsten 
vorkommende Fall (Vertagungsgebühr). 

2. Aussetzung des Verfahrens, eine Aussetzung des Verfahrens oder 
dessen Aufhebung ist in mehreren Fällen in der ZPO vorgesehen. So ist 
sie z. B. möglich bei VorgreifUchkeit (§ 148 ZPO: wenn der Prozessaus- 
gang von einem anderweitig rechtshängigen Verfahren abhängt), bei 
Verdacht einer Straftat (§ 149 ZPO: wenn z. B. der Verdacht besteht, 
dass ein Zeuge eine Falschaussage begangen hat, wird das Gericht das 
Verfahren bis zum Ausgang der Ermittlungen aussetzen), nach § 246 
ZPO und in Familiensachen (§§ 152 bis 154 ZPO). 

3. Ruhen des Verfahrens (§ 251 ZPO) auf Antrag beider Parteien wegen 
schwebender Vergleichsverhandlungen oder aus sonstigen wichtigen 
Gründen; 

4. abgesonderte Verhandlung über prozesshindernde Einreden (s. o. S. 
59); 

5. Verweisung von der Zivilkammer an die Kammer für Flandelssachen 
oder umgekehrt (§§ 97 ff. GVG). 



Der Antrag muss im Termin gestellt werden. Wird vorher oder nachher z. B. 
über den vertagten Gegenstandswert in der Sache verhandelt und ist dadurch 
eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG entstanden, so fällt die 
ermäßigte Terminsgebühr nach Nr. 3105 VV RVG weg bzw. sie entsteht nicht 
mehr. Die Gebühr nach Nr. 3105 VV RVG steht also nicht neben einer 
Regelterminsgebühr, wenn über denselben Gegenstandswert sowohl vertagt als 
auch verhandelt wurde. 

BEISPIEL 8 - DER VERTAGUNGSANTRAG MIT SÄUMNIS: 

Rechtsanwalt R klagt für den Kläger 10.000 € ein. Der Beklagte erscheint nicht 
aus einem von ihm nicht zu vertretenen Grunde. Das Gericht vertagt deshalb 
von Amts wegen den Termin. Vor diesem Termin nimmt Rechtsanwalt R wegen 
eines Beweisantritts des Beklagten die Klage schriftsätzlich zurück. 

Kostenrechnung für beide Rechtsanwälte: 



Gegenstandswert: 10.000,00 6 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 631,806 

0,5 Terminsgebühr, Nr. 3 1 05 VV RVG 243 ,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 894,80 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 170,01 6 

Summe brutto: 1.064,81 6 




Wegfall der 
Gebühr 
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Achtung! Ist für die Vertagungs- und die Terminsgebühr ein unterschiedli- 
cher Streitwert maßgeblich, weil über einen Teilbetrag sofort vertagt und nur 
über den Rest verhandelt wurde (gemischte Verhandlung), so vermindert 
sich der Streitwert, über den die Vertagungsgebühr berechnet wird, um den 
Streitwert, über den die Terminsgebühr entstanden ist. 



BEISPIEL 9 - VERHANDLUNG NACH VERTAGUNG UND ERLEDIGUNG: 

Rechtsanwalt R klagt für M 5.000 € ein. Im ersten Termin erscheint der 
Beklagte ohne Verschulden nicht. Das Gericht vertagt deshalb von Amts wegen 
den Termin. Anschließend zahlt der Beklagte einen Teilbetrag von 2.000 €. 
Insoweit wird der Rechtsstreit übereinstimmend für erledigt erklärt. Nach einer 
streitigen mündlichen Verhandlung und einer Beweisaufnahme mit Weiterver- 
handlung über die Restforderung ergeht ein Urteil. - Kostenrechnung für 
Rechtsanwalt R: 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
Gegenstandswert: 5.000,00 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Gegenstandswert: 3.000,00 € 

0,5 Terminsgebühr, Nr. 3105 VV RVG 
Gegenstandswert: 2.000,00 € 
geprüft nach § 15 III RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 

Achtung! Unbedingt §15 III R VG berücksichtigen: 

Wird über einen geringeren Betrag verhandelt als vertagt, so verdrängt 
die Terminsgebühr in ihrer Höhe die Vertagungsgebühr (reduzierte 
Terminsgebühr). Nur über den Restbetrag wird die Vertagungsgebühr 
berechnet. Die Regelterminsgebühr und die Vertagungsgebühr dürfen 
jedoch zusammen nicht mehr betragen als eine 1,2 Gebühr vom addierten 
Betrag. 



391.30 € 

226,80 € 

66,50 € 

293,30 € 

293.30 € 
20,00 € 

704,60 € 
133,87 € 
838,47 € 



Die Lösung setzt jedoch voraus, dass über die gezahlten 2.000,00 € vor oder 
nach der Vertagung weder gerichtlich noch außergerichtlich eine Besprechung 
stattfand, die auf die Erledigung des Verfahrens gerichtet war (Vordem. 3 III 
VV RVG). Ist dies der Fall, wie es häufiger Vorkommen wird, so fallt die 
Vertagungsgebühr weg und es entsteht nur eine 1,2 Terminsgebühr von 
5.000,00 €. 
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19.3 Versäumnisurteil in Rechtsmittelverfahren 

In Berufungssachen beträgt die reduzierte Terminsgebühr nach Nr. 3203 VV Säumnis des 
RVG 0,5 und in Revisionssachen nach Nr. 3211 VV RVG 0,8, in beiden Fällen Rechtsmittel- 
aber nur, wenn der Rechtsmittelkläger (Berufungs- oder Revisionskläger) Wägers 
säumig ist. 

BEISPIEL10 - SÄUMNIS DES BERUFUNGSKLÄGERS: 

Rechtsanwalt R geht für M wegen 2.000 € in die Berufung. Im ersten Termin 
erscheint nur der Berufungsbeklagte, der antragsgemäß ein Versäumnisurteil 
erwirkt, in dem die Berufung zurückgewiesen wird (§ 539 I ZPO). 

Kostenrechnung für den Rechtsanwalt des Berufungsheklagten: 



Gegenstandswert: 2.000,00 € 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 212,80 € 

0,5 Terminsgebühr, Nr. 3203 VV RVG 66,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 299,30 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 56,87 € 

Summe brutto: 356,17 € 



Ist der Rechtsmittelbeklagte säumig, verbleibt es bei der ungekürzten Säumnis des 
Terminsgebühr in Höhe von 1,2 für den das Versäumnisurteil beantragenden Rechtsmittel- 
Berufungskläger (Nr. 3202 VV RVG) und in Höhe von 1,5 für den Revisions- heklagteu 
kläger (Nr. 3210 VV RVG). Nach der Gesetzesbegründung soll die verminder- 
te Terminsgebühr auf die Fälle beschränkt werden, in denen der Berufungsklä- 
ger säumig ist. Im Hinblick auf § 539 Abs. 2 ZPO stelle im umgekehrten Fall 
der Termin an den Rechtsanwalt des Berufungsklägers oder Revisionsklägers 
größere Anforderungen, so dass eine reduzierte Terminsgebühr nach 
Auffassung des Gesetzgebers nicht gerechtfertigt wäre. 

BEISPIEL 11 - SÄUMNIS DES BERUFUNGSBEKLAGTEN: 

Rechtsanwalt R geht für M wegen 3.000 € in die Berufung. Im ersten Termin 
erscheint nur Rechtsanwalt R, der antragsgemäß ein Versäumnisurteil erwirkt. 

Kostenrechnung für den Rechtsanwalt des Berufungsklägers (RA R): 



Gegenstandswert: 3.000,00 € 

1 ,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 302,40 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 226,80 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 549,20 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 104,35 € 

Summe brutto: 653,55 € 



Der Sonderfall der ermäßigten Terminsgebühr nach Nr. 3203 VV RVG liegt 
nicht vor. Diese Sonderregelung gilt nur für eine Säumnis des Rechtsmittelklä- 
gers. 
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19.4 Prüfungsfragen 

1. Wann nnd nach welcher Vorschrift erhält der Rechtsanwalt eine 
ermäßigte Terminsgebühr? 

Der Rechtsanwalt erhält nach Nr. 3105 VV RVG eine ermäßigte 0,5 
Terminsgebühr für die Wahrnehmung eines Termins, wenn 

• eine Partei nicht erschienen ist oder im Anwaltsprozess nicht ord- 
nungsgemäß vertreten ist und lediglich ein Antrag auf ein Versäum- 
nisurteil oder zur Prozess- und Sachleitung gestellt wird oder 

• das Gericht bei Säumnis von Amts wegen lediglich Entscheidungen 
zur Prozess- oder Sachleitung trifft oder 

• der Beklagte im schriftlichen Vorverfahren keine Verteidigungsab- 
sicht eingereicht hat und ein Versäumnisurteil ergangen ist. 

2. Wie verhalten sich die Gebühren nach Nr. 3104 und 3105 VV RVG 
zueinander? 

Die Gebühr nach Nr. 3104 VV RVG verdrängt die Gebühr nach Nr. 3105 
VV RVG. 

3. Wie unterscheiden sich folgende Fälle gebührenrechtlich: 

a) der Gegner ist im Termin nicht erschienen; 

b) beide Parteien sind im Termin erschienen und eine Partei verhan- 
delt nicht („nachträgliche Säumnis“)? 

a) Ist der Gegner im Termin nicht erschienen, kann für die erschienene 
Parfei eine 0,5 Terminsgebühr nach Nr. 3105 VV RVG für den An- 
trag auf Erlass eines Versäumnisurteils entstehen. 

b) Ist der Gegner im Termin erschienen, verhandelt er aber nicht, kann 
eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG entsfehen. 

4. Welche Terminsgebühr kann bei einer Entscheidung nach Lage der 
Akten entstehen? 

die ungekürzte 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG 

5. Wie sind die Kosten zu berechnen, wenn gegen ein Versäumnisurteil 
Einspruch eingelegt wird? 

Es gelten insoweit keine Besonderheiten: Für Termine entsteht eine 
Terminsgebühr, für den Einspruch entsteht keine Gebühr. 

6. Lösen Sie den folgenden Fall: Klage, Versäumnisurteil, Einspruch. 
Zulassung des Einspruchs, streitige mündliche Verhandlung, Urteil. 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG, Postentgelte, Umsatzsteuer 

7. Lösen Sie den folgenden Fall: Klage, Versäumnisurteil, Einspruch. 
Zurückweisung des Einspruchs wegen Verfristung. 

1.3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG, Postentgelte, Umsatzsteuer 
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8. Nach welcher Vorschrift und in welcher Höhe erhält der Rechtsan- 
walt eine Terminsgebühr, wenn er bei Säumnis des Gegners nnr 
Anträge znr Prozess- oder Sacbleitnng gestellt hat? 

Er erhält gemäß Nr. 3105 eine auf 0,5 ermäßigte Terminsgebühr. 

9. Nennen Sie Beispiele für die Entstehung dieser Gebühr! 

wenn der Rechtsanwalt Anträge stellt auf Vertagung, Aussetzung oder 
Ruhen des Verfahrens, abgesonderte Verhandlung über prozesshindemde 
Einreden, oder Verweisung von der Zivilkammer an die Kammer für 
Handelssachen 

10. Kann diese Gebühr über denselben Gegenstandswert anch neben 
einer ungekürzten Terminsgebühr entstehen? 

Nein, bei einer Überschneidung entsteht lediglich die ungekürzte Ter- 
minsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG. 

11. Wann entsteht die Vertagungsgebühr aber auch neben einer 
Terminsgebühr? 

wenn nach Vertagung nur über geringere Ansprüche verhandelt wird 

12. Welche Vorschrift ist hierbei zu beachten, und was besagt sie? 

Nach § 15 III VV RVG dürfen der Teilbetrag, über den eine 1,2 Termins- 
gebühr nach Nr. 3104 VV RVG berechnet wird, und der Teilbetrag, über 
den eine 0,5 Terminsgebühr nach Nr. 3105 VV RVG berechnet wird, 
zusammen nicht höher sein als eine 1,2 Gebühr vom zusammengerechne- 
ten Gegenstandswert. 

13. Wie hoch und nach welcher Vorschrift entsteht eine rednzierte 
Terminsgebühr in der Berufungsinstanz? 

ln der Berufung beträgt die Terminsgebühr nach Nr. 3203 VV RVG 0,5. 

14. Wie hoch und nach welcher Vorschrift entsteht eine reduzierte 
Terminsgebühr in der Revisionsinstanz? 

ln der Revision beträgt die reduzierte Terminsgebühr nach Nr. 3211 VV 
RVG 0,8. 

15. Welche Terminsgebühren können entstehen, wenn a) der Berufungs- 
kläger oder b) der Berufungsbeklagte säumig ist? 

a) Es entsteht für den erschienenen Berufungsbeklagten eine 0,5 Termins- 
gebühr nach Nr. 3203 VV RVG. 

b) Es entsteht für den erschienenen Berufungskläger eine 1,2 Terminsge- 
bühr nach Nr. 3202 VV RVG. 

16. Welche Terminsgebühren können entstehen, wenn a) der Revisions- 
kläger oder b) der Revisionsbeklagte säumig ist? 

a) Es entsteht für den erschienenen Revisionsbeklagten eine 0,8 Termins- 
gebühr nach Nr. 32 1 1 VV RVG. 

b) Es entsteht für den erschienenen Revisionskläger eine 1,5 Terminsge- 
bühr nach Nr. 3210 VV RVG. 




Die Gebühren im Mahnverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 4) 

Grundsätzlich werden die entstandenen Gebühren gleich beim Ausfüllen der 
Formblätter des herkömmlichen Durchschreibesatzes in die Mahn- bzw. 
Vollstreckungsbescheide mit eingetragen. Wurde jedoch nach Einreichung 
des Widerspruchs oder des Einspruchs die Klage abgewiesen und der 
Vollstreckungsbescheid aufgehoben, so werden alle Kosten gemäß § 11 RVG 
angemeldet. Wenn der Klage nach Einlegung des Einspruchs stattgegeben 
wurde, so besteht der Vollstreckungsbescheid als Titel noch. Demgemäß 
sind die Kosten des Klageverfahrens ohne die Gebühren des Mahnverfah- 
rens anzumelden, weil sie bereits mit dem Vollstreckungsbescheid tituliert 
wurden. Zum Mahnverfahren selbst siehe oben Kapitel 4. 



20.1 Gebührenberechnung 

Wie bereits oben imKapitel 4 erwähnt, sind im automatisierten Mahnverfahren 
die Gebühren des Rechtsanwalts nicht anzugeben; sie werden vom Gericht 
berechnet. Die Kenntnis der Kosten im Mahnverfahren ist jedoch nicht nur für 
die Kontrolle der von der zentralen Mahnstelle vorgenommenen Berechnung 
nötig, sondern auch aus den oben im Vorspann genannten Gründen, nämlich 
insbesondere, wenn der Mahnbescheid oder Vollstreckungsbescheid nach 
einem Rechtsmittel aufgehoben wurde. Die Gebühren im Mahnverfahren sind 
in den Nr. 3305 bis 3308 VVRVG geregelt. 

Will der Rechtsanwalt von der in Nr. 7002 VV RVG geregelten Pauschale für 
Postentgelte ab weichen und tatsächlich entstandene Auslagen gemäß Nr. 
7001 VV RVG geltend machen, so muss er diese im Antrag angeben. 

Die Umsatzsteuer nimmt das Gericht nur dann in den Mahnbescheid und 
Vollstreckungsbescheid auf, wenn der Rechtsanwalt durch das Ankreuzfeld 
des MB-Antrags erklärt hat, dass der Antragsteller nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigt ist. 

Im maschinellen Mahnverfahren ist auch kein Vorschuss zu leisten, wie es im 
herkömmlichen Verfahren mit den Durchschreibesätzen erforderlich ist. 

Für Verfahren über den Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids erhebt das 
Gericht nach Nr. 1110 KV GKG eine 0,5 Verfahrensgebühr, jedoch 
mindestens 23,00 €. 

Folgende Gebühren können im Mahnverfahren für den Rechtsanwalt 
entstehen: 

1 . Der Rechtsanwalt erhält eine 1,0 Gebühr für den Antrag auf Erlass 
eines Mahnbescheids nach Nr. 3305 W RVG. 



keine Angabe der 
RA-Gebühren im 
automatischen 
Mahnverfahren ! 



tatsächliche 

Auslagen 



Umsatzsteuer 



Vorschuss 



Gerichtsgebühr 

Mindestgebühr 



Nr. 3305 VV RVG 
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Teil 2: Das Kostenrecht 



Nr. 3306 VV RVG 



Nr. 3307 VV RVG 



BEISPIEL 1 - DER ANTRAG: 

Der Antragsteller macht durch seinen Rechtsanwalt im gerichtlichen 
Mahnverfahren eine Forderung in Höhe von 1.000 € geltend. Nach Zustellung 
des Mahnbescheids zahlt der Gegner. - Kostenrechnung? 



Gegenstandswert: 1.000,00 € 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 85,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 17,00 € 

Zwischensumme netto 102,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 19,38 6 

Summe brutto : 121,386 



Die Verfahrensgebühr entsteht bereits für die Einleitung des Verfahrens über 
den MB-Antrag, nicht nur für den Erlass des Mahnbescheids. Die Verfahrens- 
gebühr entsteht also auch dann, wenn der Mahnbescheid deshalb nicht verfügt 
wird, weil der Antrag zurückgenommen wurde. 

2. Wird das Verfahren vor Antragstellung beendet, so erhält der beauf- 
tragte Rechtsanwalt eine 0,5 Verfahrensgebühr. 



BEISPIEL 2 - DIE VORZEITIGE BEENDIGUNG: 

M bittet seinen Rechtsanwalt, wegen einer Forderung von 10.000 6 tätig zu 
werden. Der Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides wird vorbereitet, jedoch 
noch nicht bei Gericht eingereicht. M teilt dem Rechtsanwalt telefonisch mit, 
dass die Forderung zwischenzeitlich beglichen worden sei. - Kostenrechnung: 



Gegenstandswert: 10.000,00 6 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3306 VV RVG 243,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 263,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 49,97 6 

Summe brutto : 3 1 2,97 6 



3. Hat der Rechtsanwalt des Antragsgegners gegen einen Mahnbescheid 
Widerspruch erhoben, so entsteht hierfür eine 0,5 Verfahrensgebühr. 



BEISPIEL 3 - WIDERSPRUCH UND RÜCKNAHME DES MB: 

Rechtsanwalt R beantragt gegen B einen MB über 3.000 €. Hiergegen legt der 
Gegner Widerspruch ein und Rechtsanwalt R nimmt den MB zurück, ohne dass 
eine weitere richterliche Verfügung getroffen wurde. 

Gegenstandswert: 3.000,00 6 

Kostenrechnung für den Antragsteller-Anwalt: 



1 ,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 1 89,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 209,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 39,71 6 

Summe brutto: 248,71 6 
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Kostenrechnung für den Antragsgegner-Anwalt: 



0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3307 VV RVG 94,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 18,90 € 

Zwischensumme netto 1 1 3 ,40 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 21,55 € 

Summe brutto: 134,95 € 



§ 17 Nr. 2 VV 
RVG 

Anrechnung 
Anm. Nr. 3305 
VVRVG 
Anm. Nr. 3307 
VVRVG 

BEISPIEL 4 - ANTRAG, WIDERSPRUCH UND STREITIGES VERFAHREN: 

Der Antragsteller macht durch seinen Rechtsanwalt im gerichtlichen 
Mahnverfahren eine Forderung in Höhe von 2.000 € geltend. Hiergegen erhebt 
der Antragsgegner Widerspruch. Nach einer Verweisung des Rechtsstreits an 
das zuständige Gericht kommt es zur mündlichen Verhandlung, zur Beweisauf- 
nahme mit Weiterverhandlung und zu einem Urteil. 

Kostenrechnung für den RA des Antragstellers - Mahnverfahren: 



Gegenstandswert: 2.000,00 € 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 133,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 153,00 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 29,07 € 

Summe brutto: 182,07 € 

Zivilprozess: 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 100 VV RVG 172,90 € 

Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3305 VV RVG: 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 133,00 6 

restl. Verfahrensgebühr 39,90 6 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3 104 VV RVG 159,60 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 219,50 6 

19%Umsatzsteuer,Nr. 7008 VVRVG 41,71 6 

Summe brutto: 261,216 

Kostenrechnung für den RA des Antragsgegners - Mahnverfahren: 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3307 VV RVG 66,50 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 13,30 6 

Zwischensumme netto 79,80 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 15,166 

Summe brutto: 94,96 6 



4. Das Mahnverfahren und das streitige Verfahren sind verschiedene 
Angelegenheiten, in denen jeweils eigene Postentgelte berechnet werden 
können. 

5. Die Verfahrensgebühr für den Mahnbescheid 

6. und die Gebühr des Antragsgegners für den Widerspruch sind auf die 
Verfahrensgebühr im nachfolgenden Rechtsstreit anzurechnen. 
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Zivilprozess: 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 
Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3307 VV RVG: 
0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3307 VV RVG 
restl. Verfahrensgebühr 
1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



172,90 € 

66,50 € 

106,40 € 
159,60 € 
20,00 € 
286,00 € 
54,34 € 
340,34 € 



Nr. 3308 VV RVG 



einmal 

Postentgelte 



7. Hat ein Rechtsanwalt einen Vollstreckungsbescheid beantragt, so 
erhält er hierfür eine 0,5 Verfahrensgebühr. Diese Gebühr wird im 
nachfolgenden Rechtsstreit auf die Verfahrensgebühr nicht angerechnet! 

8. Die Antragsverfahren über den Mahnbescheid und den Vollstreckungsbe- 
scheid gelten als dieselbe Angelegenheit, so dass hier nur insgesamt 
einmal 20 € pauschal als Postentgelte angesetzt werden dürfen. 

9. Der Einspruch gegen einen Vollstreckungsbescheid stellt bereits 
einen das Streitverfahren einleitenden Antrag dar und löst damit für den 
Antragsgegner eine 1 ,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 31 00 W RVG aus. 



BEISPIEL 5 - EINSPRUCH GEGEN DEN VOLLSTRECKUNGSBESCHEID: 

Rechtsanwalt R beantragt für M einen Mahnbescheid über 5.000 €, anschlie- 
ßend beantragt er einen Vollstreckungsbescheid. Hiergegen legt Rechtsanwalt 
S für die andere Partei Einspruch ein. Vor dem zuständigen Gericht kommt es 
daraufhin zu einer streitigen mündlichen Verhandlung und zu einem 
abweisenden Urteil. - Kostenrechnungen: 

Kostenrechnungen für den Antragstelleranwalt - Mahnverfahren: 



Gegenstandswert: 5.000,00 € 

1 ,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 30 1 ,00 € 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3308 VV RVG 150,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 47 1 ,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 89,59 € 

Summe brutto: 561,09 € 

Klageverfahren: Gegenstandswert: 5.000,00 6 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 391,306 

Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3305 VV RVG: 

1 ,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 301,00 6 

restl. Verfahrensgebühr 90,30 6 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 36 1 ,20 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 47 1 ,50 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 89,59 6 

Summe brutto: 561,09 6 
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Kostenrechnung für Rechtsanwalt S (RA des Antragsgegners): 
Der Einspruch mit nachfolgendem Zivilprozess: 



Gegenstandswert: 5.000,00 € 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 100 VV RVG 391,30 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 361,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 772,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 146,78 € 

Summe brutto: 919,28 6 



Der Rechtsanwalt des Antragsgegners bekommt keine gesonderte Kostenrech- 
nung für das Mahnverfahren, da er mit seinem Einspruch die Sache bereits in 
das streitige Verfahren übergeleitet hat. - Zu berücksichtigen ist natürlich, dass 
für den Antrag auf Erlass eines VB nur der Gegenstandswert angesetzt werden 
darf, über den der VB auch beantragt wurde: 

BEISPIEL 6 - TEILZAHLUNG UND VOLLSTRECKUNGSBESCHEID: 

Rechtsanwalt R beantragt für M einen Mahnbescheid über 15.000 6. Nach 
Zustellung zahlt der Gegner einen Teilbetrag von 5.000,00 6. Über die 
Restforderung beantragt Rechtsanwalt R einen Vollstreckungsbescheid. 
Hiergegen legt Rechtsanwalt S für den Antragsgegner Einspruch ein. Vor dem 
zuständigen Gericht kommt es daraufhin zu einer streitigen mündlichen 
Verhandlung und zu einem abweisenden Urteil. - Kostenrechnungen: 

Kostenrechnungen für den Antragstelleranwalt - Mahnverfahren: 



1 ,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 566,00 € 

Gegenstandswert: 15.000,00 6 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3308 VV RVG 243,00 6 

Gegenstandswert: 10.000,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 829,00 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 157,51 6 

Summe brutto: 986,51 6 

Klageverfahren - Gegenstandswert: 10.000,00 6 
1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 631,806 

Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3305 VV RVG: 

1 ,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3 3 05 VV RVG 486,00 6 

restl. Verfahrensgebühr 145,80 6 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 749,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 142,31 6 

Summe brutto : 89 1 ,3 1 6 
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Der Rechtsanwalt des Antragsgegners: 

Der Einsprnch mit nachfolgendem Zivilprozess 



Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 63 1 ,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 5 83 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.235,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 234,65 € 

Summe brutto: 1.469,65 6 



Nr. 3104 i. V. m. 10. Auch im Mahnverfahren kann sogar eine Terminsgebühr enislehen, 
Vorbem. 3.3.2 VV wenn der Rechtsanwalt an einer (außergerichtlichen) Besprechung 

RVG mitgewirkt hat mit dem Ziel einer Vermeidung oder Erledigung des Mahnver- 

fahrens. 



BEISPIEL 7 - DIE TERMINSGEBÜHR IM MAHNVERFAHREN 



M beauftragt Rechtsanwalt R mit der Einreichung eines Mahnbescheids über 
4.000 €. Außerdem bittet er den Rechtsanwalt, zuvor mündlich auf eine 
außergerichtliche Erledigung hinzuwirken. Vor Einreichung des Mahnbescheids 
bei Gericht ruft also Rechtsanwalt R den Gegner an, weist ihn auf die 
Rechtslage hin und erklärt, dass er binnen einer Woche einen Mahnbescheid 
beantragen werde. Nach einigen Tagen wird die Forderung auf dem Konto des 
M gutgeschrieben, so dass der Mahnbescheid entbehrlich ist. 



Gegenstandswert: 4.000,00 6 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3306 VV RVG 122,50 6 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 i. V. m. Vorbem. 3.3.2 VV RVG 294,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 436,50 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 82,94 6 

Summe brutto : 5 1 9,44 6 



20.2 Prüfungsfragen 

1. Welche Gerichtsgebühr entsteht für den Antrag auf Erlass eines 
Mahnbescheides? 

eine 0,5 Verfahrensgebühr 

2. Welche Mindestgebühr besteht für diese Gerichtsgebühr? 

23,00 6 

3. In welcher Höhe und nach welcher Vorschrift erhält der Rechtsan- 
walt eine Gebühr für den Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides? 

eine 1,0 Verfahrensgebühr gemäß Nr. 3305 VV RVG 
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2. In welcher Höhe und nach welcher Vorschrift erhält der Rechtsan- 
walt des Antragsgegners eine Gebühr für den Widerspruch gegen 
den Mahnbescheid? 

eine 0,5 Verfahrensgebühr gemäß Nr. 3307 VV RVG 

3. In welcher Höhe und nach welcher Vorschrift erhält der Rechtsan- 
walt für den Antrag auf Erlass eines Vollstreckungsbescheides eine 
Gebühr? 

eine 0,5 Verfahrensgebühr gemäß Nr. 3308 VV RVG 

4. Wie verhaiten sich die Gebühren für den MB-Antrag und den 
Widerspruch zu den Gebühren im Klageverfahren? 

Diese Gebühren werden auf die im nachfolgendem Rechtsstreit entstan- 
dene Verfahrensgebühr angerechnet. 

5. Welche Gebühr wird im folgenden Rechtsstreit nicht angerechnet? 

die 0,5 Verfahrensgebühr für den Antrag auf Erlass eines Vollstre- 
ckungsbescheids 

6. Welche Besonderheit ist bei den Postentgelten zu bedenken, wenn 
der Antragsteller einen Vollstreckungsbescheid beantragt und der 
Gegner hiergegen Einspruch einiegt, so dass es zum Zivilprozess 
kommt? 

Das Mahnverfahren und das sich anschließende streitige Verfahren sind 
verschiedene Angelegenheiten mit der Folge, dass für beide Verfahrens- 
arten je die pauschalen Postentgelte berechnet werden dürfen. 

7. Welche Gebühr erhält der Rechtsanwalt des Antragstellers und nach 
welcher Vorschrift, wenn das Verfahren vor Antragstellung beendet 
wird? 

Der beauftragte Rechtsanwalt erhält eine 0,5 Verfahrensgebühr nach Nr. 
3306 VV RVG. 

8. Erstellen Sie die Kostenrechnung im nachfolgenden Fall für beide 
Prozessvertreter: 

Der Antragsteller macht durch seinen Anwalt im gerichtlichen 
Mahnverfahren eine Forderung geltend. Der Rechtsanwalt des An- 
tragsgegners erhebt gegen den Mahnbescheid Widerspruch, der 
Sachanträge enthält. Nach Verweisung an das zuständige Gericht 
kommt es zur mündlichen Verhandlung, zur Beweisaufnahme und 
zu einem Urteil. 

Kostenrechnung für den RA des Antragstellers - Mahnverfahren: 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

Zivilprozess: 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3305 VV RVG: 

./. 1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 
restl. Verfahrensgebühr 
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1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

Kostenrechnung für den RA des Antragsgegners - Mahnverfahren: 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3307 VV RVG 
Postentgelte, Umsatzsteuer 

Zivilprozess: 

1.3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3307 VV RVG: 

./. 0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3307 VV RVG 
restl. Verfahrensgebühr ... 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

9. Wie müsste die Kostenrechnung des Prozessbevollmächtigten des 
Antragstellers lauten, wenn im vorigen Fall der Antragsgegner erst 
gegen den Vollstreckungsbescheid ein Rechtsmittel einlegt und es 
daraufhin nach streitiger mündlicher Verhandlung zu einem Urteil 
kommt? 

Kostenrechnungen für den Antragstelleranwalt - Mahnverfahren: 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 
0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3308 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

Klageverfahren - Gegenstandswert: 

1.3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3305 VV RVG: 

./. 1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3305 VV RVG 
restl. Verfahrensgebühr ... 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

10. Wie lautet zum vorigen Fall die Kostenrechnung für den Antrags- 
gegneranwalt? 

Der Antragsgegneranwalt erhält lediglich eine Kostenrechnung für den 
Zivilprozess, weil er mit seinem Einspruch das Mahnverfahren in das 
streitige Verfahren übergeleitet hat: 

1.3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 




O ^ Die Gebühren bei der Zurückverweisung 
I (Abgabe) und Verweisung 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 11) 

Wird der Rechtsstreit von einer höheren Instanz an eine untere zurückver- 
wiesen, so dass zum zweiten Mal in derselben Instanz prozessiert wird, 
oder wird vor dem falschen Gericht verhandelt, dann aber an das 
zuständige verwiesen, wo dann wieder verhandelt wird, so steht den 
doppelten Verfahrens- oder Terminsgebühren eigentlich §15 11 2 RVG 
entgegen: Nach dieser Vorschrift darf pro Instanz grundsätzlich nur eine 
Kostenrechnung erstellt werden, d. h. dieselbe Gebühr darf In derselben 
Instanz nur einmal berechnet werden. Hier greifen die §§ 20 und 21 RVG 
ein, die den § 15 II 2 RVG modifizieren und unter bestimmten Vorausset- 
zungen die Berechnung mehrerer gleichartiger Gebühren in derselben 
Instanz ermöglichen. 



21.1 Die Verweisung oder Abgabe gemäß § 20 I RVG 

Das Gesetz kennt in den §§ 20 f. RVG drei Arten der Verweisung: die Anwendungs- 
Horizontalverweisung, die Vertikalverweisung und die Diagonalverweisung, bereich 
§ 20 RVG gilt für alle gerichtlichen Verfahren, nicht nur für den Zivilprozess, 
sondern auch für die FGG-Gerichtsbarkeit, Arbeitsgerichtssachen, Strafsachen, 

Patentsachen, Verwaltungsgerichtssachen, Finanzgerichtssachen usw. 

In § 20 RVG sind zwei Verweisungen bzw. Abgaben an das zuständige 
Gericht geregelt: die Horizontalverweisung und die Diagonalverweisung. 



21.1.1 Die Horizontalverweisung, § 20 S. 1 RVG 



Wird die Klage bei einem nicht zuständigen Gericht erhoben und demgemäß 
der Rechtsstreit auf Antrag des Klägers an das zuständige Gericht derselben 
Instanz verwiesen (§ 281 ZPO), so sind die Verfahren vor dem verweisenden 
oder abgebenden und vor dem übernehmenden Gericht gebührenrechtlich ein 
Rechtszug. Die Folge ergibt sich aus § 15 II S. 1 RVG: Die Gebühren werden 
nur einmal berechnet, d. h. Gebühren, die vor der Verweisung entstanden 
sind, entstehen beim übernehmenden Gericht nicht mehr. 

§ 20 S. 1 RVG findet insbesondere in folgenden Fällen Anwendung: 

• Verweisung vom Amtsgericht A an das Amtsgericht B wegen örtlicher 
Unzuständigkeit 

• Verweisung vom Amtsgericht an das Landgericht wegen sachlicher 
Unzuständigkeit; beide Gerichte gehören hier zur ersten Instanz! 

• Verweisung von der Zivilkammer an eine Kammer für Handelssachen 
wegen funktioneller Unzuständigkeit 



§ 20 S. 1 RVG 
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§ 281 III 2 ZPO, 

§ 17 b II 2 GVG 

Nr. 3105 VV RVG 
§ 20 S. 2 RVG 



• Verweisung vom Amtsgericht an das Arbeitsgericht oder vom Sozialge- 
richt an ein Verwaltungsgericht wegen Unzuständigkeit der Gerichts- 
barkeit. 



BEISPIEL 1 - VERWEISUNG VOM LG AN DAS ARBEITSGERICHT: 

Klage über 5.000,00 € beim Landgericht, streitige mündliche Verhandlung über 
die Zuständigkeit der Gerichtsbarkeit, Verweisung an das zuständige 
Arbeitsgericht. Dort ergeht nach streitiger mündlicher Verhandlung ein Urteil. 



Gegenstandswert: 5.000,00 6 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 391,30 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 36 1 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 772,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 146,78 € 

Summe brutto: 919,28 6 



Dem Kläger sind die durch die Anrufung des falschen Gerichts entstandenen 
Mehrkosten, die z. B. bei einem Anwaltswechsel des Beklagten entstanden 
sind, auch dann aufzuerlegen, wenn er in der Hauptsache obsiegt. 

Der Verweisungsantrag ist ein Antrag zur Prozess- und Sachleitung und wird 
durch andere Terminsgebühren verdrängt. 

21.1.2 Die Diagonalverweisung, § 20 S. 2 RVG 

Nimmt ein vorinstanzliches Gericht seine Zuständigkeit an und wird diese 
jedoch von dem Rechtsmittelgericht verneint und der Rechtsstreit nach 
Verweisungsantrag an das zuständige Gericht des niedrigeren Rechtszuges 
verwiesen oder abgegeben, so ist das weitere Verfahren vor diesem Gericht 
gebührenrechtlich ein neuer Rechtszug. Folge: Der in beiden Instanzen tätige 
Rechtsanwalt kann für jede Instanz eine gesonderte Kostenrechnung 
erstellen. 

Beispiele: Verweis vom Landgericht Düsseldorf an das Amtsgericht Krefeld; 
vom Landgericht Duisburg an das Amtsgericht Kleve. 

BEISPIEL 2 - DIE DIAGONALVERWEISUNG: 

Klage vor dem Landgericht A-Stadt, das seine örtliche Zuständigkeit bejaht. Es 
ergeht ein Urteil. In der Berufungsinstanz verneint das OLG B-Stadt jedoch die 
Zuständigkeit und verweist den Rechtsstreit entsprechend dem Verweisungs- 
antrag an das Landgericht oder an das Arbeitsgericht C-Stadt zur erneuten 
Entscheidung. 

Die Prozessbevollmächtigten können hier ohne jede Einschränkung berechnen: 

• die beim LG A-Stadt, 

• die beim OLG B-Stadt und 

• die beim LG C-Stadt entstandenen Gebühren gern. § 20 S. 2 RVG 
(einschließlich der jeweiligen Verfahrensgebühr). 
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21.2 Die Zurückverweisung gemäß § 21 I RVG 

Unter bestimmten Voraussetzungen darf das Rechtsmittelgericht das Urteil 
aufheben und das Verfahren an das untergeordnete Gericht zurückverweisen 
(Vertikalverweisung) . 

Beispiele: Das Verfahren des untergeordneten Gerichts ieidet an einem 
wesentiichen Mangei und eine umfangreiche oder aufwändige Beweisaufnah- 
me ist notwendig (§ 538 ii Nr. 1 ZPO). Auch ist es denkbar, dass im Ziviiverfah- 
ren ein Urteii nur dem Anspruchsgrunde nach, nicht aber der Höhe nach 
ergeht, etwa dann, wenn die Frage, ob der Beklagte grundsätziich zur Zahiung 
verpfiichtet ist, dem Grunde nach entscheidungsreif ist, die Höhe des 
Schadensersatzanspruches jedoch noch nicht feststeilbar ist. In diesem Fali 
kann der Richterein Grt/nt/urte/7 verkünden. 

Soweit eine Sache an ein untergeordnetes Gericht zurückverwiesen 
wird, ist das weitere Verfahren vor diesem Gericht ein neuer Rechts- 
zug mit der Foige, dass auch für das Verfahren an das untergeordnete 
Gericht eine eigene (zweite) Kostenrechnung ersteilt werden darf. 

Die Verfahrensgebühr erhM der Rechtsanwait jedoch nur, wenn die Sache 
an ein Gericht zurückven/viesen wird, das mit der Sache noch nicht 
befasst war (Vorbem. 3 VI W RVG), andernfaiis wird die vor diesem 
Gericht bereits entstandene Verfahrensgebühr auf die Verfahrensgebühr für 
das erneute Verfahren angerechnet. 



BEISPIEL 3 - DAS GRUND- UND HÖHEVERFAHREN: 

Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B vor dem LG auf Zahlung von 
10.000 €. Nach streitiger mündlicher Verhandlung und einer Beweisaufnahme 
ergeht ein Klage abweisendes Grundurteil. 

Hiergegen geht Rechtsanwalt R für den Kläger in die Berufung beim OLG. 
Nach streitiger mündlicher Verhandlung wird die Sache an die erste Instanz 
zurückverwiesen zur Entscheidung über die Höhe des Anspruchs. 

Dort wird der Rechtsstreit bezüglich der Anspruchshöhe fortgesetzt. Nach 
streitiger mündlicher Verhandlung und einer weiteren Beweisaufnahme ergeht 
ein Urteil. 

Kostenrechnung für die Rechtsanwälte beider Parteien: 



I. Grundverfahren - 1. Instanz 

Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 63 1 ,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 5 83 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.235,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 234,65 € 

Summe brutto: 1.469,65 € 



§§ 538, 563 I ZPO 
§ 354 StPO 



§ 21 1 RVG, 
Vorbem. 3 VI 
VVRVG 
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Grundverfahren - 2. Instanz 

Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 777,60 € 

I, 2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.380,80 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 262,35 € 

Summe brutto 1 .643, 1 5 € 

II. Höheverfahren - 1. Instanz 

Gegenstandswert: 10.000,00 6 

1,2 Terminsgebühr, § 21 1 RVG i. V. m. Nr. 3104 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 603,20 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 114,61 € 

Summe brutto : 717,816 



Die 1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV RVG wird im Höheverfahren mit 
der Verfahrensgebühr 1. Instanz des Grundverfahrens verrechnet (Vorbemer- 
kung 3 Abs. 6 VV RVG). 

21.3 Prüfungsfragen 

1. Wie und nach welcher Vorschrift werden die Gebühren berechnet, 
wenn ein Rechtsstreit z. B. wegen örtlicher Unzuständigkeit von 
einem Gericht an das andere derselben Instanz verwiesen bzw. abge- 
geben wird? 

Nach § 20 RVG sind die Verfahren vor dem verweisenden (abgebenden) 
und vor dem übernehmenden Gericht ein Rechtszug, d. h. die Gebühren 
entstehen nur einmal. 

2. Wie heißt diese Verweisung? 

Horizontalverweisung. Sie ist gegeben bei der Verweisung von einem 
Gericht an ein anderes derselben Instanz. 

3. Nennen Sie Beispiele für eine solche Verweisung. 

Die Verweisung vom Amtsgericht A an das Amtsgericht B wegen örtli- 
cher Unzuständigkeit; 

die Verweisung vom Amtsgericht an das Landgericht wegen sachlicher 
Unzuständigkeit, wenn beide Gerichte zur ersten Instanz gehören; 
die Verweisung von der Zivilkammer an eine Kammer für Handelssachen 
wegen funktioneller Unzuständigkeit und 

die Verweisung vom Amtsgericht an das Arbeitsgericht oder vom Sozial- 
gericht an ein Verwaltungsgericht wegen Unzuständigkeit der Gerichts- 
barkeit. 
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4. Überlegen Sie folgenden Fall: 

Klage vor dem Landgericht A-Stadt, Berufung vor dem Oberlandes- 
gericht B-Stadt. Dieses Gericht nimmt die örtliche Unzuständigkeit 
der Klage an und verweist den Rechtsstreit an das zuständige Land- 
gericht C-Stadt. - Wie werden die Kosten der jeweiligen Instanzen 
berechnet? Welche Vorschrift ist einschlägig? 

Wird eine Sache an das Gericht eines niedrigeren Rechtszugs verwiesen 
(abgegeben), so ist das Verfahren vor diesem Gericht ein neuer Rechtszug 
(§ 20 Satz 2 RVG). Für die Verfahren vor dem LG A-Stadt, OLG B-Stadt 
und dem LG C-Stadt werden je sämtliche Gebühren berechnet. 

5. Wie nennt man diese Verweisung? 

Diagonalverweisung. Sie liegt vor bei der Verweisung von einem Rechts- 
mittelgericht an ein Gericht des niedrigeren Rechtszuges wegen Unzu- 
ständigkeit der ersten Instanz. 

6. Wie und nach welcher Vorschrift werden die Gebühren berechnet, 
wenn in erster Instanz ein Grundurteil ergeht, hiergegen Berufung 
eingelegt wird und daraufhin der Rechtsstreit an die erste Instanz 
bezüglich der Höhe des Anspruchs zurückverwiesen wird? 

Nach § 21 I RVG werden für die erste und zweite Instanz des Grundver- 
fahrens sämtliche Gebühren und für die erste Instanz des Höheverfahrens 
alle Gebühren außer der Verfahrensgebühr berechnet. 

7. Wie nennt man diese Verweisung? 

V ertikal verwei sung 

8. ln welchem Fall wird die Verfahrensgebühr aber doch berechnet und 
nach welcher Vorschrift? 

wenn die Sache an ein Gericht zurückverwiesen ist, das mit der Sache 
noch nicht befasst war (Vorbem. 3 Abs. 6 VV RVG) 
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Die Gebühren im Urkundenverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 13) 

Wie bereits im verfahrensrechtlichen Teil besprochen, endet das 
Urkundenverfahren oft mit einem Vorbehaltsurteil, und In dem anschlie- 
ßenden Nachverfahren befinden sich die Parteien in einem ganz normalen 
Zivllprozess, in dem z. B. alle Beweismittel angeboten werden können. 

Diese beiden Verfahrensteile wirken sich auch auf die Kostenrechnung 
aus. 

22.1 Gebührenberechnung 

Es wurde bereits im verfahrensrechtlichen Teil (Seite 93 ff.) daraufhingewie- 
sen, dass im Urkundenverfahren zwei Teile zu unterscheiden sind, nämlich der 
Urkundenprozess (Wechsel- oder Scheckprozess) im engeren Sinne, der mit 
einem Vorbehaltsurteil abschließt, und das sich gegebenenfalls anschließende 
Nachverfahren, in dem nunmehr beide Parteien ihre Einwendungen erheben 
können und in dem alle Beweismittel zulässig sind. 

Beide Verfahrensabschnitte finden zwar in derselben Instanz statt, sie gelten § 17 Nr. 5 RVG, 
nach §17 Nr. 5 RVG aber als verschiedene Angelegenheiten. Für jeden Abs. 2 der Anm. 
Verfahrensabschnitt ist also eine getrennte Kostenrechnung zu erstellen mit zu Nr. 3100 VV 
gesonderter Berechnung der Postentgelte. Im Nachverfahren entsteht jedoch RVG 
keine neue Verfahrensgebühr, da die Verfahrensgebühr des Urkundenprozes- 
ses hierauf angerechnet wird (Abs. 2 der Anm. zu Nr. 3100 VV RVG). 

BEISPIEL 1 - SCHECKPROZESS MIT NACHVERFAHREN (GRUNDFALL): 

Rechtsanwalt R klagt für M gegen B auf Zahlung von 10.000 € Im Scheckpro- 
zess. B beantragt Klageabweisung. Da er als Beweismittel nur Zeugen 
benennen kann, beantragt er. Ihm die Geltendmachung seiner Rechte Im 
Nachverfahren vorzubehalten. Es ergeht ein Vorbehaltsurtell im Sinne des 
Klägers. Im anschließenden Nachverfahren kommt es zu einer streitigen 
mündlichen Verhandlung, zu einer Beweisaufnahme und zu einem Urteil. 

1. Urkundenverfahren (Scheckprozess): 



Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 63 1 ,80 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.235,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 234,65 € 

Summe brutto: 1.469,65 € 
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Anrechnung, 
Abs. 2 der Anm. 
zu Nr. 3100 VV 
RVG 



2. Nach verfahren 

Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 603,20 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 114,61 € 

Summe brutto: 717,816 



Schwieriger ist da das nachfolgende 

BEISPIEL 2 (PRÜFUNGSFALL): 



Rechtsanwalt R macht für seinen Mandanten M gegen B im Scheckprozess 
einen Betrag von 15.000,00 6 geltend. Der Beklagte beantragt Klageabwei- 
sung und kündigt an, dass er die Geltendmachung seiner Rechte im 
Nachverfahren beantragen werde. Im Termin verhandeln die Parteien 
streitig zur Sache, und es ergeht ein Vorbehaltsurteil, in dem B zur Zahlung 
verurteilt wird, ihm jedoch die Ausführung seiner Rechte im Nachverfahren 
Vorbehalten bleibt. 

Es wird nunmehr das Nachverfahren eingeleitet. Gleichzeitig erhebt Rechts- 
anwalt S für den Beklagten Widerklage in Höhe von 5.000,00 6. Nach 
streitiger mündlicher Verhandlung findet eine Beweisaufnahme statt über 
sämtliche von den Parteien geltend gemachten Ansprüche. Anschließend 
ergeht ein Urteil. 

Erstellen Sie die Kostenrechnung für Rechtsanwalt R, und gehen Sie davon 
aus, dass Klage und Widerklage nicht identisch sind! 



Da im Nachverfahren die Widerklage einen anderen Streitgegenstand betrifft, 
also mit der Klage nicht identisch ist, wird hier der Gegenstandswert der 
Widerklage zu dem Klageanspruch von 15.000,00 6 hinzugezählt und 
demgemäß über insgesamt 20.000,00 6 prozessiert. Dabei ist allerdings zu 
beachten, dass die Verfahrensgebühr des Urkundenprozesses auf die 
Verfahrensgebühr im Nachverfahren anzurechnen ist (Abs. 2 der Anm. zu 
Nr. 3100 VV RVG). Da für beide Verfahrensabschnitte nur eine Verfahrensge- 
bühr berechnet werden darf, wird man in der Praxis gleich in der ersten 
Kostenrechnung eine Verfahrensgebühr über 20.000,00 6 ansetzen. 

1. Urkundenverfahren (Scheckprozess): 



1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 735,80 6 

Gegenstandswert: 15.000,00 6 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 679,20 6 

Gegenstandswert: 15.000,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 1.435,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 272,65 6 

Summe brutto: 1.707,65 6 
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2. Nach verfahren 



1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 839,80 € 

Gegenstandswert: 20.000,00 € 

Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3100 Abs. 2 VV RVG: 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 735,80 € 

Gegenstandswert: 15.000,00 6 

restl. Verfahrensgebühr 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Gegenstandswert: 20.000,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



104,00 6 

775.20 6 

20,00 6 

899.20 6 
170,85 6 

1.070,05 6 



22.2 Prüfungsfragen 

1. Nach welcher Vorschrift entstehen die Verfahrensgebühr und die 
Terminsgebühr im Urkundenverfahren? 

die Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV RVG und die Terminsgebühr 
nach Nr. 3104 VV RVG 

2. Welche Verfahrensabschnitte sind gebührenrechtlich zu unterschei- 
den, und wie wirken sie sich auf die Kostenrechnung aus? Geben Sie 
auch die Vorschriften an. 

Im Urkundenverfahren, das mit einem Vorbehaltsurteil abschließt, entste- 
hen die normalen Gebühren (siehe Frage 1). Im Nachverfahren entstehen 
ebenfalls diese Gebühren, jedoch wird die im Urkundenverfahren entstan- 
dene Verfahrensgebühr auf die Verfahrensgebühr im Nachverfahren 
angerechnet (Abs. 2 der Anm. zu Nr. 3100 VV RVG). 

Beide Verfahrensabschnitte gelten als besondere Angelegenheit, für die 
getrennte Kostenrechnungen einschließlich Postentgelte und Umsatzsteuer 
erstellt werden (§ 17 Nr. 5 RVG). 

3. Nehmen Sie an, der Rechtsanwalt erhebt Klage im Wechselprozess. 
Im Urkunden- und im Nachverfahren findet je eine streitige mündli- 
che Verhandlung und eine Beweisaufnahme (= BA) statt. - Kosten- 
rechnung (ohne Gebühren in EUR)? 

1. Urkunden verfahren (Wechselprozess) 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

2. Nachverfahren 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
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4. Rechtsanwalt R macht für seinen Mandanten M gegen B im 
Urkundenverfahren einen Betrag von 30.000,00 € geltend. Der Be- 
klagte beantragt durch Rechtsanwalt S Klageabweisung und kündigt 
an, dass er die Geltendmachung seiner Rechte im Nachverfahren 
beantragen werde. Im Termin verhandeln die Parteien streitig zur 
Sache und es ergeht ein Vorbehaitsurteil, in dem B zur Zahlung 
verurteilt wird, ihm jedoch die Ausführung seiner Rechte im Nach- 
verfahren Vorbehalten bleibt. 

Es wird nunmehr das Nachverfahren eingeleitet. Gleichzeitig erhebt 
Rechtsanwalt S für den Beklagten Widerklage in Höhe von 
10.000,00 6. Nach streitiger mündlicher Verhandlung findet eine 
Beweisaufnahme statt über sämtliche von den Parteien geltend ge- 
machten Ansprüche. Anschließend ergeht ein Urteil. 

Aufgabe: Erstellen Sie die Kostenrechnung für Rechtsanwalt R, und 
gehen Sie davon aus, dass Klage und Widerklage nicht identisch sind! 

1. Urkundenverfahren (Scheckprozess): 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
Gegenstands wert: 30.000,00 € 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Gegenstands wert: 30.000,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 

2. Nachverfahren 

1.3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 1.172,60 € 

Gegenstands wert: 40.000,00 € 

Anrechnung gern. Anm. zu Nr. 3100 Abs. 2 VV RVG: 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 985,40 6 

Gegenstands wert: 30.000,00 6 
restl. Verfahrensgebühr 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Gegenstands wert: 40.000,00 6 
Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 
Zwischensumme netto 
19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 
Summe brutto: 



187,20 6 
1.082,40 6 

20,00 6 
1.289,60 6 
245,02 6 
1.534,62 6 



985,40 6 

909,60 6 

20,00 6 
1.915,00 6 
363,85 6 
2.278,85 6 





Einzeltätigkeiten des Rechtsanwalts 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 12) 

Es kann Rechtsfälle geben, in denen es aus verschiedenen Gründen 
ratsam sein kann, mehrere Rechtsanwälte in derselben Sache zu 
beauftragen, so z. B. um Auslagen nach Nr. 7003 bis 7006 VV RVG für die 
lange Anreise des Verfahrensbevollmächtigten zum Termin zu sparen. 
Diese Sonderfälle sind im dritten Teil, Abschnitt 4 des VV RVG unter der 
Überschrift „Einzeltätigkeiten“ geregelt und werden in diesem Kapitel 
besprochen. 

23.1 Mehrere Verfahrensbevollmächtigte 

Vorab: Einer Partei steht es frei, mit der Wahrnehmung ihrer Interessen in 
derselben Angelegenheit mehrere Rechtsanwälte zu beauftragen. Werden sie 
nebeneinander als Rechtsanwälte (Verfahrensbevollmächtigte) beauftragt oder 
wird ihnen die Sache zur gemeinschaftlichen Erledigung übertragen, so erhält 
jeder Rechtsanwalt für seine Tätigkeit die volle Vergütung. 

Dies gilt nicht bei einer Anwaltssozietät. Hier werden selbstverständlich 
lediglich die Gebühren berechnet, die auch bei Beauftragung nur eines 
einzigen Rechtsanwalts entstanden wären. Auch ist zu bedenken, dass die 
unterlegene Partei lediglich die Kosten zu erstatten hat, so weit sie zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
waren. Der Mandant ist also vor Übernahme des Mandats auf diese Regelung 
hinzuweisen. 

Im Strafprozess dürfen nur maximal drei Rechtsanwälte beauftragt werden. 

23.2 Der Korrespondenzanwalt 

Verkehrs- bzw. Korrespondenzanwalt ist der Rechtsanwalt, der lediglich den 
Schriftverkehr zwischen der Partei und dem eigentlichen Verfahrensbevoll- 
mächtigten vermittelt, etwa deshalb, weil er nicht bei dem Prozessgericht 
zugelassen ist. Er ist selbst weder Prozessbevollmächtigter noch Unter- 
bevollmächtigter. 

Beispiel: Rechtsanwalt A, zugelassen beim Landgericht, vermittelt für die 
Berufungsinstanz vor dem OLG den Schriftverkehr zwischen dem Mandanten 
und dem beim OLG zugelassenen Verfahrensbevollmächtigten. 

Also: Der Rechtsanwalt am Wohnort des Mandanten ist der Korrespon- 
denzanwalt, der Rechtsanwalt am Gerichtsort ist der Verfahrensbevoll- 
mächtigte. 



§6 RVG 



§ 91 ZPO 



§ 137 I 2 StPO 
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Nr. 3400 VV RVG 



Der Korrespondenzanwalt erhält für die Vermittlung des Verkehrs der Partei 
mit dem Verfahrensbevollmächtigten eine Verfahrensgebühr (Verkehrsge- 
bühr, Korrespondenzgebühr) in Höhe der dem Verfahrensbevollmächtigten 
zustehenden Verfahrensgebühr, höchstens aber einen Gebührensatz von 1,0 
gemäß Nr. 3400 VV RVG, bei Betragsrahmengebühren (in Verfahren vor den 
Sozialgerichten) höchstens 260,00 €. 



BEISPIEL 1 - GRUNDFALL ZUM KORRESPONDENZANWALT: 



Korrespondenzanwalt K in A-Stadt bittet im Auftrag des Mandanten den 
Rechtsanwalt H in B-Stadt, als Verfahrensbevollmächtigter Berufung beim OLG 
in B-Stadt über 20.000,00 € einzureichen. Im Termin verhandelt Rechtsanwalt 
H streitig und es ergeht ein Urteil. 



Kostenrechnung für Rechtsanwalt H (Verfahrenshevollmächtigten) 



Gegenstandswert: 20.000,00 € 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 1.033,60 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 775,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.828,80 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 347,47 € 

Summe brutto: 2.121,416 



Kostenrechnung für Rechtsanwalt K (Korrespondenzanwalt) 



1 ,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3400, 3200 VV RVG 646,00 6 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 6 

Zwischensumme netto 666,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 126,54 6 

Summe brutto: 792,54 6 



vorzeitige 

Erledigung, 

Nr. 3405 VV RVG 



Die Verfahrensgebühr des Korrespondenzanwalts wird wegen der Beschrän- 
kung in Nr. 3400 VV RVG auch in der Berufung oder Revision auf den 
Gebührensatz von 1,0 begrenzt. 

Im Falle der vorzeitigen Erledigung, wenn also der Auftrag endet, bevor der 
Verfahrensbevollmächtigte (Hauptbevollmächtigte) beauftragt oder der 
Verkehrsanwalt gegenüber dem Verfahrensbevollmächtigten tätig geworden 
ist, erhält der Verkehrsanwalt nach Nr. 3405 VV RVG höchstens einen 
Gebührensatz von 0,5, bei Betragsrahmengebühren (in Verfahren vor den 
Sozialgerichten) höchstens 130,00 6. 



Nun kann es sein, dass der Korrespondenzanwalt vom Hauptbevollmächtigten 
im Verlaufe des Prozesses noch weitere Aufträge erhält. So könnte er zum 
Beispiel bevollmächtigt werden, an einem am Kanzleiort des Korrespondenz- 
anwalts anberaumten Beweistermin teilzunehmen. 




Folgende Gebühren könnten für weitergehende Tätigkeiten des 
Verkehrsanwaltes entstehen: 

1. eine Terminsgebühr gern. Nr. 3104 f. und 3202 f., wenn er auftrags- 
gemäß die Vertretung in einem Termin i. S. d. Vorbem. 3 Abs. 3 W 
RVG wahrgenommen hat, also einen Erörterungs-, Verhandlungs- 
oder Beweistermin oder einen Termin, der von einem gerichtlich be- 
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steliten Sachverständigen anberaumt wurde oder einen solchen, der 
auf die Erledigung des Verfahrens ohne Beteiiigung eines Gerichts 
gerichtet war. 

2. Der Verkehrsanwalt kann gemäß Nr. 1003 VV RVG für die Mitwirkung 
an einer gerichtiichen Einigung eine 1,0 Einigungsgebühr oder gar für 
die Einigung über einen außergerichtlichen Anspruch eine 1,5 Eini- 
gungsgebühr nach Nr. 1000 W RVG erhaiten. Auch der Prozessbe- 
vollmächtigte erhält für die Mitwirkung bei einer Einigung eine entspre- 
chende Einigungsgebühr. 



BEISPIEL 2 - TERMIN DURCH KORRESPONDENZANWALT: 

Rechtsanwait K in A-Stadt wird vom Mandant M beauftragt, beim OLG in B- 
Stadt Berufung einzulegen. Rechtsanwalt K ist jedoch bei diesem Gericht nicht 
zugelassen. Er beauftragt Rechtsanwalt H mit der Einlegung der Berufung und 
führt die Korrespondenz zwischen ihm und M. In B-Stadt wird die Sache streitig 
mündlich verhandelt, und es ergeht ein Beweisbeschluss, nach dem im Wege 
der Rechtshilfe durch das Amtsgericht in A-Stadt ein Zeuge vernommen 
werden soll. Rechtsanwalt H beauftragt Rechtsanwalt K, an der Beweisauf- 
nahme teilzunehmen, was geschieht. Nach weiterer streitiger mündlicher 
Verhandlung in B-Stadt ergeht ein Urteil. 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt H als Verfahrensbevollmächtigten 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt K (Korrespondenzanwalt) 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3400, 3200 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

23.3 Der Terminsvertreter 

Der Korrespondenzanwalt ist vom Verfahrens- und Terminsbevollmächtigten 
zu unterscheiden. Den Korrespondenzanwalt gibt es in der Regel nur in 
Prozessen vor Gerichten, für die er keine Postulationsfähigkeit besitzt (z. B. 
bei einer Berufung vor dem OLG oder Revision vor dem BGH, wenn er in der 
Vorinstanz tätig war). 

Unterbevollmächtigte und Terminsvertreter werden gebührenrechtlich gleich 
behandelt, obwohl in der Praxis häufig der Terminsvertreter nicht nur für die 
Wahrnehmung des Termins bevollmächtigt wird, sondern auch ganz allgemein 
als Unterbevollmächtigter zur Entgegennahme von Ladungen, Schriftsätzen 
usw. Den Terminsvertreter findet man überwiegend in Rechtsstreitigkeiten vor 
den Gerichten, die von der Kanzlei des Verfahrensbevollmächtigten weit 
entfernt sind, so dass bei der Wahrnehmung eines Termins Geschäftsreisen 
erforderlich wären, die erhebliche Auslagen in Form von Fahrtkosten und 
Tage- und Abwesenheitsgeldern gemäß Nr. 7003 bis 7006 VV RVG nach sich 
ziehen würden. Beauftragt ein Prozessbevollmächtigter einen anderen Anwalt, 
die Vertretung in der mündlichen Verhandlung zu übernehmen, um so für den 



Begriff und 
Abgrenzung: 
Korrespondenz- 
anwalt 



Unterbevoll- 
mächtigter = 

T erminsvertreter 
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Mandanten die zusätzlichen Auslagen einzusparen, so ist der beauftragende 
Rechtsanwalt Hauptbevollmächtigter (Prozessbevollmächtigter, Verfahrens- 
bevollmächtigter) und der Beauftragte Terminsbevollmächtigter. 



Beweisanwalt = Die Gebühren des früheren Beweisanwalts sind nunmehr nach denen des 
Termins Vertreter Terminsvertreters zu berechnen, da mit dem RVG die Beweisgebühr 
weggefallen ist und stattdessen für jede Wahrnehmung eines Erörterungs-, 
Verhandlungs- oder Beweistermins eine Terminsgebühr entsteht. Das Mandat 
des Beweisanwalts beschränkt sich auf die Wahrnehmung eines auswärtigen 
Beweistermins. 




Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung in 
einem Termin i. S. d. Vordem. 3 Abs. 3 VV RVG (s. o.), so erhält er als 
Terminsvertreter. 

1 . eine Verfahrensgebühr in Höhe der Hälfte der dem Verfahrensbevoll- 
mächtigten zustehenden Verfahrensgebühr nach Nr. 3401 W RVG 

2. sowie eine Terminsgebühr nach Nr. 3402 W RVG in Höhe der einem 
Verfahrensbevollmächtigten zustehenden Terminsgebühr. 

3. Außerdem kann der Terminsvertreter natürlich gemäß Nr. 1003 VV RVG 
für die Mitwirkung an einer Einigung eine 1,0 Einigungsgebühr oder 
eine 1,5 Einigungsgebühr nach Nr. 1000 W RVG erhalten. 



Die Gebühren des Hauptbevollmächtigten werden durch die dem Terminsan- 
walt entstandenen Gebühren entgegen den früheren Regelungen der BRAGO 
nicht beeinflusst. 

BEISPIEL 3 - MIT EINIGUNGSGEBÜHR: 

Rechtsanwalt R in A-Stadt erhebt für M Klage gegen B auf Zahlung von 
4.000,00 € beim AG in B-Stadt. Rechtsanwalt U wird als Unterbevollmächtigter 
(Terminsvertreter) mit der Wahrnehmung des Termins beauftragt. Im Termin 
verhandelt Rechtsanwalt U streitig zur Sache und nimmt auch an einem 
Beweistermin teil. Im nachfolgenden Haupttermin in B-Stadt gibt Rechtsanwalt 
U einen Vergleich zu Protokoll, in dem sich B zur Zahlung von 3.000,00 € 
verpflichtet und die Prozesskosten übernimmt. Rechtsanwalt R hatte diesen 
Vergleich zuvor mit M besprochen und in einem außergerichtlichen Gespräch 
mit B vorbereitet. - Kostenrechnungen für den Haupt- und den Unterbevoll- 
mächtigten (Terminsanwalt)! 

Kostenrechnung für den Hauptbevollmächtigten (= Rechtsanwalt R): 



Gegenstandswert: 4.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 318,506 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 294,00 € 

1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 245,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 877,50 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 166,73 € 

Summe brutto: 1.044,23 6 




23 Einzeltätigkeiten des Rechtsanwaits 



213 



Kostenrechnung für den Terminsvertreter (Rechtsanwalt U): 



Gegenstandswert: 4.000,00 € 

0,65 Verfahrensgebühr, Nr. 3100, 3401 VV RVG 159,25 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3402, 3104 VV RVG 294,00 € 

1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 245,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 718,25 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 136,47 € 

Summe brutto: 854,72 € 

Anmerkung: 



In beiden Kostenrechnungen entsteht je eine Einigungsgebühr, weil beide 
Rechtsanwälte an der Entstehung des Vergleichs mitgewirkt haben. Der 
Hauptbevollmächtigte erhält eine Terminsgebühr nur deshalb, weil er im 
Sinne von Vorbem. 3 Abs. 3 VV RVG ohne Beteiligung des Gerichts eine 
Besprechung mit dem Gegner hatte, die auf die Erledigung des Verfahrens 
(eben durch den Vergleich) gerichtet war. 

BEISPIEL 4 - DAS VERSÄUMNISURTEIL: 

Rechtsanwalt V in Köln erhebt für M Klage gegen B über 4.000,00 € beim AG 
in Regensburg. Namens des Mandanten beauftragt er Rechtsanwalt U in 
Regensburg mit der Wahrnehmung der Termine. Im Termin ist der Gegner 
nicht erschienen und Rechtsanwalt U beantragt als Unterbevollmächtigter ein 
Versäumnisurteil, das rechtskräftig wird. - Kostenrechnungen für die 
Rechtsanwälte V und U! 

Gegenstandswert: 4.000,00 € 

Kostenrechnung des Verfahrensbevollmächtigten (Rechtsanwalt V) 



1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 3 1 8,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 338,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 64,32 € 

Summe brutto: 402,82 € 

Kostenrechnung des Unterbevollmächtigten (Rechtsanwalt U) 

0,65 Verfahrensgebühr, Nr. 3105, 3401 VV RVG 159,25 € 

0,5 Terminsgebühr, Nr. 3402, 3105 VV RVG 122,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 301,75 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 57,33 € 

Summe brutto: 359,08 € 



ANMERKUNG: 

Für die nichtstreitige mündliche Verhandlung, die der Unterbevollmächtigte 
wahrnimmt, erhält dieser eine 0,5 Terminsgebühr nach Nr. 3105 VV RVG. 
Der Verfahrensbevollmächtigte bekommt nur die 1,3 Verfahrensgebühr nach 
Nr. 3100 VV RVG. Er hat an keinem Termin teilgenommen. 
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23.4 Prüfungsfragen 

1. Kann ein Mandant in derselben Angelegenheit auch mehrere 
Rechtsanwälte mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragen? 
Vorschrift? 

ja, nach § 6 RVG 

2. Wie ist insoweit die Kostenfrage geregelt? 

Jeder Rechtsanwalt erhält für seine Tätigkeit die volle Vergütung. 

3. Was ist ein Korrespondenzanwalt? 

Der Korrespondenzanwalt ist nicht selbst Verfahrensbevollmächtigter, 
sondern vermittelt nur den Schriftverkehr zwischen dem Mandanten und 
dem Verfahrensbevollmächtigten. 

4. Wie heißt der Korrespondenzanwalt noch? 

Verkehrsanwalt 

5. Wie ist die Situation beim Korrespondenzanwalt? Der Rechtsanwalt 
am Wohnsitz des Mandanten ist der Rechtsanwalt am Gerichtsort 
ist ... 

Der Rechtsanwalt am Wohnsitz des Mandanten ist Korrespondenzanwalt 
— der Rechtsanwalt am Gerichtsort ist Verfahrensbevollmächtigter. 

6. Wie viele Rechtsanwälte darf der Mandant maximal im Strafprozess 
zur Verteidigung beauftragen? 

maximal drei Rechtsanwälte 

7. Nennen Sie ein Beispiel für die Beanspruchung eines Verkehrsan- 
walts. 

Ein nur beim Landgericht zugelassener Rechtsanwalt vermittelt für die 
Berufungsinstanz vor dem OLG den Schriftverkehr zwischen dem Man- 
danten und dem beim OLG zugelassenen Verfahrensbevollmächtigten. 

8. Welche Gebühr erhält der Verkehrsanwalt für die Führung der 
Korrespondenz und nach welcher Vorschrift? 

Der Verkehrsanwalt erhält eine Verfahrensgebühr in Höhe der dem Ver- 
fahrensbevollmächtigten zustehenden Verfahrensgebühr, höchstens aber 
einen Gebührensatz von 1,0 gemäß Nr. 3400 VV RVG. 

9. Wie nennt man die Verfahrensgebühr des Korrespondenzanwalts 
noch? 

Verkehrsgebühr oder auch Korrespondenzgebühr 

10. Wie hoch wird der Gebührensatz sein, wenn der Korrespondenzan- 
walt in allen drei Instanzen tätig wird? 

Wegen der Begrenzung wird in allen Instanzen jeweils eine 1,0 Verkehrs- 
gebühr entstehen. 
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11. Welche Gebühren können für einen Korrespondenzanwalt für weiter 
gehende Tätigkeiten noch entstehen? 

Es können entstehen eine reguläre Terminsgebühr für die auftragsgemäße 
Vertretung in einem Termin, eine 1,0 Einigungsgebühr für die Mitwirkung 
an einer gerichtlichen Einigung und eine 1,5 Einigungsgebühr für die 
Einigung über einen außergerichtlichen Anspruch. 

12. Wie nennt man den Unterbevollmächtigten noch? 

T erminsvertreter 

13. Wie nennt man den Beweisanwalt noch? 

ebenfalls Termins Vertreter 

14. Wer ist Verfahrensbevollmächtigter, wer Terminsvertreter: Der 
Rechtsanwalt am Wohnsitz des Mandanten ist ..., der Rechtsanwalt 
am Gerichtsort ist ... 

Der Rechtsanwalt am Wohnsitz des Mandanten ist Verfahrensbevollmäch- 
tigter, der Rechtsanwalt am Gerichtsort ist Terminsvertreter. 

15. Welche Gebühren erhält der Terminsvertreter, wenn sich seine 
Tätigkeit anf die Vertretnng in einem Termin beschränkt? 

Der Terminsvertreter erhält eine Verfahrensgebühr in Höhe der Hälfte der 
dem Verfahrensbevollmächtigten zustehenden Verfahrensgebühr nach Nr. 
3401 VV RVG und eine Terminsgebühr nach Nr. 3402 VV RVG in Höhe 
der einem Verfahrensbevollmächtigten zustehenden Terminsgebühr. 

16. Welche Gebühr könnte für den Terminsvertreter bei einer Einignng 
noch entstehen? 

a) gemäß Nr. 1000 für die Mitwirkung an einer außergerichtlichen 
Einigung eine 1,5 Einigungsgebühr und 

b) gemäß Nr. 1003 für die Mitwirkung an einer gerichtlichen Einigung 
eine 1,0 Einigungsgebühr 

17. Wann wird man beispielsweise einen Terminsvertreter als Beweisan- 
walt einschalten? 

Man wird einen Beweisanwalt bei einem entfernten Termin zur Vermei- 
dung von Auslagen aus Geschäftsreisen einschalten, damit eine Reise des 
Verfahrensbevollmächtigten zu einem Beweistermin entbehrlich wird. 
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18. Erstellen Sie die Kostenrechnung zu folgendem Fall: Rechtsan- 
walt R in A-Stadt geht für M in die Berufung gegen B wegen 
10.000,00 € beim OLG in B-Stadt. Rechtsanwalt T wird als Ter- 
minsvertreter mit der Wahrnehmung des Termins beauftragt. Im 
Termin verhandelt Rechtsanwalt T streitig zur Sache und es er- 
geht ein Urteil. Kostenrechnungen für beide Rechtsanwälte? 

Kostenrechnung für den Verfahrensbevollmächtigten (= RA R): 



Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 777,60 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 797,60 € 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 151,54€ 

Summe brutto: 949, 14 € 

Kostenrechnung für den Terminsvertreter = RA T: 
Gegenstandswert: 10.000,00 € 

0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3200, 3401 VV RVG 388,80 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3402, 3202 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 992,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 188,48 € 

Summe brutto: 1 . 1 80,48 € 





Die Gebühren im selbstständigen 
Beweisverfahren 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 15) 

Das selbstständige Beweisverfahren wurde bereits oben auf Seite 99 
besprochen. Es kann bereits vor Einreichung der Klage in der Hauptsache 
oder während des Klageverfahrens betrieben werden. § 19 RVG zählt auf, 
welche Tätigkeiten des Rechtsanwalts zu einem Rechtszug gehören bzw. 
mit dem Verfahren Zusammenhängen. Darin ist das selbstständige 
Beweisverfahren nicht aufgeführt, es ist aber auch nicht in den §§ 16 bis 18 
RVG (dieselben, verschiedene und besondere Angelegenheiten) enthalten. 



24.1 Grundlagen 

Nach der Begründung des Gesetzesentwurfs zu § 19 RVG soll jedoch das 
selbstständige Beweisverfahren „immer eine eigene Angelegenheit bilden“. Das 
bedeutet: 

Für die Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren und für die Klage 
im Hauptverfahren kann je eine eigene Kostenrechnung (incl. Auslagen- 
pauschale) geschrieben werden. 

Im Verfahren über Anträge auf Sicherung des Beweises erhält der Rechtsan- 
walt die im Teil 3 W RVG bestimmten Gebühren, und zwar unabhängig davon, 
ob die Hauptsache anhängig ist oder nicht. In der Regel wird also erstinstanz- 
lich bereits mit der Einleitung des selbstständigen Beweisverfahrens eine 1,3 
Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 W RVG und für die Wahrnehmung des 
Beweisaufnahmetermins oder eines von einem gerichtlich bestellten 
Sachverständigen anberaumten Termins (Vorbem. 3 Abs. 3 VV RVG) eine 1,2 
Terminsgebühr nach Nr. 3104 WRVG entstehen. 

BEISPIEL 1 - NUR SELBSTSTÄNDIGES BEWEISVERFAHREN: 

Rechtsanwalt R leitet für M wegen eines Verkehrsunfallschadens von 
8.000,00 € das selbstständige Beweisverfahren ein. Rechtsanwalt R nimmt an 
einem von dem gerichtlich bestellten Sachverständigen anberaumten Termin 
teil. Im Anschluss an den Termin zahlt der Gegner. 



Gegenstandswert: 8.000,00 € 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 100 VV RVG 535,60 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 494,40 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.050,00 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 199,50 6 

Summe brutto: 1.249,50 6 



Regelgebühreii 
Teil 3 VV RVG 
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Berufungs- 

verfahren 



vorzeitige 

Beendigung 



Im Berufungsverfahren können eine 1,6 Verfahrensgebühr nach Nr. 3200 VV 
RVG, eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3202 VV RVG und bei einer Einigung 
eine 1,3 Einigungsgebühr nach Nr. 1004 VV RVG entstehen. 

Erübrigt sich die Einleitung des selbstständigen Beweisverfahrens nach 
Vollmachtserteilung vorzeitig, so erhält der Rechtsanwalt erstinstanzlich eine 
0,8 Verfahrensgebühr nach Nr. 3101 VV RVG bzw. zweitinstanzlich eine 1,1 
Verfahrensgebühr nach Vr. 3201 VV RVG, siehe auch S. 143. 

BEISPIEL 2 - VORZEITIGE BEENDIGUNG: 

Während Rechtsanwalt R auftragsgemäß einen Antrag auf Einleitung des 
selbstständigen Beweisverfahrens diktiert, ruft Mandant M an und teilt ihm 
freudestrahlend mit, dass der Gegner zwischenzeitlich überwiesen habe und 
ein weiteres Prozessieren entbehrlich sei. Gegenstandswert: 2.000,00 €. 



Gegenstandswert: 2.000,00 € 

0,8 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 0 1 VV RVG 1 06,40 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 126,40 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 24,02 € 

Summe brutto: 150,42 6 



24.2 Der nachfolgende Hauptprozess 

Anrechnung, Schließt sich dem selbstständigen Beweisverfahren der Hauptprozess an oder 
Vorbem. 3 Abs. 5 finden beide Verfahren parallel statt, ist zu berücksichtigen, dass nach 
VVRVG Vorbemerkung 3 Abs. 5 VV RVG die Verfahrensgebühr des selbstständigen 

Beweisverfahrens auf die Verfahrensgebühr des Rechtszuges anzurechnen ist. 

BEISPIEL 3 - GRUNDFALL MIT NACHFOLGENDEM HAUPTPROZESS: 



Rechtsanwalt R leitet für M wegen eines Verkehrsunfallschadens von 
6.000,00 € das selbstständige Beweisverfahren ein. Nach Vernehmung von 
Zeugen im Beweisaufnahmetermin reicht Rechtsanwalt R über diesen Betrag 
Klage ein. Im Hauptverfahren werden die Ansprüche erörtert, streitig verhandelt 
und die Zeugenaussagen des Beweisaufnahmetermins für den Prozess 
verwertet. Schließlich ergeht ein Urteil. 

Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren: 



Gegenstandswert: 6.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 439,40 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 405 ,60 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 865,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 164,35 6 

Summe brutto: 1.029,35 6 
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Gebühren im Zivilprozess (Hauptsache): 



1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 405 ,60 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 425,60 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 80,86 € 

Summe brutto: 506,46 € 



Nach Vorbem. 3 Abs. 5 VV RVG wird die Verfahrensgebühr des selbstständi- 
gen Beweisverfahrens auf die des Zivilprozesses angerechnet. 

BEISPIEL 4 - HAUPTVERFAHREN ÜBER HÖHEREN BETRAG: 

Der Rechtsanwait ieitet wegen eines Verkehrsunfaiischadens von 6.000,00 € 
das seibstständige Beweisverfahren ein. Nach Vernehmung von Zeugen im 
Beweisaufnahmetermin reicht der Rechtsanwait nunmehr über 10.000,00 € 
Kiage ein. Im Hauptverfahren werden die Ansprüche erörtert, streitig verhandeit 
und die Ergebnisse des seibstständigen Beweisverfahrens für den Prozess 
verwertet. Schließiich ergeht ein Urteii. 

Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren: 



Gegenstandswert: 6.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 439,40 € 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 405,60 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 865,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 164,35 € 

Summe brutto: 1.029,35 € 

Gebühren im Zivilprozess (Hauptsache): 

1 .3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 63 1 ,80 € 
Gegenstandswert: 10.000,00 6 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 439,40 € 

Gegenstandswert: 6.000,00 € 

./. Anrechnung gern. Vorbem. 3 V VV RVG: 192,40 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 795,60 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 151,166 

Summe brutto: 946,76 6 



Von der 1,3 Verfahrensgebühr des Zivilprozesses über 10.000,00 6 wird die 
Verfahrensgebühr über 6.000,00 6 des selbstständigen Beweisverfahrens 
abgezogen (Vorbem. 3 Abs. 5 VV RVG). 
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24.3 Die Einigungsgebühr 

Eiiiigungsgebüh- Da nach § 492 III ZPO das Gericht im selbstständigen Beweisverfahren die 
ren Nr. 1000 und Parteien zur mündlichen Erörterung laden und auch eine Einigung protokollie- 
Nr. 1003VVRVG ren kann, entsteht in einem solchen Falle die bereits besprochene 1,5 
Einigungsgebühr nach Nr. 1000 VV RVG. Sind die Ansprüche über die 
Einigung zugleich Gegenstand des Hauptverfahrens, ermäßigt sich die 
Einigungsgebühr nach Nr. 1003 VV RVG auf den Gebührensatz von 1,0. 

BEISPIEL 5 - GRUNDFALL MIT EINIGUNGSGEBÜHR: 

Rechtsanwalt R leitet für M gegen B wegen 10.000,00 € das selbstständige 
Beweisverfahren ein. Nach Vernehmung von Zeugen im Beweisaufnahmeter- 
min schließen die Parteien unter dem Eindruck der Beweisaufnahme einen 
Vergleich, in dem sich B verpflichtet, zur Abgeltung der Ansprüche 8.000,00 € 



zu zahlen und die Kosten zu übernehmen. 

Gegenstandswert: 10.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 63 1 ,80 € 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 583,20 € 

1 ,5 Einigungsgebühr, Nr. 1 000 VV RVG 729,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1 .964,00 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 373,16 € 

Summe brutto: 2.337,16 6 



Denkbar ist natürlich, dass der Vergleich erst im Hauptverfahren abgeschlos- 
sen wird: 

BEISPIEL 6 - DER VERGLEICH IM HAUPTVERFAHREN: 



Der Rechtsanwalt leitet gegen B wegen 20.000,00 € das selbstständige 
Beweisverfahren ein. Der Rechtsanwalt nimmt an einem von dem gerichtlich 
bestellten Sachverständigen anberaumten Termin teil. Anschließend reicht er 
über 20.000,00 6 Klage ein. Im Hauptverfahren wird das Ergebnis des 
selbstständigen Beweisverfahrens erörtert und die Parteien schließen einen 
Vergleich, in dem sich B verpflichtet, zur Abgeltung der Ansprüche 15.000,00 € 
zu zahlen und die Kosten zu übernehmen. 

Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren: 



Gegenstandswert: 20.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 839,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 775 ,20 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1.635,00 6 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 310,65 6 

Summe brutto: 1.945,65 6 
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Gebühren im Zivilprozess (Hauptsache): 



Gegenstandswert: 20.000,00 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 775 ,20 € 

1 ,0 Einigungsgebühr, Nr. 1 003 VV RVG 646,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 1 .44 1 ,20 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 273,83 € 

Summe brutto: 1.715,03 6 



Auch ist ein Mehrvergleich über im Beweisverfahren rechtshängige und nicht Mehrvergleich 
rechtshängige Ansprüche vorstellbar. Zu dieser Gebühr siehe auch oben S. 

161. Hier entsteht erstinstanzlich neben der 1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 

3100 VV RVG über die rechtshängigen Ansprüche noch die 0,8 Differenzver- 
fahrensgebühr nach Nr. 3101 VV RVG. In diesem Zusammenhang ist dann 
gemäß §15111 RVG zu beachten, dass die 1,3 Verfahrensgehühr über die 
rechtshängigen Ansprüche und die 0,8 Verfahrensgebühr über die nichtrechts- 
hängigen Ansprüche nicht mehr betragen dürfen als eine 1,3 Gebühr vom 
zusammengerechneten Gegenstandswert. 

BEISPIEL 7 - DER MEHRVERGLEICH 

Rechtsanwalt R beantragt für M im selbstständigen Beweisverfahren die 
Ersteilung eines Sachverständigengutachtens. Der Gegenstandswert beträgt 
30.000 €. Das Gutachten wird ersteiit und die Sach- und Rechtslage 
besprochen. Schließlich erwähnt Rechtsanwalt R im Termin eine weitere, nicht 
anhängige Schmerzensgeldforderung von 5.000 €. Daraufhin erklären die 
Parteien zu Protokoll des Gerichts einen Vergleich, in dem sich der Gegner 
verpflichtet, zum Ausgleich aller geltend gemachten Ansprüche einschließlich 
der nicht rechtshängigen Forderung 27.000 € zu zahlen. 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 



1,3 Verfahrensgehühr, Nr. 3100 VV RVG 


985,40 6 




Gegenstandswert: 30.000,00 € 






0,8 Differenzverfahrensgebühr, Nr. 3101 VV RVG 


240,80 6 




Gegenstandswert: 5.000,00 € 


1.226,20 6 




gekürzt nach § 15 III RVG 




1.079,00 6 


1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 




996,00 6 


Gegenstandswert: 35.000,00 € 






1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 




1.245,00 6 


Gegenstandswert: 35.000,00 € 






Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 




20,00 6 


Zwischensumme netto 




3.340,00 6 


19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 




634,60 6 


Summe brutto: 




3.974,60 6 



Bei den Verfahrensgebühren wird zwischen den im Beweisverfahren 
anhängigen und nicht anhängigen wegen der unterschiedlichen Gebührensätze 
unterschieden. Das ist bei der Einigungsgebühr nicht erforderlich, da über alle 
Ansprüche eine 1,5 Einigungsgehühr berechnet wird. 
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24.4 Prüfungsfragen 

1. Welcher Teil des VV RVG regelt die Gebühren im selbstständigen 
Beweisverfahren? 

Teil 3 VV RVG 

2. Welche Gebühren können im selbstständigen Beweisverfahren 
erstinstanzlich in der Regel entstehen? 

Es kann i. d. R. für die Einleitung des selbstständigen Beweisverfahrens 
eine 1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV RVG und für die Wahr- 
nehmung des Termins eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG 
entstehen. 

3. Der Rechtsanwalt beantragt vor Anhängigkeit der Hauptsache die 
Sicherung des Beweises durch Erstellung eines Sachverständigengut- 
achtens, was auch geschieht. Kostenrechnung? 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

1.2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Poslenlgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

4. Welche Gebühren entstehen erstinstanzlich bei einer vorzeitigen 
Beendigung des selbstständigen Beweisverfahrens? 

Der Rechtsanwalt erhält eine 0,8 Verfahrensgebühr nach Nr. 3101 VV 
RVG. 

5. Was geschieht mit den Gebühren, wenn in derselben Sache ein 
Hauptprozess stattfindet? Rechtsgrundlage? 

Nach Vorbemerkung 3 Abs. 5 VV RVG ist die Verfahrensgebühr des 
selbstständigen Beweisverfahrens auf die Verfahrensgebühr des Rechts- 
zuges anzurechnen. 

6. Fall: Rechtsanwalt R reicht für M Klage ein. Nach einer streitigen 
mündlichen Verhandlung wird antragsgemäß das selbstständige 
Beweisverfahren über denselben Gegenstandswert angeordnet und 
ein Sachverständigengutachten erstellt, das im Hauptprozess verwer- 
tet wird. Schließlich ergeht ein Urteil. - Kostenrechnung? 

Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren: 

1.3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Poslenlgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

Gebühren im Zivilprozess (Hauptsache): 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 

Poslenlgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 




24 Die Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren 



223 



7. Wie ändert sich die Kostenrechnung, wenn das selbstständige 
Beweisverfahren (Fall 6) nicht im Klageverfahren, sondern in der 
Berufungsinstanz stattfindet? 

Gebühren im selbstständigen Beweisverfahren: 

1,6 Verfahrensgebühr, Nr. 3200 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

Gebühren im Zivilprozess (Hauptsache): 

1,2 Terminsgebühr, Nr. 3202 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

8. Welche Gebühr entsteht, wenn die Parteien im selbstständigen 
Beweisverfahren eine Einigung erzielen? 

Es entsteht eine 1,5 Einigungsgehühr nach Nr. 1000 VV RVG. 

9. Welche Gebühr entsteht, wenn die Parteien erst im Hauptprozess eine 
Einigung erzielen? 

Es entsteht eine 1,0 Einigungsgehühr nach Nr. 1003 VV RVG. 

10. Was ist gebührenrechtlich bei einem Mehrvergleich hinsichtlich der 
Verfahrensgebühr zu beachten? 

Es entsteht neben der 1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV RVG über 
die rechtshängigen Ansprüche noch die 0,8 Differenzverfahrensgebühr 
nach Nr. 3101 VV RVG. 

11. Welche Vorschrift muss dabei berücksichtigt werden? 

Gemäß § 15 III RVG ist zu beachten, dass die 1,3 Verfahrensgebühr über 
die rechtshängigen Ansprüchen und die 0,8 Verfahrensgebühr über die 
nichtrechtshängigen Ansprüchen nicht mehr betragen dürfen als eine 1,3 
Gebühr vom addierten Gegenstandswert. 

12. Welche Einigungsgebühr entsteht, wenn die Parteien im Beweisauf- 
nahmetermin des selbstständigen Beweisverfahrens einen Vergleich 
über die im Verfahren anhängigen Eorderungen und weitere nicht 
anhängige Forderungen erzielen? 

Es entsteht eine 1,5 Einigungsgehühr nach Nr. 1000 VV RVG über den 
Gesamtbetrag der Forderungen. 





Die Gebühren bei der Kostenfestsetzung und 
die Kostenausgleichung 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 16) 

Im Vergütungs- bzw. Kostenfestsetzungsverfahren und der Kostenausglei- 
chung sind die Gebühren des Rechtsanwalts gering, sofern sie überhaupt 
entstehen. Dies gilt sowohl hinsichtlich des Gebührensatzes als auch was 
den Streitwert angeht. Aber schließlich wollen die Rechtspfleger ja auch 
kontrolliert werden - und dann gibt es da noch die neugierigen Fragen in 
der Prüfung . . . 



25.1 Die Gebühren im Kostenfestsetzungsverfahren 



1. Grundsätzlich ist das Kostenfestsetzungsverfahren nach § 11 II S. 4 RVG 
gebührenfrei, d. h. es entsteht für den Kostenfestsetzungsantrag selbst 
keine gesonderte Gebühr. 

2. Legt der Rechtsanwalt gegen den Kostenfestsetzungsbeschluss die 
Erinnerung oder sofortige Beschwerde ein, so entsteht eine 0,5 Verfah- 
rensgebühr nach Nr. 3500 W RVG. 




Gegenstandswert ist der im Kosten- bzw. Vergütungsfestsetzungsantrag 
begehrte Betrag, d. h. der Betrag, dessen Festsetzung der Rechtsanwalt mit der 
Erinnerung oder der Beschwerde begehrt. 

BEISPIEL: 

Der Rechtsanwalt beantragt die Festsetzung der Kosten, die sich nach seiner 
Berechnung auf insgesamt 3.500 € belaufen. Der Rechtspfleger setzt 
stattdessen Kosten in Höhe von 3.000 € fest. Der Rechtsanwalt legt hiergegen 
sofortige Beschwerde ein, und der Richter hilft ab. 

Der Gegenstandswert beträgt hier 3.500,00 €, nicht nur die Differenz in Höhe 



von 500,00 €: 

0,5 Verfahrensgebühr, Nr. 3500 VV RVG 108,50 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 128,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 24,42 € 

Summe brutto: 152,92 6 



Für das Verfahren über die Erinnerung und über die sofortige Beschwerde 
können je gesonderte Kostenrechnungen erstellt werden. 

ln Fällen grundsätzlicher Bedeutung usw. ist eine Rechtsbeschwerde denkbar. Rechtsbeschwer- 
In einem solchen Verfahren erhält der Rechtsanwalt eine 1,0 Verfahrensge- de, §574 ZPO 
bührnachNr. 3502 VVRVG. 
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25.2 Die Kostenausgleichung 

Die Kostenausgleichimg findet statt, wenn die Prozesskosten nach Bruchteilen 
(Quoten) verteilt sind. Der Rechtspfleger bestimmt durch Beschluss, welchen 
Betrag eine Partei ihrem Gegner zu erstatten hat. 

Hat die eine Partei einen Kostenfestsetzungsantrag gestellt, fordert der 
Rechtspfleger die andere Partei auf, ihren Antrag binnen einer Woche 
ebenfalls einzureichen. 

BEISPIEL UND BERECHNUNGSSCHEMA: 



In einem Rechtsstreit mit dem Gegenstandswert von 10.000,00 € 

enthält das Urteil folgende Kostenentscheidung: 

Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Kläger auferlegt zu 1/3 

und dem Beklagten zu 2/3 

Die außergerichtlichen Kosten werden vom 

Kläger mit 1 .700,00 € 

und vom Beklagten mit 1 .500,00 € 

zur gerichtlichen Ausgleichung angemeldet. 

Die gesamten entstandenen Gerichtskosten betragen 729,00 € 

Auf diese Gerichtskosten hat der Kläger im Laufe 

des Verfahrens einen Vorschuss gezahlt in Höhe von 656,10 € 



Zu wessen Gunsten ergeht ein Kostenfestsetzungsbeschluss und in welcher 
Höhe? 

I. Die Gerichtskosten werden wie folgt ausgeglichen: 



gesamt 729,00 € 

Vorschuss des Klägers: 656,10 6 

Vom Kläger zu tragen: 243,00 € 

Vom Kläger zu viel gezahlte Gerichtskosten: 413,10 € 



Da der Kläger bereits einen Gerichtskostenvorschuss von 656,10 € bezahlt hat, 
demnach 413,10 6 zu viel, wird der Beklagte nur mit 72,90 6 belastet. Die 
413,10 6 sind vom Beklagten an den Kläger zusammen mit den außergerichtli- 
chen Kosten zu erstatten. 

11. Die Rechtsanwaltskosten werden folgendermaßen ausgeglichen: 



Gesamtkosten: 3.200,00 6 

Kosten des Klägers: 1 .700,00 6 

Kläger hat zu tragen: 1.066,67 6 

Vom Kläger zu viel getragene RA-Kosten: 633,33 6 

Vom Kläger zu viel gezahlte Gerichtskosten: 413,10 6 

1.046,43 6 



Es ergeht also Kostenfestsetzungsbeschluss in Höhe von 1.046,43 € zu 
Gunsten des Klägers. 
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WEITERES BEISPIEL FÜR EINE KOSTENAUSGLEICHUNG ZU GUNSTEN 
DES BEKLAGTEN: 



Ein Urteil enthält folgende Kostenentscheidung: 

Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Kläger zu 7/8 

und dem Beklagten zu 1/8 

auferlegt. Die außergerichtlichen Kosten werden vom 

Kläger mit 4.590,00 € 

und vom Beklagten mit 5.130,00 6 

zur gerichtlichen Ausgleichung angemeldet. 

Die gesamten entstandenen Gerichtskosten betragen 2.562,00 € 

Auf diese Gerichtskosten hat der Kläger im Laufe 

des Verfahrens einen Vorschuss gezahlt in Höhe von 1 .830,00 € 

Zu wessen Gunsten ergeht ein KFB und in welcher Höhe? 

I. Gerichtskosten: 

gesamt 2.562,00 € 

Vorschuss des Klägers: 1.830,00 6 

Vom Kläger zu tragen: 2.241,75 6 



Der Kläger hat zu wenig Gerichtskosten gezahlt! Dieser zu wenig 
gezahlte Betrag taucht jedoch nicht in dem KFB auf, da es nieht Aufgabe 
einer Partei ist, mit diesem Besehluss die Zahlung der Gerichtskosten der 
anderen Partei zu vollstrecken. Das Gerieht holt sich die Kosten von der 
Zahlungspflichtigen Partei selbst. 

II. Rechtsanwaltskosten 



Gesamtkosten: 

Kosten des Klägers: 

Kläger hat zu tragen: 

Vom Kläger zu wenig getragene RA-Kosten: 
Kläger hat zu wenig Gerichtskosten gezahlt! 



9.720.00 6 

4.590.00 6 

8.505.00 6 
-3.915,00 6 



-3.915,00 6 



Es ergeht also Kostenfestsetzungsbeschluss in Höhe von 3.915,00 € zu 
Gunsten des Beklagten. 



25.3 Prüfungsfragen 

1. Kann der Rechtsanwalt für das Kostenfestsetzungsverfahren 
Gebühren berechnen? 

Nein, das Kostenfestsetzungsverfahren ist grundsätzlich gebührenfrei. 

2. Welche Gebühr (mit welchem Gebührensatz und nach welcher 
Vorschrift) entsteht für die Einlegung der Erinnerung? 

eine 0,5 Verfahrensgebühr nach Nr. 3500 VV RVG 

3. Welche Gebühr (mit welchem Gebührensatz und nach welcher 
Vorschrift) entsteht für die Einlegung der sofortigen Beschwerde? 
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ebenfalls eine 0,5 Verfahrensgebühr nach Nr. 3500 VV RVG 

4. Welche Gebühr erhält der Rechtsanwalt für das Verfahren über die 
Rechtsbeschwerde? 

eine 1,0 Verfahrensgebühr nach Nr. 3502 VV RVG 

5. Welcher Betrag ist für die sofortige Beschwerde und die Erinnerung 
als Streitwert anzusetzen? 

Gegenstandswert ist der Betrag, dessen Festsetzung der Rechtsanwalt mit 
der Erinnerung oder der Beschwerde begehrt. 

6. Ist ein Mindeststreitwert für die genannten Rechtsbehelfe zu 
beachten? 

Bei der Erinnerung nicht, bei der sofortigen Beschwerde muss der Be- 
schwerdewert mindestens 200,00 € übersteigen. 

7. Wann findet eine Kostenausgleichung statt? 

wenn die Prozesskosten nach Quoten verteilt sind 





Die Gebühren in der Zwangsvollstreckung 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 17) 

Die sich dem Erkenntnisverfahren anschließende Zwangsvollstreckung ge- 
hört gebührenrechtllch zum selben Rechtszug. Dennoch erhält der 
Rechtsanwalt für die Tätigkeit in der Zwangsvollstreckung besondere 
Gebühren. 



26.1 Allgemeines 

Die Vergütung In der Zwangsvollstreckung ist in Teil 3, Abschnitt 3, Unterab- 
schnitt 3 VV RVG geregelt. 

Nach § 18 Nr. 3 RVG ist jede Vollstreckungsmaßnahme zusammen mit den § 18 Nr. 3 RVG 
weiteren Vollstreckungshandlungen bis zur Befriedigung des Gläubigers 
eine besondere gebührenrechtliche Angelegenheit. 



Der Rechtsanwalt kann also für jede der nachfolgend aufgeführten Vollstre- 
ckungsmaßnahmen mit den sie vorbereitenden weiteren Vollstreckungshand- 
lungen eine gesonderte Kostenrechnung erstellen. 

Für folgende Vollstreckungshandlungen kann z. B. eine gesonderte 

Kostenrechnung erstellt werden: 

• für jeden Vollstreckungsauftrag, für 

• Anträge auf Austauschpfändung und auf anderweitige Verwertung, 

• in Vollstreckungsschutzverfahren, 

• bei Eintragung einer Zwangshypothek, 

• beim Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbe- 
schlusses, nicht jedoch für das vorläufige Zahlungsverbot, wenn inner- 
halb der Monatsfrist ein Pfändungs- und Überweisungsbeschluss bean- 
tragt wurde, 

• in Verfahren auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung usw. 



gesonderte 

Kostenrechnung 




Ein bereits im Erkenntnisverfahren tätiger Rechtsanwalt erhält jedoch keine Maßnahmen ohne 
Gebühren für die Tätigkeiten, die lediglich die Zwangsvollstreckung gesonderte 
vorbereiten (z. B. Einholung eines Notfrist- und Rechtskraftzeugnisses, die Kostenrechnung 
erstmalige Erteilung der Vollstreckungsklausel, wenn deswegen keine Klage 
erhoben wird), vgl. insoweit § 19 I Nr. 9 und 12 RVG. Die in §19 RVG 
aufgeführten Maßnahmen gelten als Tätigkeiten, die mit dem vorherigen 
Rechtszug Zusammenhängen und mit der Kostenrechnung dieses Verfahrens 
abgegolten sind. 

Außerdem ist zu bedenken, dass jede Vollstreckungsmaßnahme mit den 
vorbereitenden Vollstreckungshandlungen zusammen als eine gebührenrechtli- 
che Angelegenheit gilt. 
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Beispiele: Für ein vorläufiges Zahlungsverbot und den sich anschließenden 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluss erhält der Rechtsanwalt nur eine 
Kostenrechnung. Ebenso für den Antrag auf Abgabe einer eidesstattlichen 
Versicherung mit nachfolgend beantragtem Haftbefehl. 



26.2 Gebühren 



Verfahrensge- 
bühr, Nr. 3309 

Terminsgebühr, 
Nr. 3310 VV RVG 



Der Rechtsanwalt erhält für seine Tätigkeit im Zwangsvollstreckungsverfahren 
eine 0,3 Verfahrensgebühr (\/o\\strecWur\gsgebühr) gemäß Nr. 3309 W RVG. 

Eine Terminsgebühr nach Nr. 3310 W RVG entsteht für die Teilnahme an 
einem gerichtlichen Termin oder einem Termin zur Abnahme der eidesstatt- 
iichen Versicherung (Anm. zu Nr. 3310 VV RVG). 



Einiguneseebühr streitig, ob eine Einigungsgebühr nach Nr. 1000 VV RVG 

Nr 1000 VV RVG berechnet werden kann, wenn die Parteien im Rahmen der Zwangsvollstre- 
ckung eine Einigung erzielen hinsichtlich Ratenzahlungen. Es sind aber 
durchaus Fälle denkbar, in denen die Parteien in der Zwangsvollstreckung bei 
dem Abschluss eines Vertrages mitwirken, in dem der Streit oder die 
Ungewissheit der Parteien über ein Rechtsverhältnis beseitigt wird, z. B. wenn 
für den Gläubiger die Verwirklichung des Anspruches unsicher ist usw. In 
diesen Fällen kann eine Einigungsgebühr nach Nr. 1000 VV RVG entstehen. 



neuer Vollstre- 
ckungsauftrag 



War die erste Voilstreckungsmaßnahme fruchtios und wird sie zum 
wiederholten Male betrieben, so handelt es sich dabei in der Regel um eine 
neue gebührenrechtiiche Angeiegenheit mit neuer Kostenrechnung. 



IN BETRACHT KOMMEN DABEI FOLGENDE FÄLLE: 



Der frühere Vollstreckungsauftrag liegt mehr als zwei Jahre zurück (§ 15 V S. 2 
RVG); neues pfändbares Vermögen wird erwartet; es muss an verschiedenen 
Orten beim Schuldner vollstreckt werden (Wohnung - Wochenendhaus - 
Geschäftslokal); der weitere Vollstreckungsauftrag ist auf die Pfändung eines 
bestimmten Gegenstandes gerichtet. 



26.3 Gegenstandswert 



§ 25 RVG Entgegen dem Grundsatz, dass Gegenstandsweit im Erkenntnisverfahren 

lediglich die Hauptforderung ist, zählen gern. § 25 RVG bei der Zwangsvoll- 
streckung zum Streitwert auch die Nebenkosten hinzu. Maßgeblich ist also der 
Wert der gesamten zu vollstreckenden Forderung, nämlich: 




Gegenstandswert bei der Zwangsvollstreckung: 

1 . die Hauptforderung, 

2. bisher aufgelaufenen Zinsen auf die Hauptforderung, 

3. die festgesetzten Kosten des Erkenntnisverfahrens, 

4. Zinsen in Höhe von 5 % Prozentpunkten über dem Basiszinssatz auf 
die Kosten ab Vollstreckbarkeit des Vollstreckungsbescheids bzw. ab 
Eingang des Kostenfestsetzungsantrages; der Tag des Eingangs zählt 
mit 

5. und die Kosten vorheriger Volistreckungsmaßnahmen, nicht jedoch 
die Kosten der laufenden Vollstreckung. 
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BEISPIEL 1: 



Ihr Rechtsanwalt hat für Sie (nicht vorsteuerabzugsberechtigt) gegen den 
Kaufmann Fritz Bertram erwirkt: 

1. das rechtskräftige Urteil des AG vom 07.10.2006 über 3.500,00 € nebst 
10,5 % Zinsen seit dem 12.09.2005 und 

2. die voiistreckbare Ausfertigung des Kostenfestsetzungsbeschiusses des AG 
vom 12.12.2006 über 902,72 € nebst bisher seit dem 22.11.2006 aufgeiau- 
fener Zinsen von 15,00 €. 

Aufgabe: Erteilen Sie aus den vorbezeichneten Titein Voilstreckungsauftrag 
unter dem 10.02.2007! 

Damit ergibt sich für den Vollstreckungsauftrag folgende Kostenberech- 
nung: 



Der Vollstreckungsauftrag vom 10.02.2007 



3.500,00 € 

518,58 € 
902,72 € 
15,00 € 

4.936,30 € 



Hauptforderung 

Zinsen 10,5 % vom 12.09.2005 bis 10.02.2007 
(Zinstage: 508) 

Kostenfestsetzungsbeschluss 

Zinsen 

Gesamtsumme (Gegenstandswert für RA R) 



Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 



90,30 € 0,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3309 VV RVG 

18,06 € Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 

108,36 6 Zwischensumme netto 

20,59 € 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

128,95 € Summe brutto 

Prüfungsklippe: In der Abschlussprüfung kommen immer wieder Fälle vor, in 
denen entweder ein Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
gestellt werden soll oder in dem in der Vergangenheit ein solcher Antrag 
gestellt worden ist, der nunmehr rückwirkend berechnet werden soll. Hier 
beträgt der Gegenstandswert höchstens 1.500 € gemäß § 25 1 Nr. 4 RVG\ 




26.4 Die Zwangsvollstreckung für oder gegen 
mehrere Personen 

28.4.1 Mehrere Auftraggeber 

Wird ein Rechtsanwalt für mehrere Auftraggeber tätig, so gilt Nr. 1008 VV Nr. 1008 VV RVG 

RVG auch im Rahmen der Zwangsvollstreckung. Siehe zu dieser Vorschrift 

näher ohen S. 166. Die Verfahrensgebühr beträgt also für einen Auftraggeber 

0,3] für jeden weiteren Auftraggeber kommt eine 0,3 Gebühr hinzu. Die 

Erhöhung darf jedoch nicht 2,0 übersteigen. 
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BEISPIEL 2: 



Rechtsanwalt R erteilt in derselben Sache für drei Mandanten Zwangsvollstre- 
ckungsaufitrag wegen insgesamt 10.000 €. 

Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert: 10.000,00 € 

145,80 € 0,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3309 VV RVG 

291,60 € 0,6 Mehrvertretungszuschlag, Nr. 1008 VV RVG 

20,00 € Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 

457,40 € Zwischensumme netto 

86,91 € 19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

544,31 € Summe brutto 



26.4.2 Mehrere Schuldner 

besondere Richtet sich die Zwangsvollstreckung gegen mehrere Schuldner in derselben 

Angelegenheiten Angelegenheit, so handelt es sich bei jedem Schuldner um eine besondere 
gebührenrechtliche Angelegenheit. Der Rechtsanwalt kann also für jeden 
Schuldner eine 0,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3309 VV RVG einschließlich 
Postentgelte und ggf Umsatzsteuer berechnen. Dies ist auch dann möglich, 
wenn der Vollstreckungsauftrag auf einem Formular erteilt wird. 

Beispiele: Die Zwangsvollstreckung gegen Ehegatten, eine Erbengemein- 
schaft, Mittäter (unerlaubte Handlung), Mitglieder einer OHG, gegen eine KG 
und den Komplementär, gegen eine Wohnungseigentümergemeinschaft, 
mehrere Kinder, auch wenn sie durch einen gesetzlichen Vertreter vertreten 
werden oder gegen Gesellschafter einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts. 



26.5 Zwangsvollstreckung in Grundstücke 



Sicherungs- 

hypothek 



Zwangsver- 

waltung 



Zwangsversteige- 

rungsverfahren 



Zur Vollstreckung siehe unten S. 271 ff. Für den Antrag auf Eintragung einer 
Sicherungshypothek gelten keine Besonderheiten. Hier entsteht für den 
Antrag eine 0,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3309 VV RVG. Siehe hierzu das 
Beispiel auf S. 271 f. Der Gegenstandswert richtet sich nach § 25 RVG und 
umfasst die durch die Hypothek zu sichernden Forderungen einschließlich 
Nebenforderungen. 

Der Gegenstandswert der Zwangs Verwaltung ist in § 27 RVG geregelt. Vertritt 
der Rechtsanwalt den Gläubiger, ist Gegenstandswert der Betrag (Hauptforde- 
rungen und den Nebenforderungen), wegen dem die Zwangs Verwaltung 
betrieben wird. Vertritt der Rechtsanwalt den Schuldner, richtet sich der 
Gegenstandswert nach der Summe der Forderungen (einschließlich Nebenfor- 
derungen), wegen derer die Zwangsverwaltung eingeleitet wird. Es entsteht für 
den Rechtsanwalt eine 0,4 Verfahrensgebühr nach Nr. 3311 VV R VG. 

Im Zwangsversteigerungsverfahren können eine 0,4 Verfahrensgebühr nach 
Nr. 3311 VV RVG und bei Wahrnehmung eines Versteigerungstermins eine 
0,4 Terminsgebühr nach Nr. 3312 VV RVG entstehen. Wegen weiterer 
Einzelheiten vergleiche die genannten Vorschriften. Der Gegenstandswert 
richtet sich nach §26 RVG. Vertritt der Rechtsanwalt den Gläubiger, ist 
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Gegenstandswert der Betrag, der sich aus den Hauptforderungen und den 
Nebenforderungen zusammensetzt. Vertritt der Rechtsanwalt den Schuldner, 
richtet sich der Gegenstandswert nach dem Wert des zu versteigernden 
Grundstücks. 

26.6 Prüfungsfragen 

1. Welche Gebühren entstehen im Zwangsvollstreckungsverfahren 
(Höhe, Rechtsgrundlage)? 

eine 0,3 Verfahrensgebühr gemäß Nr. 3309 VV RVG und ggf. eine Ter- 
minsgebühr nach Nr. 3310 VV RVG 

2. Welche Zwangsvollstreckungsgebühr wird in der Regel entstehen? 

eine 0,3 Verfahrensgebühr gemäß Nr. 3309 VV RVG 

3. Kann diese Gebühr auch mehrmals entstehen? 

ja, für jeden Vollstreckungsakt neu 

4. Nennen Sie Beispiele, bei denen jeweils eine gesonderte 0,3 Verfah- 
rensgebühr entstehen kann! 

• Sie kann entstehen für jeden Vollstreckungsauftrag, 

• Anträge auf Austauschpfändung und auf anderweitige Verwertung, 

• in Vollstreckungsschutzverfahren, 

• bei Eintragung einer Zwangshypothek, beim 

• Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses, 

• in Verfahren auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung. 

5. Könnte bei der Zwangsvollstreckung auch eine 0,3 Terminsgebühr 
entstehen? 

ja, wenn der Rechtsanwalt den Termin im Verfahren auf Abgabe einer 
eidesstattlichen Versicherung wahrnimmt 

6. Wie berechnet sich der Gegenstandswert für die Gebührenrechnung 
über eine Vollstreckungsmaßnahme? 

Es sind zusammenzuzählen: 

• die Hauptforderung mit den Zinsen auf die Hauptforderung, 

• die Verfahrenskosten gemäß Kostenfestsetzungsbeschluss, 

• Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB auf die Kosten ab Vollstreckbarkeit des Vollstreckungsbe- 
scheides bzw. ab Eingang des Kostenfestsetzungsantrages 

• sowie die Kosten vorheriger Vollstreckungsmaßnahmen. 

7. Von wann an werden die Kosten des Erkenntnisverfahrens verzinst? 

ab Eingang des Kostenfestsetzungsantrages 

8. Gibt es eine Vollstreckungsmaßnahme, bei der eine Streitwertgrenze 
zu beachten ist? 
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Bei der eidesstattlichen Versicherung beträgt der Gegenstandswert höchs- 
tens 1.500 € gemäß § 25 1 Nr. 4 RVG! 

9. Welche Gebühr entsteht, wenn der Rechtsanwalt in der Zwangsvoll- 
streckung bei Abschluss eines Vergleichs mitwirkt? 

eine 1,5 Einigungsgebühr, Nr. 1000 VV RVG 

10. Kostenfolge, wenn ein Rechtsanwalt für mehrere Auftraggeber in 
einer Vollstreckungssache tätig wird? 

Es gilt Nr. 1008 VV RVG: Die Verfahrensgebühr beträgt für einen Auf- 
traggeber 0,3; für jeden weiteren Auftraggeber kommt eine 0,3 Gebühr 
hinzu. Die Erhöhung darf jedoch nicht 2,0 übersteigen. 

11. Kostenfolge, wenn der Rechtsanwalt gegen mehrere Schuldner tätig 
wird? 

Der Rechtsanwalt kann für jeden Schuldner eine 0,3 Verfahrensgebühr 
nach Nr. 3309 VV RVG berechnen. 

12. Welche Gebühr erhält der Rechtsanwalt für den Antrag auf 
Eintragung einer Sicherungshypothek? 

eine 0,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3309 VV RVG 

13. Welche Gebühr erhält der Rechtsanwalt für das Zwangsversteige- 
rungsverfahren? 

Er erhält für das Zwangsversteigerungsverfahren eine 0,4 Verfahrensge- 
bühr nach Nr. 3311 VV RVG und bei Wahrnehmung eines Versteigerungs- 
termins eine 0,4 Terminsgebühr nach Nr. 3312 VV RVG. 

14. Welche Gebühr erhält der Rechtsanwalt für das Zwangsverwaltungs- 
verfahren? 

eine 0,4 Verfahrensgebühr nach Nr. 33 1 1 VV RVG 

15. Wie lautet die Formel für die Zinsberechnung? 

Kapital x Zeit (Tage) x Zinssatz : 36.000 





Die Gebühren in der Arbeitsgerichtsbarkeit 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 14) 

Mit den bisher besprochenen Gebühren haben wir bereits die wesentlichen 
Grundsätze für die Gebühren in Verfahren der Besonderen Gerichtsbarkeit 
besprochen. Das RVG mit dem Vergütungsverzeichnis gilt auch für die 
Besondere Gerichtsbarkeit und damit für die Arbeitsgerichte. Für die 
einzelnen Gerichtszweige gelten z. T. weitere spezielle Regelungen, vgl. 
für die Verwaltungs- Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit § 52 GKG. Das 
Vergütungsverzeichnis enthält vor allem in dem bereits besprochenen 
dritten Teil die wichtigsten Regelungen mit Sonderregelungen für 
bestimmte Bereiche. In diesem Kapitel wollen wir nur noch - auch aus 
prüfungstechnischen Gründen - auf die wichtigen Besonderheiten der 
Arbeitsgerichtsbarkeit eingehen. 

Je nach Verfahren sind zu unterscheiden die Gebühren der außergerichtlichen 
Vertretung, im Urteilsverfahren und in anderen arbeitsgerichtlichen Verfahren. 

27.1 Außergerichtliche Vertretung 

Ist der Rechtsanwalt mit einer außergerichtlichen Vertretung beauftragt Geschäftsgebühr, 
worden, kann eine 0,5 bis 2,5 Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG Nr. 2300 VV RVG 
entstehen. Sie ist zur Hälfte, höchstens mit 0,75 auf die Verfahrensgebühr im 
nachfolgenden gerichtlichen Verfahren anzurechnen (Vorbem. 3 Abs. 4 VV 
RVG), siehe zur Geschäftsgebühr im Einzelnen oben S. 149 ff. 

27.2 Urteilsverfahren 

Zum Geltungsbereich des GKG hinsichtlich der Gerichtskosten bei den o j 
Gerichtsbarkeiten siehe § 1 GKG. Nach § 1 Nr. 5 GKG gilt dieses Gesetz auch 
vor den Gerichten für Arbeitssachen nach dem ArbGG. 

Hinsichtlich der Gebühren des Rechtsanwalts bleibt es bei den bisher 
besprochenen Grundsätzen, die hier auf das Arbeitsgerichtsverfahren mit 
einigen Besonderheiten kurz übertragen werden sollen. 

Jedem streitigen Verfahren vor dem Arbeitsgericht erster Instanz hat eine Güteverhandlung 

Güteverhandlung vorauszugehen. Nimmt ein Rechtsanwalt im ersten §54 ArbGG 

Rechtszug an einer solchen Güteverhandlung teil, so entsteht hierfür neben der 

1,3 Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 W RVG eine 1,2 Terminsgebühr 

gemäß Nr. 3104 W RVG. Wird nach erfolglosem Termin streitig verhandelt, so 

bleibt es bei der einen, bereits entstandenen Terminsgebühr. 

BEISPIEL 1: 

Rechtsanwalt R klagt für M gegen B auf Zahlung von 1 .000 € Arbeitslohn. Nach 
erfolgloser Güteverhandlung wird streitig verhandelt und Beweis erhoben. Der 





236 



Teil 2: Das Kostenrecht 



§ 12 a ArbGG 



§§ 23 1 1 RVG, 
48 I GKG 

§§ 23 III RVG, 
48 II GKG, 

3 ZPO 



§ 42 IV GKG 




Beklagte wird entsprechend dem Klageantrag auf Zahlung verurteilt. - 
Kostenrechnung: 



Gegenstandswert: 1.000,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 1 1 0,50 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 1 02,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 232,50 € 

19 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 44,18 € 

Summe brutto: 276,68 € 



ln Urteilsverfahren des ersten Rechtszuges hat auch die obsiegende Partei die 
Rechtsanwaltskosten selbst zu tragen! ln den höheren Instanzen hat die 
unterlegene Partei der obsiegenden die Kosten zu erstatten. 

27.3 Gegenstandswert 

1. Wird ein der Höhe nach bezifferter Geldbetrag eingeklagt, so ist dieser 
Betrag als Gegenstandswert zu Grunde zu legen (siehe obiges Beispiel). 

2. Der Gegenstandswert von nichtvermögensrechtlichen Ansprüchen ist 
vom Gericht nach freiem Ermessen festzusetzen. Der Wert darf nicht über 
eine Million Euro angenommen werden. Bei der Ausstellung von Zeug- 
nissen geht man nach der Rechtsprechung der Arbeitsgerichte i. d. R. von 
einem Monatseinkommen brutto aus. 

3. ln den so genannten Kündigungsschutzklagen, die das Bestehen oder 
Nichtbestehen eines Arbeitsverhältnisses zum Gegenstand haben, ist für 
den Streitwert höchstens das Arbeitsentgelt von drei Monaten brutto 
anzusetzen zuzüglich evtl, hinzugekommener Lohnrückstände. Eine 
Abfindung wird jedoch nicht hinzugerechnet. 

BEISPIEL 2 (PRÜFUNGSFALL): 

A war bei B für monatlich 2.400,00 € angestellt. Da sich der Betrieb in 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten befand, erhielt A lange Zeit immer nur 
1.200,00 € monatlich Gehalt. Schließlich wird dem A fristlos gekündigt. 
Rechtsanwalt R klagt für A gegen B zwischenzeitlich aufgelaufene 9.600,00 € 
ein. Außerdem klagt Rechtsanwalt R auf die Feststellung, dass die fristlose 
Kündigung ungerechtfertigt war und demgemäß das Arbeitsverhältnis noch 
besteht. 

In der Güteverhandlung erörtern die Parteien die Sach- und Rechtslage und 
vergleichen sich dahingehend, dass A mit sofortiger Wirkung aus dem 
Arbeitsverhältnis entlassen wird, B jedoch an A einen einmaligen Betrag von 
12.000,00 € zahlt und die Kosten des Verfahrens übernimmt. Der Gegen- 
standswert errechnet sich wie folgt: 

Aufgelaufene Gehaltsfordemng: 9.600,00 € 

Kündigungsschutzverfahren: 3 x 2.400 € = 7.200,00 € 

Gegenstandswert: 16.800,00 € 
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Kostenrechnung für Rechtsanwalt R: 

Gegenstandswert : 16.800,00 € 

1 ,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3 1 00 VV RVG 787,80 € 

1 ,2 Terminsgebühr, Nr. 3 1 04 VV RVG 727,20 € 

1 ,0 Einigungsgebühr, Nr. 1 003 VV RVG 606,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 2.141,006 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 406,79 € 

Summe brutto: 2.547,79 € 



4. Bei Rechtsstreitigkeiten über Eingruppierungen ist der Wert des § 42 IV GKG 
dreijährigen Unterschiedsbetrags zur begehrten Vergütung maßgebend, 

sofern nicht der Gesamtbetrag der geforderten Leistungen geringer ist. In 
diesen Angelegenheiten klagt der Kläger auf die Feststellung, dass er nach 
einer höheren Lohn- oder Gehaltsgruppe als bisher zu bezahlen sei. 

5. Im Übrigen ist bei nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten der Wert vom § 3 ZPO i. V. m. 

Gericht nach freiem Ermessen festzusetzen. Hierzu gehört auch der oben § 12 II und III 
erwähnte Fall des Erstreitens eines Arbeitszeugnisses. GKG 

Beispiel: So wird man nach der Rechtsprechung dann, wenn der Kläger 

nur die Feststellung begehrt, dass die außerordentliche (fristlose) Kündi- 
gung unwirksam ist und sich der Streit nur auf zwei Monate bezieht, als 
Gegenstandswert lediglich den streitigen Zeitraum zwischen der ordentli- 
chen und der außerordentlichen Kündigung ansetzen, also zwei Monate 
und nicht den beschriebenen Zeitraum von drei Monaten. 

27.4 Prüfungsfragen 

1. Welche Rechtsanwaltsgebühren können in außergerichtlichen 
arbeitsrechtlichen Verfahren entstehen? 

eine 0,5 bis 2,5 Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG 

2. Welche Rechtsanwaltsgebühren entstehen in Urteilsverfahren vor den 
Arbeitsgerichten ? 

dieselben wie in Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 

3. Wie verhält sich die Geschäftsgebühr zur Verfahrensgebühr im 
nachfoigenden Urteilsverfahren? 

Die Geschäftsgebühr ist zur Hälfte, höchstens mit 0,75 auf die Verfah- 
rensgebühr im nachfolgenden gerichtlichen Verfahren anzurechnen. 

4. Welche Gebühr entsteht für die Teilnahme an einer Güteverhandlung 
und nach welcher Vorschrift? 

eine 1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG 

5. Welche Besonderheit gilt bezüglich der Kostenerstattung im 
Arbeitsgerichtsverfahren? 

In der ersten Instanz werden die Kosten der obsiegenden Partei nicht 
erstattet. 
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6. Rechtsanwalt R erhebt für M Klage im Arbeitsgerichtsprozess. Nach 
erfolgloser Güteverhandlung findet eine streitige mündliche Verhand- 
lung und eine Beweisaufnahme statt. Im Anschluss an die Beweiser- 
hebung kommt es zu einem Vergleich. - Kostenrechnung? 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
1,0 Einigungsgebühr, Nr. 1003 VV RVG 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG, Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 

7. Wie ist der Gegenstandswert von nichtvermögensrechtlichen 
Ansprüchen festzusetzen? 

Er ist vom Gericht nach freiem Ermessen festzusetzen. 

8. Welcher Streitwert gilt, wenn der Rechtsanwalt einen der Höhe nach 
bezifferten Lohnanspruch geltend macht? 

der geltend gemachte Betrag 

9. Wie hoch ist der Gegenstandswert, wenn es um die Ausstellung von 
Zeugnissen geht? 

in der Regel ein Monatseinkommen brutto 

10. Wie hoch ist der Gegenstandswert bei Rechtsstreitigkeiten über 
Eingruppierungen? 

der Wert des dreijährigen Unterschiedsbetrags zur begehrten Vergütung 

11. Welcher Gegenstandswert gilt in „Kündigungsschutzklagen“? 

höchstens das Arbeitsentgelt von drei Monaten zuzüglich evtl, hinzuge- 
kommener Lohnrückstände 





Die Beratungs- und Prozesskostenhilfe 



Sozial schwache Bürger verzichten unter Umständen auf die Durchsetzung 
ihnen zustehender Rechte, weil sie befürchten, die möglicherweise 
entstehenden Kosten nicht tragen zu können. Für diesen Personenkreis 
hat man die Beratungshilfe und die Prozesskostenhilfe geschaffen. 

28.1 Allgemeines 

Für die Unterscheidung der Beratungshilfe von der Prozesskostenhilfe gilt 
folgende 

Faustformel: Beratungshilfe gibt es für die außergerichtliche, Prozess- Unterscheidung 
kostenhiife für die gerichtliche Durchsetzung von Ansprüchen. 

Beratungshilfe wird in folgenden Angelegenheiten gewährt (§ 2 II BerHG): 

1 . im Zivilrecht, 

2. m\ Arbeitsrecht, 

3 . im Verwaltungsrecht, 

4. im Verfassungsrecht 

5 . und im Sozialrecht. 

6. In Angelegenheiten des Straf- und Ordnungswidrigkeitenrechts wird nur 
die Beratung vergütet. Im Übrigen gelten die Regelungen der StPO über 
die Pflichtverteidigung. 

28.2 Zuständigkeit, Voraussetzungen und Durchführung 
der Beratungshilfe 

Die Beratungshilfe wird nur auf mündlichen oder schriftlichen Antrag Antrag und 
gewährt, der bei dem Amtsgericht einzureichen ist, in dessen Bezirk der Zuständigkeit 
Rechtsuchende seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, der Rechtsstreit 
durchzuführen wäre oder das Bedürfnis für eine Beratungshilfe besteht (§41 
BerHG). Der Rechtspfleger prüft beim Amtsgericht, ob die Voraussetzungen 
vorliegen. Er hilft dem Antragsteller durch Rat, Auskunft, Hinweis auf weitere 
Beratungsstellen oder bei der Stellung eines Antrags. 

Erscheint eine weiter gehende Beratung oder gar eine außergerichtliche 
anwaltliche Vertretung erforderlich, stellt der Rechtspfleger beim Vorliegen 
der Voraussetzungen einen Berechtigungsschein aus, mit dem der Rechtsu- 
chende einen Anwalt seiner Wahl aussuchen kann. Wendet sich der 
Rechtsuchende zuerst an einen Rechtsanwalt, kann dieser für ihn auch 
nachträglich den Antrag auf Beratungshilfe stellen. Der Rechtsanwalt kann bei 
vorhandenem Berechtigungsschein oder direkt mit dem Antrag auf Beratungs- 
hilfe den Erstattungsantrag grundsätzlich bei dem Amtsgericht stellen, das den 
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Berechtigungsschein ausgestellt hat oder für den Antrag auf Beratungshilfe 
zuständig ist. 

§ 1 BerHG Voraussetzungen: Beratungshilfe wird bewilligt, wenn 

1. der Rechtsuchende die erforderlichen Mittel nach seinen persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen nicht aufbringen kann, 

2. nicht andere Möglichkeiten für eine Hilfe zur Verfügung stehen, deren 
Inanspruchnahme dem Rechtsuchenden zuzumuten ist und 

3. die Wahrnehmung der Rechte nicht mutwillig ist. 

Der Rechtsuchende muss also zunächst einmal seine persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse glaubhaft machen (z. B. durch Vorlage von 
Gehaltsabrechnungen neueren Datums, Angabe über verwandtschaftliche 
Verhälfnisse wegen möglicher Unterhaltsansprüche). 

Die Voraussetzungen für die Gewährung von Beratungshilfe sind gegeben, 
wenn nach Abzug von Unterhalts- und sonstigen Zahlungsverpflichtungen ein 
Nettoeinkommen verbleibt, nach dem ratenfreie Prozesskostenhilfe bewilligt 
werden kann (§ 1 II BerHG). Die Einkommensgrenzen sind in § 115 ZPO 
geregelt und hängen von der Zahl unterhaltspflichtiger Personen ab. Bei der 
Berechnung des Nettoeinkommens sind allerdings besondere Belastungen 
angemessen abzuziehen. Beratungshilfe kann ratenfrei oder gegen Ratenzah- 
lung bewilligt werden. Hat der Rechtsuchende eine Rechtsschutzversicherung 
abgeschlossen, so wird ihm zugemutet, diese in Anspruch zu nehmen (§11 
Ziff 2 BerHG). 

Mutwilligkeit, Weiter hat der Ratsuchende bei Antragstellung den Sachverhalt anzugeben, 
§11 Nr. 3 BerHG wegen dem er Beratungshilfe beantragt. Der Rechtspfleger wird die 
Beratungshilfe ablehnen, wenn die Rechtsverfolgung mutwillig erscheint. Sie 
ist mutwillig, wenn die Rechtsverfolgung von vornherein aussichtslos ist. 

§ 6 II BerHG Gegen den Beschluss, der Beratungshilfe ablehnt, ist die Erinnerung statthaft. 

28.3 Die Gebühren des Rechtsanwalts 

28.3.1 Die Höhe der Vergütung 

1. Die Schutzgebühr nach Nr. 2500 W RVG 

Der Rechtsanwalt kann für seine Tätigkeit von dem Rechtsu- 
chenden als Schutzgebühr eine Beratungshilfegebühr nach 
Nr. 2500 VV RVG, ohne Postentgelte und Umsatzsteuer, 

pauschal verlangen: 10,00 € 

Die Gebühr wird nicht auf die nachfolgend genannten Gebühren 
angerechnet. Der Rechtsanwalt kann diese Gebühr entsprechend 
den wirtschaftlichen Verhältnissen des Rechtsuchenden 
ermäßigen oder ganz erlassen. Andere Honorarvereinbarungen 
sind nichtig. 



Einkommens- 

prüfung 
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2. Die Gebühren nach Nr. 2501 bis 2508 WRVG. 



Zusätzlich erhält der Rechtsanwalt aus der Staatskasse des Landes folgende 
Gebühren: 



1. für eine Beratung, wenn die Beratung nicht mit einer 
anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängt, 

gern. Nr. 2501 eine Beratungsgebühr von 

Die Gebühr ist auf eine Gebühr für eine sonstige Tätigkeit 
anzurechnen, die mit der Beratung zusammenhängt 
(Anm. Abs. 2 zu Nr. 2501 VV RVG) 


30,00 € 


2. Eine Beratungsgebühr nach Nr. 2502 VV RVG für eine 
Beratungstätigkeit mit dem Ziel einer außergerichtlichen 
Einigung mit den Gläubigem über die Schuldenbereinigung 
auf der Gmndlage eines Plans (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 
InsO): 


60,00 € 


3. Eine Geschäftsgebühr nach Nr. 2503 VV RVG für die 

außergerichtliche Vertretung des Rechtsuchenden 

Auf die Gebühren für ein anschließendes gerichtliches oder 
behördliches Verfahren ist diese Gebühr zur Hälfte anzu- 
rechnen (Abs. 2 der Anm. zu Nr. 2503 VV RVG) 


70,00 € 


4. Eine Geschäftsgebühr nach Nr. 2504 VV RVG für eine 
Tätigkeit mit dem Ziel einer außergerichtlichen Einigung 
mit den Gläubigern über die Schuldenbereinigung auf der 
Gmndlage eines Plans (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO): 


224,00 € 


5. Wenn die Tätigkeit zu einer außergerichtlichen Einigung 
(Nr. 1000 VV RVG) oder zu einer Erledigung der Rechts- 
sache (Nr. 1002 VV RVG) führt, erhält der Rechtsanwalt 
zusätzlich zur Geschäfts- oder Beratungsgebühr noch eine 
Einigungs- oder Erledigungsgebühr nach Nr. 2508 VV 
RVG 


125,00 € 



In Angelegenheiten des Strafrechts und des Ordnungswidrigkeitenrechts § 2 II BerHG 
wird nur Beratung gewährt. Ist es im Gesamtzusammenhang notwendig, auf 
andere Rechtsgebiete einzugehen, wird auch insoweit Beratungshilfe gewährt. 

BEISPIEL: 

Der mit Berechtigungsschein versehene M wird vom Rechtsanwalt außer- 
gerichtlich vertreten. Wegen einer Streitsache von 5.000 € berät der 
Rechtsanwalt den M, er korrespondiert mit dem Gegner und führt die Sache 
schließlich nach einer Besprechung mit dem Gegner zu einem außergerichtli- 
chen Vergleich. - Welche Gebühren kann der Rechtsanwalt liquidieren? 

Der Rechtsanwalt kann folgende Gebühren verlangen: 

1. die Beratungshilfegebühr in Höhe von 10,00 € nach Nr. 2500 VV RVG 
(ohne Postentgelte und Umsatzsteuer) von M, 
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§114 ZPO 



Antrag, 

§ 1171 ZPO 



2. eine Geschäftsgebühr nach Nr. 2503 VV RVG in Höhe von 70,00 6 
zuzüglich Postentgelte und Umsatzsteuer für die anwaltliche Vertretung 
des M vom Land, 

3. schließlich noch eine Einigungsgebühr nach Nr. 2508 VV RVG über 
125,00 € zuzüglich Postentgelte und Umsatzsteuer vom Land für die 
außergerichtliche Einigung. 

28.3.2 Der Vergütungsantrag und die Erstattungspflicht des Gegners 

Die Vergütung ist auf einem gerichtlichen Formular bei dem Gericht zu 
beantragen, das den Berechtigungsschein erteilt hat. Dem Antrag ist der 
Berechtigungsschein beizufügen oder spätestens jetzt der Antrag auf 
nachträgliche Bewilligung der Beratungshilfe. 

Muss der Gegner die Kosten tragen (z. B. bei Verzug oder unerlaubter 
Handlung), geht dieser Erstattungsanspruch auf den Rechtsanwalt über, so dass 
dieser die Kosten im eigenen Namen geltend machen kann. Die eingehenden 
Zahlungen werden jedoch auf die gern. Nr. 2501 bis 2508 VV RVG gegen die 
Landeskasse geltend gemachten Gebühren angerechnet. 

28.4 Die Prozesskostenhilfe 

28.4.1 Zuständigkeit und Voraussetzungen 

Voraussetzungen der Bewillignng von Prozesskostenhilfe: 

Die Prozesskostenhilfe (PKH) wird bewilligt, wenn eine Partei nach ihren 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Prozesskosten nicht, nur 
teilweise oder nur in Raten aufbringen kann. Wie bei der Beratungshilfe 
werden auch Zahlungsverpflichtungen Dritter (Rechtsschutzversicherungen, 
Unterhaltsleistungen) berücksichtigt. Für Ehegatten siehe § 1360 a IV BGB, 
für minderjährige Kinder gegenüber ihren Elfern siehe §§1610 11, 1615a 
BGB. Ebenfalls wie bei der Beratungshilfe ist das Einkommen zu überprüfen. 
Für den Begriff des Einkommens und das einzusetzende Vermögen gelten 
neben § 115 ZPO auch Regelungen des Bundessozialhilfegesetzes (§§ 76, 79, 
82 BSHG). Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert 
(§ 115 I ZPO) abzüglich Steuern und Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
(§ 76 BSHG). 

Die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung muss hinrei- 
chende Aussicht auf Erfolg bieten und nicht mutwillig erscheinen. 

Der Antrag auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe ist beim Prozessgericht 
zu stellen. Die Partei muss dem Antrag eine Erklärung über ihre persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, 
Einkommen, Verpflichtungen) mit Belegen beifügen. Der Antrag ist auf den 
hierfür entwickelten Vordrucken zu stellen. 
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28.4.2 Bewilligungsverfahren 

Vor der Bewilligung der Prozesskostenhilfe hat das Gericht (d. h. der 1181 ZPO 
Vorsitzende oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des Gerichts) dem Gegner 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, sofern dies nicht im Einzelfall 
unzweckmäßig erscheint. Das Gericht kann die Parteien zur mündlichen 
Erörterung laden, wenn eine Einigung zu erwarten ist, und einen Vergleich 
protokollieren. 

Das Gericht kann verlangen, dass der Antragsteller seine Angaben glaubhaft H8 11 ZPO 
macht. Zur Prüfung der Frage, ob die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi- 
gung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint, 
kann das Gericht auch Erhebungen anstellen, z. B. die Vorlegung von 
Urkunden anordnen, Auskünfte einholen und, allerdings nur ausnahmsweise, 

Zeugen und Sachverständige vernehmen (keine Vereidigung!). 

28.4.3 Entscheidungen und Rechtsmittel 

Prozesskostenhilfe wird für jede Instanz gesondert bewilligt. In einem höheren § 119 ZPO 
Rechtszug ist nicht zu prüfen, ob die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi- 
gung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint, wenn 
der Gegner das Rechtsmittel eingelegt hat. 

Die Entscheidung über die Bewilligung ergeht ohne mündliche Verhandlung § 127 ZPO 
durch Beschluss. Zuständig ist das Gericht erster Instanz oder, bei einem 
Rechtsmittel, das hierfür zuständige Gericht. Gegen einen ablehnenden 
Beschluss des Gerichts erster Instanz kann sofortige Beschwerde eingelegt 
werden. Die Staatskasse kann die Bewilligung der Prozesskostenhilfe ebenfalls 
mit der sofortigen Beschwerde binnen einer Notfrist von einem Monat (!) 
anfechten. 

28.4.4 Wirkungen 

1 . Wer Prozesskostenhilfe erhält, wird entweder von den Prozesskosten ganz 
oder teilweise befreit, oder er braucht nur Ratenzahlungen bzw. Teilbeträ- 
ge (aus seinem Vermögen) zu zahlen (§ 120 ZPO). 

2. Weiterhin wird im Anwaltsprozess der bedürftigen Partei ein zur 
Vertretung bereiter Rechtsanwalt ihrer Wahl beigeordnet (= Wahlanwalt). 

Beim AG erfolgt eine Beiordnung nur auf Antrag und nur dann, wenn die 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt erforderlich erscheint oder der 
Gegner durch einen Anwalt vertreten ist (vgl. § 121 ZPO). 

3. Mit Bewilligung der Prozesskostenhilfe wird die Partei gern. § 122 I ZPO 
nach den Bestimmungen, die das Gericht trifft, von den Gerichts- und den 
Kosten des beigeordneten (also eigenen!) Rechtsanwalts 

4. sowie von der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung für die Prozesskosten 
befreit. 

5. Die Ansprüche des beigeordneten Rechtsanwalts gegen seinen Mandanten 
gehen auf die Staatskasse über (siehe § 122 I 1 b ZPO), gegen die der 
Anwalt nunmehr seine Ansprüche geltend machen kann. 
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§ 123 ZPO Für den Fall, dass die Partei den Prozess verliert, muss sie gleichwohl 

dem Gegner die Kosten erstatten. Nur die Kosten des eigenen Rechtsan- 
walts werden von der Staatskasse übernommen. 

28.5 Die Vergütung im Bewilligungsverfahren 

Anm. Abs. 1 zu Im Verfahren über die Bewilligung der Prozesskostenhilfe oder die Aufhebung 
Nr. 3335VVRVG der Bewilligung bestimmt sich der Gegenstandswert nach dem für die 
Hauptsache maßgebenden Wert; im Übrigen ist er nach dem Kosteninteresse 
nach billigem Ermessen zu bestimmen. 

1. Im Bewilligungsverfahren über die Prozesskostenhilfe erhält der 
Rechtsanwalt eine 1,0 Verfahrensgebühr gemäß Nr. 3335 VV RVG. Hierbei 
gilt die als Anlage zu § 13 RVG erstellte Gebührentabelle. 

BEISPIEL 1: 

Der Rechtsanwalt beantragt für M Prozesskostenhilfe und fügt eine Klageschrift 
über 5.000,00 € bei, die nur dann eingereicht werden solle, wenn der Antrag 
bewilligt worden sei. Die PKH wird abgelehnt. 



Gegenstandswert : 5.000,00 € 

1,0 Verfahrensgebühr, Nr. 3335 VV RVG 301,00 € 

Postentgelte, Nr. 7002 VV RVG 20,00 € 

Zwischensumme netto 321,00 6 

1 9 % Umsatzsteuer, Nr. 7008 VV RVG 60,99 € 

Summe brutto: 38 1 ,99 € 



2. Nach § 16 Nr. 2 RVG sind das PKH-Verfahren und das Verfahren, für das 
die PKH beantragt worden ist, dieselbe Angelegenheit. Wird Prozesskostenhil- 
fe gewährt und erhält der Rechtsanwalt nunmehr Prozessauftrag, so werden die 
Gebühren des Bewilligungsverfahrens auf die Kosten angerechnet, die im 
nachfolgenden Prozess entstehen. 

3. Wird Prozesskostenhilfe bewilligt, erhält der Rechtsanwalt nicht die 
Gebühren aus der Tabelle zu § 13 RVG, sondern aus der Tabelle zu § 49 RVG, 
die etwas niedriger ist (siehe S. 245). 

BEISPIEL 2: 

In Fall 1 wird Prozesskostenhilfe bewilligt und der Rechtsanwalt reicht nunmehr 
Klage ein. Nach streitiger Verhandlung und einer Beweisaufnahme ergeht ein 
Urteil. Wie lauten die Gebühren des Rechtsanwalts für das Prozesskostenhilfe- 
und Klageverfahren? 

Der Rechtsanwalt kann nur die Gebühren für das Klageverfahren geltend 
machen, allerdings aus der Tabelle zu § 49 RVG. 

1,3 Verfahrensgebühr, Nr. 3100 VV RVG 
1,2 Terminsgebühr, Nr. 3104 VV RVG 
Postentgelte, Umsatzsteuer 

eine Kosten- 4. Bleiben Gebühren des Bewilligungsverfahrens auch nach Anrechnung der 

rechnung im Prozess entstandenen Gebühren noch bestehen, so werden die Gebühren 



dieselbe 
Angelegenheit, 
§ 16 Nr. 2 RVG 
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des Prozesskostenhilfe- und des nachfolgenden Klageverfahrens zusammen in 
einer Kostenrechnung ohne zusätzliche Postentgelte und Umsatzsteuer geltend 
gemacht (dieselbe Angelegenheit, § 16 Nr. 2 RVG). 

5. Reicht der Rechtsanwalt den Antrag auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe Klarstellung 
zugleich mit der Klage ein, so muss er klarstellen, ob die Klage nur als erforderlich 
eingereicht gelten soll, wenn Prozesskostenhilfe bewilligt wird, oder ob sie 
davon unabhängig ist. Grundsätzlich ist in einem solchen Fall von einer 
Prozessvollmacht auszugehen. 



28.6 Die Vergütung des beigeordneten Rechtsanwalts 

Der im Wege der Prozesskostenhilfe beigeordnete Rechtsanwalt erhält die § 45 1, § 48 RVG 
gesetzliche Vergütung in Verfahren vor Gerichten des Bundes aus der 
Bundeskasse, in Verfahren vor Gerichten eines Landes aus der Landeskasse. 

Der Umfang der Beiordnung und damit des Anspruchs gegen die Staatskasse 
richtet sich nach dem Bewilligungs- und Beiordnungsbeschluss. So umfasst 
die Beiordnung zu einer Berufung oder Revision auch die Rechtsverteidigung 
gegen eine Anschlussberufung oder Anschlussrevision, die Beiordnung zur 
Erwirkung eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung grundsätzlich 
auch die jeweilige Vollziehung. 

Die Gebührenarten, die einem beigeordneten Rechtsanwalt im Prozess 
entstanden sind, unterscheiden sich nicht von denen eines „normalen“ 

Rechtsanwalts, sie sind jedoch der Gebührentabelle zu §49 RVG zu 
entnehmen. 



1 . 

2 . 



Beträgt der Gegenstandswert bis 3.000 €, so erhält der Rechtsanwalt die Gebühren gern. 
Normalgebühren, deren Höhe sich aus der Anlage zu § 13 1 RVG ergibt. Anlage zu § 13 I 



Bei einem Gegenstandswert über 3.000 € gilt die Tabelle, die dem §49 Gebühren gern. 
RVG als Anlage beigefügt ist. Die Gebühren in dieser nur für den beige- Anlage zu § 49 
ordneten Rechtsanwalt geltenden Tabelle sind etwas niedriger als die RVG 
„Normalgebühren“. Die Tabelle endet mit einem Gegenstandswert über 
30.000 €. Liegt der Gegenstandswert noch höher, so bleibt es bei dem dort 
notierten Höchstbetrag von 391,00 €. 



BEISPIEL: 



Rechtsanwalt R erhebt für M Klage gegen B und stellt gleichzeitig den Antrag 
auf Bewilligung der Prozesskostenhilfe. Das Gericht gibt dem Prozesskostenhil- 
feantrag statt. Nach einer streitigen mündlichen Verhandlung und einer 
Beweisaufnahme mit Weiterverhandlung ergeht ein Urteil. - Wie lautet die 
Kostenrechnung, wenn 

a) der Gegenstandswert 800 €, 

b) 8.000 € und 

c) 80.000 € beträgt? 

Antwort: 

a) Hier gelten die „Normalgebühren“ der Gebührentabelle laut Anlage zu 

§ 13 I RVG. 

b) Es gilt nun die Gebührentabelle zu § 49 RVG. 
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Gegner ist 
Kostenschuldner 



eigene Partei ist 
Kostenschuldner 



§ 4 V RVG 



c) Der Höchstbetrag von 391,00 € bleibt (§ 49 RVG). 

Hat bei Beendigung des Prozesses der Gegner die Kosten zu tragen, so gibt es 
für den beigeordneten Rechtsanwalt zwei Wege auf Erstattung der Kosten: 

1. Er kann von dem Gericht (Staat) die Erstattung der Gebühren nach § 49 
RVG verlangen und den Differenzbetrag zu den Normalgebühren vom 
Gegner. Vorteil: Der Rechtsanwalt hat die Staatskasse als (zahlungsfähi- 
gen) Kostenschuldner. 

2. Er lässt sich ausschließlich die (volle) Normal Vergütung vom Rechtspfle- 
ger des Gerichts erster Instanz gegen die unterlegene Partei festsetzen 
{§§103 ff. ZPO). 

Muss die Partei, der PKH bewilligt wurde, die Kosten tragen, weil sie den 
Prozess verloren hat, so erhält der beigeordnete Rechtsanwalt die ermäßigten 
Gebühren gemäß §§ 45, 49 RVG aus der Staatskasse. 

Der beigeordnete Rechtsanwalt hat seine Vergütung auf einem Formblatt bei 
dem Gericht zu beantragen, das ihn beigeordnet hat. 

Sind die Kosten quotenmäßig verteilt, ist eine entsprechende Ausgleichsbe- 
rechnung anzustellen. Ist Prozesskostenhilfe nur für einen Teil der Kosten 
bewilligt, kann der Rechtsanwalt auch nur diesen Teil aus der Staatskasse 
erstattet verlangen. 

Da sich die Gebührenansprüche des Rechtsanwalts gegen den Staat richten, 
darf er von seinem Mandanten kein Entgelt fordern. Eine hiergegen 
verstoßende Gebührenvereinbarung ist unwirksam. Zahlt die Partei trotzdem, 
kann sie das Geld allerdings nicht zurückverlangen. Der Rechtsanwalt kann 
jedoch 

a) von der Staatskasse gemäß § 47 1 R VG und 

b) von der eigenen Partei für die Einreichung des Gesuchs auf Bewilli- 
gung der Prozesskostenhilfe gemäß § 9 R VG einen angemessenen Vor- 
schuss fordern. 



28.7 Prüfungsfragen 

1. Wie lautet die Faustformel für die Abgrenzung der Beratungshilfe 
von der Prozesskostenhilfe? 

Beratungshilfe gibt es für die außergerichtliche, Prozesskostenhilfe für die 
gerichtliche Durchsetzung von Ansprüchen. 

2. Bei welchem Gericht ist der Antrag auf Beratungshilfe einzureichen? 

bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk der Rechtsuchende seinen allge- 
meinen Gerichtsstand hat, der Rechtsstreit durchzuführen wäre oder das 
Bedürfnis für eine Beratungshilfe besteht 

3. Auf welchen Rechtsgebieten wird Beratungshilfe gewährt? 

im Zivilrecht, im Arbeitsrecht, im Verwaltungsrecht, Verfassungsrecht 
und im Sozialrecht 
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4. Was gilt in Angelegenheiten des Straf- und Ordnnngswidrigkeiten- 
rechts? 

Hier wird nur die Beratung vergütet. Im Übrigen gelten die Regelungen 
der StPO über die Pflichtverteidigung. 

5. Welche Voraussetzungen müssen für die Gewährung von Beratungs- 
hilfe vorliegen? 

Beratungshilfe wird gewährt, wenn 

1 . der Rechtsuchende die erforderlichen Mittel für die Rechtsverteidigung 
nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen nicht auf- 
bringen kann, 

2. nicht andere Möglichkeiten für eine Hilfe zur Verfügung stehen, deren 
Inanspruchnahme dem Rechtsuchenden zuzumuten ist und 

3 . die beabsichtigte Rechtsverfolgung nicht mutwillig erscheint. 

6. Welches Rechtsmittel ist gegen einen Beschluss, der Beratungshilfe 
ahlehnt, zulässig? 

die Erinnerung 

7. Welche Gebühren kann der Rechtsanwalt, der im Rahmen einer 
Beratungshilfe tätig geworden ist, berechnen? Nennen Sie anch die 
Vorschriften! 

die Schutzgebühr von 10 € nach Nr. 2500 VV RVG und 
die Gebühren nach Nr. 2501 bis 2508 VV RVG, nämlich 
30 € bzw. 60 € Beratungsgebühr (Nr. 2501 f VV RVG), 

70 € bzw. 225 € Geschäftsgebühr nach Nr. 2503 f. VV RVG und 
125 € Einigungs- oder Erledigungsgebühr nach Nr. 2508 VV RVG 

8. Kann eine der genannten Gebühren ermäßigt oder ganz erlassen 
werden? 

die Schutzgebühr von 10 € nach Nr. 2500 VV RVG 

9. Welche der genannten Gebühren wird auf ein nachfolgendes 
gerichtliches oder behördliches Verfahren angerechnet und in wel- 
cher Höhe? 

die Beratungsgebühr ganz und die Geschäftsgebühr zur Hälfte 

10. Bei welchem Gericht ist der Antrag auf Prozesskostenhilfe zu stellen? 

beim Prozessgericht 

11. Welche Voraussetzungen müssen für die Gewährung von Prozesskos- 
tenhilfe vorliegen? 

Eine Bedürftigkeit muss gegeben sein, auch muss die beabsichtigte 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf 
Erfolg bieten und darf nicht mutwillig erscheinen. 

12. Welches Rechtsmittel ist gegen einen Beschluss, der Prozesskostenhil- 
fe ablehnt, zulässig und innerhalb welcher Frist? 

die sofortige Beschwerde binnen einer Notfrist von einem Monat 
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13. Nennen Sie fünf wichtige Wirknngen bei der Gewährung von 

Prozesskostenhilfe! 

1. Befreiung von den Gerichts- und eigenen Anwaltskosten ganz oder 
teilweise oder Festlegung von Ratenzahlungen 

2. Beiordnung eines Rechtsanwalts, wenn Anwaltszwang besteht, wenn 
die Beiordnung erforderlich erscheint oder wenn der Gegner durch 
einen Anwalt vertreten ist 

3. Befreiung von den Gerichts- und den Kosten des beigeordneten (also 
eigenen!) Rechtsanwalts 

4. Befreiung von der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung für die 
Prozesskosten 

5. Übergang der Ansprüche des Rechtsanwalts auf den Staat, bei dem 
nun die Vergütung geltend gemacht werden kann. 

14. Wie ist die Erstattung geregelt, wenn die Partei den Prozess verloren 

hat? 

In diesem Fall muss die PKH-Partei dem Gegner die Kosten erstatten. 




Teil 3: Das 

Vollstreckungsrecht 






Grundlagen 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 17 und 18.3) 

Es nutzt nicht, Recht zu haben; man muss es auch bekommen. Kein Urteil 
der Welt hilft dem Begünstigten, wenn er nicht auch vom Staat die Macht 
bekommt, sein tituliertes Recht notfalls auch gegen den Willen des 
Verpflichteten durchsetzen zu können. Hierzu verhilft ihm das Zwangsvoll- 
streckungsrecht. 

29.1 Allgemeines 

Die Zwangsvollstreckung ist der staatliche Zwang zur Durchsetzung und 
Erfüllung von Ansprüchen aus einem Titel. Die Parteien heißen nicht mehr 
Kläger und Beklagter, sondern Gläubiger und Schuldner. 

• Die Zwangsvollstreckung zur Befriedigung eines bzw. einiger Gläubiger 
in einzelne Vermögensstücke des Schuldners ist in der Zivilprozessord- 
nung (ZPO) und bezüglich der Vollstreckung in Grundstücke im Gesetz 
über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG) gere- 
gelt. 

• Regelungen über die Zwangsvollstreckung in das gesamte Vermögen des 
Schuldners zur Befriedigung aller Gläubiger finden sich in der Insolvenz- 
ordnung (InsO). 

In diesem Buch beschäftigen wir uns lediglich mit der Zwangsvollstreckung in 
einzelne Vermögensstücke nach der ZPO bzw. dem ZVG. Einer solchen 
Zwangsvollstreckung geht in der Regel ein Erkenntnisverfahren voraus. 
Hierunter versteht man den prozessualen Weg, der zum Vollstreckungstitel 
hinführt, also etwa das Verfahren von der Einreichung der Klage bis zum 
Erlass des Urteils. 

Die Zwangsvollstreckung aus vollstreckbaren Urkunden (§ 794 1 Nr. 5 ZPO) 
ist ein Beispiel für eine Zwangsvollstreckung ohne vorausgehendes Erkennt- 
nisverfahren. Die Scheidung einer Ehe oder Auflösung einer OHG durch 
Gestaltungsurteile oder die Feststellung der Vaterschaft zu einem Kind durch 
Feststellungsurteil sind Beispiele für nicht vollstreckungsfähige, mit 
Rechtskraft wirksame Urteile. 
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29.2 Arten der Zwangsvollstreckung 

Die Zwangsvollstreckung findet statt: 

1 . wegen Geldforderungen 

a) in das bewegliche Vermögen (bewegliche Sachen), 

b) in das unbewegliehe Vermögen (Grundstücke, Wohnungseigentum) 
und 

c) in Forderungen (z. B. Arbeitslohn) und sonstige Vermögensrechte 
(z. B. Urheber- und Patentrechte); 

2. zur Erwirkung der Herausgabe und Räumung einer Sache sowie zur 
Vornahme, Duldung und Unterlassung einer Handlung] 

3. (Sonderfall:) im Verfahren wd Abgabe einer eidesstattlichen Versiche- 
rung. 

29.3 Organe der Zwangsvollstreckung 

1 . Der Gerichtsvollzieher ist zuständig für 

a) die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in das bewegliche 
Vermögen, 

b) die Zwangsvollstreckung wegen der Herausgabe von Sachen, 

c) die Zwangsvollstreckung wegen Räumung und der Herausgabe 
unbeweglichen Vermögens, 

d) die zwangsweise Vorführung eines Schuldners auf Grund eines 
Haftbefehls zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, 

e) die eidesstattliche Versicherung. 

2. Das Vollstreckungsgericht (ausschließlich Amtsgericht des Bezirks, in 
dem die Zwangsvollstreckung stattfindet oder stattfinden soll) ist zustän- 
dig für: 

a) besondere Entscheidungen bei der Zwangsvollstreckung wegen 
Geldforderungen in das bewegliche Vermögen; 

Beispiele: Beschlüsse hinsichtlich der Vollstreckung an Sonn- und 
Feiertagen, anderweitige Verwertung eines Pfandgegenstandes, Voll- 
streckungsschutzanträge 

b) die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in das unbewegli- 
che Vermögen (= Zwangsverwaltung, Zwangsversteigerung; bei Ein- 
tragung einer Sicherungshypothek: Antrag an das Grundbuchamt); 

c) die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in Forderungen 
(Pfändungs- und Überweisungsbeschluss) und sonstige Vermögens- 
rechte; 

3. Das Prozessgericht erster Instanz ist zuständig für die Zwangsvollstre- 
ckung wegen Ansprüchen auf Vornahme, Duldung oder Unterlassung 
einer Handlung. 
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29.4 Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung 

Grundsätzlich sind für den Antrag auf Zwangsvollstreckung erforderlich: 

1 . ein Vollstreckungsauftrag (§ 754 ZPO), 

2. ein Vollstreckungstrte/ (§ 750 ZPO), 

3. eine Vollstreckungsk/ause/ (§ 724 ZPO) 

4. und die Zustellung des Titels vor der Zwangsvollstreckung (§ 750 ZPO). 



Also: 




Abbildung 11: Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung 



29.5 Vollstreckungstitel 

Ein Vollstreckungstitel ist eine Urkunde, aus der die Zwangsvollstreckung 
betrieben werden kann. 

Die wichtigsten Vollstreckungstitel sind (vgl. § 708 ZPO): 

1 . Urteile (z. B. Endurteile, Versäumnis- oder Anerkenntnisurteile) 

2. Vollstreckungsbescheide 

3. Prozessvergleiche, außergerichtliche Anwaltsvergleiche und 
Vergleiche im selbstständigen Beweisverfahren 

4. Kostenfestsetzungsbeschlüsse 

5. notarielle Urkunden mit Unterwerfungsklausel 

6. Arreste und einstweilige Verfügungen 

Allerdings gibt es noch weitere Vollstreckungstitel, z. B.: einstweilige 
Anordnungen in Eheverfahren, Zuschlagsbeschlüsse in Zwangsversteige- 
rungsverfahren sowie Schiedssprüche und Vergleiche in Verfahren vor 
privaten Schiedsgerichten. 

Die Zwangsvollstreckung aus Endurteilen findet statt, wenn sie 

• rechtskräftig oder 

• für vorläufig vollstreckbar erklärt worden sind. 

Ein Urteil ist rechtskräftig, wenn es nicht mehr durch ein Rechtsmittel 
angefochten werden kann (insbesondere nach Ablauf der Rechtsmittelfrist). 

Wird ein Urteil für vorläufig vollstreckbar erklärt, so kann die Zwangsvoll- 
streckung bereits vor Rechtskraft des Urteils erfolgen. Urteile werden 
entweder ohne Sicherheitsleistung oder gegen Sicherheitsleistung für vorläufig 
vollstreckbar erklärt. 










254 



Teil 3: Das Vollstreckungsrecht 




Folgende Urteile sind u. a. kraft Gesetzes (§ 708 ZPO) ohne Sicher- 
heitsieistung vorläufig voiistreckbar: 

• Anerkenntnis- und Verzichtsurteile 

• Versäumnisurteile, Vollstreckungsbescheide (über § 700 I ZPO) und 
Urteile nach Lage der Akten 

• Urteile, durch die der Einspruch gegen ein Versäumnisurteil als 
unzulässig 

verworfen wird 

• Urteile im Urkunden-, Wechsel- und Scheckprozess 

• ablehnende oder aufhebende Urteile im Arrest- oder einstweiligen 
Verfügungsverfahren 

• Räumungsurteile 

• Urteile auf Zahlung von Unterhalt 

• Urteile der OLG in vermögensrechtlichen Angelegenheiten 

• Urteile bis 1.250 € 



Hier haben Sie die schematische Darstellung: 




Abbildung 12: Vollstreckbarkeit von Urteilen 
Art der Sicherheitsleistung: 



§ 108 1 ZPO 
Bankbürgschaft 



§ 108 I ZPO 
i. V. m. 

HinteriegungsO 



Das Gericht kann nach freiem Ermessen bestimmen, in welcher Art und Höhe 
die Sicherheit zu leisten ist. Hat das Gericht eine Bestimmung nicht getroffen, 
wird die Sicherheitsleistung grundsätzlich durch Beibringung einer schriftli- 
chen, unwiderruflichen, unbedingten und unbefristeten Bankbürgschaft eines 
inländischen Kreditinstituts erfolgen (= Regelfall). 

Die Bürgschaftsurkunde muss dem Schuldner vor der Zwangsvollstreckung 
im Original zugestellt werden. 

Die Sicherheitsleistung kann auch durch Hinterlegung (Einzahlung) des 
Geldbetrages oder von geeigneten Wertpapieren bei der Hinterlegungsstelle 
eines Amtsgerichts bewirkt werden. Auf den hierzu erforderliche Antrag wird 
der Rechtspfleger eine Annahmeanordnung ausstellen. Nach Einzahlung des 
zu hinterlegenden Geldbetrages gilt die Sicherheit als geleistet und wird durch 
quittierte Annahmeanordnung nachgewiesen. Sie muss in beglaubigter 
Abschrift oder Fotokopie vor Beginn der Zwangsvollstreckung dem Gegner in 
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öffentlich-beglaubigter Form (nicht von Anwalt zu Anwalt) mit dem Titel 
zugestellt werden. 

Einige Titel, insbesondere Kostenfestsetzungsbeschlüsse, für vollstreckbar Wartefrist, 
erklärte Anwaltsvergleiche und notarielle Urkunden mit Unterwerfungsklausel, § 798 
in denen sich also der Schuldner der sofortigen Zwangsvollstreckung 
unterworfen hat, dürfen erst nach einer Wartefrist von zwei Wochen ab 
Zustellung des Schuldtitels vollstreckt werden. 

Teilvollstreckung und Teilsicherheitsleistung: 

Andere als die in § 708 ZPO aufgeführten Titel sind vom Gericht im §709 ZPO 
Urteilstenor gegen eine der Höhe nach zu bestimmende Sicherheit für 
vorläufig vollstreckbar zu erklären. Soll wegen einer Geldforderung 
vollstreckt werden, so genügt es, wenn die Höhe der Sicherheitsleistung in 
einem bestimmten Verhältnis zur Höhe des jeweils zu vollstreckenden 
Betrages angegeben wird. Das birgt insbesondere Erleichterungen bei einer 
Teilvollstreckung, weil auch nur für einen diesem Teil entsprechenden Betrag 
Sicherheit geleistet zu werden braucht. 

BEISPIEL: 

Der Beklagte wird zur Zahlung von 1 0.000,00 € verurteilt. Das Urteil wird gegen 
Sicherheitsleistung In Höhe von 120 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages 
für vorläufig vollstreckbar erklärt. - Bel einer Zwangsvollstreckung vor 
Rechtskraft wegen der gesamten Summe wären also 1 2.000,00 €, bei einer 
Vollstreckung wegen einer Tellforderung von 4000,00 € wären 4.800,00 € zu 
hinterlegen. 



29.6 Vollstreckungsklausel 

Die Vollstreckungsklausel lautet (§ 725 ZPO): „ Vorstehende Ausfertigung 
wird der/dem... (Partei) zum Zwecke der Zwangsvollstreekung erteilt. “ 

Die Vollstreckungsklausel bezeugt die Vollstreckungsreife des Titels und ist §§ 72411,726, 
die Legitimation für den Gerichtsvollzieher, die Zwangsvollstreckung 797 II ZPO 
durchzuführen. Sie ist im Normalfall, wenn also eine einfache Klausel 
vorliegt, von dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Prozessgerichts zu 
unterschreiben und der Ausfertigung des Urteils am Schluss beizufügen und 
mit dem Gerichtssiegel zu versehen. Im Ausnahmefall der qualifizierten 
Klausel ist der Rechtspfleger zuständig. Die vollstreckbare Ausfertigung von 
notariellen Urkunden wird von dem Notar erteilt, der die Urkunden verwahrt. 

Befindet sich die Urkunde in der Verwahrung einer Behörde, so hat diese die 
vollstreckbare Ausfertigung zu erteilen. 

Keiner Vollstreckungsklausel bedürfen: 

• Vollstreckungsbescheide (§ 796 I ZPO) 

• Arreste und einstweilige Verfügungen (§§ 929 I ZPO) 

• Kostenfestsetzungsbeschlüsse bei vereinfachter Kostenfestsetzung 
(§ 795 a ZPO) sowie 

• Haftbefehle im Rahmen der eidesstattlichen Versicherung (§ 901 ZPO) 
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Sinn der 
Sicherungsvoll- 
streckung 
§ 720 a ZPO 



§ 720 a III ZPO 



29.7 Sicherungsvollstreckung 

29.7.1 Allgemeines 

Rechtskräftige Urteile sind immer ohne Sicherheitsleistung vollstreckbar. 
Urteile, die noch nicht rechtskräftig sind, können grundsätzlich erst dann 
vollstreckt werden, wenn Sicherheit geleistet worden ist. 

Ausnahmen'. Siehe oben die auf S. 253 aufgezählten Urteile gemäß § 708 
ZPO. 

Die Sicherheitsleistung dauert aber Zeit und birgt damit die Gefahr, dass der 
Schuldner zwischenzeitlich Vermögen beiseite schafft oder (auch schuldlos) in 
Vermögensverfall gerät. Aus diesem Grunde hat der Gläubiger mit der 
Sicherungsvollstreckung die Möglichkeit, diesen Zeitverlust zu vermeiden, 
indem er die Zwangsvollstreckung in das bewegliche und das unbewegliche 
Vermögen auch ohne Sicherheitsleistung betreiben darf: 

29.7.2 Beschränkungen 

Das Vermögen darf in diesen Fällen nur gesichert, nicht aber verwertet 
werden. Das bedeutet: 

1. Bewegliches Vermögen darf also nur gepfändet, nicht aber versteigert 
werden. 

2. Bei der Sicherungszwangsvollstreckung in Grundstücke ist lediglich der 
Antrag auf Eintragung einer Sichemngshypothek zulässig. 

29.7.3 Verfahren und Kosten 

Für die Zuständigkeit gelten keine Besonderheiten. Auf dem Antrag ist 
anzukreuzen: 

□ Es wird lediglich die Sicherungsvollstreckung gemäß § 720 a ZPO 
beantragt. 

Die Pfändung soll dem Gläubiger nur den Rang sichern. Der Schuldner kann 
die Zwangsvollstreckung seinerseits durch Sicherheitsleistung abwenden. 
Gepfändetes Geld ist zu hinterlegen. Nach der Wartefrist des § 750 III ZPO 
darf die Sicherungsvollstreckung erst beginnen, wenn das Urteil und die 
Vollstreckungsklausel mindestens zwei Wochen vorher zugestellt wurden. Der 
Rechtsanwalt erhält für die Sicherungsvollstreckung die normale 3/10 Gebühr, 
nicht jedoch für den nachfolgenden Verwertungsantrag (einheitlicher Auftrag). 
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29.8 Prüfungsfragen 

1. Was verstehen Sie unter „Zwangsvollstreckung“? 

Die Zwangsvollstreckung ist der staatliche Zwang zur Durchsetzung und 
Erfüllung von Ansprüchen aus einem Titel. 

2. Wie heißen die Parteien bei der Zwangsvollstreckung? 

Gläubiger und Schuldner 

3. Welche Arten der Zwangsvollstreckung im engeren Sinne kennen 
Sie? 

a) die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in das bewegliche 
Vermögen, das unbewegliche Vermögen und in Forderungen und an- 
dere Rechte 

b) die Zwangsvollstreckung zur Erwirkung der Herausgabe und Räu- 
mung einer Sache sowie zur Vornahme, Duldung und Unterlassung 
einer Handlung 

c) das Verfahren auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung 

4. Welches sind die Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung? 

Auftrag, Titel, Klausel auf dem Titel und Zustellung des Titels vor oder 
mit Beginn der Zwangsvollstreckung 

5. Welches sind die Organe der Zwangsvollstreckung? 

der Gerichtsvollzieher, das Vollstreckungsgericht (Amtsgericht) und das 
Prozessgericht erster Instanz 

6. Wer ist Vollstreckungsorgan bei nachfolgender Zwangsvollstreckung 

a) wegen einer Geldforderung in das bewegliche Vermögen 

b) wegen Geldforderungen in Forderungen 

c) wegen Herausgabe von Sachen 

d) bei zwangsweiser Vorführung des Schuldners auf Grund eines 
Haftbefehls zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 

e) zur Abnahme einer eidesstattlichen Versicherung 

f) wegen Ansprüchen auf Vornahme, Duldung oder Unterlassung 
einer Handlung 

g) wegen Geldforderungen in das unbewegliche Vermögen? 

a) Gerichtsvollzieher 

h) Vollstreckungsgericht 

c) Gerichtsvollzieher 

d) Gerichtsvollzieher 

e) Gerichtsvollzieher 

f) Prozessgericht erster Instanz 

g) Vollstreckungsgericht 
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7. Nennen Sie die wichtigsten Vollstrecknngstitel! 

Endurteile einschließlich Versäumnisurteile und Anerkenntnisurteile, 
Vollstreckungsbescheide, Prozessvergleiche, Anwaltsvergleiche, Verglei- 
che im selbstständigen Beweisverfahren, Kostenfestsetzungsbeschlüsse, 
notarielle Urkunden mit Unterwerfungsklausel, Arreste und einstweilige 
Verfügungen 

8. Was heißt: „Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar“? 

Die Zwangsvollstreckung kann vor Rechtskraft des Urteils erfolgen. 

9. Wann wird ein Urteil rechtskräftig? 

wenn es nicht mehr durch ein Rechtsmittel angefochten werden kann 

10. Kann ein Urteil auch vor Rechtskraft vollstreckt werden? 

Ja, wenn es für vorläufig vollstreckbar erklärt wurde. 

11. Was muss vor Vollstreckung eines nicht rechtskräftigen Urteils zum 
Schutze des Schuldners in der Regel geschehen? 

Es muss Sicherheit geleistet werden. 

12. Bei welchen vollstreckbaren Urteilen braucht keine Sicherheit 
geleistet zu werden? 

bei rechtskräftigen Urteilen und bei solchen, die kraft Gesetzes ohne 
Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar sind 

13. Nennen Sie die Urteile, die kraft Gesetzes ohne Sicherheitsleistung 
vorläufig vollstreckbar sind! 

Anerkenntnis- und Verzichtsurteile, Versäumnisurteile, Vollstreckungsbe- 
scheide und Urteile nach Lage der Akten, Urteile, durch die der Einspruch 
gegen ein Versäumnisurteil als unzulässig verworfen wird, Urteile im 
Urkunden-, Wechsel- und Scheckprozess, ablehnende oder aufhebende 
Urteile im Arrest- oder einstweiligen Verfügungsverfahren, Räumungsur- 
teile, Urteile auf Zahlung von Unterhalt, Urteile der OLG in vermögens- 
rechtlichen Angelegenheiten, Urteile bis 1.250 € 

14. Welche Bestimmung kann das Gericht über die Sicherheitsleistung 
treffen? 

Das Gericht kann nach freiem Ermessen bestimmen, in welcher Art und 
Höhe die Sicherheit zu leisten ist. 

15. Welche Möglichkeiten der Sicherheitsleistung nennt das Gesetz? 

Sicherheit kann durch eine schriftliche, unwiderrufliche, unbedingte und 
unbefristete Bankbürgschaft eines inländischen Kreditinstituts erfolgen 
oder durch Hinterlegung (Einzahlung des Geldbetrages oder geeigneter 
Wertpapiere bei der Hinterlegungsstelle eines Amtsgerichts). 

16. Was ist eine Teiisicherheitsieistung? 

Die Höhe der Sicherheitsleistung wird in einem bestimmten Verhältnis zur 
Höhe des jeweils zu vollstreckenden Betrages angegeben. Dann braucht 
auch nur für einen diesem Teil entsprechenden Betrag Sicherheit geleistet 
zu werden. 
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17. Wie muss zugestellt werden vor der Zwangsvollstreckung 

a) der Titel 

b) die quittierte Annahmeanordnung 

c) die vom Gericht als Sicherheit gestattete Bürgschaftsurkunde? 

a) in der Regel in abgekürzter Form (ohne Tatbestand und Entschei- 
dungsgründe) 

b) in beglaubigter Abschrift oder Fotokopie 

c) im Original 

18. Sie haben das Urteil. Was müssen Sie sich grundsätzlich beschaffen, 
wenn Sie aus diesem Urteil vollstrecken wollen? 

eine Vollstreckungsklausel 

19. Welche Titel bedürfen keiner Vollstreckungsklausel? 

Arreste, einstweilige Verfügungen, Vollstreckungsbescheide, Kostenfest- 
setzungsbeschlüsse bei vereinfachter Kostenfestsetzung und Haftbefehle 
im Rahmen der eidesstattlichen Versicherung. 

20. Dürfen alle rechtskräftigen oder für vorläufig vollstreckbar erklärten 
Titel sofort vollstreckt werden? 

Nein, Kostenfestsetzungsbeschlüsse, für vollstreckbar erklärte Anwalts- 
vergleiche und notarielle Urkunden mit Unterwerfungsklausel dürfen erst 
nach einer Wartefrist von zwei Wochen ab Zustellung des Titels voll- 
streckt werden. 

21. Was darf bei einer Sicherungszwangsvollstreckung geschehen, wenn 
sie betrieben wird 

a) in bewegliches Vermögen? 

b) in Grundstücke? 

a) Es darf nur gepfändet, nicht aber versteigert werden. 

b) Bei der Sicherungszwangsvollstreckung in Grundstücke ist lediglich 
der Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek zulässig. 




Ww Die Mobiharvollstreckung 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 17 und 18.3) 

Die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen In das bewegliche 
Vermögen, auch Pfändung, Sachpfändung oder Moblliarvollstreckung 
genannt, dürfte neben dem Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und 
Überweisungsbeschlusses die häufigste Vollstreckungsart sein. 

30.1 Allgemeines 

Zuständiges Vollstreckungsorgan für die Zwangsvollstreckung wegen 
Geldforderungen in das bewegliche Vermögen ist der Gerichtsvollzieher. Der 
Gläubiger erteilt dem Gerichtsvollzieher unmittelbar oder über die Gerichts- 
vollzieherverteilerstelle des Amtsgerichts, in dessen Bezirk die Vollstreckung 
stattfinden soll, den Vollstreckungsauftrag. 

Der Gerichtsvollzieher gilt auch bei einer Vermittlung über die Gerichtsvoll- 
zieherverteilerstelle als unmittelbar von dem Gläubiger beauftragt und wird 
auch nur für diesen tätig. Der Prozessbevollmächtigte des Gläubigers ist schon 
mit der Prozessvollmacht befugt, den Vollstreckungsauftrag zu erteilen, die 
Erwähnung im Schuldtitel gilt als Nachweis der Vollmacht. Für die 
Empfangnahme der beigetriebenen Gelder bedarf es allerdings noch einer 
besonderen Bevollmächtigung (§ 62 Nr. 2 GVGA), denn die bloße Prozess- 
vollmacht ermächtigt nicht, die beigetriebenen Gelder oder sonstigen 
Gegenstände in Empfang zu nehmen; eine Ausnahme besteht nur für die vom 
Gegner zu erstattenden Prozesskosten (§81 ZPO). Der Gerichtsvollzieher darf 
daher die beigetriebenen Gelder oder sonstigen Gegenstände nur dann an den 
Prozessbevollmächtigten abliefern, wenn dieser von dem Gläubiger zum 
Empfang besonders ermächtigt ist. Die Ermächtigung kann sich aus dem Inhalt 
der Vollmachtsurkunde ergeben. Der Gläubiger kann sie auch dem Gerichts- 
vollzieher gegenüber mündlich erklären. 

Grundsätzlich kann der Gläubiger jedoch gleich zwei Anträge einreichen: 

1 . den eigentlichen Antrag auf Vornahme der Mobiliarvollstreckung und 

2. den Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung gern. § 807 I 
ZPO für den Fall der Fruchtlosigkeit des Schuldners. 

Grundsätzlich ist die Zwangsvoiistreckung nur zu bestimmten 
Voilstreckungszeiten zuiässig, nämiich an Werktagen in der Zeit von 
06:00 bis 21:00 Uhr. 

Außerhalb dieser Zeiten sowie an Sonn- und Feiertagen darf der Gerichtsvoll- 
zieher nicht vollstrecken, wenn dies für den Schuldner eine unbillige Härte 
darstellt oder der zu erwartende Erfolg in einem Missverhältnis zu dem 
Eingriff steht (§ 758 a IV ZPO). In Wohnungen darf der Gerichtsvollzieher zur 
Unzeit nur mit gerichtlicher Genehmigung (Anordnung) vollstrecken, ln 
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diesem Falle muss der Gläubiger beim Vollstreckungsgericht einen entspre- 
chenden Beschluss beantragen, der dem Schuldner vor der Vollstreckung vom 
Gerichtsvollzieher vorgezeigt wird. Der Beschluss ergeht nach § 758 a IV ZPO 
durch das Vollstreckungsgericht, in dessen Bezirk die Pfändung erfolgen soll. 
Er ist nicht erforderlich bei der Vollstreckung eines Räumungstitels oder eines 
Haftbefehls zur Vorführung bei der eidesstattlichen Versicherung- und gilt nur 
für die jeweils beantragte Vollstreckungsmaßnahme. 

BEISPIEL: 

Der Gerichtsvollzieher soll die Zwangsvollstreckung in den Safe einer Wohnung 
betreiben und hat für die Nacht vom 10. (21:00 Uhr) auf den 11. Mai (08:00 
Uhr) eine richterliche Erlaubnis. Sie erlischt mit Ablauf der Zeitspanne. Bei 
einem neuen Vollstreckungsversuch ist ein weiterer Beschluss herbeizuführen. 

Vollstreckung zur Soll die Vollstreckung jedoch außerhalb der Wohnung oder in Geschäfts- 
Unzeit außerhalb räumen stattfmden, so ist eine besondere richterliche Erlaubnis nicht (mehr) 
der Wohnung notwendig. Die Entscheidung hierüber trifft der Gerichtsvollzieher, der die 
bereits geschilderten Voraussetzungen (unbillige Härte oder Missverhältnis zu 
dem Eingriff) prüft. 

30.2 Durchführung der Pfändung 

Wurde der Vollstreckungstitel, wie es der Regel entspricht, nicht bereits von 
Amts wegen zugestellt, so stellt der Gerichtsvollzieher spätestens im Aufträge 
des Gläubigers den Titel zu Beginn der Zwangsvollstreckung zu. Der 
Gerichtsvollzieher ist nach Eingang des Vollstreckungsauftrages verpflichtet, 
die Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners zu betreiben. 

Er fordert zunächst den Schuldner auf, freiwillig zu zahlen. Geschieht dies, 
quittiert der Gerichtsvollzieher den Betrag und übergibt dem Schuldner die 
vollstreckbare Ausfertigung des Titels. 

Bei nicht freiwilliger Zahlung erfolgt die Pfändung in der Regel durch 
Anbringung von Siegelmarken. Hierdurch erwirbt der Gläubiger ein Pfand- 
recht an dem gepfändeten Gegenstand, das einem besonderen strafrechtlichen 
Schutz infolge der staatlichen Beschlagnahme unterliegt. 

Der Gerichtsvollzieher führt über die Pfändung ein Protokoll und übersendet 
dem Gläubiger eine Abschrift. Der Gerichtsvollzieher kann natürlich an Ort 
und Stelle die Eigentumsverhältnisse nicht prüfen und hat dies auch nicht 
nötig. Gegebenenfalls können Dritte ihr Eigentum durch gerichtliche Hilfe 
wiedererlangen. 

Ist der Schuldner einverstanden oder besteht eine Durchsuchungsanordnung 
gern. § 758a ZPO, ist der Gerichtsvollzieher befugt, die Wohnung und die 
Behältnisse zu durchsuchen, auch kann er verschlossene Haustüren, Zimmer- 
türen und Behältnisse (Kassette, Safe!) öffnen lassen. Auch Personen mit 
Mitgewahrsam haben die Durchsuchung zu dulden. Widerstand kann er 
notfalls mit polizeilicher Hilfe überwinden. Er soll allerdings während des 
Vollstreckungsverfahrens auf eine gütliche und zügige Erledigung hinwirken. 
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Der Gerichtsvollzieher kann sogar mit dem Schuldner Ratenzahlungen 
vereinbaren, wenn er pfändbare Gegenstände nicht vorfmdet, der Schuldner 
aber glaubhaft versichert, die Schuld binnen sechs Monaten in Teilbeträgen 
tilgen zu können und der Gläubiger einverstanden ist. Hat der Gläubiger mit 
dem Vollstreckungsaufitrag zugleich einen Antrag auf Abnahme der eides- 
stattlichen Versicherung gemäß § 899 ZPO gestellt, so ist der Schuldner unter 
bestimmten Voraussetzungen verpflichtet, ein entsprechendes Verzeichnis vor- 
zulegen (§ 807 ZPO; siehe S. 285 ff). 

Die Wohnungsdurchsuchung darf allerdings zunächst nicht gegen den Willen 
des Schuldners geschehen. Verweigert der Schuldner den Zutritt, so vermerkt 
dies der Gerichtsvollzieher im Pfändungsprotokoll. Der Rechtsanwalt des 
Gläubigers wird daraufhin einen Antrag auf richterliche Anordnung zur 
Durchsuchung gemäß § 758 a I ZPO stellen. Zuständig für die Durchsu- 
chungserlaubnis ist das Amtsgericht als Vollstreckungsgericht, in dessen 
Bezirk die Durchsuchung erfolgen soll. Anschließend darf der Gerichtsvollzie- 
her alle Wohn- oder Geschäftsräume durchsuchen und verschlossene Türen 
oder Behältnisse öffnen lassen. 

Wie bereits bei dem Beschluss über die Vollstreckung zur Unzeit geschildert, 
ist auch die Durchsuchungsanordnung nur gültig für den jeweiligen Vollstre- 
ckungsauftrag. Wird ein weiterer Vollstreckungsauftrag erforderlich, ist gege- 
benenfalls, bei vorliegendem Rechtsschutzinteresse, eine erneuerte richterliche 
Durchsuchungsanordnung zu besorgen. 

Dem Gerichtsvollzieher wird außerdem ein Fragerecht eingeräumt. So kann er 
sich bei dem Schuldner erkundigen, ob dieser Ansprüche gegen Dritte hat und 
den Schuldner oder die zu seinem Hausstand gehörenden erwachsenen 
Personen nach dem Arbeitgeber befragen. Diese Informationen kann der 
Gerichtsvollzieher dem Gläubiger mitteilen, wenn eine Pfändung voraussicht- 
lich nicht zur gänzlichen Befriedigung des Gläubigers führen wird. Das 
Fragerecht soll zu einer Verringerung der Verfahren auf Abnahme der 
eidesstattlichen Versicherung führen. Allerdings sind die zum Hausstand 
Gehörigen zur Auskunft nicht verpflichtet (§ 806 a II 2 ZPO), wohl aber der 
Schuldner auf Antrag des Gläubigers (§ 807 ZPO). 

30.3 Sonderfälle 

1. Anschlusspfändung 

Von einer Anschlusspfändung spricht man, wenn sich der Gläubiger einer 
ausgebrachten Pfändung anschließt. Hier pfändet also der Gläubiger eine 
Sache, die bereits von einem anderen Gläubiger vorher gepfändet worden ist. 
Bei der Verwertung wird der Erlös in der Reihenfolge verteilt, in der die 
Vollstreckungsaufträge beim Gerichtsvollzieher eingegangen sind! 

2. Gleichzeitige Pfändung 

Von einer gleichzeitigen Pfändung spricht man, wenn ein Gerichtsvollzieher 
von mehreren Gläubigern vor Ausführung der Pfändung gegen denselben 



Ratenzahlungen, 
§ 806 b ZPO 



Anordnung*- nnd 

Dnrchsnchungs- 

beschluss 



Fragerecht, 
§ 806 a ZPO 



Reihenfolge 






264 



Teil 3: Das Vollstreckungsrecht 



Quote 



Verbot der 
Kahlpfändung 




Tiere, 

§ 811 c ZPO 



Schuldner Vollstreckungsaufträge erhält. In diesem Fall muss er, unabhängig 
vom Eingangsdatum, alle Aufträge als gleichzeitig behandeln und die 
Pfändung für alle Gläubiger gleichzeitig bewirken. Hier wird der Erlös 
quotenmäßig verteilt. 

Die Quote erhält man, wenn man den durch die Versteigerung erzielten Erlös 
durch die Summe der Titel teilt (Quote = Erlös : Summe der Titel). 

BEISPIEL: 

Es erfolgt eine gleichzeitige Pfändung wegen der Titel A über 10.000 €, B über 

20.000 € und C über 30.000 €. Der Erlös bei der Versteigerung betrug 

15.000 €. 

Die Quote beträgt also ein Viertel. Auf Titel A entfallen demgemäß 2.500 €, auf 
Titel B 5.000 € und auf Titel C 7.500 €. 

3. Unpfändbare Gegenstände 

Die Gegenstände, die grundsätzlich überhaupt nicht gepfändet werden dürfen, 
sind in § 811 ZPO aufgeführt. Es lohnt sich, diese Vorschrift einmal in einer 
stillen Minute gänzlich durchzulesen, um zu sehen, mit welcher Liebe am 
Detail der Gesetzgeber diese Materie geregelt hat. 

Zusammenfassend lässt sich jedoch feststellen, dass gemäß §811 
ZPO alle Gegenstände unpfändbar sind, die der Schuldner 

• zum persönlichen Gebrauch 

• zur Führung eines bescheidenen Haushaltes 

• oder zu gewerblichen Zwecken benötigt. 



BEISPIELE: 

Zum persönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienen insbesondere 
Kleidungsstücke, Wäsche, Betten, Haus- und Küchengeräte, soweit der 
Schuldner ihrer zu einer seiner Berufstätigkeit und seiner Verschuldung 
angemessenen, bescheidenen Lebens- und Haushaltsführung bedarf. 

Gewerblichen/beruflichen Zwecken dienen z. B. Kraftfahrzeuge, Schreibma- 
schinen, Büromöbel usw. 

Grundsätzlich dürfen auch keine Tiere gepfändet werden, wenn sie im 
häuslichen Bereich und nicht zu Erwerbszwecken gehalten werden (Schutz des 
Schuldners). Hat das Tier jedoch einen hohen Wert und würde die Unpfänd- 
barkeit für den Gläubiger eine Härte bedeuten, weil z. B. weitere pfändbare 
Gegenstände nicht zur Befriedigung ausreichen, so kann das Vollstreckungsge- 
richt auch insoweit die Pfändung zulassen (Schutz des Gläubigers), werm nicht 
berechtigte Interessen des Schuldners oder Belange des Tierschutzes dem 
entgegenstehen. 
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4. Austauschpfändung 

Unpfändbare Gegenstände kann man allerdings durch Austauschpfandung § 811a ZPO 
pfänden und versteigern lassen. Den hierzu erforderlichen Antrag auf 
Genehmigung hat der Gläubiger beim Vollstreckungsgericht zu stellen. 

Ist die gerichtliche Genehmigung der Austauschpfändung zu erwarten, kann § 811 b ZPO 
der Gerichtsvollzieher auch vorher eine vorläufige Austauschpfändung 
durchfuhren. In diesem Falle muss der Gläubiger nachträglich einen 
entsprechenden Beschluss des Vollstreckungsgerichts erwirken. 

5. Pfändungsbeschränkungen 

§ 803 ZPO regelt zwei wichtige Pfandungsbeschränkungen bzw. Pfandungs- Verbot der 
verböte. So darf der Gerichtsvollzieher nicht mehr pfänden, als zur Befried!- Überpfändung, 
gung des Gläubigers und zur Deckung der Zwangsvollstreckungskosten § 803 1 ZPO 
erforderlich ist {Verbot der Überpfändung). 

Ist nach der Verwertung ein Überschuss über die Zwangsvollstreckungskosten Verbot der 
nicht zu erwarten, so hat die Pfändung zu unterbleiben, es besteht insoweit ein Unterpfandung, 
Verbot der Unterpfändung: Keine Vollstreckung nur der Vollstreckung § 803 II ZPO 
wegen! 

6. Nachpfändung 

Die Kehrseite zum Verbot der Überpfandung ist das Gebot der Nachpfän- 
dung. Reicht der Erlös bei der Versteigerung nicht zur Befriedigung des 
Gläubigers aus, so muss der Gerichtsvollzieher noch einmal (ohne weiteren 
Antrag) beim Schuldner pfänden. 

BEISPIEL: 

Der Gerichtsvollzieher pfändet beim Schuldner auftragsgemäß wegen 5.000 €. 

Die Versteigerung ergibt jedoch nach Abzug der Gerichtsvollzieherkosten 
lediglich 3.000 €. Der Gerichtsvollzieher muss noch einmal von sich aus beim 
Schuldner pfänden, wenn überhaupt noch pfändbare Gegenstände vorhanden 
sind. 

30.4 Verwertung 

Ziel der Zwangsvollstreckung ist es, Ansprüche aus einem Titel des Gläubigers 
durchzusetzen, d. h. ihm Geld zu verschaffen, so wie es tituliert ist. 

• Gepfändetes Geld wird nach Abzug der Gerichtsvollzieherkosten an 
den Gläubiger überwiesen (§ 815 ZPO), 

• Wertpapiere und Kostbarkeiten werden im Banksafe, 

• Sperriges in der Pfandkammer verwahrt. 

Die gepfändeten Sachen werden von dem Gerichtsvollzieher öffentlich 
versteigert (§ 814 ZPO). Die Mindestfrist für die Versteigerung beträgt eine 
Woche, gerechnet vom Tage der Pfändung an (§ 816 ZPO). 
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Ein früherer Versteigerungstermin istzuiässig gemäß § 816 I ZPO: 

• wenn sich der Gläubiger und der Schuldner über eine frühere Verstei- 
gerung einigen 

• wenn ein früherer Termin erforderlich ist, um die Gefahr einer beträcht- 
lichen Wertverringerung der zu versteigernden Sachen abzuwenden 
(Beispiel: verderbliche Ware) oder 

• um unverhäitnismäßige Kosten einer längeren Aufbewahrung zu 
vermeiden. 

Die Versteigerung findet in der Gemeinde statt, in der gepfändet wurde, oder 
an einem anderen Ort im Bezirk des Vollstreckungsgerichts. Zeit und Ort der 
Versteigerung sind unter allgemeiner Bezeichnung der zu versteigernden 
Sache öffentlich bekannt zu machen. 

Die Versteigerung beginnt mit der Hälfte des gewöhnlichen Verkaufswertes 
(Mindestgebot). Dieser Verkaufswert und das Mindestgebot sollen vorher 
bekannt gegeben werden. 

Sind nach mehrmaligen Versteigerungsterminen keine Kaufmteressenten 
erschienen, so kann der Gläubiger oder der Schuldner beim Vollstreckungsge- 
richt Antrag auf anderweitige Verwertung stellen. 

Eine solche andere Verwertung kann sein (§ 825 ZPO): 

• die Versteigerung an einem anderen Ort 

• die Versteigerung durch eine andere Person 

Beispiei: Freihändiger Verkauf durch einen Notar oder Kunsthändler 

• oder die Verwertung der gepfändeten Sachen in anderer Weise. 

Beispieie: Übereignung der Pfandsachen an den Gläubiger zur Hälfte 
des Schätzwertes unter Anrechnung auf die Forderung; Versteigerung 
zu einer anderen Zeit. 

Über die beabsichtigte Verwertung hat der Gerichtsvollzieher den Antragsgeg- 
ner zu unterrichten. Ohne Zustimmung des Antragsgegners darf der 
Gerichtsvollzieher die Sache nicht vor Ablauf von zwei Wochen nach 
Zustellung der Unterrichtung verwerten. 



30.5 Prüfungsfragen 

1. Zu welchen Uhrzeiten kann der Gerichtsvollzieher normalerweise 
vollstrecken? 

an Werktagen in der Zeit 06:00 bis 21 :00 Uhr 

2. Kann auch außerhalb dieser Zeiten die Vollstreckung betrieben 
werden? 

mit Genehmigung des Vollstreckungsgerichts: ja 

3. Wie pfändet der Gerichtsvollzieher 
a) Kostbarkeiten 
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b) Geld 

c) sonstige Gegenstände in der Wohnung des Schuldners? 

a) Kostbarkeiten werden im Banksafe verwahrt. 

b) Geld wird nach Abzug der Gerichtsvollzieherkosten an den Gläubi- 
ger überwiesen. 

c) Sonstige Gegenstände werden in der Regel durch Anbringung von 
Siegelmarken gepfändet. Sind sie sperrig, kommen sie in die Pfand- 
kammer. 

4. Was geschieht, wenn der Gerichtsvollzieher den Schuldner oder einen 
Familienangehörigen nicht antrifft oder wenn der Schuldner dem 
Gerichtsvollzieher den Zntritt verwehrt? 

Der Gerichtsvollzieher vermerkt dies im Pfandungsprotokoll. Der Gläubi- 
ger stellt einen entsprechenden Antrag auf richterliche Anordnung zur 
Durchsuchung gemäß § 758 a ZPO beim Vollstreckungsgericht (Amtsge- 
richt). 

5. Können auch Tiere gepfändet werden? 

Grundsätzlich nicht, wenn sie im häuslichen Bereich und nicht zu Er- 
werbszwecken gehalten werden 

6. Was verstehen Sie unter einer Anschlusspfändung, und wie erfolgt die 
Verteilung des Erlöses? 

wenn sich der Gläubiger einer anderen ausgebrachten Pfändung an- 
schließt. Der Erlös wird der Reihe nach verteilt 

7. Wann liegt eine gleichzeitige Pfändung vor, und wie erfolgt die 
Verteilung des Erlöses? 

wenn an einem Tage für mehrere Gläubiger bei demselben Schuldner 
gleichzeitig gepfändet wird. Der Erlös wird quotenmäßig verteilt 

8. Welche Gegenstände sind unpfändbar? 

die Gegenstände, die der Schuldner zur Führung eines bescheidenen 
Haushalts, zum persönlichen Gebrauch oder zu gewerblichen Zwecken 
benötigt 

9. In welcher Vorschrift ist die Unpfändbarkeit geregelt? 

in § 811 ZPO 

10. Kann ein grundsätzlich unpfändbarer Gegenstand gleichwohl 
gepfändet und versteigert werden? 

ja, durch Antrag auf Genehmigung der Austauschpfändung 

11. Von wem wird dieser Antrag gestellt? Wo wird er gestellt? 
vom Gläubiger beim Vollstreckungsgericht (Amtsgericht) 

12. Erläutern Sie das Verbot der Überpfändung! 

Der Gerichtsvollzieher darf nicht mehr pfänden, als zur Befriedigung des 
Gläubigers und zur Deckung der Zwangsvollstreckungskosten erforderlich 
ist. 
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13. Erläutern Sie das Verbot der Unterpfändung! 

Ist nach der Verwertung ein Überschuss über die Zwangsvollstreckungs- 
kosten nicht zu erwarten, so hat die Pfändung zu unterbleiben. 

14. Was ist eine Nachpfändnng? 

Reicht der Erlös bei der Versteigerung nicht zur Befriedigung des Gläubi- 
gers aus, so muss der Gerichtsvollzieher noch einmal (ohne weiteren 
Antrag) beim Schuldner pfänden. 

15. Wie erfolgt die Verwertung 

a) von gepfändeten Sachen 

b) von gepfändetem Geld? 

a) in öffentlicher Versteigerung durch den Gerichtsvollzieher 

b) durch Überweisung des Schuldbetrages an den Gläubiger nach 
Abzug der Gerichtsvollzieherkosten 

16. Zur Versteigerungsfrist: 

a) Welche Mindestfrist gilt zwischen der Pfändung und der Ver- 
steigernng? 

b) Kann anch zn einem früheren Zeitpunkt versteigert werden? 

a) Die Mindestfrist beträgt eine Woche ab Pfändung. 

b) Zu einem früheren Zeitpunkt kann versteigert werden bei Einigung 
mit dem Schuldner, um die Gefahr einer beträchtlichen Wertverrin- 
gerung abzuwenden (bei verderblichen Waren) und bei unverhält- 
nismäßig hohen Aufbewahrungskosten. 

17. Was unternehmen Sie, wenn nach mehrmaligen Versteigerungster- 
minen keine Kaufinteressenten erschienen sind? 

beim Vollstreckungsgericht Antrag auf anderweitige Verwertung stellen 

18. Welche anderweitige Verwertung sieht § 825 ZPO vor? 

Versteigerung an einem anderen Ort, durch eine andere Person oder in 
anderer Weise (z. B. durch Übereignung der Pfandsache zur Hälfte des 
Schätzwertes an den Gläubiger unter Anrechnung auf die Forderung) 

19. An welchem Ort findet normalerweise die Versteigerung statt? 

am Ort der Pfändung, an einem anderen Ort im Bezirk des Vollstre- 
ckungsgerichts oder an dem Ort, über den sich die Parteien geeinigt haben 

20. Mit welchem Betrag beginnt die Versteigerung? 

mit der Hälfte des gewöhnlichen Verkaufswertes (Mindestgebot) 

21. Der Gerichtsvollzieher erhält von drei Gläubigern den Auftrag, hei 
dem Schuldner S auf Grund von drei Titeln die Pfändung zu betrei- 
ben: 

Titel A lautet über 10.000,00 €, Titel B lautet über 30.000,00 6 und 
Titel C lautet über 50.000,00 6. Die Verwertung ergibt nach Abzug 
der Kosten 30.000,00 6. - Wie ist dieser Betrag auf die Gläubiger zu 
verteilen. 
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a) wenn der Gerichtsvollzieher zunächst wegen des Titels A ge- 
pfändet hat und wegen der übrigen Titel eine Anschlusspfän- 
dung vorgenommen hat, 

b) wenn der Gerichtsvollzieher im Wege der gleichzeitigen Pfän- 
dung vollstreckt hat? 

a) Bei der Anschlusspfändung wird der Reihe nach verteilt, es entfal- 
len auf Titel A 10.000,00 €, auf Titel B 20.000,00 € und auf Titel C 
nichts. 

b) Bei der gleichzeitigen Pfändung wird der Erlös quotenmäßig ver- 
teilt. Da die Quote hier 30.000,00 : 90.000,00 = 1/3 beträgt, entfal- 
len auf Titel A 3.333,33 €, auf Titel B 10.000,00 € und auf Titel C 
16.666,67 €. 
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Die Immobiliarvollstreckung 

(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 17 und 18.3) 

Wird der Beklagte zur Zahlung verurteilt, so haftet er als Schuldner mit dem 
gesamten Vermögen - und dazu gehören neben den beweglichen Sachen 
auch die unbeweglichen, nämlich Grundstücke. 

31.1 Arten 

Bei der Immobiliarvollstreckung, also der Zwangsvollstreckung in ein 
Grundstück, bestehen folgende Möglichkeiten: 

1. die Eintragung einer Sicherungshypothek (auch: Zwangshypothek), 

§ 867 ZPO 

2. die Zwangsverwaitung (im ZVG geregelt) 

3. und die Zwangsversteigerung (ebenfalls im ZVG geregelt). 

Jede dieser Möglichkeiten kann allein oder neben den übrigen ausgeführt 
werden. 

31.2 Die Sicherungshypothek 

Die Zwangs- oder Sicherungshypothek ist eine dingliche Sicherheit, aus der 
notfalls die Zwangsversteigerung betrieben werden kann. Hierzu ist jedoch ein 
besonderer Duldungstitel erforderlich, nach dem der Grundstückseigentümer 
verpflichtet ist, die Zwangsversteigerung aus der Zwangshypothek zu dulden. 

Die Zwangshypothek darf nur eingetragen werden, wenn die titulierte 
Forderung einschließlich Kosten, aber ohne Zinsen (!) über 750 € beträgt. 
Hat derselbe Gläubiger mehrere Titel gegen den Schuldner, so kann für sie 
eine einheitliche Sicherungshypothek eingetragen werden. 

Wegen desselben Titels können auch mehrere Grundstücke des Schuldners 
mit der Sicherungshypothek helastet werden. In diesem Falle ist genau 
anzugeben, in welcher Höhe welches Grundstück haftet. Der Mindestbetrag 
von 750 € muss dann jedoch für jedes einzelne Grundstück erreicht werden. 

Der Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek muss hei dem 
Grundbuchamt des Amtsgerichts gestellt werden, in dessen Bezirk sich das 
Grundstück befindet. Dem Antrag ist der Titel beizufügen. Bei mehreren 
Grundstücken muss angegeben werden, mit welchen bestimmten Teilbeträgen 
die Hypotheken auf den einzelnen Grundstücken eingetragen werden sollen. 




§ 866 ZPO 




§ 866 II ZPO 



§ 866 III ZPO 






272 



Teil 3: Das Vollstreckungsrecht 



31.3 Die Zwangsverwaltung 

Die im ZVG geregelte Zwangsverwaltung (vgl. die Verweisungsnorm des 
§ 869 ZPO) dient der Befriedigung des Gläubigers aus den Erträgen des 
Grundstücks. Zuständig für den Antrag auf Anordnung der Zwangsverwaltung 
ist das Amtsgericht des Bezirks, in dem das Grundstück liegt. Der vom Gericht 
bestellte Zwangsverwalter verteilt die Überschüsse aus der Zwangsverwaltung 
an den/die Gläubiger nach einem Verteilungsplan, der vom Gericht erstellt 
wurde. 

ße/sp/e/e für Grundstückserträge: Miet- und Pachtforderungen. 

Jeder weitere Gläubiger des Schuldners mit vollstreckbarem Titel kann dem 
Zwangsverwaltungsverfahren durch entsprechenden Antrag beitreten und 
erhält die nächstfolgende Rangstelle. 



31.4 Die Zwangsversteigerung 

Sinn der Zwangs- Zweck der Zwangsversteigerung ist die Befriedigung des Gläubigers aus dem 

Versteigerung Erlös des Grundstücks. Zuständiges Gericht für den Antrag auf Zwangsver- 
steigerung ist wie bei allen Vollstreckungsmaßnahmen in ein Grundstück das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk das Grundstück gelegen ist. Dem Antrag ist der 
Vollstreckungstitel beizufügen. 

§ 19 I ZVG Die Zwangsversteigerung wird durch gerichtlichen Beschluss angeordnet. Auf 

Grund dieses Beschlusses wird in das Grundbuch der Zwangsversteigerungs- 
vermerk eingetragen. 

Das Grundstück wird im Versteigerungstermin versteigert. Im Versteigerungs- 
termin wird vom Gericht das geringste Gebot festgesetzt, das den Ausgangs- 
punkt der Versteigerung darstellt und sich aus dem Bargebot sowie den 
bestehen bleibenden Rechten (= im Grundbuch eingetragenen vorrangigen 
Lasten) zusammensetzt. Das Bargebot erfasst nur den vom Ersteher in bar zu 
zahlenden Teil. Das sind verschiedene andere Kosten, die im Gesetz genannt 
sind wie die Verfahrenskosten des Gerichts, rückständige Steuern, öffentlich- 
rechtliche Abgaben und laufende wiederkehrende Leistungen aus den bestehen 
bleibenden Rechten. Die bestehen bleibenden Rechte sind allerdings 
gedanklich hinzuzurechnen, will man die eigentliche Höhe des Gebotes 
ermitteln. Den Zuschlag erhält derjenige, der das Höchstgebot (Meistgebot) 
dazu abgegeben hat. 



Sinn der 
Zwangsver- 
waltung 
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31.5 Prüfungsfragen 

1. Nennen Sie die Arten der Zwangsvollstreckung in ein Grundstück! 

die Eintragung einer Sichemngshypothek (Zwangshypothek), die 
Zwangsverwaltung und die Zwangsversteigerung 

2. ln welchen Gesetzen sind die Arten der Zwangsvollstreckung in 
Grundstücke geregelt? 

a) die Zwangshypothek in der ZPO 

b) die Zwangsverwaltung und Zwangsversteigerung im ZVG 

3. Welches Gericht ist sachlich und örtlich zuständig für die Anordnung 
der jeweiligen Zwangsvollstreckungsmaßnahme in das Grundstück? 

das Amtsgericht (Vollstreckungsgericht), in dessen Bezirk das Grundstück 
gelegen ist 

4. Welcher Betrag muss mindestens für die Eintragung einer Zwangs- 
hypothek erreicht sein? 

über 750 € einschließlich Kosten, aber ohne Zinsen 

5. Können wegen desselben Titels auch mehrere Grundstücke des 
Schuldners belastet werden? 

Ja, in diesem Falle ist genau anzugeben, in welcher Höhe welches Grund- 
stück haftet. 

6. Gilt für den Fall, dass die Hypotheken in Teilbeträgen für mehrere 
Grundstücke eingetragen werden sollen, auch der Mindestbetrag? 

Ja, der Mindestbetrag von 750 € muss dann jedoch für jedes einzelne 
Grundstück erreicht werden. 

7. Gilt der Mindestbetrag auch für die Einleitung des Zwangsversteige- 
rungs- oder Zwangsverwaltungsverfahrens? 

Nein, hier gilt kein Mindestbetrag. 

8. Nennen Sie den Zweck der Zwangsverwaltung! 

Die Zwang sverwaltung dient der Befriedigung des Gläubigers aus den 
Erträgen des Grundstücks. 

9. Nennen Sie Beispiele für Grundstückserträge, bei denen eine 
Zwangsverwaltung in Betracht kommt! 

Miet- und Pachtforderungen 

10. Wer nimmt die Zwangsverwaltung vor? 
ein vom Gericht bestellter Zwangsverwalter 

11. Welchen Zweck hat die Zwangsversteigerung? 

Die Zwangsversteigerung bezweckt die Befriedigung des Gläubigers aus 
dem Erlös des Grundstücks. 





Die Zwangsvollstreckung in Forderungen 
und andere Rechte 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 17 und 18.3) 

In vielen Fällen ist weder eine Mobiliarvollstreckung möglich, weil keine 
pfändbaren Gegenstände vorhanden sind, noch kann die Immobiliar- 
vollstreckung betrieben werden, weil der Schuldner nicht Eigentümer eines 
Grundstücks ist. Kann dieser aber seinerseits Forderungen gegen Dritte 
geltend machen, etwa den Arbeitslohn, so kommt eine Pfändung und 
Überweisung dieser Geldforderung in Betracht. 

32.1 Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss 

Durch den Pfändungs- und Überweisungsbeschluss wird die Zwangsvollstre- 
ckung in Geldforderungen und andere vermögensrechtliche Ansprüche des 
Schuldners gegen Dritte (Drittschuldner) betrieben. 

BEISPIELE FÜR PFÄNDBARE FORDERUNGEN: 

Lohn- und Gehaltsforderungen, Lebensversicherungsansprüche, Darlehensan- 
sprüche, Guthaben auf Bankkonten und Postgirokonten, Unterhaltsansprüche. 

Zuständig für den Antrag eines Pfändungs- imd Überweisungsbeschlusses ist Zuständigkeit 
das Amtsgericht als Vollstreckungsgericht, in dessen Bezirk der Schuldner § 828 II ZPO 
seinen Wohnsitz hat, bearbeitet wird die Sache von dem Rechtspfleger. 

Der Antrag muss enthalten: 

• die genaue Bezeichnung der Parteien 

• den Vollstreckungstitel einschließlich 

• der Zustellungsurkunde 

• sämtliche Belege über die im Antrag verlangten bisher entstandenen 
Vollstreckungskosten (Vollstreckungsunterlagen) 

• Angabe der Höhe der Forderung einschließlich Zinsen und Kosten 

• die genaue Bezeichnung der zu pfändenden Forderung. 

Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss enthält: Inhalt 

• das Verbot für den Drittschuldner, an den Schuldner zu zahlen und 

• das Gebot an den Schuldner, sich jeder freien Verfügung über die 
gepfändete Forderung, insbesondere ihrer Einziehung oder Abtretung, 
zu enthalten. 

Die Pfändung mehrerer Geldforderungen gegen verschiedene Drittschuldner § 829 1 3 ZPO 
soll auf Antrag des Gläubigers durch einheitlichen Beschluss ausgesprochen 
werden, soweit dies für die Vollstreckung geboten erscheint und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass schutzwürdige Interessen der Drittschuldner 
entgegenstehen. 
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Erzwingung der 
Schuldner- 
auskunft 



Der Schuldner ist verpflichtet, dem Gläubiger die zur Geltendmachung der 
Forderung nötige Auskunft zu erteilen und ihm die über die Forderung 
vorhandenen Urkunden herauszugeben, § 836 111 ZPO. Geschieht dies nicht, so 
ist er auf Antrag des Gläubigers verpflichtet, die Auskünfte zu Protokoll zu 
geben und die Angaben an Eides statt zu versichern (§ 836 III ZPO). Diese 
Erzwingung der Schuldnerauskunft erfordert kein Klageverfahren mehr, s. u. 
S. 285, gegebenenfalls ist eine Haft möglich. 



Der Pfandungs- und Überweisungsbeschluss wird erst mit Zustellung an den 




Drittschuldner wirksam. Er soll auch dem Schuldner zugestellt werden. Die 
Zustellung erfolgt im Parteibetrieb in der Regel durch den Gerichtsvollzieher. 

„Die Zustellung an den Drittschuldner nach § 840 ZPO“ (siehe das Formular) 
bedeutet, dass der Beschluss vom Gerichtsvollzieher dem Drittschuldner 
persönlich zugestellt werden soll, damit dieser gemäß § 840 ZPO drei 
Fragen beantworten kann, nämlich 

1 . ob und inwieweit er die Forderung als begründet anerkenne und Zahlung 
zu leisten bereit sei, 

2. ob und welche Ansprüche andere Personen an die Forderung erheben 

3. und ob und wegen welcher Ansprüche die Forderung bereits für andere 
Gläubiger gepfändet sei. 



Form der 
Erklärung 



Schadensersatz- 
pflicht, § 840 II 
ZPO 



Die Aufforderung zur Abgabe dieser Erklärung muss in die Zustellungsurkun- 
de aufgenommen werden. Wird die Auskunft sofort bei Zustellung erteilt, dann 
genügt es, wenn sie mündlich erfolgt, da sie vom Gerichtsvollzieher zu 
Protokoll genommen wird. Der Drittschuldner muss diese Erklärungen 
unterschreiben. Beantwortet der Drittschuldner die Fragen schriftlich, so hat 
dies innerhalb einer Frist von zwei Wochen zu geschehen. 

Gibt der Drittschuldner die Erklärung nicht oder nicht ordnungsgemäß ab, so 
haftet er dem Gläubiger gegenüber für den dadurch entstandenen Schaden. Der 
Gläubiger kann den Drittschuldner (anders als beim Schuldner) nicht 
unmittelbar zur Auskunftserteilung zwingen, sondern muss auf Auskunftsertei- 
lung und Zahlung der einbehaltenen Bezüge klagen. 



Streitverkündung, Will der Gläubiger aus der gepfändeten Forderung heraus den Anspruch 
§ 841 ZPO und einklagen, ist er verpflichtet, dem Schuldner gerichtlich den Streit zu 

Zuständigkeit verkünden, sofern nicht eine Zustellung im Ausland oder eine öffentliche 

Zustellung erforderlich ist. Handelt es sich um die Pfändung von Ansprüchen 
aus einem Arbeitsvertrag, so ist für diese Klage das Arbeitsgericht sachlich 
zuständig. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem allgemeinen 
Gerichtsstand des Drittschuldners (= Wohnsitz). 



32.2 Die Verpfändung 

Da in der Zeit zwischen dem Antrag auf Erlass eines Pfandungs- und 
Überweisungsbeschlusses und der Zustellung an den Drittschuldner die Gefahr 
besteht, dass die Forderung erlischt oder von einem anderen Gläubiger 
gepfändet wird, kann der Gläubiger schon vor Erlass eines Pfandungs- und 
Überweisungsbeschlusses mit einem vorläufigen Zahlungsverbot eine 
Vorpfändung gemäß § 845 ZPO vornehmen. 
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Diese Vorpfandimg enthält die Benachrichtigung an den Drittschuldner und 
den Schuldner, dass die Pfändung bevorstehe, sowie die Aufforderung an den 
Drittschuldner, nicht an den Schuldner zu zahlen und die Aufforderung an den 
Schuldner, sich jeder Verfügung über die Forderung, insbesondere ihrer 
Einziehung, zu enthalten. 

Der Titel braucht noch nicht zugestellt zu sein. Das Gericht wirkt bei einem 
vorläufigen Zahlungsverbot nicht mit. Dadurch, dass der „Umweg“ über das 
Vollstreckungsgericht vermieden wird, sollen dem Gläubiger zeitliche 
Nachteile erspart werden. Auch ist die Vorpfändung bei Konkurrenzgläubigern 
von Bedeutung: Da der Grundsatz „wer zuerst kommt mahlt zuerst“ gilt, geht 
das früher entstandene Pfandrecht dem späteren vor. 

Wirkung des vorläufigen Zahlnngsverbotes: 

Die Pfändung der Forderung gilt als vom Tage der Zustellung ab bewirkt, 
wenn binnen eines Monats dem Drittschuldner der endgültige Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluss zugestellt wird. Auf diese Frist ist das Gericht bei 
Antrag des Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses zweckmäßigerweise 
hinzuweisen. 

Wird die Frist versäumt, ist die Vorpfändung wirkungslos. Eine weitere 
Monatsfrist kann man nur durch nochmalige Zustellung eines vorläufigen 
Zahlungsverbotes erhalten. 

Der Drittschuldner kann die vorgepfändeten Beträge erst nach rechtzeitiger 
Zustellung eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses an den Gläubiger 
überweisen. 

32.3 Prüfungsfragen 

1. Wie wird die Zwangsvollstreckung in Forderungen und Rechte des 
Schuldners, die er gegen Dritte hat, eingeleitet? 

durch Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses 

2. Nennen Sie Beispiele für solche pfändbaren Forderungen. 

Lohn- und Gehaltsforderungen, Lebensversicherungsansprüche, Darle- 
hensansprüche, Unterhaltsansprüche, Guthaben auf Bankkonten und 
Postgirokonten 

3. Was muss dem Antrag beigefügt werden? 

der Vollstreckungstitel einschließlich Zustellungsurkunde, sämtliche 
Belege über die im Antrag verlangten bisher entstandenen Vollstre- 
ckungskosten (Vollstreckungsunterlagen) 

4. Welches Gericht ist sachlich und örtlich für den Erlass des Pfän- 
dungs- und Überweisungsbeschlusses zuständig? 

das Amtsgericht als Vollstreckungsgericht, in dessen Bezirk der Schuldner 
wohnt 

5. Wie wird der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss zugestellt? 

im Parteibetrieb durch den Gerichtsvollzieher 



§ 845 ZPO 
Inhalt 



§ 804 III ZPO 
Rangfolge 



§ 845 II ZPO 
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6. Ab wann ist die Pfändnng wirksam? 

ab Zustellung an den Drittschuldner 

7. Was bedeutet es, wenn die Zustellung an den Drittschuldner nach 
§ 840 ZPO erfolgen soll? 

Der Gerichtsvollzieher muss dem Drittschuldner den Beschluss persönlich 
zustellen, damit dieser drei Fragen beantworten kann. 

8. Welche drei Fragen soll der Drittschnldner beantworten? 

Der Gerichtsvollzieher wird den Drittschuldner fragen, 

1. ob und inwieweit er die Forderung als begründet anerkenne und zur 
Zahlung bereit sei, 

2. ob und welche Ansprüche andere Personen an die Forderung erheben, 

3. ob und wegen welcher Ansprüche die Forderung bereits für andere 
Gläubiger gepfändet sei. 

9. In welcher Form und innerhalb welcher Frist müssen diese Fragen 
beantwortet werden? 

entweder sofort, dann mündlich oder binnen zwei Wochen, dann schrift- 
lich 

10. Ist der Schnldner znr Ausknnft verpflichtet? 

Ja, er muss dem Gläubiger die zur Geltendmachung der Forderung nötige 
Auskunft erteilen und ihm die über die Forderung vorhandenen Urkunden 
herausgeben. 

11. Wie kann der Gläubiger die Auskunft des Schuldners erzwingen? 

Der Schuldner ist auf Antrag des Gläubigers verpflichtet, die Auskünfte 
zu Protokoll zu geben und die Angaben an Eides statt zu versichern. 

12. Was wird man unternehmen, wenn die Pfändung der Geldfordernng 
eilt? 

Man wird ein vorläufiges Zahlungsverbot zustellen. 

13. Welche Frist ist nach Znstellnng des vorläufigen Zahlungsverbotes zn 
beachten? 

Binnen eines Monats muss der Pfandungs- und Überweisungsbeschluss 
dem Drittschuldner zugestellt werden. 

14. Welche Rechtsfolge tritt ein, wenn die Frist nicht eingehalten wird? 

Die Verpfandung wird wirkungslos. 

15. Wie kann man dies verhindern? 

durch nochmalige Zustellung eines vorläufigen Zahlungsverbotes 

16. Wann kann der Drittschuldner erst die auf Grund des Zahlungsver- 
botes eingehaltenen Beträge an den Gläubiger überweisen? 

erst nach rechtzeitiger Zustellung des Pfandungs- und Überweisungsbe- 
schlusses. 






Die Zwangsvollstreckung wegen anderer 
Ansprüche 



Es geht den Parteien nicht immer nur um Geld, es geht ihnen häufig auch 
um die Errichtung eines Werkes, um den Widerruf ehrenrühriger 
Behauptungen und vieles mehr. In Betracht kommt die Zwangsvollstre- 
ckung wegen Herausgabe beweglicher und unbeweglicher Sachen, wegen 
Vornahme, Duldung und Unterlassung einer Handlung sowie wegen der 
Abgabe einer Willenserklärung. 

33.1 Die Herausgabe von beweglichen Sachen 

Hat der Schuldner bewegliche vertretbare oder nicht vertretbare Sachen §§ 883, 884 ZPO 
herauszugeben, so sind sie ihm vom Gerichtsvollzieher wegzunehmen und 
dem Gläubiger zu übergeben. 

BEISPIELE: 

Herausgabe einer entliehenen Brosche, eines gestohlenen Fahrrads, eines 
Sparbuches. 

Kann der Gerichtsvollzieher die herauszugebende Sache nicht finden, so ist eidesstattliche 
der Schuldner verpflichtet, auf Antrag des Gläubigers die eidesstattliche Versicherung, 
Versicherung abzugeben, dass er die Sache nicht besitze und auch nicht wisse, § 883 II ZPO 
wo die Sache sich befinde. Auch für diesen Antrag ist der Gerichtsvollzieher 
beim Amtsgericht zuständig (s. u. S. 285). 

Bei einer solchen Erklärung ist die Vollstreckung in der Regel beendet und der § 893 ZPO 
Gläubiger muss beim erstinstanzlichen Prozessgericht seinen Anspruch auf 
Schadensersatz umstellen. Die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung bei 
Herausgabeansprüchen führt nicht zur Eintragung ins Schuldnerverzeichnis, da 
§ 883 ZPO in § 915 ZPO nicht erwähnt ist. 

Befindet sich die herauszugebende Sache im Besitz eines Dritten, so kann der § 886 ZPO 
Gerichtsvollzieher die Sache nur herausholen, wenn der Dritte zur Herausgabe 
bereit ist. Andernfalls muss sich der Gläubiger den Herausgabeanspruch des 
Schuldners gegen den Dritten pfänden und überweisen lassen. Gibt der Dritte 
die Sache auch dann nicht heraus, ist Klage erforderlich. Der Gläubiger wird in 
diesem Falle dem Schuldner den Streit verkünden mit der Aufforderung, ihm 
in diesem Rechtsstreit beizutreten. 

33.2 Die Räumung und Herausgabe von 
unbeweglichen Sachen 

Hat der Schuldner eine unbewegliche Sache, z. B. ein gepachtetes Grundstück § 885 1 ZPO 
oder eine Wohnung, herauszugeben, zu überlassen oder zu räumen, so 
bestimmt der Gerichtsvollzieher einen Termin, an dem er den Schuldner aus 
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dem Besitz setzt (durch Entfernung von Möbeln usw.) und den Gläubiger in 
den Besitz einweist (durch Übergabe der Schlüssel). 

§ 885 II, III ZPO Bei der Räumung entfernte, dem Schuldner gehörige Gegenstände werden von 
dem Gerichtsvollzieher weggeschafft und dem Schuldner oder, wenn dieser 
abwesend ist, einem Bevollmächtigten des Schuldners oder einem erwachse- 
nen Familienangehörigen übergeben. Sind die genannten Personen nicht 
anwesend, so kann der Gerichtsvollzieher die Sache auf Kosten des Schuldners 
in Verwahrung nehmen oder auch dem Gläubiger zur Verwahrung übergeben. 
Der Gläubiger ist für die Kosten der Zwangsvollstreckung vorschusspflichtig. 
Beispiele: Kosten für Transportfahrzeuge, für Möbelträger, Schlosser, 
Verwahrungskosten. 

Der Gläubiger kann aber selber Kraftfahrzeuge oder Arbeitskräfte stellen. Die 
entstandenen Kosten sind als Kosten der Zwangsvollstreckung erstattungsfä- 
hig. 

33.3 Die Zwangsvollstreckung wegen Vornahme 
von Handlungen 

Ist der Schuldner auf Grund des Vollstreckungstitels zu einer Handlung 
verpflichtet, so ist zu unterscheiden die Zwangsvollstreckung wegen 
vertretbarer und unvertretbarer Handlungen. 

33.3.1 Vertretbare Handlungen 

Vertretbare Handlungen können auch von einem Dritten an Stelle des 
Schuldners vorgenommen werden. 

Beispiele: Reparatur eines Pkw, das Schneidern eines Maßanzuges, Abbruch 
eines Gebäudes. 

§ 887 1 ZPO Vertretbare Handlungen werden vollstreckt, indem der Gläubiger von dem 

Prozessgericht erster Instanz auf Antrag ermächtigt wird, auf Kosten des 
Schuldners die Handlungen vornehmen zu lassen. Der Gläubiger kann 
zugleich beantragen, den Schuldner zur Vorauszahlung der Kosten zu 
verurteilen, die durch die Vornahme der Handlung entstehen werden, 
unbeschadet des Rechts auf eine Nachforderung, wenn die Vornahme der 
Handlung einen größeren Kostenaufwand verursacht. 

33.3.2 Unvertretbare Handlungen 

Unvertretbare Handlungen können nur durch den Schuldner persönlich in der 
erforderlichen Weise vorgenommen werden. 

Beispiele: Auskunftserteilung, Erstellung einer Rechnung, Erstellung eines 
Nachlassverzeichnisses durch den Erben an Pflichtteilsberechtigte, Ausstellung 
eines Zeugnisses, Schreiben eines wissenschaftlichen Buches, Malen eines 
künstlerischen Bildes. 

§ 888 ZPO Unvertretbare Handlungen werden vollstreckt, indem das Prozessgericht erster 

Instanz auf Antrag des Gläubigers den Schuldner zur Vornahme der Handlung 
durch Zwangsgeld oder Zwangshaft anhält. Eine solche Zwangsvollstreckung 
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ist nicht zulässig im Falle der Verurteilung zur Herstellung des ehelichen 
Lebens und im Falle der Verurteilung zur Leistung von Diensten aus einem 
Dienstvertrag. Die Handlungen aus einem Dienstvertrag werden in der Regel 
vertretbar sein. Sind sie nicht vertretbar und verweigert sich der Schuldner, so 
bleibt dem Gläubiger lediglich die Möglichkeit, Schadensersatzklage gemäß 
§ 893 ZPO zu erheben. 

33.4 Duldung und Unterlassung 

Es ist denkbar, dass der Schuldner 

• zur Unterlassung verurteilt wurde 

Beispiele: Der Abwehranspruch nach § 1004 BGB wegen Beeinträchtigungen, 
etwa Lärm, Geruchs- oder sonstige Beeinträchtigungen vom Nachbargrund- 
stück; außerdem die Verpflichtung, künftig keine wahrheitswidrigen, geschäfts- 
schädigenden Behauptungen aufzustellen, die Unterlassung, künftig einen 
bestimmten Namen nicht mehr zu Werbezwecken zu verwenden 

• oder zur Duldung. 

Beispiele: Duldung, einen Weg zu befahren, ein Gewässer zu benutzen. 

In diesen Fällen kann der Schuldner auf Antrag des Gläubigers bei jeder § 890 I ZPO 
Zuwiderhandlung von dem Prozessgericht erster Instanz zu einem Ordnungs- 
geld, ersatzweise zu einer Ordnungshaft oder direkt zu einer Ordnungshaft 
verurteilt werden. Der Verurteilung muss eine entsprechende Androhung 
vorausgehen. Die Ordnungshaft darf für eine Zuwiderhandlung höchstens 
sechs Monate betragen, bei mehreren Zuwiderhandlungen insgesamt nicht 
mehr als zwei Jahre. 

33.5 Abgabe einer Willenserklärung 

Der Schuldner kann auch zur Abgabe einer Willenserklärung verurteilt worden 
sein. 

BEISPIELE: 

Alle rechtsgeschäftlichen Erklärungen wie Einigung, Auflassung, Abtretungser- 
klärungen, Zustimmung zur Änderung eines Gesellschaftsvertrages; auch 
Urlaubsgewährung sowie sogar Prozesshandlungen wie Klagerücknahme. 

In diesem Falle braucht das Urteil nicht besonders vollstreckt zu werden. Die § 894 1 ZPO 

fVillenserklärung gilt vielmehr als abgegeben, sobald das Urteil rechtskräftig 

ist. Ist die Willenserklärung von einer Gegenleistung abhängig gemacht, so 

tritt diese Wirkung erst ein, wenn die Gegenleistung erbracht wurde und das 

Gericht eine vollstreckbare Ausfertigung, d. h. eine Vollstreckungsklausel, 

erteilt hat. 
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33.6 Prüfungsfragen 

1. Wie erfolgt die Zwangsvollstreckung bei der Herausgabe von 
beweglichen Sachen? 

Der Gerichtsvollzieher nimmt die Sache dem Schuldner weg und händigt 
sie dem Gläubiger aus. 

2. Was unternimmt man, wenn der Gerichtsvollzieher die Sache nicht 
findet oder wenn der Schuldner erklärt, er wisse nicht, wo sie sich 
befindet? 

Antrag auf Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung dahingehend 
stellen, dass der Schuldner erklärt, er besitze die Sache nicht und wisse 
auch nicht, wo sie sich befinde. 

3. Kann der Gerichtsvollzieher die Sache auch bei einem Dritten 
herausholen? 

nur, wenn der Dritte einverstanden ist 

4. Was unternimmt man, wenn der Dritte zur Herausgabe nicht bereit 
ist? 

Der Gläubiger muss sich den Herausgabeanspruch des Schuldners gegen 
den Dritten pfänden und überweisen lassen. 

5. Was unternimmt man, wenn der Dritte die Sache auch dann nicht 
herausgibt? 

Der Gläubiger kann Klage erheben und dem Schuldner den Streit verkün- 
den. 

6. Wie erfolgt eine Zwangsvollstreckung aus einem Räumungsurteil? 

Der Gerichtsvollzieher bestimmt einen Räumung stermin, an dem er den 
Schuldner aus dem Besitz setzt und den Gläubiger in den Besitz einweist. 

7. Wohin werden die entfernten Gegenstände (z. B. das Mobiliar) 
gebracht? 

entweder zum Schuldner, seinem Bevollmächtigten, zu erwachsenen 
Familienangehörigen; der Gerichtsvollzieher kann die Sache auch in 
Verwahrung nehmen oder dem Gläubiger zur Verwahrung übergeben 

8. Wozu ist der Gläubiger aber vor der Räumung noch verpflichtet? 

Er muss Vorschuss leisten. 

9. Welche Vollstreckungsarten unterscheidet man bei der Zwangsvoll- 
streckung wegen Vornahme von Handlungen? 

die Zwangsvollstreckung wegen vertretbarer und unvertretbarer Handlun- 
gen 

10. Was sind vertretbare Handlungen? 

Vertretbare Handlungen sind Handlungen, die an Stelle des Schuldners 
auch von einem Dritten vorgenommen werden können. 




33 Die Zwangsvollstreckung wegen anderer Ansprüche 



283 



11. Nennen Sie Beispiele für vertretbare Handlungen! 

Reparatur eines Pkw, Anfertigung eines Maßanzuges, Abbruch eines 
Gebäudes. 

12. Was sind unvertretbare Handiungen? 

Unvertretbare Handlungen können nur durch den Schuldner persönlich in 
erforderlicher Weise vorgenommen werden. 

13. Nennen Sie Beispiele für unvertretbare Handlungen! 

Auskunftserteilung, Ausstellung einer Rechnung, eines Nachlassverzeich- 
nisses, eines Zeugnisses 

14. Wie werden vertretbare Handlungen vollstreckt? 

Das Prozessgericht erster Instanz hat auf Antrag des Gläubigers durch 
Beschluss diesen zu ermächtigen, die Handlung auf Kosten des Schuld- 
ners vornehmen zu lassen. 

15. Wie werden unvertretbare Handlungen vollstreckt? 

Das Prozessgericht erster Instanz hat auf Antrag des Gläubigers den 
Schuldner zur Vornahme der Handlung durch Zwangsgeld oder Zwangs- 
haft anzuhalten. 

16. Nennen Sie Beispiele für unvertretbare Handlungen, die nicht 
vollstreckt werden können! 

die Verurteilung zur Herstellung des ehelichen Lebens oder zur Leistung 
von Diensten aus einem Dienstvertrag 

17. Was bleibt dem Gläubiger im letzteren Falle lediglich ührig? 
die Erhebung einer Schadensersatzklage 

18. Wie werden Duldungen oder Unterlassungen vollstreckt? 

Das Prozessgericht erster Instanz hat auf Antrag des Gläubigers gegen den 
Schuldner ein Ordnungsgeld, ersatzweise Ordnungshaft oder direkt eine 
Ordnungshaft festzusetzen. 

19. Wie wird die Abgabe einer Willenserklärung vollstreckt? 

Grundsätzlich ist eine Vollstreckung nicht erforderlich, da die Willenser- 
klärung mit Rechtskraft des Urteils als abgegeben gilt. 

20. Nennen Sie Beispiele für Willenserklärungen, in die der Schuldner 
(Beklagte) verurteilt werden kann! 

vertragliche Einigung, Grundstücksauflassung, Abtretungserklärungen, 
Urlaubsgewährung, Klagerücknahme 





Verfahren auf Abgabe einer eidesstattlichen 
Versicherung 



(Vgl. Trainingsbuch, Kapitel 17 und 18.3) 

Jetzt wird es ernst: Der Schuldner kann nicht zahlen! Die Verfahren auf 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung (auch: Offenbarungsversiche- 
rung) unterscheiden sich von der Zielsetzung erheblich von den bisher 
besprochenen Vollstreckungsmaßnahmen: Bisher ging es vor allem darum, 
unmittelbar eine Befriedigung des Gläubigers herbeizuführen durch 
Vollstreckung. Nun geht es lediglich um Informationen, wie eine solche 
Vollstreckung überhaupt durchgesetzt werden kann, z. B. well die 
vergangenen Maßnahmen bisher fehlgeschlagen sind und Erkundigungen 
eingeholt werden müssen, damit neu überlegt werden kann, wie in Zukunft 
vorzugehen ist. 



34.1 Allgemeines 

Es gibt nicht das Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
schlechthin - es gibt mehrere, von denen hier vier erwähnt werden sollen: 

Verfahren zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung: 

1. das Verfahren zur Offenlegung der Vermögensverhältnisse bei 
erfolgloser Pfändung durch Vorlage eines Vermögensverzeichnisses 
(§ 807 ZPO) 

2. das Verfahren auf Auskunftserteilung bei fruchtlosem Versuch der 

Herausgabevollstreckung (§ 883 II) 

3. das Verfahren auf Auskunftserteilung im Rahmen der Forderungspfän- 
dung (§ 836 III ZPO) und 

4. die eidesstattliche Versicherung nach bürgerlichem Recht (§ 889 ZPO) 



Das Verfahren zur Offenlegung der Vermögensverhältnisse gemäß § 807 
ZPO ist das wichtigste und grundlegendste Verfahren und damit unser 
Schwerpunkt. Siehe hierzu das folgende Kapitel. Nur hier erfolgt eine 
Eintragung ins Schuldnerverzeichnis, nicht bei den anderen Arten, da sie in 
§ 9 1 5 ZPO nicht erwähnt sind. 

Das Verfahren auf Auskunftserteilung nach § 883 II ZPO bei der e. V. bei der 
Herausgabevollstreckung greift dann, wenn der Gerichtsvollzieher ein Urteil Herausgabe- 
auf Herausgabe einer beweglichen Sache vollstrecken will und er diese Sache Vollstreckung 
bei dem Schuldner nicht findet. Auf Antrag des Gläubigers ist der Schuldner 
dann verpflichtet, zu Protokoll an Eides Statt zu versichern. 



dass er die Sache nicht besitze und auch nicht wisse, wo die Sache § 883 II ZPO 
sich befinde. 

Das Gericht kann auch eine der Sachlage entsprechende Änderung der § 883 II ZPO 
eidesstattlichen Versicherung beschließen. 
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Befindet sich die Sache im Gewahrsam eines Dritten, so ist dieser nicht zur 
Offenharungsversicherung verpflichtet. Gibt er die Sache freiwillig heraus, 
kann der Gerichtsvollzieher vollstrecken, andernfalls kann der Gläubiger 
lediglich den Herausgabeanspruch des Schuldners ptanden und überweisen 
lassen. 



e. V. bei der 
Forderungs- 
pfändung, 

§ 836 III ZPO 



e. V. nach 
bürgerlichem 
Recht, § 889 ZPO 



Wie bereits Seite 275 f. geschildert, ist der Schuldner im Verfahren auf 
Auskunftserteilung bei der Pfändung von Forderungen und anderen 
Vermögensrechten nunmehr verpflichtet, dem Gläubiger die Auskunft zu 
erteilen, die erforderlich ist, damit der Gläubiger sie gegen den Drittschuldner 
geltend machen kann. Gibt der Schuldner diese Auskunft nicht, kann der 
Gläubiger beantragen, dass der Schuldner sie zu Protokoll gibt und seine 
Angaben an Eides Statt versichert. 

Die eidesstattliche Versicherung nach bürgerlichem Recht setzt eine 
Verurteilung nach bürgerlichem Recht zur Abgabe einer eidesstattlichen 
Versicherung voraus. Sie hat mit den bisher besprochenen Fällen der 
prozessualen Offenbarungsversicherung nichts gemein und wird vor dem 
Amtsgericht als Vollstreckungsgericht abgegeben, in dessen Bezirk der 
Schuldner im Inland seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat. 



Beispiele: Verpflichtung zur Auskunft (etwa bei Erbschaftsansprüchen) und zur 
Rechnungslegung 



34.2 Das Verfahren zur Offenlegung der 
Vermögensverhältnisse 

Das Verfahren zur Offenlegung der Vermögensverhältnisse nach § 807 ZPO 
ist wie die bisher besprochenen Möglichkeiten der §§ 836, 883 in den §§ 899 
ff. ZPO geregelt. 



34.2.1 Voraussetzungen 



Antrag und 
Zuständigkeit 



Titel 



V oraussetznngen 
des § 807 ZPO 



Das Verfahren beginnt mit dem Antrag des Gläubigers zur Bestimmung eines 
Termins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung (§ 900 1 ZPO). 
Zuständig für den Antrag ist der Gerichtsvollzieher bei dem Amtsgericht, in 
dessen Bezirk der Schuldner wohnt bzw. seinen Aufenthaltsort hat (§ 899 I 
ZPO). Bei einem späteren Wohnungswechsel bleibt es bei der einmal 
begründeten Zuständigkeit. 

Weiterhin muss der Gläubiger über einen mindestens vorläufig vollstreckbaren 
Titel verfügen. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen ist der Nachweis eines erfolglosen 
Vollstreckungsversuchs. Folgende Möglichkeiten führt der Gesetzgeber an, 
von denen nur eine vorzuliegen braucht: 

1 . Die Pfändung führte nicht zu einer vollständigen Befriedigung des 
Gläubigers (Nachweis durch Fruchtlosigkeitsbescheinigung) 

2. oder er macht glaubhaft, dass er durch die Pfändung eine vollständige 
Befriedigung nicht erlangen könne, insbesondere durch Vorlage einer 
entsprechenden Erfolglosigkeitsbescheinigung des Gerichtsvollziehers. 
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Diese Bescheinigungen sollten in der Regel nicht älter als sechs Monate 
sein, doch sind von der Rechtsprechung gelegentlich auch schon Beschei- 
nigungen zugelassen worden, die bis zu einem Jahr alt waren; 

3. der Schuldner hat die Durchsuchung der Wohnung (§ 758 ZPO) 
verweigert oder 

4. der Gerichtsvollzieher hat den Schuldner wiederholt in seiner Wohnung 
nicht angetroffen, nachdem er einmal die Vollstreckung mindestens zwei 
Wochen vorher angekündigt hatte und wenn Entschuldigungsgründe nicht 
vorliegen. 

34.2.2 Schuldnerverzeichnis 

Die Offenlegung der Vermögensverhältnisse führt zu wirtschaftlichen 
Nachteilen, da Auskunfteien und Banken insoweit Verzeichnisse führen. 
Informationen erhalten Sie hierüber aus dem Schuldnerverzeichnis beim 
Amtsgericht, da es gemäß § 915 III ZPO von jedermann eingesehen werden 
kann, der ein rechtliches oder wirtschaftliches Interesse besitzt (z. B. um 
Voraussetzungen für die Gewährung von öffentlichen oder privaten 
Leistungen zu prüfen, um wirtschaftliche Nachteile abzuwehren usw.). Ggf. 
gibt es also keine Kredite und Ratenzahlungen mehr! 

Das Schuldnerverzeichnis wird gelöscht (§ 915 a I ZPO) 

• bei Erfüllung und 

• nach drei Jahren 

Die Dreijahresfrist beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem die eidesstattliche 
Versicherung abgegeben, die Haft angeordnet oder die sechsmonatige 
Haftvollstreckung beendet worden ist (§ 915 a ZPO). 

Bereits vor Ablauf der drei Jahre wird die Eintragung gelöscht (§ 915 all 
ZPO), wenn die Befriedigung des Gläubigers, der gegen den Schuldner das 
Offenbarungsverfahren betrieben hat, nachgewiesen worden ist oder der 
Wegfall des Eintragungsgrundes (z. B. Zahlung des Titels) dem Vollstre- 
ckungsgericht bekannt geworden ist. 

34.2.3 Verfahrensablauf 

Der Gläubiger kann den Gerichtsvollzieher entweder ausschließlich mit der 
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung beauftragen oder zunächst die 
Mobiliarvollstreckung beantragen und gleichzeitig den Antrag zur Abnahme 
der eidesstattlichen Versicherung stellen für den Fall, dass der Vollstreckungs- 
versuch erfolglos i. S. d. § 807 1 ZPO ist (Durchsuchungsverweigerung, 
Fruchtlosigkeit). Ist das der Fall, kann der Gerichtsvollzieher dem Schuldner 
die Offenbarungsversicherung sofort „vor Ort“ abnehmen. 

Der Gerichtsvollzieher stellt die Ladung zum e. V. - Termin dem Schuldner 
selbst zu (auch wenn dieser durch einen Rechtsanwalt vertreten ist) und teilt 
die Ladung des Termins dem Gläubiger mit. 



öffentliche 

Wirkung 




vorzeitige 

Löschung 



Einzelauftrag 
oder Kombi- 
Auftrag 



Ladung, 

§ 900 I ZPO 
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sofortige 
Abnahme und 
Widerspruch, 
§ 900 II ZPO 



Vertagung und 
Teilzahlung, 

§ 900 III ZPO 

§ 900 IV ZPO 



Ort 



Termin 



Vermögens- 
verzeichnis, 
§ 807 I ZPO 



Liegen jedoch die oben geschilderten Voraussetzungen des § 807 ZPO vor, 
kann der Gerichtsvollzieher die eidesstattliche Versicherung sofort abnehmen. 
Der Schuldner (und auch der Gläubiger) können der sofortigen Abnahme 
allerdings widersprechen. In diesem Fall setzt der Gerichtsvollzieher einen 
neuen Termin und den Ort der eidesstattlichen Versicherung fest. Der Termin 
soll nicht vor Ablauf von zwei Wochen und nicht über vier Wochen hinaus 
angesetzt werden. Zur Ladung gilt das im vorigen Absatz Gesagte. 

Macht der Schuldner glaubhaft, dass er die Forderung binnen einer Frist von 
sechs Monaten tilgen werde und ist der Gläubiger einverstanden, so setzt der 
Gerichtsvollzieher den Termin nach Ablauf dieser Frist fest oder vertagt einen 
bereits festgesetzten Termin auf die Zeit danach und zieht Teilbeträge ein. 

Bestreitet der Schuldner im Termin die Verpflichtung zur Abgabe der e. V., so 
hat das Gericht durch Beschluss zu entscheiden. Der Termin findet dann 
grundsätzlich erst nach Rechtskraft des Beschlusses statt, sofern nicht 
Ausnahmeregelungen vorliegen. 

Im Gesetz ist nicht festgelegt, welchen Ort der Gerichtsvollzieher zur 
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung zu wählen hat. Er hat also die freie 
Wahl: ln Betracht kommen die Wohnung des Schuldners oder gar Gläubigers, 
das Dienstzimmer des Gerichtsvollziehers, das Vollstreckungsgericht oder ein 
anderer neutraler Ort. 

Der Termin ist mündlich und nicht öffentlich. Der Gläubiger kann, der 
Schuldner muss zu dem Termin erscheinen. Auch der Gläubiger ist befugt, 
Fragen zu stellen. 

Der Schuldner ist in dem Termin verpflichtet, ein Verzeichnis seines gesamten 
Vermögens vorzulegen. Hat er selber Forderungen, so muss er den Grund und 
die Beweismittel bezeichnen. Der Vollständigkeit halber sei auf die in § 807 II 
ZPO festgelegten Angaben verwiesen, die dem Schutz vor Vermögensver- 
schleierung dienen. 



34.2.4 Wiederholte eidesstattliche Versicherung 



Sperrfrist, 
§ 903 ZPO 




Der Schuldner ist jedoch nicht zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
verpflichtet, wenn er sie bereits innerhalb der letzten drei Jahre abgegeben 
hat. Die Frist berechnet sich ab Abgabe der Versicherung. Ob sie vorliegt, hat 
der Gerichtsvollzieher oder in seinem Auftrag die Geschäftsstelle des 
Vollstreckungsgerichts zu prüfen. Hat der Schuldner die eidesstattliche 
Versicherung abgegeben, kann er erst wieder nach Ablauf der Sperrfrist erneut 
zur Eidesleistung herangezogen werden. 

Die wiederholte Abnahme der eidesstattlichen Versicherung ist Jedoch 

möglich, wenn der Gläubiger gemäß § 903 ZPO glaubhaft macht, dass 

1 . der Schuldner später Vermögen erworben hat oder 

2. ein bisher bestehendes Arbeitsverhältnis mit dem Schuldner aufgelöst 
ist. 



Die oben geschilderten Voraussetzungen für die e. V. (Fruchtlosigkeitsbe- 
scheinigung usw.) brauchen dann jedoch nicht vorzuliegen, ein vorheriger 
weiterer Vollstreckungsversuch des Gläubigers ist nicht notwendig. 
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34.2.5 Gebührenrechtliche Besonderheiten 

Da der Schuldner bei der eidesstattlichen Versicherung in der Regel 
vermögenslos sein wird, stellen besondere gesetzliche Vorschriften sicher, 
dass zu den ohnehin vorhandenen Kosten nicht auch noch erhebliche weitere 
Kosten durch das Offenlegungsverfahren hinzukommen. 

So beträgt der Gegenstandswert höchstens 1.500 € (titulierte Restschuld 
zuzüglich Zinsen, titulierte Kosten zuzüglich Zinsen und bisherige Vollstre- 
ckungskosten). Auf diese Prüfungsfalle wurde schon oben in den Gebühren zur 
Zwangsvollstreckung hingewiesen. Im Übrigen bleibt es für den Rechtsanwalt 
bei der 0,3 Verfahrensgebühr. 

Der Gerichtsvollzieher erhält weiter für die Abnahme der eidesstattlichen 
Versicherung 30 €. Hinzu kommen noch die üblichen Zustellkosten, die an das 
Gericht zu zahlen sind und weitere Kosten, die der Gerichtsvollzieher 
berechnen darf, z. B. für Fotokopien, Schreibauslagen usw. 

Bei einem Kombi-Auftrag handelt es sich um zwei Angelegenheiten. Die 
Gebühr für die mit der Pfändung beantragten eidesstattlichen Versicherung 
entsteht jedoch erst, wenn die Voraussetzungen für die Abnahme vorliegen. 
Bei einem Einzelantrag entsteht die Gebühr bereits mit Eingang des Antrages 
bei Gericht. 

34.3 Haftbefehl und Zwangshaft 

Vorsorglich wird man den Erlass eines Haftbefehls beantragen für den Fall, 
dass der Schuldner nicht zum Termin erscheint oder die Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung grundlos verweigert. Die Verhaftung des 
Schuldners erfolgt durch einen Gerichtsvollzieher. Der Haftbefehl muss bei 
der Verhaftung dem Schuldner in beglaubigter Abschrift übergeben werden. 
Sind seit Erlass des Haftbefehls drei Jahre verstrichen, ist die Vollziehung des 
Haftbefehls unstatthaft. 

Zur Erzwingung der Aussage kann der Schuldner bis zu sechs Monate in 
Zwangshaft genommen werden. Der Gläubiger muss allerdings für die 
Zwangshaft Vorschuss (einschließlich Verpflegungskosten) zahlen. Nach 
Ablauf der sechs Monate oder nach Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
wird der Schuldner von Amts wegen aus der Haft entlassen. 

Grundsätzlich kann gegen einen Schuldner auch eine Haft von sechs Monaten 
innerhalb der Sperrfrist von drei Jahren nur einmal vollzogen werden (§ 914 II 
ZPO). Hat der Schuldner jedoch neues Vermögen erworben oder ist ein bisher 
bestehendes Arbeitsverhältnis aufgelöst, so kann ein Schuldner erneut auf 
Antrag zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung durch Haft angehalten 
werden. 



Höchstbetrag, 
§251 Nr. 4 RVG 



Nr. 260 KV 
GvKostG 



Verhaftung 
§§ 901, 909 ZPO 



Haftdauer, 
§ 913 ZPO 



Sperrfrist 
und neue 
Verhaftung 
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34.4 Prüfungsfragen 

1. Welchem Zweck dient das Verfahren auf Abgabe einer eidesstattli- 
chen Versicherung nach fruchtloser Pfändung? 

Die Vermögensverhältnisse des Schuldners sollen offen gelegt werden. 

2. Welches Vollstreckungsorgan ist für dieses Verfahren zuständig? 

Zuständig ist der Gerichtsvollzieher bei dem Amtsgericht, in dessen 
Bezirk der Schuldner wohnt bzw. seinen Aufenthaltsort hat. 

3. Welches sind die Voraussetzungen für den Antrag zur Bestimmung 
eines Termins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung? 

Antrag, Titel und der Nachweis eines erfolglosen Vollstreckungsversuchs 

4. Nennen Sie Beispiele für den Nachweis erfolgloser Vollstreckungsver- 
suche! 

• wenn die Pfändung nicht zu einer vollständigen Befriedigung des 
Gläubigers führte (Fruchtlosigkeitsbescheinigung) 

• wenn der Gläubiger glaubhaft macht, dass er durch die Pfändung eine 
vollständige Befriedigung nicht erlangen könne (Erfolglosigkeitsbe- 
scheinigung des Gerichtsvollziehers) 

• wenn der Schuldner die Durchsuchung der Wohnung verweigert hat 

• oder der Gerichtsvollzieher den Schuldner wiederholt in seiner Woh- 
nung nicht angetroffen hat 

5. Von wem darf das Schuldnerverzeichnis eingesehen werden? 

von jedermann, der ein rechtliches oder wirtschaftliches Interesse besitzt 

6. Wann wird die Eintragung im Schnldnerverzeichnis gelöscht? 
bei Erfüllung oder nach drei Jahren 

7. Wann beginnt diese Frist? 

Die Dreijahresfrist begirmt mit dem Ende des Jahres, in dem die eidesstatt- 
lichen Versicherung abgegeben, die Haft angeordnet oder die sechsmona- 
tige Haftvollstreckung beendet worden ist. 

8. Wann wird die Eintragnng im Schuldnerverzeichnis vorzeitig 
gelöscht? 

wenn der Schuldner die Forderung bezahlt hat 

9. Kann der Glänbiger den Gerichtsvollzieher gleichzeitig mit der 
Mobiliarvollstrecknng und dem Antrag anf Abnahme der eidesstattli- 
chen Versicherung beauftragen? 

Ja, ein solcher Kombi-Auftrag ist zulässig. 

10. Wem hat der Gerichtsvollzieher die Ladung zum e. V. - Termin 
zuzustellen, wenn der Schuldner anwaltlich vertreten ist? 

dem Schuldner 
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11. Muss noch jemand über die Ladung informiert werden? 

ja, der Gläubiger 

12. Wann darf der Gerichtsvollzieher sofort bei dem Schuldner die 
eidesstattliche Versicherung abnehmen? 

wenn der Vollstreckungsversuch erfolglos geblieben ist 

13. Kann sich der Schnldner gegen diesen Soforttermin wehren? 

Er kann widersprechen. 

14. Innerhalb welcher Zeitspanne wird in diesem Fall ein neuer Termin 
anberaumt? 

Der Termin soll innerhalb von zwei bis vier Wochen angesetzt werden. 

15. Wann kann ein festgesetzter e. V. - Termin vertagt werden? 

Eine Vertagung ist möglich, wenn der Schuldner glaubhaft macht, dass er 
die Forderung binnen einer Frist von sechs Monaten tilgen werde und der 
Gläubiger einverstanden ist. 

16. Was wird der Gerichtsvollzieher in dieser Zeit tun? 

Er wird vom Schuldner Ratenzahlungen einziehen. 

17. Was geschieht, wenn der Schuldner eine Verpflichtung znr Abgabe 
der e. V. bestreitet? 

Hierüber entscheidet das AG durch Beschluss. 

18. Wie wirkt sich das auf den Termin aus? 

Der Termin findet dann grundsätzlich erst nach Rechtskraft des Beschlus- 
ses statt. 

19. a) Was beantragt man vorsorglich für den Fall, dass der Schuldner 

nicht zum Termin erscheinen sollte? 

den Erlass eines Haftbefehls 

b) Was beantragt man, wenn der Schuldner nicht aussagt? 

Zwangshaft 

20. Wie lange dauert die Zwangshaft höchstens? 

sechs Monate 

21. Was soll mit dem Haftbefehl erzwangen werden? 

die zwangsweise Vorführung des Schuldners zur Abgabe der eidesstattli- 
chen Versicherung 

22. Wann wird der Schnldner von Amts wegen wieder ans der Haft 
entlassen? 

wenn er die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat oder nach Ablauf 
von sechs Monaten 

23. Welche Sperrfrist kennen Sie? 

Der Schuldner darf erst wieder nach drei Jahren erneut zur Eidesleistung 
herangezogen werden. 
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24. Wann kann der Schuldner noch vor Ablauf der Sperrfrist zur 
wiederholten eidesstattlichen Versicherung geladen werden? 

wenn glaubhaft gemacht wird, dass der Schuldner später Vermögen 
erworben hat oder ein bisher bestehendes Arbeitsverhältnis mit dem 
Schuldner aufgelöst ist. 

25. Ist der Nachweis eines erfolglosen Vollstreckungsversuches bei einer 
wiederholten eidesstattlichen Versicherung erforderlich? 

Nein, der Schuldner muss vollständig neu offenbaren, wenn die Ausnah- 
mevoraussetzungen für die Durchbrechung der Sperrfrist vorliegen. 





Arrest und einstweilige Verfügung 



Die bisher besprochene Zwangsvollstreckung diente der Befriedigung des 
Gläubigers, d. h. der Erfüllung seiner titulierten Ansprüche durch 
staatlichen Zwang. Das zum Vollstreckungstitel hinführende Erkenntnisver- 
fahren nimmt jedoch häufig sehr lange Zeit in Anspruch. Ein böswilliger 
Schuldner könnte in diesem Falle durch Vermögensverschiebung oder auf 
sonstige Weise versuchen, die Vollstreckung des Titels zu vereiteln. In 
solchen Fällen besteht für den Gläubiger ein berechtigtes Bedürfnis auf 
Sicherung der Durchsetzung seiner Ansprüche. 



35.1 Allgemeines 



Dieser Sicherung dienen der Arrest und die einstweilige Verfügung. Der 
Arrest unterteilt sich noch einmal in den dinglichen und den persönlichen 
Arrest (vgl. Abbildung). 




Abbildung 13: Sicherung von Ansprüchen in der Zwangsvollstreckung 















294 



Teil 3: Das Vollstreckungsrecht 




Arrestgrund, 
§ 917 ZPO 



§ 917 II ZPO 



§ 918 ZPO 



Der Arrest findet zur Sicherung der Zwangsvollstreckung in das bewegliche 
oder unbewegliche Vermögen wegen einer Geldforderung oder wegen 
eines Anspruchs statt, der in eine Geldforderung übergehen kann (§ 916 ff. 
ZPO). 

Die einstweilige Verfügung dient der Sicherung anderer Ansprüche 
(§ 935 ff. ZPO). 



35.2 Der Arrest 

Man unterscheidet den dinglichen und den persönlichen Arrest. 

35.2.1 Der dingliche Arrest 

Der dingliche Arrest ist nur zulässig, wenn ein Arrestgrund glaubhaft gemacht 
werden kann. 

'Ein Arrestgrund liegt vor, wenn die Gefahr besteht, dass die Vollstreckung des 
Urteils vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde. 

BEISPIELE FÜR EINEN ARRESTGRUND BEIM DINGLICHEN ARREST: 

Schuldner verschwendet sein Vermögen, verschiebt wesentliche Vermögens- 
stücke, gibt Wohnsitz auf, ohne neuen zu begründen oder will sich ins Ausland 
absetzen. 

Auch: Das Urteil müsste im Ausland (nicht: EU-Staat!) vollstreckt werden und 
die Gegenseitigkeit ist nicht verbürgt. 

35.2.2 Der persönliche Arrest 

Der selten verhängte persönliche (Sicherheits-)Arrest dient der Sicherstellung 
des Schuldners in Person durch Freiheitsentzug (Haft, Hausarrest, Einziehung 
des Reisepasses). Der persönliche Arrest ist nur zulässig, wenn das Vermögen 
auf andere Weise, insbesondere durch den dinglichen Arrest, nicht sicherge- 
stellt werden kann. 

BEISPIELE: 

Ein Arrestgrund für den persönlichen Arrest liegt vor, wenn der Schuldner 
beabsichtigt, sich alsbald mit seinem Vermögen ins Ausland abzusetzen; der 
Schuldner will sich der eidesstattlichen Versicherung entziehen; das vorher 
vorhandene Vermögen des Schuldners ist plötzlich unauffindbar geworden. 

35.2.3 Arrestverfahren 

Arrest und einstweilige Verfügungen sind Verfahren, die der vorläufigen 
Sicherung, nicht der endgültigen Befriedigung des Gläubigers, dienen. 
Hauptkermzeichen ist, dass in diesem Verfahren grundsätzlich eine mündliche 
Verhandlung und eine volle Beweisführung entbehrlich sind. So führen die 
Verfahren zu einer schnellen gerichtlichen Entscheidung, die beabsichtigt ist, 
damit der Schuldner keine Gelegenheit erhält, Vermögen beiseite zu schaffen. 
Die Parteien heißen im Arrestverfahren Antragsteller und Antragsgegner. Der 
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Arrestantrag (das Arrestgesuch) hat die Parteien, den Arrestanspruch und den 
Arrestgrund anzugeben. 

Arrestanspruch und Arrestgrund sind lediglich glaubhaft zu machen. 

Arrestanspruch kann nur eine Geldforderung oder ein solcher Anspruch sein, 
der in eine Geldforderung übergehen kann (Beispiel: Fälle der Mängelhaf- 
tung). 

Zuständig für die Anordnung des Arrestes ist sowohl das Gericht der 
Hauptsache als auch das Amtsgericht, in dessen Bezirk der mit Arrest zu 
belegende Gegenstand oder die in ihrer persönlichen Freiheit zu beschränken- 
de Person sich befindet. Die Entscheidung über das Arrestgesuch kann 
erfolgen 

• mit mündlicher Verhandlung durch Urteil oder 

• ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss. 

Wird der Arrest durch Beschluss angeordnet, so ist hiergegen (fristloser) 
Widerspruch zulässig (§ 924 I ZPO). Der Widerspruch wird beim Arrestge- 
richt eingelegt. Das Gericht entscheidet über den Widerspruch nach 
mündlicher Verhandlung durch Endurteil (§ 925 I ZPO). Fliergegen wiederum 
ist das Rechtsmittel der Berufung zulässig, nicht aber die Revision. 

Der Arrestbeschluss wird an die Gegenseite im Parteibetrieb zugestellt. 

35.2.4 Vollziehung des Arrestes 

Der Arrest ist ein Vollstreckungstitel, der grundsätzlich keiner Vollstre- 
ckungsklausel bedarf Eine solche ist nur erforderlich, wenn die Vollziehung 
für einen anderen als den in dem Befehl bezeichneten Gläubiger oder 
Schuldner erfolgen soll. 

Der Arrestbefehl muss binnen eines Monats ab Verkündung oder ab 
Zustellung an den Antragsteller vollzogen werden. Dem Gläubiger wird der 
Arrest von Amts wegen zugestellt. Der Arrest kann sogar noch vor Zustellung 
des Arrestbefehls an den Schuldner vollzogen werden, wenn er bereits 
verkündet wurde, ln diesem Falle muss jedoch die Zustellung innerhalb einer 
Woche nach der Vollziehung erfolgen; dabei darf die genannte Monatsfrist 
jedoch noch nicht verstrichen sein. 

Die Vollziehung des Arrestes wird bewirkt: 

1. in bewegliches Vermögen und in Forderungen durch Pfändung (§930 
ZPO) und 

2. in Grundstücke durch Eintragung einer Sicherungshypothek {Arrest- 
hypothek, § 932 ZPO). 

ln dem Arrestbefehl ist ein Geldbetrag festzustellen (Lösungssumme, 
Abwendungsbefugnis), durch dessen Hinterlegung die Vollziehung des 
Arrestes gehemmt und der Schuldner zu dem Antrag auf Aufhebung des 
vollzogenen Arrestes berechtigt wird. 
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§ 920 II ZPO 

Arrestanspruch, 
§ 916 ZPO 



Zuständigkeit, 
§ 919 ZPO 



Entscheidungen, 
§ 922 ZPO 



§ 922 II ZPO 



§ 929 I ZPO 



V ollziehungsfrist, 
§ 929 II, III ZPO 



Lösungssumme, 
§ 923 ZPO 
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35.3 Die einstweilige Verfügung 

Bei der einstweiligen Verfügung handelt sich um die Regelung eines 
einstweiligen Zustandes. Sie dient der vorläufigen Sicherung von Ansprü- 
chen, die nicht Geldansprüche sind. 

BEISPIELE: 



Herausgabe eines Hypothekenbriefs, Vormerkung oder Widerspruch im 
Grundbuch, Herausgabe von Sachen, Unterlassung von Wettbewerbsverlet- 
zungen oder anderen Handlungen. 



Sicherungsverfü- 
gung wegen eines 
Rechts, 

§ 935 ZPO 

streitiges 
Rechtsverhältnis, 
§ 940 ZPO 



In diesen Fällen ist eine einstweilige Verfügung zulässig, wenn die Gefahr 
besteht, dass ein Recht des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert 
wird (einstweilige Verfügung in Bezug auf den Streitgegenstand durch 
S icherungsverfügung) . 

Eine einstweilige Verfügung kann auch zur Regelung eines einstweiligen 
Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis beantragt werden, 
wenn sie zur Sicherung des Rechtsfriedens nötig ist, um wesentliche Nachteile 
oder drohende Gewalt abzuwenden. 



BEISPIELE: 



Entziehung der Geschäftsführungsbefugnis des alleinberechtigten Gesellschaf- 
ters einer OHG und Übertragung an einen Dritten, Verbot der Verbreitung 
ehrenrühriger Behauptungen, vorläufige Regelung von Streitigkeiten aus einem 
Arbeitsverhältnis. 



Arrestverfahreii 
analog, § 936 
ZPO 

Zuständigkeit, 
§§ 937, 943 ZPO 



Entscheidung, 

§§ 937 II, § 938 I 
ZPO 



Bei der einstweiligen Verfügung sind im Übrigen die Vorschriften über den 
Arrest entsprechend anzuwenden, soweit nicht gesonderte Regelungen 
getroffen worden sind. 

Zuständig ist das Gericht der Hauptsache. Das ist in der Regel das 
Prozessgericht erster Instanz; ist die Hauptsache in der Berufungsinstanz 
rechtshängig, so ist das Berufungsgericht zuständig. In dringenden Fällen kann 
auch das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der Streitgegenstand befindet, 
eine einstweilige Verfügung erlassen (§ 942 ZPO). 

Nach dem Willen des Gesetzgebers ergeht anders als im Arrestverfahren 
grundsätzlich eine Entscheidung nach mündlicher Verhandlung durch Urteil, 
in dringenden Fällen und wenn der Antrag zurückgenommen werden soll, kann 
sie jedoch auch ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss ergehen. Das 
Gericht bestimmt nach freiem Ermessen, welche Anordnungen zur Erreichung 
des Zweckes erforderlich sind. 



§ 944 ZPO In dringenden Fällen kann der Vorsitzende über das Arrestgesuch oder die 

einstweilige Verfügung entscheiden, sofern eine mündliche Verhandlung nicht 
erforderlich ist. Eine Entscheidung ohne mündliche Verhandlung ist in der 
Praxis allerdings wegen der häufigen Eilbedürftigkeit zum Regelfall geworden. 
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35.4 Prüfungsfragen 

1. Welchen Zweck verfolgt das Arrestverfahren? 

die Sicherung der Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderung (oder 
wegen eines Anspruchs, der in eine Geldforderung übergehen kann) in das 
Vermögen des Schuldner 

2. Welche verschiedenen Arten des Arrests kennen Sie? 
den dinglichen und persönlichen Arrest 

3. Nennen Sie Arrestgründe für den dinglichen Arrest! 

Der Schuldner verschwendet sein Vermögen; verschiebt wesentliche 
Vermögensstücke; gibt seinen Wohnsitz auf, ohne einen neuen zu begrün- 
den, will sich ins Ausland absetzen. 

4. Nennen Sie Arrestgründe für den persönlichen Arrest! 

• Der Schuldner beabsichtigt, sich alsbald mit seinem Vermögen ins 
Ausland abzusetzen (nur persönlicher Arrest, wenn dinglicher nicht 
möglich). 

• Der Schuldner will sich einer eidesstattlichen Versicherung entziehen. 

• Das vorher vorhandene Vermögen ist plötzlich unauffindbar gewor- 
den. 

5. Welches Gericht ist für den Arrest sachlich und örtlich zuständig? 

das Gericht der Hauptsache oder das Amtsgericht, in dessen Bezirk sich 
der vom Arrest betroffene Gegenstand befindet 

6. Wie erfolgt die Zustellung des Arrestbeschlusses 

a) an den Antragsteller 

b) an den Antragsgegner? 

a) von Amts wegen b) im Parteibetrieb 

7. Wie ergeht die Anordnung des Arrestes 

a) nach mündlicher Verhandlung 

b) ohne mündliche Verhandlung? 

a) durch Endurteil 

b) durch Beschluss 

8. Wie heißen die Parteien im Arrestverfahren? 

Antragsteller und Antragsgegner 

9. Warum stellt das Gericht dem Antragsteller den Beschluss zu? 
zur Wahrung der Vollzugsfrist 

10. Wie lautet die Vollzugsfrist? 

einen Monat ab Verkündung des Urteils oder Zustellung des Beschlusses 
an den Antragsteller 

11. Welche Rechtsmittel gibt es gegen das Arresturteil? 

Berufung, nicht aber Revision 
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12. Welchen Rechtsbehelf gibt es gegen die Anordnung des Arrestes 
durch Beschluss? 

den Widerspruch 

13. Binnen welcher Frist? 

fristlos 

14. Welche Entscheidung ergeht nach Einlegung des Widerspruchs? 

ein Endurteil 

15. Wie wird der dingliche Arrest vollzogen 

a) in das bewegliche Vermögen 

b) in Forderungen? 

a) + b) durch Pfändung 

16. Wie wird der dingliche Arrest in ein Grundstück vollzogen? 
durch Eintragung einer Sicherungshypothek (Arresthypothek) 

17. Muss der Arrestbeschluss vor der Vollstreckung zugestellt werden? 

nein 

18. Muss der Arrestbeschluss überhaupt zugestellt werden? 

ja, spätestens eine Woche nach Vollziehung 

19. Wann werden die auf Grund des Arrestes gepfändeten Gegenstände 
versteigert? 

nach Vorlage eines vollstreckbaren Zahlungstitels 

20. Welchen Zweck verfolgt die einstweilige Verfügung? 

Sie dient der Sicherung von Ansprüchen, die nicht Geldansprüche sind. 

21. Nennen Sie Beispiele für solche Ansprüche! 

Herausgabe von Sachen, Unterlassung von Wettbewerbsverletzungen oder 
anderen Handlungen, Herausgabe eines Hypothekenbriefes 

22. Welches Gericht ist für den Erlass der einstweiligen Verfügung 
zuständig? 

grundsätzlich das Gericht der Hauptsache, nur in dringenden Fällen das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk sich der Streitgegenstand befindet 

23. Ergeht eine einstweilige Verfügung grundsätzlich mit oder ohne 
mündliche Verhandlnng? 

in der Regel nach mündlicher Verhandlung 
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Beratungshilfe 241 
Ermäßigung 

Gegenstandswert 145-146 
Ermessen 
billiges 118 
Kriterien 118 
erörtern 67 

Erörterungsgebühr 138 
Ersatzzustellung 19, 20 
durch Niederlegung 20 
verbotene 20 
Erstschuldner 120 



F 



Fachkunde VlI-VIll 
Fahrtkosten 175 
Fälligkeit 27 
Familiengerichte 9, 58 
Familiensachen 4, 9, 10, 87 
Fax 45, 88 
Zustellung 19 
Festgebühren 119,127 
anwaltliche 119 
Begriff 117 
gerichtliche 119 
Mehrvertremngszuschlag 167 
Feststellungsklage 46 
Finanzgerichte 5 
Finanzgerichtsbarkeit 5 
F orderungspfändung 

eidesstattliche Versicherung 286 
Fotokopien 174 
Fragerecht 263 
Frist 

30-Tage-Frist 27, 29, 54, 65 
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Frist 30 Tage 27 

Berechnungsbeispiel 29 
Frist 30-Tage 
Verzug 29 
Fristen 85-88 
Begriff 85 
gesetzliche 85 

Fruchtlosigkeitsbescheinigung 286 



G 

GbR 55 

Gebot der Nachpfändung 265 
Gebrauchsmuster 6 
Gebühren 

Auf- und Abrundung 1 1 7 
Begriff 117 

Gebührenklage 110, 111 
Gebührenmahnbescheid 110 
Gebührensatzrahmengebühr 149 
Gegenstandswert 117, Siehe auch 
Einzelstichwörter 
Arbeitsgerichtsverfahren 236 
Erhöhung und Ermäßigung 1 45-146 
im Kostenfestsetzungsverfahren 225, 228 
nichtvermögensrechtliche Streitigkeiten 133 
Prozesskostenhilfeverfahren 244 
Sicherungshypothek 232 
Zusammenrechnung 131 
Zwangsversteigerung 232 
Zwangsverwaltung 232 
Zwangsvollstreckung 230 
Gehör 

rechtliches 79 
Geld 

Verwertung bei Pfändung 265 
Geldansprüche 
Mahnung 28 
Geldforderungen 
Verschulden 29 
Geltungsbereich 
desRVG 121 

geografische Herkunftsangaben 
Schutz 6 

gerichtliches Mahnverfahren Siehe 
Mahnverfahren 
Gerichtsbarkeit 3-6 
freiwillige 4 
ordentliche 3 
streitige 4 
Gerichtsferien 87 
Gerichtsgebühr 



Mahnverfahren 191 
Gerichtskosten 

Kostenschuldner 120 
Gerichtsstand 
allgemeiner 1 1 
ausschließlicher 12 
besonderer 11-12 
Urkundenverfahren 93 
vereinbarter 12 
wahlweiser 12 
Gerichtsvollzieher 
Pfändung 261 
Rechte bei Pfändung 262 
Zuständigkeit 252 
Gerichtsvollzieherverteilerstelle 26 1 
geschäftliche Bezeichnungen 
Schutz 6 

Geschäftsgebühr 149-152, 155 
Erhöhungsgebühr 167 
Geschäftskosten 
allgemeine 173 
Geschäftsräume 
Durchsuchung 263 
Geschäftsreisen 175-176 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 55 
Gestaltungsklage 46 
Gläubiger 251 
gleichzeitige Pfändung 263 
Grundurteil 201 
Gütestelle 8 
Gütetermin 48,49, 105 
Güteverhandlung 235 



H 



Haftbefehl 

eidesstattliche Versicherung 289 
Handelsmarke 6 
Handelsrichter 10 
Handlungen 

Zwangsvollstreckung 280 
Hauptforderung 131 
Hauptsache 
Anträge zur 67 
Haupttermin 47, 49 
Hebegebühr 165-166 
Wertpapiere 166 
Hemmung 122 
Herausgabe 

Zwangsvollstreckung 279 
Herausgabeansprüche 
Gegenstandswert 132 
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Herausgabevollstreckung 

eidesstattliche Versicherung 285 
Hinterlegung 254 
Hinterlegungsstelle 254 
Höchstgebot 272 
Höchstgebühr 118,149 
Horizontalverweisung 199 



/ 

Inkassogebühr 165 



J 

Justizbedienstete 18 



K 

Kalenderfrist 86 

Kammer für Handelssachen 8, 10, 54, 93 
Kammern 103 
Kanzleiverlegung 176 
Kappungsgrenze 150 
Kindschaftssachen 9 
Klage 

Urkundenverfahren 95 
Klagearten 46 
Klageerwiderung 
Stellungnahme 48 
Klageerwiderungsfrist 48 
Klagerücknahme 51,61,120 
Klageschrift 52-57 
Ablichtungen 56 
Schriftform 45 
Zustellung 56 

Kleinbetragsrechnungen 126 
Kombi-Antrag 

Zwangsvollstreckung 26 1 
Korrespondenzanwalt 209, 210, 209-211, 211 
Korrespondenzgebühr 210 
Erhöhungsgebühr 167 
Kostbarkeiten 

Verwertung bei Pfändung 265 
Kosten 

Begriff 117 
notwendige 119 

Kostenausgleichung 1 1 0, 226-227 
Kostenfestsetzung 110 

gegen die eigene Partei 110 



nach § 1 1 111 
vereinfachte 110 

Kostenfestsetzungsantrag 109,226 
der anderen Partei 110 
Kostenfestsetzungsbeschluss 88, 109 
Kostenfestsetzungsverfahren 109, 225 
Kostengrundentscheidung 119 
Kostenrechnung 
Inhalt 125 
Kostenrecht 

Grundlagen 117-126 
Kostenrechtsmodemisierungsgesetz 1 49 
Kostenschuldner 120 
Kostentragungspflicht 119 
Arbeitsgerichtsverfahren 236 
Kostenverteilung 176 
Kraftwagen 

Fahrtkosten 175 

Kündigungen von Mietverhältnissen 
Streitwert 132 
Kündigungsschutzklagen 
Gegenstandswert 236 



L 

Ladung 21 
Ladungsffist 49 
Landesarbeitsgericht 103, 105 
Landgericht 5, 6, 7, 10, 95 
Lebenspartnerschaftssachen 9 
Lehrplan VII 
Leistung 29 
Leistungsklage 46 

Gleichstellung mit Mahnung 28 
Leistungsverweigerung 
Verzug 28 
LG-Bezirk 13 
Lösungssumme 
beim Arrest 295 



M 

Mahnabteilungen 
zentrale 37 
Mahnbescheid 

Erhöhungsgebühr 167 
Gleichstellung mit Mahnung 28 
im Arbeitsgerichtsverfahren 106 
Widerspruch 38 
Mahnung 27, 28 
Entbehrlichkeit 28 
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Mahnverfahren 9, 13, 111 
Aktenausdruck; 40 
arbeitsgerichtliches 37 
Ausschluss 35, 36 
automatisiertes 36, 191 
Gebühren 191-198 
gerichtliches 41 
maschinenlesbares 39 
Monierungsschreiben 38 
tatsächlich entstandene Auslagen 191 
Vordruckzwang 36 
Vorschuss 38 
Wesen 35 
Widerspruch 38-39 
Zulässigkeit 35 
Zuständigkeit 37 
Marke 6 
Marken 
Schutz 6 

Mehrvergleich 161, 162 
Beweisverfahren 221 
Widerruf 163 

Mehrvertretungszuschlag 166-168 
Mehrwertsteuer Siehe Umsatzsteuer 
Meistgebot 272 
Mietforderungen 

Gegenstandswert 132 
Mietstreitigkeiten 87 
Mietverhältnisse 

Gegenstandswert 132 
Mindestbetrag 
Wertgebühr 117 
Mindestfrist 

Versteigerung 265 
Mindestgebot 266 
Mindestgebühr 118, 149 

Gerichtsgebühr im Mahnverfahren 191 
Mittelgebühr 1 1 8 
Mobiliarvollstreckung 261-269 
Monatsfrist 87 
Monierungsschreiben 38 



N 

Nachpfändung 
Gebot 265 
Nachverfahren 94 
Urkundenprozess 205 
Nebenforderungen 132 
Nichtzulassungsbeschwerde 76 
Notfrist 76 
Notfristen 



Begriff 85 
Beispiele 85 
Notfristzeugnis 229 



o 

Oberlandesgericht 5, 10 
Obsiegen 

teilweise 119 

Offenbarungsverfahren 287 
Offenbarungsversicherung Siehe eidesstattliche 
Versicherung 

Offenlegung der Vermögensverhältnisse 

öffentliche Zustellung 2 1 

OLG-Bezirk 13 

Ordnungsgeld 281 

Ordnungshaft 281 

Ort der Versteigerung 266 



P 

Pachtforderungen 

Gegenstandswert 132 
Parkgebühren 176 
Parteifähigkeit 
einer GbR 55 
Parteivemehmung 50 
Parteizustellung 21 
Patente 6 

Patentgerichtsbarkeit 5, 6 
Pauschalgebühr 123 
Pauschalgebühren 118 
Begriff 117 
Pauschalvergütung 
Vereinbarung 122 
Pauschgebühr 123 
Pfandrecht 262 
Pfändung 261,262,261-269 
gleichzeitige 263 

Pfändungs- und Überweisungsbeschluss 
Wirksamkeit 276 
Pfändungsprotokoll 262 
Pflichtinhalte 

für Kostenrechnung nach UStG 125 
Post 18 

Post- und Telekommunikationsdienstleistungen 
173 

Postentgelte 173 

im Mahnverfahren 194 
postulationsfähig 67 
Postulationsfähigkeit 1 3 9 
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im Arbeitsgerichtsverfahren 103 
Prozess- und Sachleitung 185-186 
Prozessauftrag 

vorzeitige Beendigung 143 
Prozessbevollmächtigte 
Zustellung an 1 8 
Prozessgerieht erster Instanz 
Zwangsvollstreckung 252 
Prozesskostenhilfe 246 
Bewilligungsverfahren 243 
Entscheidung 243 
Gebührenerstattung 246 
Voraussetzungen 242 
Wirkungen 243 
Prozessurteil 59 
Prozessvergleieh 51 
Prozessvoraussetzungen 59 
Prozesszinsen 30 
Prüfung V, VII, VIII, IX, X, 7 



Q 

Quotenteilung 
Kosten 119 



Rechtsschutzversicherung 
Beratungshilfe 240 
Rechtswegbeschränkung 8 
Referendar 121 
Regelgehühren 
Einmaligkeit 123 
Registersaehen 4 
Registerzeichen 57-58 
ReNoPatAusbV VII 
Revision 73, 75 
Zulassung 76 

Revisionsbegründungsfrist 76, 86, 88 
Revisionsfrist 76, 85, 88 
Revisionsinstanz 11 
Riehter 

Zustellung 18 
Rücktritt 29 
Rüge 

Anhörungsrüge 73 
Ruhen 

des Verfahrens 49 
RVG 

Aufbau 122 
Geltungsbereich 121 



R 

Rahmengebühr 149 
Rahmengebühren 1 1 8 
Begriff 117 
Ratenzahlungen 230 
Vollstreckung 263 
Räumung 280 
Räumungstitel 262 
Rechtsanwälte 
mehrere 209 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz 121 
Rechtshehelfe 73 

Rechtsheschwerde 77, 78, 85, 88, 225 
Rechtsfähigkeit 
einer GhR 55 
rechtshängig 45 
Rechtshängigkeit 46 
Einrede 47 
rechtskräftig 
Begriff 253 

Rechtskraftzeugnis 229 
Rechtsmittel 73 

Rechtsmittelbegründungsfrist 87 
Rechtsmittelfrist 87 
Rechtspfleger 37, 109 



s 

Sachpfändung 261-269 
Saehverständige 50, 100 
Sachverständigen 138 
Satzrahmengebühren 117,118 
Säumnis 

nach § 333 ZPO 182 
nachträgliche 182 
Schadensersatz 
einfacher 29 

Schadensersatzforderungen 
Gegenstandswert 132 
Schadensminderungspflicht 99 
Scheckklage 93 
Scheckprozess 205 
Scheckprozessen 87 
Schreibauslagen 174 
Schreiben 
einfache 155 
Schriftform 45 
schriftliches Verfahren 48 
Terminsgebühr 144 
Schuldanerkenntnis 93 
Schuldner 251 
Schuldnerauskunft 
beimPfÜB 276 
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Schuldnerverzeichnis 

eidesstattliche Versicherung 287 
Schutzgebühr 

Beratungshilfe 240 
Schwellengebühr 150 
Selbstmahnung 28 

selbstständiges Beweisverfahren 217-223 
Senate 11,103 
Sicherheitsleistung 253, 256 
Art 254 

Sicherungshypothek 232,271,295 
Sicherungsvollstreckung 256 
Sicherungszwangsvollstreckung 
Grundstücke 256 
Signatur 

elektronische 45 
Sozialgeriehte 6 
Verkehrsanwalt 210 
Sozialgerichtsbarkeit 5 
sozialrechtlichen Angelegenheiten 149 
Sperrfrist 

eidesstattliehe Versicherung 288 
Sprungrevision 76 
Staatsgerichtsbarkeit 3 
Strafgerichtsbarkeit 3 
Streitigkeiten 

nachbarrechtliche 8 
Streitschliehtung 
obligatorische 8 
Streitverkündung 
beimPfÜB 276 
Stufenklage 46, 60 



T 

Tage- und Abwesenheitsgeld 175 
Tagesfrist 29, 86 
Tätigkeitsgruppen 118 
Teilgebühren 124 
Teilsicherheitsleistung 255 
Teilvollstreckung 255 
Termin 

eidesstattliehe Versicherung 288 
früher erster 47, Siehe Haupttermin 
Termine 
Begriff 85 

Terminsgebühr 138, 158, 162, 163, 164, 181, 
182, 187 

Arbeitsgerichtsverfahren 235 
Gegenstandswert 145 
im Mahnverfahren 196 
schriftliehes Verfahren 144 



Zwangsvollstreckung 230 
Terminsverlegung 87 
Terminsvertreter 211,212,211-213 
Textform 45 
Tiere 

Pfändung 264 



u 

Übernachtung 176 
Überpfändung 
Verbot 265 
Umsatzsteuer 173 
Unpfändbarkeit 264 
Unterbevollmächtigter 211 
Unterhaltsansprüche 9 
Gegenstandswert 132 
Unterlassung 281 
Unterpfändung 
Verbot 265 

unvertretbare Handlungen 280 
Urkundenansprüche 93 
Urkundenbeweis 50 
Urkundenprozess 93, 205 
Urkundenverfahren 93-97 

Anrechnung der Verfahrensgebühr 206 
Gebühren 205-208 
Klage 95 
Urkundsbeamte 

der Geschäftsstelle 1 09 
Urschrift 17 
Urteil 

Arbeitsgerichtsverfahren 105, 107 
Urteile 

im Arrestverfahren 76 
Sicherheitsleistung 256 



V 

Verbot der Überpfändung 265 
Verbot der Unterpfändung 265 
Verbraucher 29, 30 
Verbraucherdarlehensverträge 35 
Verfahrensbevollmächtigte 209 
Verfahrensbevollmächtigter 211 
Verfahrensdifferenzgebühr 161 
Verfahrensgebühr 118,163 

bei Erhöhung und Ermäßigung 145 
des Verkehrsanwalts 210 
Erhöhungsgebühr 167 
vorzeitige Beendigung 143 
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Verfügungen 77 
Vergleich 220 
als Titel 101 

im selbstständigen Beweisverfahren 220 
Vergütungsanspruch 121 
Fälligkeit 121 

V ergütungsantrag 

Beratungshilfe 242 

V ergütungsfestsetzungsverfahren 1 09 
Vergütungsvereinbarung 122, 128 
Vergütungsverzeichnis 117,121 

Aufbau 123 
Verhaftung 

eidesstattliehe Versicherung 289 
verhandeln 
Begriff 67 
Verhandlung 

mündliche Siehe Flaupttermin 
Verhandlungsfähigkeit 139 
Verhandlungsgebühr 138 
Verjährung 

Flemmung dureh Klage 47 
Verkehrsanwalt 209 
Gebühren 210 
Verkehrsgebühr 210 
Verkehrsmittel 
Fahrtkosten 175 
Vermögensverzeichnis 

eidesstattliche Versicherung 288 
Versäumnisurteil 39, 68 
Einspruch 69 

im schriftlichen Vorverfahren 47 
sehriftliehes Verfahren 48 
Zurückweisung des Antrags 69 
zweites 70 

Versäumnisurteile 110 
Verspätungssehaden 29 
Versteigerungstermin 
früherer 266 
Vertagung 

eidesstattliehe Versicherung 288 
Vertagungsgebühr 185-186 
Verteidigungsanzeige 85 
Aufforderung zur 47, 60 
Verteidigungsvorbringen 48 
Vertikalverweisung 201 
vertretbare Handlungen 280 
Vertreter des RA 1 2 1 
Verwaltungsakt 165 
Verwaltungsgerichte 5 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 5 
Verwaltungszwangsverfahren 149 
Verweisung 199-200, 199 
Verwertung 



anderweitige 266 
Verzögerungsschaden 29 
Verzug 27, 120 
30-Tage-Frist 29 
durch Selbstmahnung 28 
Leistungsverweigerung 28 
Verzugszinsen 29 
Videokonferenz 

Beweisaufnahme 50 
Verhandlungstermin 49 

V ollstreckbarkeit 

Urkundenprozess 95 
vorläufige 253 
Vollstreckung 
zur Unzeit 261 

Vollstreckungsbescheid 39-40, 194 
Einspruch 40 
Vollstreckungsgebühr 230 

V ollstreckungsgericht 

Zuständigkeit 252 
Vollstreckungsklausel 229, 255 
Vollstreckungstitel 253 
Vollstreckungszeiten 261 
Vorbehaltsurteil 94, 95 
Vordruckzwang 36 
vorläufiges Zahlungsverbot 277 
Vormundschaftssachen 4, 9 
Vorschuss 122 

gerichtliches Mahnverfahren 191 
Prozesskostenhilfe 246 

V orsteuerabzugsberechtigung 1 7 3 
Vorverfahren 

Arbeitsgerichtsverfahren 105 
schriftliches 47-48 
vorzeitige Beendigung 

der Berufüng oder Revision 144 
der Klage 143 



w 

Wahlanwalt 243 
Warenzeichen 6 
Wartefrist 

bei Vollstreckung 255 
Kostenfestsetzungsverfahren 110 
Zwangsvollstreckung 256 
Wechselklage 93 
Wechselprozess 87, 205 
Wertgebühr 1 1 8 
Wertgebühren 117 
Begriff 117 

Zusammenrechnung 131 
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Wertpapiere 

Verwertung bei Pfändung 265 
Wertteile 124 
Widerklage 

Gegenstands wert 133 
im Urkundennaehverfahren 206 
Widerrufsvergleich 160, 161 
Widerspruch 73, 192 
Arrestverfahren 295 
Erhöhungsgebühr 167 
Mahnverfahren 38-39 
Widerspruchsffist 

Arheitsgerichtsverfahren 106 
Widerspruchsnachricht 38 
Wiedereinsetzung 87-88 
Frist 88 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 87, 88 
Wiedereinsetzungsantrag 88 
zuständiges Gericht 88 
Wiedereinsetzungsgrund 88 
Willenserklärung 
Vollstreckung 281 
Wochenlfist 86 
Wohnungsdurchsuchung 263 



z 

Zahlungsaufforderung 27 
Zeiträume 28 
Zeitvergütungen 
Vereinbarung 122 
Zeugenvernehmung 50 
Zeugnisse 

Gegenstandswert 236 
Zinsanspruch 
Entstehung 30 
Zinsen 29 

Zivilgerichtsharkeit 3 
Zivilkammer 9 
Zulassungsrevision 75 
Zurückverweisung 201-202 
Zuständigkeit 7-13 



ausschließliche 104 
funktionelle 7 
örtliche 7 
sachliche 7 
Zustellung 17-25 

an Prozesshevollmächtigte 1 8 
an Vertreter 18 
Aufgabe zur Post 21 
der Klageschrift 56 
durch EB 19 
durch Fax 19 
durch Geschäftsstelle 1 8 
im Ausland 20 
per E-Mail 19 
Verfahren 17 
verweigerte Annahme 20 
von Amts wegen 1 8-2 1 
Zeitpunkt hei öffentlicher Z. 21 
Zustellungsarten 18 
Zustellungsauftrag 19 
Zustellungsbevollmächtigte 1 8 
Zustellungshevollmächtigten 20 
Zustellungsmängel 20 
Zustellungsurkunde 21 
Zwangsgeld 280 
Zwangshaft 280 

eidesstattliche Versicherung 289 
Zwangshypothek 271 
Zwangsversteigerung 271,272 
Zwangsversteigerungsverfahren 232 
Zwangsverwaltung 27 1 , 272 
Zwangsvollstreckung 
Arten 252 
Begriff 251 
Erhöhungsgebühr 167 
Gegenstandswert 132, 230 
Grundlagen 259 
mehrere Auftraggeber 23 1 
Voraussetzungen 253 
Zwangsvollstreckungsverfahren 87 
Zweitschuldner 120 
Zwischenvergleich 157 




